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RESOLUTION 68/1

Verabschiedet auf der 2. Plenarsitzung am 20. September 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.2, vorgelegt vom Prasidenten der Generalversammliung.

68/1. Uberpriifung der Durchfiihrung der Resolution 61/16 der Generalversammlung tiber die
Starkung des Wirtschafts- und Sozialrats

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 45/264 vom 13. Mai 1991, 48/162 vom 20. Dezember 1993,
50/227 vom 24. Mai 1996, 52/12 B vom 19. Dezember 1997, 57/270 B vom 23. Juni 2003, 60/265 vom
30. Juni 2006, 61/16 vom 20. November 2006 und 65/285 vom 29. Juni 2011,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 66/288 vom 27. Juli 2012, mit der sie das Ergebnis-
dokument der Konferenz der Vereinten Nationen {iber nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,.Die Zu-
kunft, die wir wollen* billigte,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 67/290 vom 9. Juli 2013,

in Bekraftigung der Rolle, die die Charta der Vereinten Nationen und die Generalversammlung dem
Wirtschafts- und Sozialrat {ibertragen haben, und in Anerkennung der Notwendigkeit, den Rat als Hauptor-
gan fiir Koordinierung, Politikiiberpriifung und Politikdialog und Empfehlungen zu Fragen der wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklung sowie fiir die Umsetzung der auf den grolen Konferenzen und Gipfeltreffen
der Vereinten Nationen vereinbarten internationalen Entwicklungsziele, einschlieBlich der Millenniums-
Entwicklungsziele, wirksamer zu gestalten,

sowie in Bekraftigung der eingegangenen Verpflichtung und unter Betonung der Notwendigkeit, den
Wirtschafts- und Sozialrat im Rahmen seines Mandats nach der Charta als ein Hauptorgan der Vereinten
Nationen bei der integrierten und koordinierten Weiterverfolgung der Ergebnisse aller groen Konferenzen
und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich und auf damit zu-
sammenhédngenden Gebieten zu stirken, und in Anerkennung der Schliisselrolle, die dem Rat bei der Her-
beifithrung einer ausgewogenen Integration der drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung zukommt,

unter Hinweis auf ihre Resolution 67/199 vom 21. Dezember 2012, namentlich den Beschluss, offe-
ne, transparente und alle Seiten einschlieBende Konsultationen zur Uberpriifung und Sondierung der Moda-
lititen fiir den Prozess der Entwicklungsfinanzierung zu fiihren, einschlielich moglicher Vorkehrungen zur
Stiarkung des Prozesses sowie Moglichkeiten, wie die verschiedenen die Entwicklungsfinanzierung betref-
fenden Prozesse auf integrierte Weise zusammengefiihrt werden konnen, unter Beriicksichtigung der Emp-
fehlungen in dem Bericht des Generalsekretirs iiber die Modalitdten des Folgeprozesses zur Frage der
Entwicklungsfinanzierung',

im Hinblick auf die Prozesse im Zusammenhang mit der Umsetzung der Ergebnisse der Konferenz
der Vereinten Nationen iiber nachhaltige Entwicklung, der beschleunigten Umsetzung der Millenniums-
Entwicklungsziele und der Ausarbeitung der Post-2015-Entwicklungsagenda,

1. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Prisidenten der Generalversammlung iiber die Uber-
priifung der Durchfiihrung der Resolution 61/16 der Generalversammlung iiber die Stirkung des Wirt-
schafts- und Sozialrats’;

2. nimmt auBerdem Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretérs iiber die Durchfithrung der
Resolution 61/16 der Generalversammlung iiber die Stirkung des Wirtschafts- und Sozialrats®;

' A/67/353.
2 A/67/975.
3 A/67/736-E/2013/7.
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3. verabschiedet den in der Anlage zu dieser Resolution enthaltenen Text und fordert den Wirt-
schafts- und Sozialrat und die anderen zustdndigen Organe des Systems der Vereinten Nationen auf, die
darin enthaltenen MafB3nahmen rasch durchzufiihren;

4.  beschliet, die in dieser Resolution und ihrer Anlage enthaltenen Regelungen auf ihrer zwei-
undsiebzigsten Tagung zu tiberpriifen.

Anlage

Uberpriifung der Durchfiihrung der Resolution 61/16 der Generalversammlung iber die Starkung
des Wirtschafts- und Sozialrats

1. Im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen der Charta der Vereinten Nationen soll der Wirt-
schafts- und Sozialrat seine Rolle als zentraler Mechanismus fiir die Koordinierung der Aktivitdten des Sys-
tems der Vereinten Nationen und seiner Sonderorganisationen sowie fiir die Uberwachung der Nebenorgane
im Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich und auf damit zusammenhéngenden Gebieten weiter stirken.
Er soll allgemeine Leitlinien fiir das Entwicklungssystem der Vereinten Nationen vorgeben und die ent-
sprechende Koordinierung gewihrleisten und eine koordinierte Weiterverfolgung der Ergebnisse der gro-
Ben internationalen Konferenzen und Gipfeltreffen im Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich und auf
damit zusammenhingenden Gebieten fordern. Die Arbeitsmodalititen des Rates sollen von den Grundsét-
zen der Inklusivitdt, der Transparenz und der Flexibilitdt geleitet sein. Der Rat soll danach trachten, Syner-
gie und Kohérenz zu schaffen und Doppelungen zwischen seinen Beratungen und denen des politischen
Forums auf hoher Ebene tiber nachhaltige Entwicklung zu vermeiden.

2. Der Wirtschafts- und Sozialrat priift auch weiterhin die Berichte der zwischenstaatlichen und inter-
institutionellen Koordinierungsorgane und -mechanismen und gibt Empfehlungen dazu ab, wie diese ihre
Effizienz, ihre Rechenschaftslegung und ihr Zusammenwirken verbessern und die Komplementaritét ihrer
Tatigkeit steigern konnten.

3. Bei den Folgemafinahmen zu den Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen soll der
Wirtschafts- und Sozialrat fiir die Harmonisierung und Koordinierung der Tagesordnungen und Arbeitspro-
gramme der Fachkommissionen sorgen, indem er eine klarere Arbeitsaufteilung zwischen ihnen fordert und
ihnen klare Leitlinien vorgibt. Zu diesem Zweck soll eine bessere Vorbereitung der Ratssitzungen ange-
strebt werden.

4. Durch die in dieser Anlage getroffenen Regelungen soll die Zahl der Sitzungstage, die dem Wirt-
schafts- und Sozialrat derzeit zur Verfiigung stehen, nicht erhht werden.

5. Der Wirtschafts- und Sozialrat stellt sein Arbeitsprogramm mit sofortiger Wirkung auf einen Zyklus
von Juli bis Juli um und wird gebeten, Ubergangsregelungen fiir die Wahl seines Prisidiums zu erwigen
und dabei die einschldgigen Regeln, Vorschriften und Gepflogenheiten im Hinblick auf die Tatigkeit des
Rates, seiner Nebenorgane und der Fonds und Programme der Vereinten Nationen zu beriicksichtigen.

6. Der Wirtschafts- und Sozialrat muss eine stirker themenorientierte Herangehensweise verfolgen,
damit er seine Fiithrungsrolle in Bezug auf die Ermittlung neuer Herausforderungen, die Forderung von
Reflexion, Debatte und innovativem Denken und die ausgewogene Integration der drei Dimensionen der
nachhaltigen Entwicklung ausbauen kann.

7. Der Wirtschafts- und Sozialrat richtet sein jahrliches Arbeitsprogramm an einem Hauptthema aus, das
a) zu Beginn des jeweiligen Zyklus festgelegt wird,

b)  unter Beriicksichtigung der Rolle des Rates bei der Férderung der ausgewogenen Integration
der wirtschaftlichen, der sozialen und der umweltbezogenen Dimension der nachhaltigen Entwicklung so-
wie der Post-2015-Entwicklungsagenda ausgewahlt wird;

¢) vom Rat auf der Grundlage von Beitrdgen seiner Nebenorgane sowie der Mitgliedstaaten be-
schlossen wird,;

d) als Orientierung fiir die Arbeit seines gesamten Systems dient, unter Achtung der Tagesord-
nung, der Vielfalt der Mandate und des jeweiligen Sachverstands der verschiedenen Nebenorgane;
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e) es dem Rat ermdglicht, die systemweite Kohédrenz und Koordinierung in Fragen zu férdern, die
einer wirksamen Reaktion des Systems der Vereinten Nationen bediirfen.

8. Der Wirtschafts- und Sozialrat 14dt seine Nebenorgane und die Leitungsgremien der Fonds, Pro-
gramme und Sonderorganisationen ein, gegebenenfalls zu seiner Arbeit beizutragen, unter Beriicksichti-
gung des vereinbarten Themas.

9. Der Prasident des Wirtschafts- und Sozialrats schldgt im Benehmen mit den Nebenorganen und den
Mitgliedstaaten ein Jahresthema vor, zuerst fiir die beiden folgenden Zyklen und danach jeweils fiir das
folgende Jahr, um den Nebenorganen und den Mitgliedstaaten geniigend Zeit fiir Beitrdge zu geben.

10.  Der Wirtschafts- und Sozialrat hélt auch kiinftig eine Arbeitstagung und eine Organisationstagung
ab. Damit der Rat flexibler reagieren kann, kann er im Einklang mit seiner Geschéftsordnung Sondertagun-
gen einberufen. Dariiber hinaus ist der Rat als Hauptorgan der Vereinten Nationen berechtigt, Ad-hoc-
Sitzungen abzuhalten, wenn dies geboten ist, um dringende Entwicklungen im Wirtschafts-, Sozial- und
Umweltbereich und auf damit zusammenhingenden Gebieten zu behandeln.

11.  Die derzeitige Gliederung der Arbeitstagung des Wirtschafts- und Sozialrats in Tagungsteile wird
gedndert, wobei die Arbeitstage wie folgt umverteilt werden:

a) Ein Tagungsteil fiir operative Entwicklungsaktivitdten wird unmittelbar nach den ersten or-
dentlichen Tagungen der Exekutivrite der Fonds und Programme des Systems der Vereinten Nationen ab-
gehalten. Durch diesen Tagungsteil soll der Rat fiir die operativen Entwicklungsfonds und -programme
systemweit die allgemeine Koordinierung gewéhrleisten und Leitlinien vorgeben. Diese Leitlinien sollen
Ziele, Prioritidten und Strategien fiir die Umsetzung der von der Generalversammlung formulierten Politik
umfassen, einschlieBlich der vierjahrlichen umfassenden Grundsatziiberpriifung, und soll sich auf Quer-
schnitts- und Koordinierungsfragen im Zusammenhang mit den operativen Aktivititen konzentrieren. Der
Schwerpunkt der Malnahmen soll auf der Steigerung der Gesamtwirkung der operativen Aktivititen des
Systems der Vereinten Nationen zur Unterstiitzung der einzelstaatlichen Entwicklungspriorititen liegen.
Um wiederholte Erdrterungen zu vermeiden, sollen die dem Rat Bericht erstattenden Leitungsorgane er-
sucht werden, in ihren Berichten an den Rat die Fragen, die der Priifung bediirfen, hervorzuheben und die
zu ergreifenden MaBnahmen aufzuzeigen und sich dabei von dem gewdhlten Hauptthema leiten zu lassen.
Die direkt mit der Durchfiihrung nationaler Entwicklungsstrategien befassten einzelstaatlichen Beamten
sowie die Vertreter des Systems der Vereinten Nationen auf Feldebene sollen ermutigt werden, sich an die-
sem Tagungsteil zu beteiligen, damit ihre Beitrdge beriicksichtigt werden konnen. Der Beitrag des Tagungs-
teils zu den Vorbereitungen fiir die vierjdhrliche Grundsatziiberpriifung der operativen Aktivitdten, durch
die die Versammlung die grundlegenden systemweiten Orientierungen fiir die Entwicklungszusammenar-
beit des Systems der Vereinten Nationen und die Modalitdten auf einzelstaatlicher Ebene festlegt, soll fort-
gefiihrt werden;

b) im Juni wird ein Tagungsteil fiir humanitdre Angelegenheiten abgehalten, durch den der Rat
weiter zur Stiarkung der Koordinierung und Wirksamkeit der humanitéren Hilfe und Unterstiitzung der Ver-
einten Nationen beitragen und die internationalen Anstrengungen zur Bewéltigung humanitirer Notlagen,
einschlieBlich Naturkatastrophen, unterstiitzen und ergénzen soll, um eine bessere, koordinierte Reaktion
der Vereinten Nationen zu fordern. Der Rat soll auBBerdem auch kiinftig eine Sonderveranstaltung zur Eror-
terung des Ubergangs von der Nothilfe zur Entwicklung abhalten, die unmittelbar vor dem Tagungsteil fiir
humanitdre Angelegenheiten und im Anschluss an die Jahrestagung der Exekutivrite der Fonds und Pro-
gramme des Systems der Vereinten Nationen einberufen werden soll;

¢) im Juli wird ein Tagungsteil auf hoher Ebene abgehalten. Dieser wird auch kiinftig die Funk-
tionen des Tagungsteils auf hoher Ebene des Rates gemiB den Resolutionen der Generalversammlung
45/264 vom 13. Mai 1991, 48/162 vom 20. Dezember 1993, 50/227 vom 24. Mai 1996 und 61/16 vom
20. November 2006 wahrnehmen, insbesondere des alle zwei Jahre stattfindenden zweitdgigen Forums fiir
Entwicklungszusammenarbeit, soweit in dieser Resolution oder in Resolution 67/290 vom 9. Juli 2013
nichts anderes festgelegt ist. Wahrend dieses Tagungsteils wird die in Resolution 67/290 vorgesehene drei-
tagige Ministertagung des politischen Forums auf hoher Ebene iiber nachhaltige Entwicklung abgehalten.
Das Ergebnis dieses Tagungsteils wird in einer Ministererkldrung bestehen;
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d) regelméBig werden spezielle Koordinierungs- und Managementsitzungen abgehalten, die die
Funktionen des Tagungsteils fiir Koordinierungsfragen und des allgemeinen Tagungsteils iibernehmen, wie
in den in Ziffer 11 c) genannten Resolutionen der Generalversammlung vorgesehen. Der Zeitplan dieser
Sitzungen wird vom Rat beschlossen;

e) injedem Jahr wird ein Tagungsteil fiir Integration abgehalten, dessen Zeitplan und Modalitdten
vom Rat beschlossen werden. Die Hauptfunktionen dieses Tagungsteils bestehen in der Konsolidierung
aller Beitrdge der Mitgliedstaaten, der Nebenorgane des Rates, des Systems der Vereinten Nationen und
anderer mafigeblicher Interessentréger und in der Forderung der ausgewogenen Integration der drei Dimen-
sionen der nachhaltigen Entwicklung. Der Tagungsteil fiir Integration fiihrt die wichtigsten Botschaften aus
dem System des Rates zum jeweiligen Hauptthema zusammen und erarbeitet handlungsorientierte Empfeh-
lungen fiir FolgemafBnahmen.

12.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll einen jahrlichen Dialog mit den Exekutivsekretdren der Regio-
nalkommissionen fithren.

13.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den Dialog iiber die Agenda fiir Entwicklungsfinanzierung und
ihre Umsetzung weiter starken und fordern, unter anderem durch den Ausbau der bestehenden Regelungen,
darunter die Sondertagung auf hoher Ebene mit der Weltbank, dem Internationalen Wahrungsfonds, der
Welthandelsorganisation und der Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen, die unmit-
telbar im Anschluss an die jahrliche Frithjahrstagung des Gemeinsamen Ministerausschusses der Gouver-
neursrite der Bank und des Fonds fiir den Transfer realer Ressourcen an Entwicklungslédnder in Washington
abgehalten wird. Der Rat soll auBerdem auch weiterhin eine feste Zeit fiir die Beratung und Behandlung der
FolgemafBnahmen zur Internationalen Konferenz iiber Entwicklungsfinanzierung ansetzen.

14.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll nach Bedarf das Zusammenwirken mit den maf3geblichen inter-
nationalen und regionalen Foren, Organisationen und Gruppierungen fordern, die Politikempfehlungen
abgeben oder Politikentscheidungen treffen, die globale Auswirkungen haben.

15.  Bei der Anberaumung der genannten Tagungen, Sitzungen und Konsultationen soll der Wirtschafts-
und Sozialrat die Tagungen anderer mit wirtschaftlichen, sozialen und umweltbezogenen Fragen befasster
Organe beriicksichtigen, um unnétige Uberschneidungen und eine Uberfrachtung ihrer jeweiligen Tages-
ordnung zu vermeiden.

16.  Der Wirtschafts- und Sozialrat hélt die ordentlichen Sitzungen seiner Arbeitstagungen in New York
und den Tagungsteil fiir humanitidre Angelegenheiten weiter im Wechsel zwischen New York und Genf ab.
Ein anderer Standort der Vereinten Nationen konnte ad hoc, bei vertretbaren Kosten, beschlossen werden,
wenn dies zu einer besseren Erorterung des gewéhlten Hauptthemas beitragen wiirde.

17.  Im Hinblick auf die sténdige Verbesserung des Zusammenwirkens mit seinen Nebenorganen und der
Weiterverfolgung ihrer Arbeit soll der Wirtschafts- und Sozialrat handlungsorientierte Uberpriifungen der
Tatigkeiten, Berichte und Empfehlungen seiner Nebenorgane durchfiithren, Wiederholungen der in diesen
Organen abgehaltenen Aussprachen vermeiden und die Aufmerksamkeit auf Fragen konzentrieren, die eine
priorisierte und koordinierte sachbezogene Reaktion des gesamten Systems der Vereinten Nationen erfor-
dern. Die Berichte der Nebenorgane sollen eine Zusammenfassung enthalten, knapp gefasst sein und die
Schlussfolgerungen und Empfehlungen und die Fragen, die moglicherweise die Aufmerksamkeit und/oder
eine Beschlussfassung des Rates erfordern, klar darlegen.

18.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Ubergangsregelungen fiir die Abhaltung der jihrlichen Uberprii-
fung auf Ministerebene wihrend des Tagungsteils auf hoher Ebene in den Jahren 2014 und 2015 treffen.

19.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll den besonderen Bediirfnissen der Lander in besonderen Situatio-
nen, ndmlich der am wenigsten entwickelten Lander, der Binnenentwicklungsliander, der kleinen Inselent-
wicklungslander und der Lander Afrikas, Zeit widmen und ihre Anliegen als Querschnittspriorititen in alle
Tagungsteile aufnehmen. Er wird weiter den besonderen Entwicklungsherausforderungen der Lander mit
mittlerem Einkommen Rechnung tragen.
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20.  Gemal seinem fritheren Beschluss wird der Wirtschafts- und Sozialrat 2015 im Rahmen seiner jahr-
lichen Uberpriifung auf Ministerebene auch die Durchfiihrung des Aktionsprogramms fiir die am wenigsten
entwickelten Linder fiir die Dekade 2011-2020 (Aktionsprogramm von Istanbul)* priifen. Das Forum fiir
Entwicklungszusammenarbeit soll auch weiterhin das Aktionsprogramm von Istanbul beriicksichtigen,
wenn es sich mit den Trends in der internationalen Entwicklungszusammenarbeit sowie mit der Politik-
kohirenz fiir Entwicklung befasst. Der Rat soll auBerdem die Durchfiihrung des Aktionsprogramms von
Istanbul weiter tiberpriifen und koordinieren.

21.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll Schritte unternehmen, um verstirkt Fragen zu behandeln, die die
kleinen Inselentwicklungslédnder betreffen, entsprechend dem Mandat des Aktionsprogramms fiir die nach-
haltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungslandern (Aktionsprogramm von Bar-
bados)’ und der Strategie von Mauritius fiir die weitere Durchfiihrung des Aktionsprogramms fiir die nach-
haltige Entwicklung der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsliandern®,

22.  Dem Wirtschafts- und Sozialrat kommt eine wichtige Rolle als Plattform fiir die Mitwirkung einer
Vielzahl von Interessentrdgern und die Einbeziehung aller maBgeblichen Interessentréger in die Arbeit des
Rates zu, insbesondere was seine Funktion im Zusammenhang mit der Integration der drei Dimensionen
der nachhaltigen Entwicklung betrifft.

23.  Wibhrend sein zwischenstaatlicher Charakter gewahrt bleibt, sucht der Wirtschafts- und Sozialrat die
aktive Mitwirkung von wichtigen Gruppen, nichtstaatlichen Organisationen, anderen mafigeblichen Interes-
sentrdgern und Regionalorganisationen an den Tétigkeiten des Rates und seiner Fach- und Regionalkom-
missionen zu fordern, im Einklang mit den Bestimmungen ihrer jeweiligen Geschéftsordnung und der Re-
solution 67/290 der Generalversammlung, soweit sie die Sitzungen des politischen Forums auf hoher Ebene
iiber nachhaltige Entwicklung unter der Schirmherrschaft des Rates betreffen.

24.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll die Einbeziehung von Jugendlichen in seine Beratungen weiter
fordern und dabei auf den positiven Erfahrungen aufbauen, die in der Vergangenheit mit den informellen
Jugendforen gesammelt wurden. Der Rat soll dariiber hinaus auch das informelle Partnerschaftsforum fort-
setzen.

25.  Der Generalsekretir soll Vorschldge zur Forderung der Zusammenarbeit {iber das gesamte System
der Vereinten Nationen hinweg vorlegen und dabei die Funktionen eines gestirkten Wirtschafts- und Sozi-
alrats beriicksichtigen, wobei die Sekretariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten
als zentrale Stelle fiir die Unterstiitzung des Rates fungiert, damit die vorhandenen Ressourcen des Systems
der Vereinten Nationen besser genutzt werden konnen, um den Rat und sein Prisidium umfassender zu
unterstiitzen. Die Vorschldge sollen auch MaBBnahmen umfassen, durch die das Sekretariat in die Lage ver-
setzt wird, die Durchfiihrung einer einheitlichen Entwicklungsagenda besser zu unterstiitzen. In dhnlicher
Weise soll der Generalsekretar Vorschldgen nachgehen, wie die Unterstiitzung des Rates, einschlie8lich des
Biiros seines Prisidenten, verstiarkt werden kann.

26.  Der Generalsekretar soll Mafnahmen ergreifen, damit den Bediirfnissen der kleinen Inselent-
wicklungsldnder auf institutioneller Ebene angemessene Aufmerksamkeit entgegengebracht wird, und die
dritte Internationale Konferenz iiber die kleinen Inselentwicklungsldnder wirksam unterstiitzen.

27.  Das jéhrliche Arbeitsprogramm des Wirtschafts- und Sozialrats soll die Verstirkung des regel-
méBigen Dialogs mit dem Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Na-
tionen vorsehen und dabei die einschlidgigen Resolutionen des Rates und der Generalversammlung bertick-

* Report of the Fourth United Nations Conference on the Least Developed Countries, Istanbul, Turkey, 9-13 May 2011
(A/CONF.219/7), Kap. 11.

’ Report of the Global Conference on the Sustainable Development of Small Island Developing States, Bridgetown, Barbados,
25 April-6 May 1994 (United Nations publication, Sales No. E.94.1.18 und Korrigenda), Kap. I, Resolution 1, Anlage II.

8 Report of the International Meeting to Review the Implementation of the Programme of Action for the Sustainable Devel-
opment of Small Island Developing States, Port Louis, Mauritius, 10-14 January 2005 (United Nations publication,
Sales No. E.05.11.A.4 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 1, Anlage II.
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sichtigen, namentlich die Versammlungsresolution 67/226 vom 21. Dezember 2012 iiber die vierjéhrliche
umfassende Grundsatziiberpriifung.

28.  Die Resolutionen und Beschliisse des Wirtschafts- und Sozialrats sollen von allen in Betracht kom-
menden Teilen des Systems der Vereinten Nationen vollstdndig durchgefiihrt und weiterverfolgt werden.
Der Rat und die Generalversammlung sollen diesen Prozess den Erfordernissen entsprechend regelméaBig
iiberwachen.

29.  Der Wirtschafts- und Sozialrat und die Generalversammlung, insbesondere ihr Zweiter und Dritter
Ausschuss, miissen die Rationalisierung ihrer jeweiligen Tagesordnung priifen und entsprechende Mal-
nahmen ergreifen, mit dem Ziel, Doppelungen und Uberschneidungen zu beseitigen und die Komplimenta-
ritdt bei der Behandlung und Verhandlung &hnlicher oder zusammenhéngender Fragen zu fordern.

30.  Die Prisidenten des Wirtschafts- und Sozialrats und der Generalversammlung werden ersucht, sich
mit den Présidien der zustdndigen Organe und zwischenstaatlichen Organe der Vereinten Nationen, nament-
lich der Kommission fiir Friedenskonsolidierung, abzustimmen, um ein Hochstmal} an Synergie und Wirk-
samkeit zu erzielen.

31.  Das Prasidium des Wirtschafts- und Sozialrats soll regelméBig offene informelle Konsultationen des
Rates einberufen, um die organisatorischen, prozeduralen und fachlichen Aspekte der Tagungen des Rates
zu verbessern, mit dem Ziel, die Fragen und Empfehlungen in den Vordergrund zu stellen, die der Behand-
lung und Beschlussfassung durch den Rat bediirfen, damit die Arbeitstagungen zielorientierter und besser
vorbereitet sind. Dies kann je nach Bedarf im Rahmen von Dialogen mit den Vorsitzenden und den Sekreta-
riaten der zustdndigen Fachkommissionen, sonstigen Nebenorgane und verwandten Organe und Exekutiv-
rite geschehen.

32.  Das Prisidium des Wirtschafts- und Sozialrats soll weiter regelmiBig zusammentreten, um sich mit
Fragen wie den Empfehlungen zu den in die Tagesordnung aufzunehmenden Gegenstinden und Themen,
der Struktur der Sitzungen und den Listen der Gastteilnehmer an Podiumsdiskussionen zu befassen, und es
soll im Kontext seiner Organisationstitigkeit gegebenenfalls iiber die Beratungen der entsprechenden zwi-
schenstaatlichen Mechanismen auflerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Laufenden gehalten
werden. Das Prisidium soll den Rat regelmaBig iiber seine Beratungen unterrichten.

33.  Die Mitglieder des Prasidiums sollen der ndchsten Tagung des Wirtschafts- und Sozialrats mitteilen,
welche Arbeitsmethoden sich als erfolgreich erwiesen haben und welche Erfahrungen insgesamt gesammelt
wurden.

34.  Der Wirtschafts- und Sozialrat soll weiter erwigen, wie er sein Profil in der Offentlichkeit verbes-
sern kann, unter anderem indem er der Offentlichkeit seine Rolle, seine Arbeit und seine Erfolge auf iiber-
zeugende Weise wirksam vermittelt.

RESOLUTION 68/2

Verabschiedet auf der 2. Plenarsitzung am 20. September 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.3, vorgelegt vom Prasidenten der Generalversammliung.

68/2. Verlangerung des zwischenstaatlichen Prozesses der Generalversammlung zur
Starkung und Verbesserung der wirksamen Arbeitsweise des Systems der
Menschenrechtsvertragsorgane

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 66/254 vom 23. Februar 2012, mit der sie den zwischen-
staatlichen Prozess der Generalversammlung zur Stirkung und Verbesserung der wirksamen Arbeitsweise
des Systems der Menschenrechtsvertragsorgane aufnahm, und ihre Resolution 66/295 vom 17. September
2012, mit der sie den zwischenstaatlichen Prozess verldngerte,

Kenntnis nehmend von der Beteiligung der Mitgliedstaaten sowie der Sachverstdndigen der Men-
schenrechtsvertragsorgane, der nationalen Menschenrechtsinstitutionen, des Amtes des Hohen Kommissars
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der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte und nichtstaatlicher Organisationen am zwischenstaatlichen
Prozess und von ihren Beitrdgen dazu,

nachdriicklich darauf hinweisend, dass die Stirkung und Verbesserung der wirksamen Arbeitsweise
des Systems der Menschenrechtsvertragsorgane ein gemeinsames Ziel der Beteiligten ist, die nach der
Charta der Vereinten Nationen und den internationalen Menschenrechtsiibereinkiinften, mit denen Vertrags-
organe geschaffen wurden, unterschiedliche rechtliche Befugnisse besitzen, und in dieser Hinsicht die lau-
fenden Anstrengungen der verschiedenen Vertragsorgane zur Stdrkung und Verbesserung ihrer wirksamen
Arbeitsweise anerkennend,

1. beschlieBt, den zwischenstaatlichen Prozess der Generalversammlung zur Stirkung und Ver-
besserung der wirksamen Arbeitsweise des Systems der Menschenrechtsvertragsorgane bis zur ersten Fe-
bruarhilfte 2014 zu verldngern, um die Erarbeitung eines Ergebnisdokuments des zwischenstaatlichen Pro-
zesses abzuschliefen;

2. kommt Uberein, die Behandlung der Elemente fiir die sachbezogene Resolution fortzusetzen
und dabei unter anderem auf den Elementen aufzubauen, die in dem wihrend der siebenundsechzigsten
Tagung der Generalversammlung vorgelegten Bericht der Ko-Moderatoren {iber den zwischenstaatlichen
Prozess’ enthalten sind;

3. ersucht den Prisidenten der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung, zwei
Ko-Moderatoren zur Fortfiihrung der offenen, transparenten und alle Seiten einbeziechenden Verhandlungen
ZU ernennen;

4. ersucht den Generalsekretir, bis zum 15. November 2013 eine unter anderem auf dem Bericht
der Ko-Moderatoren beruhende umfassende und detaillierte Kostenschéitzung vorzulegen, die als Hinter-
grundmaterial zur Unterstiitzung des zwischenstaatlichen Prozesses dient.

RESOLUTION 68/3

Verabschiedet auf der 3. Plenarsitzung am 23. September 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.1, vorgelegt vom Prasidenten der Generalversammiung.

68/3. Ergebnisdokument der Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene Uber die
Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen international
vereinbarten Entwicklungsziele fiir Menschen mit Behinderungen — Der weitere Weg:
eine behinderteninklusive Entwicklungsagenda bis 2015 und danach

Die Generalversammlung

verabschiedet das nachstehende Ergebnisdokument:

Ergebnisdokument der Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene tber die Verwirklichung
der Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen international vereinbarten Entwicklungsziele
fur Menschen mit Behinderungen — Der weitere Weg: eine behinderteninklusive Entwicklungsagenda
bis 2015 und danach

l. Werte und Grundsatze

1. Wir, die Staats- und Regierungschefs, sind am 23. September 2013 am Amtssitz der Vereinten Na-
tionen in New York zusammengekommen, um erneut unsere Entschlossenheit zu erkldren, gemeinsam auf
eine behinderteninklusive Entwicklung hinzuarbeiten, und das Bekenntnis der internationalen Gemein-
schaft zur Forderung der Rechte aller Menschen mit Behinderungen zu bekriftigen, dessen Wurzeln sich in
den Zielen der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte® finden.

7 A/67/995.
8 Resolution 217 A (I1I). In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/acmr.pdf.
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2. Wir bekriftigen, dass die Millenniums-Entwicklungsziele und die anderen international vereinbarten
Entwicklungsziele fiir Menschen mit Behinderungen bis 2015 und dariiber hinaus verwirklicht werden
miissen, und erkennen an, dass Menschen mit Behinderungen sowohl Triger als auch NutznieBer der Ent-
wicklung sind und einen wertvollen Beitrag zum allgemeinen Wohlergehen, zum Fortschritt und zur Viel-
falt der Gesellschaft leisten.

3. Wir sind besorgt dariiber, dass diese von uns eingegangene Verpflichtung noch nicht in vollem Um-
fang zur Einbeziehung von Behinderungsfragen in die international vereinbarten Entwicklungsziele, ein-
schlieBlich der Millenniums-Entwicklungsziele, gefiihrt hat, und bekunden mit dem Néherriicken des Jah-
res 2015 erneut nachdriicklich unsere Entschlossenheit, die rechtzeitige Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele und der anderen international vereinbarten Entwicklungsziele fiir Menschen mit Behin-
derungen sicherzustellen, die schitzungsweise 15 Prozent der Weltbevolkerung oder 1 Milliarde Menschen
ausmachen, von denen geschitzte 80 Prozent in den Entwicklungsldndern leben. Wir heben in dieser Hin-
sicht hervor, wie wichtig es ist, Menschen mit Behinderungen Zugénglichkeit und Inklusion in allen Aspek-
ten der Entwicklung zu gewéhrleisten und alle Menschen mit Behinderungen in der sich herausbildenden
Post-2015-Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen gebiihrend zu beriicksichtigen.

1. Verwirklichung der Entwicklungsziele fur Menschen mit Behinderungen bis 2015 und danach

4. Wir heben hervor, dass alle maBBgeblichen Interessentriager dringend auf die Annahme und Umset-
zung von ehrgeizigeren, Behindertenfragen einbeziehenden nationalen Entwicklungsstrategien und
-anstrengungen hinarbeiten miissen, die gezielte behindertenorientierte MaBnahmen enthalten, gestiitzt auf
verstarkte internationale Zusammenarbeit und Unterstiitzung, und beschlielen, die nachstehenden Ver-
pflichtungen fiir die Zeit bis 2015 und danach einzugehen:

a) die uneingeschrinkte Anwendung und Umsetzung des internationalen normativen Rahmens fiir
Behinderungs- und Entwicklungsfragen zu erreichen, indem wir die Ratifikation und Durchfithrung des
Ubereinkommens iiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen® fordern und die Ratifikation des Fa-
kultativprotokolls zu dem Ubereinkommen'® erwigen, beides Ubereinkiinfte, die sowohl die Menschen-
rechte als auch die Entwicklung betreffen;

b) sicherzustellen, dass bei allen entwicklungspolitischen MaBnahmen, einschlieBlich derjenigen
in Bezug auf die Beseitigung der Armut, soziale Inklusion, produktive Vollbeschéftigung und menschen-
wiirdige Arbeit und Zugang zu einer sozialen Grundversorgung, sowie in den dazugehérigen Entschei-
dungsprozessen die Bediirfnisse aller Menschen mit Behinderungen, einschlielich Frauen, Kindern, Ju-
gendlicher, indigener Menschen und élterer Menschen, die Gewalt und mehrfachen oder verschérften For-
men der Diskriminierung ausgesetzt sein kdnnen, sowie der Nutzen fiir diese Menschen beriicksichtigt
werden;

c) konkrete Pline auszuarbeiten, darunter erforderlichenfalls den Erlass oder die Anderung und
die Durchsetzung innerstaatlicher Rechtsvorschriften, die Harmonisierung der einzelstaatlichen rechtlichen,
politischen und institutionellen Strukturen und die Annahme und Umsetzung nationaler Plédne, die fiir die
Millenniums-Entwicklungsziele und andere international vereinbarte Entwicklungsziele relevant sind, um
die Inklusion von Menschen mit Behinderungen zu verbessern;

d) das Recht auf Bildung auf der Grundlage der Chancengleichheit und der Nichtdiskriminierung
anzuerkennen, indem wir den Grundschulunterricht zugédnglich, unentgeltlich und obligatorisch sowie fiir
alle Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern verfiigbar machen, indem wir sicher-
stellen, dass fiir alle Kinder Chancengleichheit beim Zugang zu einem inklusiven, hochwertigen Bildungs-
system besteht, und indem wir die friihkindliche Bildung und Erziehung und die Sekundarschulbildung
allgemein verfligbar und fiir alle zugénglich machen, insbesondere fiir Kinder mit Behinderungen aus ein-
kommensschwachen Familien;

? United Nations, Treaty Series, Vol. 2515, Nr. 44910. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL 2008 II S. 1419;
6BGBI. III Nr. 155/2008, AS 2014 1119.

10 Ebd., Vol. 2518, Nr. 44910. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2008 11 S. 1419, 1453; 6BGBI. III Nr. 155/2008.
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e) fiir Menschen mit Behinderungen die Zugénglichkeit von Gesundheitsdiensten sicherzustellen,
einschlieBlich der primédren Gesundheitsversorgung und spezialisierter Dienste, unter anderem indem wir in
diese Dienste investieren und sie fiir Menschen mit Behinderungen erschwinglicher machen;

f)  den Sozialschutz auszubauen, um Bediirfnissen im Zusammenhang mit Behinderungen gerecht
zu werden, und den gleichberechtigten Zugang zu entsprechenden Systemen auf der Grundlage eines sozi-
alen Basisschutzes, einschlieBlich Einkommensunterstiitzung, sowie den Zugang zu geeigneten und er-
schwinglichen Dienstleistungen, Gerdten und anderen Hilfen zu foérdern;

g) den Mitgliedstaaten nahezulegen, nachhaltige Maflnahmen zu ergreifen, um Menschen mit
Behinderungen gleichen Zugang zu produktiver Vollbeschiftigung und menschenwiirdiger Arbeit auf der
Grundlage der Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung zu gewéhrleisten, namentlich indem wir den
Zugang zu inklusiven Bildungssystemen, Qualifizierung und beruflicher und unternehmerischer Ausbil-
dung fordern, damit Menschen mit Behinderungen ein HochstmaB3 an Unabhingigkeit erreichen und be-
wahren konnen;

h)  Barrierefreiheit nach dem Konzept des universellen Designs zu gewahrleisten, indem Barrieren
in den Bereichen physische Umwelt, Transport, Beschéftigung, Bildung, Gesundheit, Dienstleistungen,
Information und Hilfsmittel, wie zum Beispiel Informations- und Kommunikationstechnologien, beseitigt
werden, auch in entlegenen oder lédndlichen Gebieten, damit Menschen mit Behinderungen wéhrend ihres
gesamten Lebens ihr volles Potenzial entfalten kdnnen;

i)  die Sammlung, Analyse und Uberwachung von Daten zum Thema Behinderung fiir die Pla-
nung, Umsetzung und Evaluierung der Entwicklungspolitik zu verbessern und dabei regionale Zusammen-
hinge uneingeschriankt zu beriicksichtigen, gegebenenfalls einschligige Daten und Statistiken durch geeig-
nete Mechanismen mit den zustindigen Organisationen und Organen innerhalb des Systems der Vereinten
Nationen, einschlieBSlich der Statistischen Kommission, auszutauschen, und hervorzuheben, dass internatio-
nal vergleichbare, nach Geschlecht und Alter aufgeschliisselte Daten und Statistiken erforderlich sind, die
Informationen iiber Behinderungen enthalten;

j)  in Abstimmung mit akademischen Institutionen und anderen maBigeblichen Akteuren die For-
schungsarbeiten zur Erhéhung des Wissensstands und des Verstindnisses beziiglich Behinderung und Ent-
wicklung zu verstirken und zu unterstiitzen und auf angemessene und effiziente Weise diesbeziigliche Mit-
tel zuzuweisen;

k) die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten Nationen und die humanitiren Akteure nach-
driicklich aufzufordern, im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat Menschen mit Behinderungen auch wei-
terhin stirker in humanitire Programme und MaBnahmen einzubeziehen und dabei Augenmerk auf ihre
Bediirfnisse zu legen sowie Barrierefreiheit und Rehabilitation als wesentliche Bestandteile in alle Aspekte
und Phasen humanitirer MaBnahmen aufzunehmen, unter anderem durch eine bessere Vorbereitung auf den
Katastrophenfall und die Verringerung des Katastrophenrisikos;

)  ein besseres Verstindnis und Wissen und ein moglichst ausgepragtes gesellschaftliches Be-
wusstsein in Bezug auf Menschen mit Behinderungen zu férdern, unter anderem indem wir Kommunika-
tionskampagnen und Kampagnen in den sozialen Medien durch und in Verbindung mit Menschen mit Be-
hinderungen und Organisationen von Menschen mit Behinderungen entwickeln und durchfiihren, um eine
positive Wahrnehmung von Menschen mit Behinderungen zu fordern und auf die Beseitigung diskriminie-
render sozialer und einstellungsbedingter Barrieren hinzuwirken, damit Menschen mit Behinderungen un-
eingeschrinkt an der Gesellschaft teilhaben;

m) die einzelstaatlichen Anstrengungen zur Beriicksichtigung der Rechte und Bediirfnisse von
Frauen und Kindern mit Behinderungen und zur Verwirklichung der international vereinbarten Entwick-
lungsziele und Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Gleichstellung der Geschlechter und den Rech-
ten des Kindes zu verstarken, unter anderem und auf Ersuchen auch mit geeigneter Unterstiitzung durch
internationale Zusammenarbeit;

n) den regionalen und internationalen Entwicklungsbanken und Finanzinstitutionen nahezulegen,
im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat bei allen ihren entwicklungsférdernden Maflnahmen und ihren
Kreditmechanismen Behindertenfragen zu beriicksichtigen, in Anbetracht dessen, dass Menschen mit Be-
hinderungen auch wihrend Wirtschaftskrisen unverhiltnisméaBig stark betroffen sind;

11
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0) die Mobilisierung 6ffentlicher und privater Mittel auf nachhaltiger Grundlage zu fordern mit
dem Ziel, dass Behindertenfragen auf allen Ebenen der Entwicklung durchgéngig beriicksichtigt werden,
und hervorzuheben, dass die internationale Zusammenarbeit und der Austausch bewéhrter Verfahren, ein-
schlieBlich der regionalen und subregionalen Zusammenarbeit, der Siid-Siid-Zusammenarbeit und der Drei-
eckskooperation als Ergénzung der Nord-Siid-Zusammenarbeit und nicht als Ersatz fiir diese, sowie Part-
nerschaften fiir eine behinderteninklusive Entwicklung gefordert und ausgebaut werden miissen, um die
einzelstaatlichen Anstrengungen zu unterstiitzen, unter anderem indem wir sicherstellen, dass die Mittel,
der Kapazitatsaufbau und die technische Hilfe, einschlieBlich durch die Erleichterung des Zugangs zu bar-
rierefreien und unterstiitzenden Technologien und ihre Weitergabe und durch Technologietransfer zu ein-
vernehmlich festgelegten Bedingungen sowie andere Interventionen, eine behinderteninklusive Entwick-
lung fordern, die Barrierefreiheit fiir Menschen mit Behinderungen gewéhrleisten und ihre Selbstbestim-
mung stirken; besonderes Augenmerk sollte den Entwicklungslidndern gelten, fiir die es immer schwieriger
wird, ausreichende Mittel zur Deckung des dringendsten Bedarfs im Hinblick auf die durchgédngige Be-
riicksichtigung von Behindertenfragen in der Entwicklung zu mobilisieren, namentlich Rehabilitation, Ha-
bilitation, Herstellung der Chancengleichheit fiir Menschen mit Behinderungen, Gesundheitsférderung und
Kampagnen im Bereich offentliche Gesundheit zur Krankheitspriavention, und soziale, umweltbezogene
und gesundheitliche Risikofaktoren anzugehen, unter anderem durch die Verbesserung der Gesundheitsver-
sorgung, der Gesundheit von Miittern und des Zugangs zu Impfungen, sauberem Wasser, Sanitédreinrichtun-
gen und sicheren Transportmitteln;

p) privatwirtschaftliche Unternehmen anzuhalten, Partnerschaften mit dem offentlichen Sektor
und der Zivilgesellschaft, insbesondere Organisationen von Menschen mit Behinderungen, einzugehen, um
in ihren Initiativen im Bereich soziale Verantwortung von Unternehmen eine mit den nationalen Plédnen,
Politiken und Priorititen im Einklang stehende Behindertenperspektive zu integrieren, anzunehmen und
umzusetzen;

q) die Ziele des Multi-Geber-Treuhandfonds der Partnerschaft der Vereinten Nationen fiir die
Forderung der Rechte von Menschen mit Behinderungen zu unterstiitzen, unter anderem durch freiwillige
Beitrdge, und anderen Interessentrdgern nahezulegen, dies ebenfalls zu tun.

I11.  Weiterverfolgung des Ergebnisdokuments der Tagung der Generalversammlung auf hoher
Ebene Uber die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen interna-
tional vereinbarten Entwicklungsziele fur Menschen mit Behinderungen — Der weitere Weg:
eine behinderteninklusive Entwicklungsagenda bis 2015 und danach

5. Wir fordern das System der Vereinten Nationen sowie die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, sich
auch weiterhin fiir die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen international
vereinbarten Entwicklungsziele fiir Menschen mit Behinderungen bis 2015 und danach einzusetzen, und
legen der internationalen Gemeinschaft nahe, jede Chance zu nutzen, um Behindertenbelange als Quer-
schnittsthema in die globale Entwicklungsagenda aufzunehmen, sie in der sich herausbildenden Post-2015-
Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen gebiihrend zu beriicksichtigen, mit dem Ziel verstirkter Zu-
sammenarbeit, und den Mitgliedstaaten auf Antrag einschlidgige technische Hilfe zu leisten.

6. Wir fordern den Wirtschafts- und Sozialrat auf, sich mit dem Thema Behinderung und Entwicklung
gebiihrend zu befassen, unter anderem im Rahmen der operativen Tatigkeiten der Vereinten Nationen und
im Einklang mit den jeweiligen Mandaten, um das Bewusstsein und die Zusammenarbeit auf allen Ebenen
zu verbessern, gegebenenfalls auch unter Beteiligung der Einrichtungen der Vereinten Nationen, der multi-
lateralen Entwicklungsbanken und -institutionen und anderer maf3geblicher Akteure, und dabei fiir Koordi-
nierung zu sorgen und modgliche Uberschneidungen zu vermeiden.

7. Wir nehmen Kenntnis vom inklusiven Charakter des Vorbereitungsprozesses fiir diese Tagung auf
hoher Ebene, einschlieBlich der online und auf regionaler Ebene abgehaltenen Konsultationen.

8. Wir ersuchen den Generalsekretér, in die von ihm aufgrund bestehender Mandate vorzulegenden
regelmifBigen Berichte zu Behinderten- und Entwicklungsfragen in Abstimmung mit allen zusténdigen In-
stitutionen der Vereinten Nationen Angaben iiber die bei der Umsetzung dieses Ergebnisdokuments erziel-
ten Fortschritte aufzunehmen und gegebenenfalls Empfehlungen zu konkreten weiteren Mallnahmen zur
Umsetzung dieses Ergebnisdokuments im Kontext der Entwicklungsagenda nach 2015 abzugeben.
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9. Wir unterstreichen, wie wichtig es ist, Menschen mit Behinderungen, auch tiber die sie vertretenden
Organisationen, als wesentliche Akteure und Interessentriger bei der Ausarbeitung, Umsetzung und Uber-
wachung der sich herausbildenden Post-2015-Entwicklungsagenda intensiv zu konsultieren und ge ge-
benenfalls aktiv einzubinden.

10.  Wir ersuchen die Generalversammlung, in ihre abschlieBende Priifung der Fortschritte bei der Errei-
chung der Millenniums-Entwicklungsziele auch die zur Umsetzung dieses Ergebnisdokuments ergriffenen
Mafnahmen aufzunehmen. Wir ersuchen auBlerdem den Prdsidenten der Generalversammlung auf ihrer
siebzigsten Tagung, den Umsetzungsstand und die Fortschritte bei der Verwirklichung der Entwicklungs-
ziele fiir Menschen mit Behinderungen weiterzuverfolgen.

RESOLUTION 68/4

Verabschiedet auf der 25. Plenarsitzung am 3. Oktober 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.5, vorgelegt vom Prasidenten der Generalversammlung.

68/4. Erklarung des Dialogs auf hoher Ebene tber internationale Migration und Entwicklung
Die Generalversammlung

verabschiedet die nachstehende Erklarung:

Erklarung des Dialogs auf hoher Ebene tber internationale Migration und Entwicklung

Wir, die Vertreter der Staaten und Regierungen, zusammengetreten am 3. und 4. Oktober 2013 am
Amtssitz der Vereinten Nationen in New York anlésslich des Dialogs auf hoher Ebene iiber internationale
Migration und Entwicklung,

1. erkennen an, dass die internationale Migration eine multidimensionale Realitét ist, die fiir die
Entwicklung der Herkunfts-, Transit- und Zielldnder groBe Bedeutung besitzt, und sind uns in dieser Hin-
sicht bewusst, dass die internationale Migration ein Querschnittsphédnomen ist, das eines kohérenten, um-
fassenden und ausgewogenen Herangehens bedarf, das die Entwicklung integriert, unter gebiihrender Be-
riicksichtigung der sozialen, der wirtschaftlichen und der 6kologischen Dimension, und die Menschenrech-
te achtet;

2.  anerkennen den wichtigen Beitrag, den Migranten und die Migration in den Herkunfts-, Tran-
sit- und Ziellandern zur Entwicklung leisten, sowie die vielschichtigen Wechselbeziehungen zwischen Mi-
gration und Entwicklung;

3. beschlieBen, auf eine wirksame und inklusive Agenda zur internationalen Migration hinzuar-
beiten, die die Entwicklung integriert und die Menschenrechte achtet, indem wir die Leistung der bestehen-
den Institutionen und Rahmen verbessern und wirksamere Partnerschaften mit allen auf regionaler und glo-
baler Ebene mit internationaler Migration und Entwicklung befassten Interessentragern eingehen;

4.  bekriftigen unsere Entschlossenheit, die Chancen und Herausforderungen anzugehen, die die
internationale Migration fiir die Herkunfts-, Transit- und Ziellander mit sich bringt;

5. erkennen an, dass es internationaler Zusammenarbeit bedarf, um die mit der irreguldren Migra-
tion verbundenen Herausforderungen auf ganzheitliche und umfassende Weise anzugehen und so eine si-
chere, geordnete und reguldre Migration zu gewéhrleisten, bei der die Menschenrechte uneingeschriankt
geachtet werden;

6. sind uns dessen bewusst, dass die Synergien zwischen der internationalen Migration und der
Entwicklung auf globaler, regionaler und nationaler Ebene verstirkt werden miissen;

7.  erkennen die Anstrengungen an, welche die internationale Gemeinschaft unternimmt, um die
mafgeblichen Aspekte der internationalen Migration und der Entwicklung im Rahmen unterschiedlicher
Initiativen sowohl innerhalb des Systems der Vereinten Nationen als auch im Rahmen anderer Prozesse,
insbesondere des Globalen Forums iiber Migration und Entwicklung und regionaler Prozesse, anzugehen
und den Sachverstand der Internationalen Organisation fiir Migration und anderer Mitgliedorganisationen
der Globalen Gruppe fiir Migrationsfragen zu nutzen;
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8. anerkennen den wichtigen Beitrag der Migration zur Verwirklichung der Millenniums-Ent-
wicklungsziele und sind uns dessen bewusst, dass die Mobilitdt der Menschen ein wesentlicher Faktor einer
nachhaltigen Entwicklung ist, der bei der Erarbeitung der Post-2015-Entwicklungsagenda angemessene
Beriicksichtigung finden soll;

9.  anerkennen die wichtige Rolle, die Migranten als Partner in der Entwicklung in den Herkunfts-,
Transit- und Zielldndern erfiillen, und sind uns der Notwendigkeit bewusst, die Wahrnehmung von Migranten
und Migration in der Offentlichkeit zu verbessern;

10. bekriftigen die Notwendigkeit, die Menschenrechte und Grundfreiheiten aller Migranten, un-
geachtet ihres Migrationsstatus, insbesondere diejenigen der Frauen und Kinder, wirksam zu férdern und zu
schiitzen und die Frage der internationalen Migration im Wege der Zusammenarbeit und des Dialogs auf
internationaler, regionaler oder bilateraler Ebene und mittels eines umfassenden und ausgewogenen Ansat-
zes anzugehen und dabei die Rolle und die Verantwortlichkeiten der Herkunfts-, Transit- und Zielldnder bei
der Forderung und dem Schutz der Menschenrechte aller Migranten anzuerkennen und Ansétze zu vermei-
den, die die Verwundbarkeit von Migranten verschlimmern konnten;

11. sind uns dessen bewusst, dass Frauen und Méadchen fast die Hilfte aller internationalen Mi-
granten weltweit darstellen und dass der besonderen Lage und Verwundbarkeit von Migrantinnen, Frauen
wie Madchen, Rechnung getragen werden muss, unter anderem durch die Einbeziehung einer Geschlech-
terperspektive in die Politik und durch die Stirkung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, Institutionen
und Programme zur Bekdmpfung geschlechtsspezifischer Gewalt, insbesondere des Menschenhandels und
der Diskriminierung von Frauen und Miadchen;

12. betonen in dieser Hinsicht, dass geeignete MaBlnahmen zum Schutz von Wanderarbeitnehme-
rinnen in allen Sektoren, einschlieBlich der in Haushalten beschiftigten Migrantinnen, getroffen werden
miissen;

13. verleihen unserer Entschlossenheit Ausdruck, die Menschenrechte von Kindermigranten zu
schiitzen, insbesondere unbegleiteten Kindermigranten, da sie sich in einer besonders verwundbaren Lage
befinden, und fiir ihre Gesundheit, ihre Bildung und ihre psychosoziale Entwicklung Sorge zu tragen und
dabei sicherzustellen, dass das Wohl des Kindes bei der Integrations-, Riickkehr- und Familienzusammen-
fiihrungspolitik ein vorrangig zu beriicksichtigender Gesichtspunkt ist;

14. unterstreichen die Notwendigkeit, die anwendbaren internationalen Arbeitsnormen zu achten
und zu schiitzen und die Rechte von Migranten am Arbeitsplatz zu achten;

15. nehmen Kenntnis von dem Beitrag der anwendbaren internationalen Ubereinkiinfte, nament-
lich der Internationalen Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familien-
angehorigen'', zum internationalen System fiir den Schutz der Migranten;

16. verurteilen nachdriicklich die gegen Migranten gerichteten Akte, Bekundungen und AuBerun-
gen von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhéngender Intole-
ranz sowie die hdufig auf sie angewandten Klischees, unter anderem aufgrund der Religion oder der Welt-
anschauung, und fordern die Staaten nachdriicklich auf, wenn es zu fremdenfeindlichen oder intoleranten
Akten, Bekundungen oder AuBerungen gegen Migranten kommt, die bestehenden Gesetze anzuwenden und
erforderlichenfalls zu verschérfen, um der Straflosigkeit fiir diejenigen, die solche Akte begehen, ein Ende
Zu setzen;

17. bekriftigen unsere Entschlossenheit, den Menschenhandel zu verhiiten und zu bekémpfen,
seine Opfer zu schiitzen, die Schleusung von Migranten zu verhiiten und zu bekdmpfen und Migranten vor
Ausbeutung und anderen Missbrauchshandlungen zu schiitzen, betonen, dass nationale und regionale Stra-
tegien zur Bekdmpfung des Menschenhandels festgelegt beziehungsweise aktualisiert werden miissen und
die Zusammenarbeit bei der Verhiitung des Menschenhandels, bei der strafrechtlichen Verfolgung der Men-
schenhéndler und beim Schutz der Opfer des Menschenhandels verstarkt werden muss, und legen den Mit-

" United Nations, Treaty Series, Vol. 2220, Nr. 39481. Deutschsprachige Fassung: Resolution 45/158 der Generalversamm-
lung, Anlage.
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gliedstaaten nahe, die einschligigen internationalen Ubereinkiinfte zur Verhiitung und Bekimpfung des
Menschenhandels und der Schleusung von Migranten zu ratifizieren, ihnen beizutreten und sie durchzufiih-
ren;

18. ermutigen die Mitgliedstaaten zur Zusammenarbeit bei Mobilitétsprogrammen, die eine siche-
re, geordnete und reguldre Migration erleichtern, unter anderem auch durch die Mobilitdt von Arbeits-
kriften;

19. sind uns der besonderen Verwundbarkeit und der besonderen Umstdnde und Bediirfnisse her-
anwachsender und junger Migranten bewusst und erkennen gleichzeitig ihr Potenzial, soziale, wirtschaft-
liche und kulturelle Briicken der Zusammenarbeit und des Verstdndnisses zwischen verschiedenen Gesell-
schaften zu schlagen;

20. anerkennen auflerdem alle Anstrengungen, die von Regierungen, allen zustindigen Organen,
Organisationen, Fonds und Programmen des Systems der Vereinten Nationen und anderen zustidndigen zwi-
schenstaatlichen, regionalen und subregionalen Organisationen, einschlieBlich der Internationalen Organi-
sation fiir Migration und anderer Mitgliedorganisationen der Globalen Gruppe fiir Migrationsfragen, sowie
von nichtstaatlichen Interessentrdgern, einschlieflich des Privatsektors, unternommen werden, um interna-
tionale Migration und Entwicklung so anzugehen, dass fiir die Migranten wie fiir die Gesellschaften ein
Nutzen entsteht, und unterstreichen angesichts dieses Ziels ferner die Notwendigkeit, die Partnerschaften
zwischen allen maBgeblichen Interessentrigern zu stirken;

21. unterstreichen, dass die Regierungen und die Zivilgesellschaft intensiver zusammenwirken
miissen, um Antworten auf die mit der internationalen Migration verbundenen Herausforderungen und
Chancen zu finden, und anerkennen den Beitrag der Zivilgesellschaft, einschlieBlich der nichtstaatlichen
Organisationen, zur Forderung des Wohlergehens von Migranten und ihrer Integration in die Gesellschaft,
insbesondere unter Bedingungen extremer Verwundbarkeit, sowie die Unterstiitzung der internationalen
Gemeinschaft fiir die Anstrengungen dieser Organisationen;

22. erkennen an, dass Migrationsstrome komplex sind und dass internationale Migrationsbewe-
gungen auch innerhalb derselben geografischen Region auftreten, und fordern in diesem Zusammenhang
ein besseres Verstidndnis der Migrationsmuster innerhalb und zwischen Regionen;

23. erkennen an, wie wichtig es ist, dass die internationale Gemeinschaft abgestimmte Anstren-
gungen unternimmt, um in prekéren Situationen festsitzenden Migranten zu helfen, sie zu unterstiitzen und
ihre freiwillige Riickkehr in ihr Herkunftsland zu erleichtern und dabei gegebenenfalls zusammenzuarbei-
ten, und fordern praktische, handlungsorientierte Initiativen mit dem Ziel, Schutzliicken zu ermitteln und zu
schlieB3en;

24. unterstreichen das Recht der Migranten, in das Land ihrer Staatsangehorigkeit zurtickzukehren,
und weisen darauf hin, dass die Staaten die ordnungsgeméfe Aufnahme der riickkehrenden Staatsangehori-
gen gewihrleisten miissen;

25. erkennen die Notwendigkeit an, die Rolle zu priifen, die Umweltfaktoren bei der Migration
spielen konnen;

26. sind uns dessen bewusst, dass untersucht werden muss, wie sich die Migration von hochquali-
fizierten Personen, insbesondere in den Bereichen Gesundheit, Soziales und Ingenieurwesen, auf die Ent-
wicklungsanstrengungen der Entwicklungslidnder auswirkt, und unterstreichen, dass die zirkuldre Migration
untersucht werden muss;

27.  sind uns dessen bewusst, dass Heimatiiberweisungen eine wichtige Quelle fiir Privatkapital sind,
und bekréftigen die Notwendigkeit, die Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dass solche Uberweisungen in den
Ursprungs- wie den Empféangerlandern billiger, schneller und sicherer abgewickelt werden konnen;

28. unterstreichen, dass verldssliche statistische Daten iiber die internationale Migration, nach
Moglichkeit auch iiber den Beitrag der Migranten zur Entwicklung sowohl in den Herkunftslindern als
auch in den Zielldndern, benétigt werden; diese Daten konnten eine faktengestiitzte Politikgestaltung und
Entscheidungsfindung in allen maf3geblichen Aspekten der nachhaltigen Entwicklung erleichtern;
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29. erkennen an, dass sich das Globale Forum iiber Migration und Entwicklung als wertvolles Fo-
rum fiir die Fiihrung freimiitiger und offener Gespriche erwiesen und dazu beigetragen hat, durch den Aus-
tausch von Erfahrungen und bewihrten Verfahren und dank seines freiwilligen, informellen Charakters und
seiner Leitung durch die Staaten Vertrauen zwischen den teilnehmenden Interessentrdgern zu schaffen;

30. erkennen an, dass das System der Vereinten Nationen die Gespriche und die Ergebnisse des
Globalen Forums iiber Migration und Entwicklung nutzen kann, um die Vorteile der internationalen Migra-
tion fiir die Entwicklung zu optimieren;

31. fordern alle zustindigen Organe, Organisationen, Fonds und Programme des Systems der Ver-
einten Nationen sowie die sonstigen zustindigen zwischenstaatlichen, regionalen und subregionalen Orga-
nisationen, namentlich die Internationale Organisation fiir Migration und die anderen Mitglieder der Globa-
len Gruppe fiir Migrationsfragen, sowie den Sonderbeauftragten des Generalsekretérs fiir internationale Mi-
gration und Entwicklung auf, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats ihre Zusammenarbeit und Kooperation
zu verstdarken, um das Thema internationale Migration und Entwicklung besser und umfassender anzuge-
hen, im Hinblick auf einen kohdrenten, umfassenden und koordinierten Ansatz, und in ihren Beitrdgen zu
dem Vorbereitungsprozess zur Festlegung der Post-2015-Entwicklungsagenda Migrationsfragen zu behan-
deln;

32. begriilen die jiingsten Anstrengungen der Globalen Gruppe fiir Migrationsfragen, Mafinahmen
zur Verbesserung ihrer Arbeitsweise zu ergreifen und die Kohérenz und Abstimmung zwischen ihren Mit-
gliedorganisationen zu fordern, und betonen in dieser Hinsicht, wie wichtig regelméBige Interaktionen zwi-
schen der Gruppe und den Mitgliedstaaten sind;

33. ersuchen den Generalsekretir, seine Sacharbeit zur Frage internationale Migration und Ent-
wicklung fortzusetzen und in Zusammenarbeit mit dem System der Vereinten Nationen und den zusténdi-
gen Organisationen, einschlieBlich der Internationalen Organisation fiir Migration, auch kiinftig die Fort-
schritte auf dem Gebiet der Migration und der Entwicklung zu bewerten;

34. ersuchen den Generalsekretir auBerdem, bei der Ausarbeitung seines der Generalversammlung
auf ihrer neunundsechzigsten Tagung vorzulegenden Berichts iiber internationale Migration und Entwick-
lung die Beratungen und Ergebnisse dieses Dialogs auf hoher Ebene gebiihrend zu beriicksichtigen.

RESOLUTION 68/6

Verabschiedet auf der 32. Plenarsitzung am 9. Oktober 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.4, vorgelegt vom Prasidenten der Generalversammlung.

68/6. Ergebnisdokument der Sonderveranstaltung zur Weiterverfolgung der Anstrengungen zur
Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele

Die Generalversammlung

verabschiedet das nachstehende Ergebnisdokument:

Ergebnisdokument der Sonderveranstaltung zur Weiterverfolgung der Anstrengungen zur
Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele

1. Wir, Staats- und Regierungschefs und Delegationsleiter, sind am Amtssitz der Vereinten Nationen in
New York zu der vom Prisidenten der Generalversammlung einberufenen Sonderveranstaltung zusammen-
gekommen, um die Fortschritte bei der Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele zu iiberpriifen und
den weiteren Weg zu planen. Bei unseren Beratungen haben wir die Stimmen von Menschen aus aller Welt
und die von ihnen vorgebrachten Anliegen und Prioritéten beriicksichtigt.

2. Wir treten mit einem Gefiihl der Dringlichkeit und der Entschlossenheit zusammen, da nicht einmal
mehr 850 Tage bleiben, um die Millenniums-Entwicklungsziele zu erreichen. Wir bekriftigen unser Be-
kenntnis zu den Zielen und beschlieBen, alle Anstrengungen zu ihrer Erreichung bis 2015 zu verstérken.
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3. Wir begriilen das bisher Erreichte. Die Millenniums-Entwicklungsziele haben eine gemeinsame
Vision geschaffen und zu bemerkenswerten Fortschritten beigetragen. Bei der Erreichung einiger der Ziel-
vorgaben sind wir erheblich und substanziell vorangekommen.

4. Die Ungleichheit und Liickenhaftigkeit der Fortschritte und die nach wie vor bestehenden enormen
Herausforderungen erfiillen uns jedoch mit Besorgnis. Die Millenniums-Entwicklungsziele sind fiir die
Deckung der grundlegenden Bediirfnisse der Menschen in den Entwicklungsléndern entscheidend wichtig;
mit dem nahenden Ablauf der von uns gesetzten Frist im Jahr 2015 sind unablissige Anstrengungen erfor-
derlich, um die Fortschritte bei der Erreichung aller Ziele zu beschleunigen.

5. Diejenigen unter den Entwicklungsldndern und innerhalb ihrer Bevolkerung, die am weitesten zu-
riickliegen, brauchen unsere Aufmerksamkeit und Unterstiitzung am dringendsten. Wir sind uns der beson-
deren Herausforderungen und Bediirfnisse der am wenigsten entwickelten Lander ebenso bewusst wie der
Tatsache, dass die meisten afrikanischen Lénder trotz beeindruckender Fortschritte bei der Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele nach wie vor im Riickstand sind und dass Lander in Konflikt- oder Post-
konfliktsituationen vor den grofiten Herausforderungen dabei stehen, irgendeines der Ziele bis 2015 zu er-
reichen.

6. Wir sind uns der besonderen Herausforderungen und Bediirfnisse der kleinen Inselentwicklungslén-
der und der Binnenentwicklungslédnder bewusst, von denen viele nicht im Zeitplan liegen, um die Millenni-
ums-Entwicklungsziele bis 2015 zu erreichen. Wir sind uns auflerdem der besonderen Schwierigkeiten be-
wusst, mit denen unter ausldndischer Besetzung lebende Menschen bei der Erreichung der Ziele konfron-
tiert sind. Wir erkennen die Herausforderungen an, die sich den Menschen in von komplexen humanitiren
Notstandssituationen betroffenen Gebieten und in von Terrorismus betroffenen Gebieten bei der Erreichung
der Ziele stellen. Wir sind uns au3erdem der besonderen Probleme bewusst, denen sich viele Lander mit
mittlerem Einkommen gegeniibersehen.

Beschleunigung der Fortschritte

7. Wir bekréftigen unser Bekenntnis zum Ergebnisdokument der 2010 abgehaltenen Plenartagung der
Generalversammlung auf hoher Ebene iiber die Millenniums-Entwicklungsziele'”. Die jéhrlichen Berichte
iiber die Ziele mit ihrer jeweils aktualisierten Einschitzung dessen, wo unsere Anstrengungen am meisten
bendtigt werden, werden uns bei der Erarbeitung unseres Ansatzes und unserer Priorititen von Hilfe sein.

8. Wir beschlieen, insbesondere diejenigen Millenniums-Entwicklungsziele anzugehen, von deren
Erreichung wir am weitesten entfernt sind, und diejenigen, bei denen der Fortschritt zum Stillstand ge-
kommen ist, darunter die Ziele betreffend Armut und Hunger, den allgemeinen Zugang zur Grundschulbil-
dung, die Kindersterblichkeit, den allgemeinen Zugang zu reproduktiver Gesundheit, einschlieSlich der
Gesundheit von Miittern, sowie die dkologische Nachhaltigkeit und den Zugang zu Wasser und sanitéren
Einrichtungen. Wir sind entschlossen, in jedem dieser Bereiche die erforderlichen zielgerichteten und koor-
dinierten Mafinahmen zu ergreifen. Wir werden bewéhrte Mafinahmen auf breiterer Basis anwenden, die
von uns gemachten Zusagen erfiillen und unsere Unterstiitzung fiir die gesamte Bandbreite der laufenden
wertvollen Initiativen verstirken, namentlich die internationale Unterstiitzung fiir die Durchfiihrung der
Neuen Partnerschaft fiir die Entwicklung Afrikas".

9. Bei allen unseren Bemiithungen um eine Beschleunigung der Fortschritte werden wir Gewicht auf
Inklusivitdt und Zugénglichkeit fiir alle legen und unser besonderes Augenmerk auf die Schutzbediirftigsten
und am stirksten Benachteiligten richten. Wir werden uns beispielsweise bemiihen, die Widerstandskraft
der drmsten Menschen im Kampf gegen den Hunger zu stérken, die Unterstiitzung von Frauen zu verbes-
sern, die in den Gebieten grofiter Not Kinder zur Welt bringen, und die Bildungschancen und Lernergebnis-
se der am stérksten gefdhrdeten Kinder zu verbessern.

10.  Wo wir mit den Anstrengungen auf Kurs liegen und eine entsprechende Dynamik besteht, werden
wir alles daransetzen, diese aufrechtzuerhalten und zu verstirken. So werden wir bei der Bekdmpfung von

12 Resolution 65/1.
13 A/57/304, Anlage.
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HIV/Aids stirker darauf hinarbeiten, das Ziel des allgemeinen Zugangs zu Diensten der HIV-Pravention,
-Behandlung, -Betreuung und -Unterstiitzung bis 2015 zu erreichen. Wir werden die bemerkenswerten Er-
folge im Kampf gegen Malaria und Tuberkulose erhalten und auf ihnen aufbauen.

11.  Wir werden einen besonderen Schwerpunkt auf alle Ansétze legen, die bereichsiibergreifend wirken
und einen Multiplikatoreffekt haben. Insbesondere sind wir uns dessen bewusst, dass die Férderung der
Geschlechtergleichstellung und die Erméchtigung von Frauen und Médchen die Grundlage und eine trei-
bende Kraft fiir Fortschritte bei allen Millenniums-Entwicklungszielen sind. Wir werden die Geschlech-
tergleichstellung entschlossen fordern und die vielfaltigen Hindernisse fiir die Stirkung der Selbstbestim-
mung von Frauen und Médchen in unseren Gesellschaften beseitigen.

Weltweite Entwicklungspartnerschaft

12.  Wir unterstreichen die zentrale Rolle einer gestirkten weltweiten Entwicklungspartnerschaft. Wir
sind uns der Wichtigkeit der nationalen Eigenverantwortung bewusst und heben hervor, dass die einzel-
staatlichen Anstrengungen internationaler Unterstiitzung bediirfen und in einem férderlichen internationa-
len Umfeld stattfinden miissen, wenn die Millenniums-Entwicklungsziele bis 2015 erreicht werden sollen.
Die Mobilisierung und wirksame Verwendung aller 6ffentlichen wie privaten, inldndischen und internatio-
nalen Ressourcen werden von entscheidender Bedeutung sein.

13.  Wir bekréftigen, wie wichtig es ist, die Menschenrechte, eine gute Regierungsfithrung, Rechtsstaat-
lichkeit, Transparenz und Rechenschaftspflicht auf allen Ebenen zu fordern.

14.  Wir fordern die dringende Einhaltung aller Zusagen im Rahmen der weltweiten Entwicklungspartner-
schaft, damit die in den Berichten der Arbeitsgruppe iiber Defizite bei der Umsetzung der Millenniums-
Entwicklungsziele genannten Liicken geschlossen werden konnen. Wir betonen, dass raschere Fortschritte
dabei erzielt werden miissen, die Zielvorgabe von 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens fiir die 6ffentli-
che Entwicklungshilfe bis 2015, einschlieSlich 0,15 Prozent bis 0,20 Prozent fiir die am wenigsten entwickel-
ten Lénder, zu erreichen. Wir rufen die entwickelten Lander auf, die von ihnen abgegebenen Zusagen in Be-
zug auf die 6ffentliche Entwicklungshilfe einzeln wie gemeinsam dringend zu erfiillen.

15.  Wir heben hervor, dass die Privatwirtschaft verantwortungsbewusste Geschéftspraktiken verfolgen
muss.

Post-2015-Entwicklungsagenda

16.  Parallel zur Verstidrkung unserer Anstrengungen zur beschleunigten Erreichung der Millenniums-
Entwicklungsziele sind wir entschlossen, eine robuste Post-2015-Entwicklungsagenda zu erarbeiten, die
auf den durch die Ziele geschaffenen Grundlagen aufbaut, die noch unerledigten Aufgaben zum Abschluss
fithrt und den neuen Herausforderungen angemessen ist.

17.  Wihrend wir auf diesem Weg voranschreiten, bekriftigen wir unser Bekenntnis zu der Millenniums-
Erklirung der Vereinten Nationen'!, dem Ergebnisdokument der Konferenz der Vereinten Nationen iiber
nachhaltige Entwicklung'>, dem Konsens von Monterrey der Internationalen Konferenz iiber Entwick-
lungsfinanzierung'®, der Erklarung von Doha iiber Entwicklungsfinanzierung: Ergebnisdokument der Inter-
nationalen Folgekonferenz iiber Entwicklungsfinanzierung zur Uberpriifung der Umsetzung des Konsenses
von Monterrey'” und den Ergebnissen aller groBen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen
im Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich. Wir werden uns auch kiinftig von den in diesen Dokumenten
verankerten Werten und Grundsitzen leiten lassen.

' Resolution 55/2.
1 Resolution 66/288, Anlage.

'S Report of the International Conference on Financing for Development, Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United
Nations publication, Sales No. E.02.11.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfligbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/ac198-11.pdf.

'7 Resolution 63/239, Anlage.
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18.  Wir bekriftigen alle Grundsitze der Rio-Erklirung iiber Umwelt und Entwicklung'®, insbesondere
das in Grundsatz 7 festgelegte Prinzip der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten.

19.  Wir sind der festen Uberzeugung, dass die Post-2015-Entwicklungsagenda das Bekenntnis der in-
ternationalen Gemeinschaft zur Armutsbeseitigung und zur Herbeifiihrung einer nachhaltigen Entwicklung
verstirken soll. Wir unterstreichen das zentrale Gebot der Armutsbeseitigung und sind entschlossen, die
Menschheit dringend von Armut und Hunger zu befreien. In Anerkennung der intrinsischen Verbindung
zwischen der Armutsbeseitigung und der Forderung einer nachhaltigen Entwicklung unterstreichen wir,
dass ein kohirenter Ansatz notwendig ist, der die drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung auf aus-
gewogene Weise integriert. Dazu gilt es, einen einheitlichen Rahmen und einen einheitlichen Katalog von
Zielen zu erarbeiten, die universeller Natur und auf alle Lander anwendbar sind, und dabei die unterschied-
lichen nationalen Gegebenheiten zu beriicksichtigen und die einzelstaatlichen Politiken und Priorititen zu
achten. Dieser Ansatz soll aulerdem den Frieden und die Sicherheit, eine demokratische Regierungsfiih-
rung, die Rechtsstaatlichkeit, die Gleichstellung der Geschlechter und die Menschenrechte fiir alle fordern.

20.  Wir beschlieen heute, zu Beginn der neunundsechzigsten Tagung der Generalversammlung einen
zwischenstaatlichen Verhandlungsprozess einzuleiten, der zur Verabschiedung der Post-2015-Entwick-
lungsagenda fithren wird.

21.  Wir nehmen mit Anerkennung Kenntnis von den im Ergebnisdokument der Konferenz der Vereinten
Nationen iiber nachhaltige Entwicklung geschaffenen Prozessen, die ihre Arbeit aufgenommen haben, ins-
besondere die Offene Arbeitsgruppe zu den Zielen der nachhaltigen Entwicklung und der Zwischenstaatli-
che Sachverstindigenausschuss fiir die Finanzierung der nachhaltigen Entwicklung, sowie von dem Prozess
zur Erarbeitung von Optionen fiir einen Mechanismus zur Technologieforderung. Wir fordern dazu auf,
dass diese Prozesse ihre Arbeit auf umfassende, ausgewogene und ziigige Weise bis September 2014 ab-
schlief3en.

22.  Der vom Generalsekretir im Vorfeld dieser Sitzung vorgelegte Bericht'’, der auf Beitrdgen der
Hochrangigen Gruppe nambhafter Personlichkeiten fiir die Entwicklungsagenda nach 2015, der Konsultatio-
nen der Gruppe der Vereinten Nationen fiir Entwicklungsfragen, des Globalen Pakts und des Netzwerks
,,Losungen fiir eine nachhaltige Entwicklung® griindet, liefert niitzliche Beitrdge zu unseren Beratungen.

23.  Die vom Présidenten der Generalversammlung im Laufe des kommenden Jahres einzuberufenden
Veranstaltungen zum Thema ,,Die Post-2015-Entwicklungsagenda: die Weichen stellen® werden bei der
Ausarbeitung dieser Agenda niitzlich sein.

24.  Auf dem Weg zu einer inklusiven Post-2015-Entwicklungsagenda, in deren Mittelpunkt der Mensch
steht, sehen wir erwartungsvoll einem transparenten zwischenstaatlichen Prozess entgegen, zu dem alle
Interessentriger, einschlieBlich der Zivilgesellschaft, wissenschaftlicher und akademischer Einrichtungen,
der Parlamente, lokaler Behorden und des Privatsektors, beitragen werden.

25.  Wir zdhlen bei unserer gesamten Arbeit auf die feste Unterstiitzung des Systems der Vereinten Na-
tionen. Als Beitrag zu den zwischenstaatlichen Verhandlungen, die zu Beginn der neunundsechzigsten Ta-
gung der Generalversammlung aufgenommen werden, ersuchen wir den Generalsekretér, alle bis dahin
vorliegenden Beitrdge zusammenzufassen und vor Ende 2014 einen Synthesebericht vorzulegen.

26.  Den Hohepunkt der Schlussphase der zwischenstaatlichen Arbeiten wird im September 2015 ein
Gipfeltreffen auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs zur Verabschiedung der Post-2015-Entwick-
lungsagenda bilden. Wir ersuchen den Présidenten der Generalversammlung, rechtzeitig zwischenstaatliche
Konsultationen einzuberufen, um die organisatorischen Modalitéten fiir das Gipfeltreffen zu vereinbaren.

'® Report of the United Nations Conference on Environment and Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolu-
tions Adopted by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.1.8 und Korrigendum), Resolution 1, Anlage I. In
Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/rio.pdf.

1 A/68/202 und Corr.1.
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RESOLUTION 68/7

Verabschiedet auf der 35. Plenarsitzung am 21. Oktober 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.7 und Add.1, eingebracht von: Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aser-
baidschan, Athiopien (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der afrika-
nischen Staaten sind), Bahamas, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulga-
rien, Chile, China, Costa Rica, Danemark, Deutschland, Dominica, ehemalige jugoslawische Republik Mazedoni-
en, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kambo-
dscha, Kanada, Kroatien, Kuba, Lettland, Libanon, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven, Mexiko, Monaco,
Mongolei, Montenegro, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Panama, Paraguay,
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Moldau, Ruménien, Russische Fdderation, Samoa, San Marino,
Schweden, Serbien, Seychellen, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Suriname, Thailand, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Turkei, Ukraine, Un-
garn, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

68/7. Standiges Mahnmal fiir die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels
und Wahrung ihres Gedenkens

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/19 vom 28. November 2006 ,,Begehung des zweihundertsten
Jahrestags der Abschaffung des transatlantischen Sklavenhandels® und die spéteren Resolutionen ,,Sténdi-
ges Mahnmal fiir die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels und Wahrung ihres Ge-
denkens*,

sowie unter Hinweis darauf, dass der 25. Mérz jedes Jahres zum Internationalen Tag des Gedenkens
an die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels erklart wurde,

in der Erkenntnis, dass iiber den transatlantischen Sklavenhandel und seine anhaltenden, weltweit
spiirbaren Folgen nur sehr wenig bekannt ist, und die verstirkte Aufmerksamkeit begriiBend, die dieser
Frage mit der jahrlichen Begehung des Gedenktags durch die Generalversammlung zuteil wird, insbesonde-
re, dass das Bewusstsein dafiir in vielen Staaten steigt,

Kenntnis nehmend von den Initiativen, die die Staaten in Bekriftigung ihrer Verpflichtung zur
Durchfiihrung der Ziffern 101 und 102 der von der Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhéingende Intoleranz verabschiedeten Erklarung von Dur-
ban ergriffen haben, mit dem Ziel, die Folgen der Sklaverei zu bekdmpfen und dazu beizutragen, die Wiirde
der Opfer der Sklaverei und des Sklavenhandels wiederherzustellen®,

insbesondere unter Hinweis auf Ziffer 101 der Erkldrung von Durban, in der die internationale Ge-
meinschaft und ihre Mitglieder unter anderem gebeten wurden, den Opfern ein ehrendes Andenken zu be-
wahren,

betonend, wie wichtig es ist, die heutigen und die kommenden Generationen iiber die Ursachen,
Folgen und Lehren der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels aufzukléren und zu informieren,

unter Hinweis darauf, dass die Initiative fiir ein stindiges Mahnmal die Arbeit der Organisation der
Vereinten Nationen fiir Erzichung, Wissenschaft und Kultur am Projekt ,,Route der Sklaven®, einschlieBlich
der damit verbundenen Gedenkaktivititen, erginzt,

1. unterstitzt die Initiative von Mitgliedstaaten, am Amtssitz der Vereinten Nationen an einem
deutlich sichtbaren und fiir die Delegierten, die Bediensteten der Vereinten Nationen und die Besucher
leicht zugénglichen Platz ein stdndiges Mahnmal als Zeichen der Anerkennung der Tragddie und der Fol-
gen der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels zu errichten;

2. erinnert an die Einsetzung eines Ausschusses interessierter Staaten aus allen geografischen
Regionen der Welt, in dem Mitgliedstaaten aus der Karibischen Gemeinschaft und der Afrikanischen Union

 Sjehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.
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eine vorrangige Rolle spielen und der in Zusammenarbeit mit der Organisation der Vereinten Nationen fiir
Erziehung, Wissenschaft und Kultur, Vertretern des Sekretariats, des Schomburg Center for Research in
Black Culture an der New York Public Library sowie der Zivilgesellschaft die Aufsicht {iber das Projekt zur
Errichtung eines stindigen Mahnmals fiihren soll;

3. erinnert aullerdem an die Einrichtung eines Treuhandfonds fiir das stindige Mahnmal, der die
Bezeichnung ,,Treuhandfonds der Vereinten Nationen fiir Partnerschaften - Stindiges Mahnmal® triagt und
vom Biiro der Vereinten Nationen fiir Partnerschaften verwaltet wird, und nimmt Kenntnis von dem derzei-
tigen Stand der Beitriige zum Treuhandfonds®';

4.  spricht denjenigen Mitgliedstaaten, die Beitrige zu dem Treuhandfonds geleistet haben, ihren
aufrichtigen Dank aus;

5. ist sich dessen bewusst, dass anhaltende freiwillige Beitrdge notwendig sind, um das Ziel der
Errichtung eines stindigen Mahnmals zum Gedenken an die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen
Sklavenhandels rasch zu erreichen, und legt den Mitgliedstaaten und anderen interessierten Parteien in die-
ser Hinsicht nahe, weitere freiwillige Beitrdge zu dem Treuhandfonds zu leisten;

6. ersucht den Generalsekretir, jéhrlich eine Reihe von Aktivititen zur Begehung des Internatio-
nalen Tages des Gedenkens an die Opfer der Sklaverei und des transatlantischen Sklavenhandels zu organi-
sieren, einschlieBlich einer Gedenksitzung der Generalversammlung am Amtssitz der Vereinten Nationen
und gegebenenfalls Aktivititen iiber das Netz der Informationszentren der Vereinten Nationen;

7. ersucht die Sekretariats-Hauptabteilung Presse und Information, in Zusammenarbeit mit den
betroffenen Landern und den zustdndigen Organisationen und Organen des Systems der Vereinten Nationen
auch weiterhin geeignete Maflnahmen zu treffen, um die Gedenkaktivititen und die Initiative fiir ein stin-
diges Mahnmal in der Weltdffentlichkeit besser bekannt zu machen und die Anstrengungen zur Errichtung
des standigen Mahnmals am Amtssitz der Vereinten Nationen zu erleichtern;

8. wiederholt ihr in Resolution 64/15 vom 16. November 2009 an die Mitgliedstaaten gerichtetes
Ersuchen, im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften Bildungsprogramme zu erarbeiten, die
den kommenden Generationen unter anderem mittels entsprechender Schullehrpldne ein Verstdndnis der
Lehren, der Geschichte und der Folgen der Sklaverei und des Sklavenhandels vermitteln und einprigen
sollen, und diese Informationen dem Generalsekretér zur Aufnahme in seinen Bericht vorzulegen;

9. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass der internationale Wettbewerb fiir die Gestaltung
des stindigen Mahnmals erfolgreich abgeschlossen und das Design ,,Arche der Riickkehr* als Modell fiir
das standige Mahnmal ausgewéhlt wurde;

10. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretérs iiber das Programm fiir Bildungsarbeit
auf dem Gebiet des transatlantischen Sklavenhandels und der Sklaverei®, in dem auf die vielfiltige Strate-
gie fiir Bildungsarbeit Bezug genommen wird, mit der den kommenden Generationen die Ursachen, die
Folgen, die Lehren und das Erbe des transatlantischen Sklavenhandels starker bewusst und vertraut ge-
macht werden sollen und ihnen vermittelt werden soll, welche Gefahren von Rassismus und Vorurteilen
ausgehen, und befiirwortet weitere diesbeziigliche MaBnahmen;

11. ersucht den Generalsekretér, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
iiber die weiteren MaBlnahmen zur Umsetzung des Programms fiir Bildungsarbeit, einschlielich der von
den Mitgliedstaaten zur Durchfithrung dieser Resolution ergriffenen Mafinahmen, sowie iiber die Schritte
zur besseren Bekanntmachung der Gedenkaktivititen und der Initiative fiir ein stdndiges Mahnmal in der
Weltéffentlichkeit Bericht zu erstatten;

21 A/68/135.
22 A/68/291.
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12. ersucht das Biiro der Vereinten Nationen fiir Partnerschaften, der Generalversammlung auf
ihrer neunundsechzigsten Tagung tiber den Generalsekretir einen umfassenden Bericht liber den Stand des
Treuhandfonds und insbesondere iiber die eingegangenen Beitrdge und deren Verwendung vorzulegen;

13. beschlieBt, den Punkt ,,Folgeaktivitdten zu der Begehung des zweihundertsten Jahrestags der
Abschaffung des transatlantischen Sklavenhandels® in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigs-
ten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/8

Verabschiedet auf der 38. Plenarsitzung am 29. Oktober 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
188 Stimmen bei 2 Gegenstimmen und 3 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.6,
eingebracht von Kuba.

*  Dafiir: Afghanistan, Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Aquatorialguinea,

Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Australien, Bahamas, Bahrain,
Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und
Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Cabo Verde, Chile, Chi-
na, Costa Rica, Cote d’'lvoire, Ddnemark, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea,
Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun,
Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras,
Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien,
Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Komoren, Kongo,
Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mon-
tenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Nor-
wegen, Oman, Osterreich, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal,
Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Ruménien, Russische Fdderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San
Marino, Sdo Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone,
Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Sudafrika, Sudan, Sudsudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Tirkei, Turkmenistan, Tuvalu,
Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Konigreich Grof3britannien und Nordirland, Vietnam, Zentral-
afrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Israel, Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltungen: Marshallinseln, Mikronesien (Fdderierte Staaten von), Palau.

68/8. Notwendigkeit der Beendigung der von den Vereinigten Staaten von Amerika gegen Kuba
verhangten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade

Die Generalversammlung,

entschlossen, die strikte Achtung der in der Charta der Vereinten Nationen verankerten Ziele und
Grundsitze zu fordern,

in Bekraftigung, neben anderen Grundsétzen, der souverdnen Gleichheit der Staaten, der Nichtinter-
vention und Nichteinmischung in ihre inneren Angelegenheiten sowie der Freiheit des internationalen Han-
dels und der internationalen Schifffahrt, die aulerdem in zahlreichen internationalen Rechtsakten verankert
sind,

unter Hinweis auf die auf den iberoamerikanischen Gipfeltreffen abgegebenen Erklarungen der
Staats- und Regierungschefs betreffend die Notwendigkeit, die einseitige Anwendung von die Freiheit des
internationalen Handels beeintrachtigenden Wirtschafts- und Handelsmafinahmen eines Staates gegen einen
anderen Staat zu beenden,

besorgt dariiber, dass Mitgliedstaaten nach wie vor Gesetze und andere Vorschriften erlassen und
anwenden, beispielsweise das am 12. Mirz 1996 erlassene, unter der Bezeichnung ,,Helms-Burton-Gesetz*
bekannte Gesetz, deren extraterritoriale Wirkungen die Souverénitdt anderer Staaten und die legitimen In-
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teressen von ihrer Rechtshoheit unterstehenden juristischen oder natiirlichen Personen sowie die Freiheit
des Handels und der Schifffahrt beeintréchtigen,

Kenntnis nehmend von den Erklérungen und Resolutionen verschiedener zwischenstaatlicher Foren,
Organe und Regierungen, in denen zum Ausdruck kommt, dass die internationale Gemeinschaft und die
offentliche Meinung den Erlass und die Anwendung derartiger Rechtsvorschriften zuriickweisen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 47/19 vom 24. November 1992, 48/16 vom 3. November 1993,
49/9 vom 26. Oktober 1994, 50/10 vom 2. November 1995, 51/17 vom 12. November 1996, 52/10 vom
5. November 1997, 53/4 vom 14. Oktober 1998, 54/21 vom 9. November 1999, 55/20 vom 9. November
2000, 56/9 vom 27. November 2001, 57/11 vom 12. November 2002, 58/7 vom 4. November 2003, 59/11
vom 28. Oktober 2004, 60/12 vom 8. November 2005, 61/11 vom 8. November 2006, 62/3 vom
30. Oktober 2007, 63/7 vom 29. Oktober 2008, 64/6 vom 28. Oktober 2009, 65/6 vom 26. Oktober 2010,
66/6 vom 25. Oktober 2011 und 67/4 vom 13. November 2012,

besorgt dariiber, dass seit der Verabschiedung ihrer Resolutionen 47/19, 48/16, 49/9, 50/10, 51/17,
52/10, 53/4, 54/21, 55/20, 56/9, 57/11, 58/7, 59/11, 60/12, 61/11, 62/3, 63/7, 64/6, 65/6, 66/6 und 67/4 wei-
tere Maflnahmen dieser Art, die darauf abzielen, die Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade gegen Ku-
ba zu verstirken und auszuweiten, erlassen wurden und weiter angewandt werden, sowie besorgt iiber die
nachteiligen Auswirkungen dieser MaBnahmen auf die kubanische Bevolkerung und auf kubanische Staats-
angehdrige, die in anderen Landern leben,

1.  nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretérs iiber die Durchfithrung der Resolu-
tion 67/4%;

2. fordert alle Staaten erneut auf, geméB ihren Verpflichtungen nach der Charta der Vereinten
Nationen und dem Volkerrecht, worin unter anderem die Freiheit des Handels und der Schifffahrt festge-
schrieben ist, den Erlass und die Anwendung von Gesetzen und Mallnahmen von der Art, wie sie in der
Prdambel dieser Resolution genannt werden, zu unterlassen;

3. richtet erneut die dringende Aufforderung an die Staaten, in denen solche Gesetze und Mal3-
nahmen bestehen und nach wie vor angewandt werden, so bald wie moglich und in Ubereinstimmung mit
ihrer Rechtsordnung die erforderlichen Schritte zu unternehmen, um sie aufzuheben oder auBer Kraft zu
setzen;

4. ersucht den Generalsekretér, im Benehmen mit den entsprechenden Organen und Organisatio-
nen des Systems der Vereinten Nationen und unter Beriicksichtigung der Ziele und Grundsitze der Charta
und des Volkerrechts einen Bericht iiber die Durchfiihrung dieser Resolution zu erstellen und ihn der Gene-
ralversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung vorzulegen;

5. beschliet, den Punkt ,Notwendigkeit der Beendigung der von den Vereinigten Staaten von
Amerika gegen Kuba verhdngten Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade® in die vorldufige Tagesord-
nung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/9

Verabschiedet auf der 44. Plenarsitzung am 6. November 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.8, eingebracht von: Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Arabische Republik Syrien, Argenti-
nien, Armenien, Athiopien, Australien, Bahamas, Bangladesch, Belarus, Belgien, Benin, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Danemark,
Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dschibuti, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Grenada, Griechenland, Guatemala, Gu-
yana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika,
Japan, Jordanien, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kroatien, Kuba, Lettland, Libanon, Liberia,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Malta, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro,
Myanmar, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-
Neuguinea, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruménien, Russische Féderation,

2 A/68/116.
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Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Seychellen, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spa-
nien, Sri Lanka, St. Lucia, Sudafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Tonga, Tschechische
Republik, Tunesien, Turkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Verei-
nigte Arabische Emirate, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika,
Vietnam, Zypern.

68/9. Schaffung einer friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des Sports und des olympischen
Ideals

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 66/5 vom 17. Oktober 2011, in der sie beschloss, den Unterpunkt
»Schaffung einer friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des Sports und des olympischen Ideals* in die
vorldufige Tagesordnung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzunehmen, sowie unter Hinweis auf ihren
fritheren Beschluss, den Unterpunkt alle zwei Jahre jeweils vor den Olympischen Sommer- und Winterspie-
len zu behandeln,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 48/11 vom 25. Oktober 1993, in der unter anderem die alte
griechische Tradition der ekecheiria (,,Olympische Waffenruhe*) wiederaufgegriffen und zu einer Waf-
fenruhe wihrend der Olympischen Spiele aufgerufen wurde, die ein friedliches Umfeld fordern und die
sichere Anreise, den Zugang und die Teilnahme der Athleten und anderer maB3geblicher Personen an den
Spielen gewéhrleisten und somit die Jugend der Welt fiir die Sache des Friedens engagieren soll,

ferner unter Hinweis darauf, dass ekecheiria im Kern urspriinglich die Einstellung von Feindse-
ligkeiten fiir eine Dauer von sieben Tagen vor bis sieben Tage nach den Olympischen Spielen bedeutete, die
dem legendéren Orakel von Delphi zufolge den Konfliktkreislauf alle vier Jahre mit einem freundschaftli-
chen Sportwettbewerb durchbrechen sollten,

unter Hinweis darauf, dass der wertvolle Beitrag anerkannt wird, den der Sport auf lokaler, regio-
naler und internationaler Ebene zur Férderung von Bildung, Entwicklung, Frieden, Zusammenarbeit, Soli-
daritdt, Fairness, sozialer Inklusion und Gesundheit leistet, und feststellend, dass der Sport, wie im Ergeb-
nis des Weltgipfels 2005** erklart wurde, zu einer Atmosphire der Toleranz und des Verstindnisses zwi-
schen Volkern und Nationen beitragen kann,

begriend, dass der 6. April zum Internationalen Tag des Sports im Dienste von Entwicklung und
Frieden erklart wurde,

unter Hinweis auf den in die Millenniums-Erklirung der Vereinten Nationen® aufgenommenen Ap-
pell, heute und in Zukunft die Olympische Waffenruhe einzuhalten und das Internationale Olympische
Komitee bei seinen Bemiihungen um die Forderung des Friedens und der Verstindigung zwischen den
Menschen mit Hilfe des Sports und des olympischen Ideals zu unterstiitzen,

in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den der Aufruf des Internationalen Olympischen Komitees
vom 21. Juli 1992 zur Einhaltung einer Olympischen Waffenruhe zur Forderung der Ziele und Grundsétze
der Charta der Vereinten Nationen leisten konnte,

unter BegriRung der gemeinsamen Erkldrung des AuBenministers der Russischen Foderation und
des Ministers fiir auswértige Angelegenheiten und Commonwealth-Fragen des Vereinigten Konigreichs
GroBbritannien und Nordirland vom 28. Mai 2012 iiber die Forderung der Ideale der Olympischen Waf-
fenruhe im Vorfeld der XXX. Olympischen Sommerspiele und der XIV. Paralympischen Sommerspiele
2012 in London und der XXII. Olympischen Winterspiele und der XI. Paralympischen Winterspiele 2014
in Sotschi (Russische Foderation) und in Anerkennung der Bedeutung von Partnerschaften mit dem Interna-
tionalen Olympischen Komitee, dem Internationalen Paralympischen Komitee, der Internationalen Stiftung
fiir die Olympische Waffenruhe, dem Internationalen Zentrum fiir die Olympische Waffenruhe, den kiinfti-

2* Resolution 60/1.
%5 Resolution 55/2.
6 A/66/831, Anlage.
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gen Gastgebern der Spiele und anderen Mitgliedstaaten sowie dem System der Vereinten Nationen, den
Nationalen Olympischen und Paralympischen Komitees und anderen mafigeblichen Interessentrdgern im
Hinblick auf die Unterstiitzung der Umsetzung der Olympischen Waffenruhe,

feststellend, dass die XXII. Olympischen Winterspiele vom 7. bis 23. Februar 2014 und die XI. Pa-
ralympischen Winterspiele vom 7. bis 16. Mérz 2014 in Sotschi stattfinden werden,

unter Hinweis darauf, dass eines der Hauptziele der Olympischen Winterspiele und der Paralympi-
schen Winterspiele in Sotschi darin besteht, den friedlichen und konstruktiven Dialog zwischen den Vol-
kern durch die Durchfiihrung der Kultur- und Bildungsprogramme 2014 in Sotschi zu symbolisieren, die
darauf abzielen, die grundlegenden Werte verschiedener Kulturen durch Kunst zu foérdern, die Versténdi-
gung zwischen verschiedenen Gemeinschaften zu verbessern, die gegenseitige Achtung zu fordern und zur
friedlichen Koexistenz beizutragen, und in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von der Griindung der Russi-
schen Internationalen Olympischen Universitit in Sotschi, die als eine Bildungsplattform fiir die Verbrei-
tung olympischen Wissens und olympischer Ideale und Traditionen, einschlielich der Olympischen Waf-
fenruhe, auf der ganzen Welt dienen soll,

begriRend, dass die Olympischen Sommerspicele, die Paralympischen Sommerspiele, die Olympi-
schen Winterspiele und die Paralympischen Winterspiele der Freiwilligenbewegung weltweit betrdchtlichen
Auftrieb geben, in Anerkennung der Beitrdge von Freiwilligen zum Erfolg der Spiele und in diesem Zu-
sammenhang mit der Aufforderung an die Gastlidnder, soziale Inklusion ohne jegliche Diskriminierung zu
fordern,

in Anbetracht des erfolgreichen Abschlusses der XXX. Olympischen Sommerspiele und der
XIV. Paralympischen Sommerspiele, die vom 27. Juli bis 12. August beziechungsweise vom 29. August bis
9. September 2012 in London stattfanden, und unter BegriiBung der XXXI. Olympischen Sommerspiele
und der XV. Paralympischen Sommerspiele, die vom 5. bis 21. August beziechungsweise vom 7. bis
18. September 2016 in Rio de Janeiro (Brasilien) abgehalten werden, der XXIII. Olympischen Winterspiele
und der XII. Paralympischen Winterspiele, die vom 9. bis 25. Februar beziehungsweise vom 9. bis
18. Mérz 2018 in Pyeongchang (Republik Korea) abgehalten werden, und der XXXII. Olympischen Som-
merspiele und der XVI. Paralympischen Sommerspiele, die vom 24. Juli bis 9. August beziehungsweise
vom 25. August bis 6. September 2020 in Tokio abgehalten werden,

begriRend, dass zahlreiche Organisationen des Systems der Vereinten Nationen Partnerschaften mit
dem Internationalen Olympischen Komitee eingegangen sind, darunter das von dem Komitee und dem Bii-
ro der Vereinten Nationen filir Sport im Dienste von Entwicklung und Frieden gemeinsam organisierte In-
ternationale Forum iiber Sport, Frieden und Entwicklung,

in Anerkennung der gemeinsamen Aktivititen des Internationalen Olympischen Komitees, des In-
ternationalen Paralympischen Komitees, des Biiros der Vereinten Nationen fiir Sport im Dienste von Ent-
wicklung und Frieden und der zustindigen Institutionen der Vereinten Nationen in Bereichen wie mensch-
liche Entwicklung, Armutslinderung, humanitére Hilfe, Gesundheitsférderung, HIV- und Aids-Pravention,
Kinder- und Jugendbildung, Gleichheit der Geschlechter, Friedenskonsolidierung und nachhaltige Entwick-
lung,

sowie anerkennend, wie wichtig die Olympischen Jugendspiele sind, um Jugendliche durch die In-
tegration von Sport, Kultur und Bildung zu inspirieren, in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von dem er-
folgreichen Abschluss der ersten Olympischen Jugend-Winterspiele, die vom 13. bis 22. Januar 2012 in
Innsbruck (Osterreich) stattfanden, und unter BegriiBung der zweiten Olympischen Jugend-Sommerspiele,
die vom 16. bis 28. August 2014 in Nanjing (China) abgehalten werden, und der zweiten Olympischen Ju-
gend-Winterspiele, die vom 12. bis 21. Februar 2016 in Lillehammer (Norwegen) abgehalten werden,

unter Hinweis auf die Artikel iiber Freizeit, Erholung, Sport und Spiel in den einschlégigen interna-
tionalen Ubereinkommen, einschlie8lich des Artikels 30 des Ubereinkommens iiber die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen®’, in dem die Vertragsstaaten das Recht von Menschen mit Behinderungen aner-

" United Nations, Treaty Series, Vol. 2515, Nr. 44910. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 200811 S. 1419;
6BGBI. III Nr. 155/2008, AS 2014 1119.
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kennen, gleichberechtigt mit anderen am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport teilzu-
nehmen, und in diesem Zusammenhang Kenntnis nehmend von der fiir 2014 geplanten Abhaltung integrier-
ter und inklusiver Spiele fiir alle,

erfreut iiber die Zusage von mehreren Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und anderen mafigeb-
lichen Interessentrdgern, nationale und internationale Programme aufzustellen, die den Frieden und die
Konfliktbeilegung sowie die olympischen und paralympischen Werte und die Ideale der Olympischen Waf-
fenruhe durch Sport und durch Kultur, Bildung, nachhaltige Entwicklung und umfassendere Offentlich-
keitsbeteiligung fordern, und in Anerkennung des Beitrags, den die ehemaligen Gastgeber der Olympischen
Spiele in dieser Hinsicht geleistet haben,

in Anerkennung der humanitéren Chancen, die die Olympische Waffenruhe und andere von den Ver-
einten Nationen unterstiitzte Initiativen zur Einstellung von Konflikten bieten,

mit Befriedigung feststellend, dass bei den Olympischen Winterspielen und den Paralympischen
Winterspielen die Flagge der Vereinten Nationen im Olympiastadion und in den Olympischen Dorfern ge-
hisst wird,

1. fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, im Rahmen der Charta der Vereinten Nationen
wihrend des Zeitraums vom siebenten Tag vor Beginn der XXII. Olympischen Winterspiele, die vom 7. bis
23. Februar 2014 in Sotschi (Russische Foderation) abgehalten werden, bis zum siebenten Tag nach den
XI. Paralympischen Winterspielen, die vom 7. bis 16. Miarz 2014 in Sotschi abgehalten werden, die Waf-
fenruhe einzeln und gemeinsam einzuhalten;

2. unterstreicht, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, um die Werte der
Olympischen Waffenruhe auf der ganzen Welt gemeinsam umzusetzen, und betont die wichtige Rolle, die
das Internationale Olympische Komitee, das Internationale Paralympische Komitee und die Vereinten Na-
tionen in dieser Hinsicht spielen;

3. begrufRt die Bemithungen des Internationalen Olympischen Komitees, des Internationalen Pa-
ralympischen Komitees, der Internationalen Stiftung fiir die Olympische Waffenruhe und des Internationa-
len Zentrums fiir die Olympische Waffenruhe, die nationalen und internationalen Sportverbande und
-organisationen, die Nationalen Olympischen und Paralympischen Komitees und die Vereinigungen Natio-
naler Olympischer Komitees dafiir zu mobilisieren, auf ortlicher, nationaler, regionaler und internationaler
Ebene konkrete Mainahmen zu ergreifen, um im Geiste der Olympischen Waffenruhe eine Kultur des Frie-
dens zu fordern und zu festigen, und bittet diese Organisationen und nationalen Komitees, zu kooperieren
und gegebenenfalls Informationen auszutauschen und bewihrte Verfahren weiterzugeben;

4.  begrifit auBerdem die Fithrungsrolle der olympischen und paralympischen Sportler bei der
Forderung des Friedens und der Verstdndigung zwischen den Menschen mit Hilfe des Sports und des olym-
pischen Ideals;

5. ruft alle Mitgliedstaaten auf, mit dem Internationalen Olympischen Komitee und dem Interna-
tionalen Paralympischen Komitee bei ihren Bemithungen zusammenzuarbeiten, den Sport wéhrend der
Olympischen und Paralympischen Spiele und dariiber hinaus als ein Mittel zur Férderung des Friedens, des
Dialogs und der Aussdhnung in Konfliktgebieten einzusetzen;

6. begrufBt es, dass die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen und die Sonderorganisationen,
Fonds und Programme sowie das Internationale Olympische Komitee und das Internationale Paralympische
Komitee zusammenarbeiten, um mit Hilfe des Sports auf einen sinnvollen und nachhaltigen Beitrag zur
Sensibilisierung fiir die Millenniums-Entwicklungsziele und zu ihrer Erreichung hinzuwirken, und legt den
olympischen und paralympischen Bewegungen nahe, in enger Zusammenarbeit mit nationalen und interna-
tionalen Sportorganisationen den Sport als Beitrag zur Erreichung der Ziele einzusetzen;

7. ersucht den Generalsekretidr und den Présidenten der Generalversammlung, unter den Mit-
gliedstaaten um die Einhaltung der Olympischen Waffenruhe und Unterstiitzung fiir Initiativen zur Forde-
rung der menschlichen Entwicklung mit Hilfe des Sports zu werben und mit dem Internationalen Olympi-
schen Komitee, dem Internationalen Paralympischen Komitee und den Vertretern des Sports im Allgemei-
nen bei der Verwirklichung dieser Ziele auch weiterhin wirksam zusammenzuarbeiten;
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8.  beschlielt, den Unterpunkt ,,Schaffung einer friedlichen und besseren Welt mit Hilfe des
Sports und des olympischen Ideals” in die vorlaufige Tagesordnung ihrer siebzigsten Tagung aufzunehmen
und ihn vor den XXXI. Olympischen Sommerspielen und den XV. Paralympischen Sommerspielen, die
vom 5. bis 21. August bezichungsweise vom 7. bis 18. September 2016 in Rio de Janeiro (Brasilien) abge-
halten werden, zu behandeln.

RESOLUTION 68/10

Verabschiedet auf der 45. Plenarsitzung am 6. November 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.10 und Add.1, eingebracht von: Agypten, Albanien, Argentinien, Armenien, Athiopien, Austra-
lien, Bangladesch, Belarus, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina
Faso, Chile, Costa Rica, Danemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finn-
land, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Island, Italien, Japan, Ka-
merun, Kanada, Kasachstan, Kenia, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia,
Malta, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Pakistan, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumanien, Russische Féderation, San
Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Tschechische Republik,
Tirkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und Nordirland,
Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zypern.

68/10.  Bericht der Internationalen Atomenergie-Organisation
Die Generalversammlung,
nach Erhalt des Berichts der Internationalen Atomenergie-Organisation fiir das Jahr 20127,

Kenntnis nehmend von der Erkldarung des Generaldirektors der Organisation, in der dieser zusétzli-
che Informationen tiber die wichtigsten Entwicklungen in der Tétigkeit der Organisation im Jahr 2013 gab,

in Anerkennung der Wichtigkeit der Arbeit der Organisation,

sowie in Anerkennung der Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation
sowie des Abkommens zur Regelung der Beziehungen zwischen den Vereinten Nationen und der Organisa-
tion, das von der Generalkonferenz der Organisation am 23. Oktober 1957 und von der Generalversamm-
lung in der Anlage zu ihrer Resolution 1145 (XII) vom 14. November 1957 gebilligt wurde,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Internationalen Atomenergie-Organisation™®;

2. nimmt Kenntnis von den Resolutionen GC(57)/RES/9 iiber MaBinahmen zur Verstirkung der
internationalen Zusammenarbeit bei der Nuklear-, Strahlungs-, Transport- und Abfallsicherheit,
GC(57)/RES/10 iiber nukleare Sicherung, GC(57)/RES/11 iiber die Stirkung der Tatigkeit der Organisation
auf dem Gebiet der technischen Zusammenarbeit, GC(57)/RES/12 iiber die Stirkung der Tatigkeit der Or-
ganisation auf dem Gebiet der Kernwissenschaft und -technik und ihrer Anwendungen, bestehend aus
GC(57)/RES/12 A iiber nichtenergetische kerntechnische Anwendungen und GC(57)/RES/12 B iiber Kern-
energicanwendungen, GC(57)/RES/13 tiber die Stiarkung der Wirksamkeit und Steigerung der Effizienz der
SicherungsmafBnahmen der Organisation, GC(57)/RES/14 {iber die Durchfiihrung des Abkommens zwi-
schen der Organisation und der Demokratischen Volksrepublik Korea iiber die Anwendung der Siche-
rungsmafnahmen im Zusammenhang mit dem Vertrag {iber die Nichtverbreitung von Kernwaffen,
GC(57)/RES/15 tiber die Anwendung der Sicherungsmafinahmen der Organisation im Nahen Osten und
GC(57)/RES/16 iiber Personalangelegenheiten, bestehend aus GC(57)/RES/16 A iiber die Personalausstat-
tung des Sekretariats der Organisation und GC(57)/RES/16 B iiber Frauen im Sekretariat, sowie von den
Beschliissen GC(57)/DEC/10 iiber die Anderung des Artikels XIV.A der Satzung der Organisation,
GC(57)/DEC/11 iiber die Forderung der Effizienz und Wirksamkeit des Entscheidungsprozesses der Orga-
nisation und GC(57)/DEC/12 iiber die Anderung des Artikels VI der Satzung, die von der Generalkonfe-
renz der Organisation auf ihrer vom 16. bis 20. September 2013 abgehaltenen siebenundfiinfzigsten or-
dentlichen Tagung verabschiedet wurden;

8 Siche A/68/324.
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3. bekréftigt ihre nachdrickliche Unterstiitzung fiir die unverzichtbare Rolle der Organisation bei
der Forderung und Unterstiitzung der Entwicklung und praktischen Anwendung der Atomenergie fiir fried-
liche Zwecke, beim Technologietransfer in die Entwicklungslédnder und bei der nuklearen Sicherheit, Veri-
fikation und Sicherung;

4.  begruBt Resolution GC(57)/RES/3, in der die Ernennung von Yukiya Amano zum Generaldi-
rektor der Organisation bis zum 30. November 2017 gebilligt wurde;

5. appelliert an die Mitgliedstaaten, die Tétigkeit der Organisation auch weiterhin zu unterstiit-
zen;

6. ersucht den Generalsekretér, dem Generaldirektor der Organisation das die Tatigkeit der Orga-
nisation betreffende Protokoll der achtundsechzigsten Tagung der Generalversammlung zu {ibermitteln.

RESOLUTION 68/11

Verabschiedet auf der 55. Plenarsitzung am 20. November 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.11 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Albanien, Andorra, Argentinien, Ar-
menien, Aserbaidschan, Australien, Belgien, Benin, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, China, Dane-
mark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Geor-
gien, Griechenland, Guatemala, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kasachstan,
Kirgisistan, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malta, Marokko, Mauritius,
Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Os-
terreich, Pakistan, Palau, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumani-
en, Russische Foderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Tschechische Republik, Turkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn,
Usbekistan, Vanuatu, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und Nordirland, Verei-
nigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zypern.

68/11. Die Situation in Afghanistan
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 67/16 vom 27. November 2012 und alle ihre fritheren einschlégi-
gen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf alle einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrats und Erkldrungen des
Ratsprisidenten zur Situation in Afghanistan, insbesondere die Resolutionen 2096 (2013) vom 19. Mérz
2013 und 2120 (2013) vom 10. Oktober 2013,

in Bekraftigung ihres nachdriicklichen Bekenntnisses zur Souverénitéit, Unabhédngigkeit, territorialen
Unversehrtheit und nationalen Einheit Afghanistans sowie unter Achtung seines multikulturellen, multi-
ethnischen und historischen Erbes,

unter Hinweis auf die von der internationalen Gemeinschaft gegeniiber Afghanistan eingegangene
langfristige Verpflichtung mit dem Ziel, die nationale Eigen- und Fiithrungsverantwortung im Einklang mit
dem Prozess von Kabul zu stirken, und unter Beriicksichtigung des sich verdndernden Charakters der Pra-
senz der internationalen Gemeinschaft,

unter BegriiRung der Schlussfolgerungen der am 5. Dezember 2011 in Bonn (Deutschland) abgehal-
tenen Internationalen Afghanistan-Konferenz ,,Afghanistan und die internationale Gemeinschaft: Von der
Transition zur Transformationsdekade“*’, wonach auf den bis Ende 2014 abzuschlieBenden Transitionspro-
zess eine Transformationsdekade (2015-2024) folgen soll, in der Afghanistan seine Souverénitédt durch die
Stirkung eines vollstdndig funktionierenden, tragfdhigen Staates im Dienste seines Volkes festigt,

sowie unter Begrifung der Erkldrung von Tokio: Partnerschaft fiir die Eigenstindigkeit Afghani-
stans — von der Transition zur Transformation, die auf der am 8. Juli 2012 abgehaltenen Konferenz von

¥ A/66/597-S/2011/762, Anlage.
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Tokio iiber Afghanistan angenommen wurde, namentlich der Rahmenvereinbarung von Tokio iiber gegen-
seitige Rechenschaft®!, in der die Partnerschaft zwischen der Regierung Afghanistans und der internationa-
len Gemeinschaft auf der Grundlage ihrer gegenseitigen Verpflichtungen bekréftigt wird,

erneut anerkennend, dass die Herausforderungen in Afghanistan miteinander verkniipft sind, bekraf-
tigend, dass nachhaltige Fortschritte in den Bereichen Sicherheit, Regierungsfithrung, Menschenrechte,
Rechtsstaatlichkeit und Entwicklung sowie in den iibergreifenden Fragen der Suchtstoffbekdmpfung, der
Korruptionsbekdmpfung und der Rechenschaftslegung einander verstirken und dass die im Rahmen der
Transition vorrangig durchzufiihrenden Programme fiir Regierungsfiihrung und Entwicklung mit den in der
Erklarung von Tokio festgelegten Zielen und den nationalen Prioritidtenprogrammen vereinbar sein sollen,
und die Bedeutung der fortlaufenden Bemiihungen der Regierung Afghanistans und der internationalen
Gemeinschaft unterstreichend, diese Herausforderungen zu bewiltigen,

unter BegruBung und in Unterstlitzung der Ergebnisse der am 2. November 2011 in Istanbul (Ttir-
kei) abgehaltenen Konferenz iiber Sicherheit und Zusammenarbeit im Herzen Asiens und der darauf fol-
genden, am 14. Juni 2012 in Kabul und am 26. April 2013 in Almaty (Kasachstan) abgehaltenen Minister-
konferenzen der Lander im Herzen Asiens, die den Prozess von Istanbul iiber regionale Sicherheit und Zu-
sammenarbeit fiir ein sicheres und stabiles Afghanistan®” einleiteten beziehungsweise weiterentwickelten,
wonach Afghanistan und seine Partner in der Region mit Unterstiitzung der internationalen Gemeinschaft
ihre Entschlossenheit bekriftigten, die regionale Sicherheit und Zusammenarbeit zugunsten eines sicheren
und stabilen Afghanistans zu verstirken, unter anderem durch einen intensiveren regionalen Dialog und
vertrauensbildende MaBnahmen, und mit Interesse der vierten Ministerkonferenz der Lander im Herzen
Asiens entgegensehend, die 2014 in Tianjin (China) stattfinden soll,

betonend, dass der Ausbau der regionalen Zusammenarbeit als wirksames Mittel zur Forderung der
Sicherheit, der Stabilitdt und der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Afghanistan von ent-
scheidender Bedeutung ist, in dieser Hinsicht die Bedeutung des Beitrags der Partner in den Nachbarlan-
dern und in der Region sowie der Regionalorganisationen anerkennend, unter Hinweis auf die Bedeutung
der Erkldrung von Kabul vom 22. Dezember 2002 iiber gutnachbarliche Beziehungen™, in dieser Hinsicht
das fortgesetzte Engagement der internationalen Gemeinschaft zur Unterstiitzung der Stabilitdt und der
Entwicklung Afghanistans begriiBend und Kenntnis nehmend von den internationalen und regionalen Initia-
tiven wie denjenigen der Shanghaier Organisation fiir Zusammenarbeit, der Organisation des Vertrags iiber
kollektive Sicherheit, des Siidasiatischen Verbands fiir regionale Zusammenarbeit, des Prozesses der Kon-
ferenz iiber regionale wirtschaftliche Zusammenarbeit fiir Afghanistan, der Europdischen Union und der
Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa,

unter BegrliRung des Prozesses, in dessen Rahmen Afghanistan und seine regionalen und internatio-
nalen Partner langfristige strategische Partnerschaften und sonstige Vereinbarungen eingehen, die darauf
gerichtet sind, Afghanistan zu einem friedlichen, stabilen und prosperierenden Land zu machen,

unter Hervorhebung der Bedeutung der zwischen der Regierung Afghanistans und den zur Interna-
tionalen Sicherheitsbeistandstruppe beitragenden Léndern auf dem Gipfeltreffen der Nordatlantikvertrags-
Organisation am 19. und 20. November 2010 in Lissabon erzielten Vereinbarung, die volle Verantwortung
fiir die Sicherheit in ganz Afghanistan bis Ende 2014 schrittweise an die Regierung zu iibertragen, unter
BegriiBung der weiteren Fortschritte in Richtung auf den Abschluss der Ubertragung der Sicherheitsver-
antwortung, insbesondere des am 18. Juni 2013 erreichten Meilensteins mit dem Eintritt aller Gebiete Af-
ghanistans in den Transitionsprozess und der Ubernahme der Fiihrung durch die afghanischen nationalen
Sicherheitskrifte bei der Gewihrleistung der Sicherheit im ganzen Land, sowie unterstreichend, dass der
Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe auch weiterhin eine Rolle bei der Unterstiitzung der Regierung

30 A/66/867-S/2012/532, Anlage 1.
' Ebd., Anlage 11

32 A/66/601-S/2011/767, Anlage.
33.8/2002/1416, Anlage.
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und bei der Forderung einer verantwortungsvollen Transition zukommt und dass es wichtig ist, die operati-
ven Fahigkeiten der afghanischen nationalen Sicherheitskrifte auszubauen,

unter BegriiRung der Gemeinsamen Erkliarung des Gipfeltreffens von Chicago iiber Afghanistan, in
der das langfristige Engagement der zu der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe beitragenden Lénder
iiber 2014 hinaus fiir dauerhaften Frieden, dauerhafte Sicherheit und dauerhafte Stabilitdt in Afghanistan
betont wird, im Hinblick auf die Verantwortung der Regierung Afghanistans, mit Unterstiitzung der interna-
tionalen Gemeinschaft fahige afghanische nationale Sicherheitskréfte in ausreichender Stirke dauerhaft zu
unterhalten, in diesem Zusammenhang begriilend, dass die internationale Gemeinschaft auf der Bonner
Konferenz den Beschluss fasste, die Ausbildung, Ausriistung, Finanzierung und Kapazititsentwicklung der
afghanischen nationalen Sicherheitskrifte liber das Ende des Transitionszeitraums hinaus zu unterstiitzen,
sowie begriilend, dass die Regierung und die Nordatlantikvertrags-Organisation den Beschluss gefasst ha-
ben, dass die Nordatlantikvertrags-Organisation darauf hinarbeiten wird, die afghanischen nationalen Si-
cherheitskréfte nach 2014 weiter auszubilden, zu beraten und zu unterstiitzen, und feststellend, dass jede
neue Mission eine solide Rechtsgrundlage haben soll, wie in Ziffer 14 der Gemeinsamen Erkldrung des
Gipfeltreffens von Chicago festgelegt,

erneut erklarend, dass die Herausforderungen in Afghanistan dringend angegangen werden miissen,
insbesondere die anhaltenden gewaltsamen verbrecherischen und terroristischen Aktivititen der Taliban,
Al-Qaidas und anderer gewalttitiger und extremistischer Gruppen und Krimineller, einschlielich derjeni-
gen, die am Suchtstofthandel beteiligt sind, die Entwicklung der Institutionen der Regierung Afghanistans,
auch unterhalb der nationalen Ebene, die Stirkung der Rechtsstaatlichkeit und der demokratischen Prozes-
se, die Bekdmpfung der Korruption, die Beschleunigung der Reform des Justizsektors, die Forderung der
nationalen Aussdhnung unbeschadet der Anwendung der vom Sicherheitsrat in seinen Resolutionen 1267
(1999) vom 15. Oktober 1999, 1988 (2011) und 1989 (2011) vom 17. Juni 2011 und 2082 (2012) und 2083
(2012) vom 17. Dezember 2012 sowie in anderen einschldgigen Resolutionen festgelegten Malinahmen, ein
Prozess der Unrechtsaufarbeitung unter afghanischer Fithrung, die sichere und freiwillige Riickkehr der
afghanischen Fliichtlinge und Binnenvertriebenen in Ordnung und Wiirde, die Férderung und der Schutz
der Menschenrechte und die Forderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung,

in tiefer Sorge tiber das hohe Mal} an Gewalt in Afghanistan, insbesondere die Zahl der Opfer unter
der Zivilbevolkerung, unter entschiedenster Verurteilung aller gewaltsamen Angriffe, daran erinnernd, dass
die Taliban, Al-Qaida und andere gewalttitige und extremistische Gruppen und illegale bewaffnete Grup-
pen die deutlich meisten der zivilen Opfer in Afghanistan zu verantworten haben, mit dem Ausdruck be-
sonderer ernster Besorgnis iiber die Zunahme gezielter Totungen von Frauen und Médchen und mit der
Aufforderung, das humanitdre Volkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen einzuhalten und
alle geeigneten MaBBnahmen zu ergreifen, um den Schutz der Zivilbevdlkerung zu gewihrleisten,

feststellend, wie wichtig es ist, dass die nationale Regierung die ethnische Vielfalt des Landes um-
fasst und représentiert und aullerdem die volle und gleichberechtigte Beteiligung der Frauen sicherstellt,

anerkennend, dass der unter afghanischer Fiihrungs- und Eigenverantwortung stattfindende und von
der internationalen Gemeinschaft unterstiitzte Friedens- und Ausséhnungsprozess fiir die Herbeifithrung
langfristigen Friedens und langfristiger Stabilitét in Afghanistan unerlésslich ist,

unter Hervorhebung der zentralen und unparteiischen Rolle, die die Vereinten Nationen bei der For-
derung des Friedens und der Stabilitdt in Afghanistan wahrnehmen, mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung
und nachdriicklichen Unterstiitzung fiir alle diesbeziiglichen Bemiihungen des Generalsekretirs und seines
Sonderbeauftragten fiir Afghanistan sowie mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung fiir die Arbeit der Hilfs-
mission der Vereinten Nationen in Afghanistan im Einklang mit der Resolution 2096 (2013) des Sicher-
heitsrats und unter Betonung der fithrenden und koordinierenden Rolle der Hilfsmission bei den Bestrebun-
gen zur weiteren Verbesserung der Kohérenz und der Koordinierung der internationalen zivilen Mafnah-
men, geleitet von dem Grundsatz, die afghanische Eigen- und Fithrungsverantwortung zu stérken,

unter BegriiBung der Berichte des Generalsekretirs** und der darin enthaltenen Empfehlungen,

* A/67/619-S/2012/907, A/67/778-S/2013/133, A/67/889-S/2013/350 und A/68/609-S/2013/535.
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1. verpflichtet sich gegeniiber der Regierung und dem Volk Afghanistans, sie auch weiterhin da-
bei zu unterstitzen, als verantwortungsvolles Mitglied der internationalen Gemeinschaft einen stabilen,
sicheren und wirtschaftlich eigensténdigen, von Terrorismus und Suchtstoffen freien Staat wiederaufzubau-
en und die Grundlagen einer konstitutionellen Demokratie zu stérken;

2. ermutigt alle Partner, den Prozess von Kabul konstruktiv zu unterstiitzen und dabei auf einer
tiefgreifenden und breit angelegten internationalen Partnerschaft zur Erweiterung der afghanischen Eigen-
verantwortung in den Bereichen Sicherheit, Regierungsfiihrung und Entwicklung aufzubauen, auf ein si-
cheres, prosperierendes und demokratisches Afghanistan hinzuarbeiten, den Schwerpunkt auf die Starkung
der in der Verfassung verankerten Kontrollmechanismen zu legen, die die staatsbiirgerlichen Rechte und
Pflichten garantieren, und Strukturreformen durchzufithren, damit eine rechenschaftspflichtige und effekti-
ve Regierung konkrete Fortschritte fiir die Bevolkerung erzielen kann;

3. unterstitzt es, dass die Regierung Afghanistans weiter und in zunehmendem MaBe die Eigen-
verantwortung fiir die Wiederaufbau- und Entwicklungsbemiihungen tibernimmt, betont, dass es im Hin-
blick auf eine wirksamere Nutzung der Hilfe unbedingt erforderlich ist, Eigenverantwortung und Rechen-
schaftslegung auf allen Gebieten der Regierungsfiihrung zu erreichen und die institutionelle Kapazitit zu
verbessern, auch unterhalb der nationalen Ebene, und unterstreicht in dieser Hinsicht, wie wichtig die Ver-
pflichtungen der internationalen Gemeinschaft sind, auf die in der Erkldrung von Tokio: Partnerschaft fiir
die Eigenstindigkeit Afghanistans — von der Transition zur Transformation®® erneut hingewiesen wird;

Sicherheit und Transition

4.  bekundet abermals ihre ernste Besorgnis iiber die Sicherheitslage in Afghanistan, unterstreicht
die Notwendigkeit, auch weiterhin gegen die Bedrohung der Sicherheit und Stabilitat Afghanistans vorzu-
gehen, die von den anhaltenden gewaltsamen und terroristischen Aktivitdten der Taliban, Al-Qaidas und
anderer gewalttdtiger und extremistischer Gruppen und anderer illegaler bewaffneter Gruppen und Krimi-
neller, einschlieBlich derjenigen, die am Suchtstofthandel beteiligt sind, ausgeht, und fordert in dieser Hin-
sicht erneut die vollstindige Durchfiihrung der MaBnahmen und Anwendung der Verfahren, die in den ein-
schlagigen Resolutionen des Sicherheitsrats, insbesondere den Resolutionen 1267 (1999), 1988 (2011),
1989 (2011), 2082 (2012) und 2083 (2012), festgelegt wurden;

5. verurteilt auf das Entschiedenste alle widerrechtlichen Gewalt- und Einschiichterungshandlun-
gen und Angriffe, darunter Anschlige mit behelfsmafigen Sprengvorrichtungen, Selbstmordanschlige,
Morde, einschlieBlich an Personen der Offentlichkeit, Entfiihrungen, unterschiedslose Angriffe auf Zivil-
personen, Angriffe auf Einzelpersonen, Gruppen und Organe der Gesellschaft, die sich fiir die Férderung
und den Schutz der allgemein anerkannten Menschenrechte einsetzen, Angriffe auf humanitiare Helfer und
gezielte Angriffe auf afghanische und internationale Truppen, die schiadliche Auswirkungen auf die Stabili-
sierungs- und Entwicklungsmafinahmen in Afghanistan haben, und verurteilt auBerdem die Benutzung von
Zivilpersonen als menschliche Schutzschilde durch die Taliban, Al-Qaida und andere gewalttitige und ex-
tremistische Gruppen und illegale bewaffnete Gruppen;

6. betont, dass die Regierung Afghanistans und die internationale Gemeinschaft weiter in enger
Zusammenarbeit gegen diese Handlungen vorgehen miissen, die den Frieden und die Stabilitét in Afghani-
stan und den demokratischen Prozess, das bereits Erreichte und die weitere Durchfiihrung des Entwick-
lungsprozesses Afghanistans sowie die humanitiren Hilfsmainahmen bedrohen, und fordert alle Mitglied-
staaten auf, diesen Gruppen jede Form der Zuflucht oder der finanziellen, materiellen und politischen Un-
terstlitzung zu verweigern;

7. bekundet ihr tiefes Bedauern tiber die Verluste an Leib und Leben, die der afghanischen Zivil-
bevolkerung und Zivilpersonen anderer Nationalititen, einschlieBlich des Personals afghanischer und inter-
nationaler Organisationen, aller sonstigen humanitdren Helfer und des Diplomatischen Korps, der Hilfsmis-
sion der Vereinten Nationen sowie dem Personal der afghanischen nationalen Sicherheitskréfte, der Interna-
tionalen Sicherheitsbeistandstruppe und der Koalition der Operation ,,Dauerhafte Freiheit dadurch zuge-
fligt wurden, und wiirdigt alle diejenigen, die ihr Leben gelassen haben;

8. hebt hervor, wie wichtig es ist, die Sicherheit des afghanischen Volkes zu gewéhrleisten, stellt
fest, dass die Regierung Afghanistans, unterstiitzt durch die internationale Gemeinschaft, die Verantwortung
fir die Gewabhrleistung der Sicherheit und der offentlichen Ordnung im ganzen Land trégt, und unter-
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streicht, wie wichtig es ist, im Einklang mit dem Ziel der Transition die operativen Fahigkeiten der afghani-
schen Sicherheitskrifte in allen Provinzen Afghanistans weiter zu verstérken;

9.  begriiRt in dieser Hinsicht die beim Transitionsprozess erzielten Fortschritte und die Ubernah-
me der Fithrung bei der Wahrnehmung der Sicherheitsverantwortung im ganzen Land durch die afghani-
schen nationalen Sicherheitskriafte mit dem Erreichen des Meilensteins am 18. Juni 2013, fordert die inter-
nationale Gemeinschaft auf, die erforderliche Unterstiitzung zur Stirkung der Sicherheit, einschlieBlich der
offentlichen Ordnung, der Strafverfolgung, der Sicherheit der Grenzen Afghanistans sowie der Wahrung der
verfassungsmifBigen Rechte der afghanischen Biirger, zu leisten und weiter dazu beizutragen, die Sicher-
heitskrifte auszubilden, auszustatten und zu finanzieren, damit diese die Aufgabe der Sicherung ihres Lan-
des iibernehmen konnen, mit dem klaren Ziel, dass die Regierung Afghanistans spétestens 2024 die volle
finanzielle Verantwortung fiir ihre eigenen Sicherheitskréfte iibernimmt, und unterstreicht, wie wichtig die
gemeinsame Erklarung des Gipfeltreffens von Chicago iiber Afghanistan und andere mit regionalen und
internationalen Partnern geschlossene einschlagige Vereinbarungen in dieser Hinsicht sind;

10. begrift in dieser Hinsicht aulBerdem die Prdsenz der Internationalen Sicherheitsbeistands-
truppe und der Koalition der Operation ,,Dauerhafte Freiheit®, dankt ihnen fiir die Unterstiitzung, die sie der
Afghanischen Nationalarmee gewéhrt haben, dankt fiir die Hilfe, die die Afghanische Nationalpolizei von
allen internationalen Partnern, insbesondere von der Nordatlantikvertrags-Organisation im Rahmen ihrer
Ausbildungsmission in Afghanistan sowie im Rahmen anderer bilateraler Ausbildungsprogramme erhalten
hat, und befiirwortet eine weitere Koordinierung, soweit angebracht;

11. begriBt ferner, dass sich die Regierung Afghanistans verpflichtet hat, zur Gewihrleistung der
Stabilitdt und zur Schaffung der Voraussetzungen fiir einen wirksamen Rechtsstaat die Strategie fiir die Af-
ghanische Nationalpolizei und den sie untermauernden Plan fiir die Nationalpolizei weiter umzusetzen, und
dass das Innenministerium die Zehnjahresvision vorgelegt hat, die unter anderem auf biirgernahe Polizeiar-
beit (Police-e Mardumi) ausgerichtet ist, um die Rechenschaftspflicht und Biirgerfreundlichkeit der Polizei
zu erhdhen, die Verbrechensautkldrung und -verhiitung zu stdrken, die Menschenrechte zu schiitzen und
Gewalt gegen Frauen und Kinder zu bekdmpfen, mit dem Ziel, eine starke und professionelle Polizei auf-
zubauen, die sich zu einer bestandfdhigen, glaubwiirdigen und rechenschaftspflichtigen zivilen Ordnungs-
macht entwickelt, die fahig sein wird, der afghanischen Bevdlkerung als Teil des umfassenderen rechts-
staatlichen Systems Polizeidienste zu leisten, mit Schwerpunkt auf den laufenden institutionellen und ad-
ministrativen Reformen des Innenministeriums, einschlieBlich der Umsetzung seines Aktionsplans zur Kor-
ruptionsbekdmpfung, und der Heranbildung von Fiithrungskriften, sowie die Qualitdt der Afghanischen
Nationalpolizei schrittweise zu steigern, wobei die internationale Gemeinschaft weiterhin die erforderliche
finanzielle und technische Unterstiitzung leistet, anerkennt den bedeutenden Beitrag, den die internationa-
len und regionalen Partner, einschlielich des Internationalen Polizeikoordinierungsausschusses, zur Errei-
chung dieses Ziels leisten, und anerkennt in diesem Zusammenhang aulerdem den bedeutenden Beitrag der
Polizeimission der Europdischen Union in Afghanistan;

12. fordert die Mitgliedstaaten auf, auch weiterhin Personal, Ausriistung und sonstige Ressourcen
fiir die Internationale Sicherheitsbeistandstruppe bereitzustellen und die regionalen Wiederaufbauteams und
ihre sich wandelnde Aufgabe in enger Abstimmung mit der Regierung Afghanistans und der Hilfsmission
der Vereinten Nationen ausreichend zu unterstiitzen, und dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die dies getan
haben;

13. stellt im Kontext des umfassenden Ansatzes und des laufenden Transitionsprozesses fest, wel-
che Bedeutung Synergien bei den Zielen der Hilfsmission und der Internationalen Sicherheitsbeistands-
truppe auch weiterhin zukommt, und betont insbesondere, dass die zivilen und militdrischen Beziechungen
zwischen den internationalen Akteuren nach Bedarf und auf allen Ebenen weiter aufrechterhalten, gestarkt
und tiberpriift werden miissen, um die Komplementaritit der Tatigkeiten zu gewihrleisten, die auf den je-
weiligen Mandaten und komparativen Vorteilen der verschiedenen Akteure beruhen, die in Afghanistan
humanitire, Entwicklungs-, Polizei- und Militdraufgaben wahrnehmen;

14. fordert die afghanischen Behorden nachdriicklich auf, mit Unterstiitzung der internationalen
Gemeinschaft alles zu tun, um die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des gesamten Personals der Vereinten
Nationen, der Entwicklungsorganisationen und der humanitiren Organisationen sowie ihren vollen, siche-
ren und ungehinderten Zugang zu allen betroffenen Bevolkerungsgruppen zu gewahrleisten und das Eigen-
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tum der Vereinten Nationen und der genannten Organisationen zu schiitzen, und nimmt Kenntnis von den
MaBnahmen zur Regulierung der in Afghanistan titigen privaten Sicherheitsunternechmen;

15. wiurdigt die Anstrengungen der afghanischen Behorden, im Einklang mit der Resolution
60/123 der Generalversammlung vom 15. Dezember 2005 iiber die Sicherheit des humanitéren Personals
und den Schutz des Personals der Vereinten Nationen diejenigen, die Anschlige veriibt haben, vor Gericht
zu stellen, und fordert die afghanischen Behorden auf, ihre diesbeziiglichen Anstrengungen fortzusetzen;

16. ist nach wie vor zutiefst besorgt iiber das anhaltende Problem der Antipersonenminen und ex-
plosiven Kampfmittelriickstidnde, die eine grole Gefahr fiir die Bevolkerung und ein erhebliches Hindernis
fiir die Wiederaufnahme der sozialen und wirtschaftlichen Tatigkeiten, fiir die Bereitstellung humanitérer
Hilfe und fiir MaBBnahmen der frilhen Wiederherstellung und des Wiederaufbaus darstellen, begriilt die
bislang erzielten Fortschritte bei der Durchfithrung des Antiminenprogramms flir Afghanistan, unter-
streicht, wie wichtig die fortgesetzte internationale Hilfe fiir die Durchfiihrung des operativen Zehnjahres-
Arbeitsplans des Antiminenprogramms ist, der darauf zielt, Afghanistan bis 2023 fiir minenfrei zu erkléren,
legt der Regierung Afghanistans nahe, mit der Unterstiitzung der Vereinten Nationen und aller maB3gebli-
chen Akteure ihre Bemiihungen fortzusetzen, ihren Verantwortlichkeiten nach dem Ubereinkommen iiber
das Verbot des Einsatzes, der Lagerung, der Herstellung und der Weitergabe von Antipersonenminen und
iiber deren Vernichtung® nachzukommen, alle bekannten oder neuen Bestinde an Antipersonenminen zu
vernichten, mit dem Antiminenprogramm voll zusammenzuarbeiten und die Rd&umung von Antipersonen-
minen, Antifahrzeugminen und explosiven Kampfmittelriickstinden fortzusetzen, und erklirt, dass fiir die
Betreuung, die Rehabilitation und die wirtschaftliche und soziale Wiedereingliederung der Opfer, darunter
Menschen mit Behinderungen, Hilfe gewahrt werden muss;

Frieden, Ausséhnung und Wiedereingliederung

17. begruBt die anhaltenden Anstrengungen der Regierung Afghanistans, den Friedens- und Aus-
s6hnungsprozess voranzubringen, namentlich durch den Hohen Friedensrat, und das afghanische Friedens-
und Wiedereingliederungsprogramm weiter durchzufiihren, mit dem Ziel, einen alle Seiten einschlieBenden
Dialog unter afghanischer Fiihrung {iber Aussohnung und politische Partizipation zu fordern, entsprechend
dem Kommuniqué der Kabuler Konferenz vom 20. Juli 2010 iiber einen Dialog, der all denen offensteht,
die der Gewalt abschworen, keine Verbindungen zu internationalen terroristischen Vereinigungen, ein-
schlieBlich Al-Qaidas, unterhalten, die Verfassung achten, einschlieBlich ihrer Menschenrechtsbestimmun-
gen und insbesondere der Frauenrechte, und die bereit sind, sich am Aufbau eines friedlichen Afghanistans
zu beteiligen, und entsprechend den weiteren Ausfithrungen in den Schlussfolgerungen der Bonner Konfe-
renz”’, unterstiitzt von der Regierung und der internationalen Gemeinschaft, unter voller Achtung der
Durchfithrung der Malnahmen und der Anwendung der Verfahren, die vom Sicherheitsrat in seinen Resolu-
tionen 1267 (1999), 1988 (2011) und 2082 (2012) sowie in anderen einschldgigen Resolutionen des Rates
festgelegt wurden, fordert alle in Betracht kommenden Staaten, insbesondere die Nachbarlidnder, und die
internationalen Organisationen auf, sich weiter am unter afghanischer Fiihrungs- und Eigenverantwortung
stattfindenden Friedens- und Ausséhnungsprozess zu beteiligen, und ist sich der Auswirkungen bewusst,
die Terroranschlége auf das afghanische Volk haben und auf die kiinftigen Aussichten auf eine Friedensre-
gelung zu haben drohen;

18. bekundet erneut ihre feste Entschlossenheit, die Regierung Afghanistans bei ihren Bemii-
hungen zu unterstiitzen, den Friedens- und Ausséhnungsprozess voranzubringen, in Ubereinstimmung mit
dem Kommuniqué der Kabuler Konferenz und den Schlussfolgerungen der Bonner Konferenz, im Rahmen
der afghanischen Verfassung und unter Anwendung der vom Sicherheitsrat in seinen Resolutionen 1988
(2011) und 2082 (2012) sowie in anderen einschldgigen Resolutionen des Rates festgelegten Verfahren, und
erinnert daran, dass Frauen eine entscheidende Rolle im Friedensprozess spielen, wie vom Rat in seiner
Resolution 1325 (2000) vom 31. Oktober 2000 und damit zusammenhingenden Resolutionen, namentlich
Ratsresolution 2122 (2013) vom 18. Oktober 2013, anerkannt;

** United Nations, Treaty Series, Vol. 2056, Nr. 35597. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1998 II S. 778; LGBI.
1999 Nr. 229; 6BGBI. III Nr. 38/1999; AS 2003 3133.
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19. unterstreicht, dass den Auss6hnungs- und Wiedereingliederungsbemiihungen die Unterstiit-
zung und Mitwirkung aller Afghanen zuteil werden sollte, einschlieBlich der Zivilgesellschaft, der Minder-
heiten und der Frauenorganisationen, wie zuletzt in den Schlussfolgerungen der Bonner Konferenz und der
Erkldrung von Tokio bekriftigt wurde, begriiit die MaBnahmen hin zu mehr Zusammenarbeit zwischen
dem Hohen Friedensrat und der Zivilgesellschaft und beflirwortet die weitere Zusammenarbeit in der Zu-
kunft;

20. bekundet ihre Anerkennung fiir die Fortschritte, die die Regierung Afghanistans im Rahmen
des afghanischen Friedens- und Wiedereingliederungsprogramms bei der Wiedereingliederung ehemaliger
Kombattanten landesweit und in afghanischer Eigenverantwortung bei gleichzeitiger Gewéhrleistung der
Koordinierung und Kohérenz mit anderen diesbeziiglichen Bemiithungen erzielt hat, begriifit die anhaltende
Entschlossenheit und die fortgesetzten Bemiithungen der Regierung, auf nationaler, Provinz- und Ortsebene
aktiv auf die weitere Umsetzung dieser Verpflichtung hinzuarbeiten, und fordert die Fortsetzung der inter-
nationalen Unterstiitzung fiir diese Maflnahmen;

21. fordert die Regierung Afghanistans auf, dafiir zu sorgen, dass das afghanische Friedens- und
Wiedereingliederungsprogramm auf inklusive Weise, ungeachtet des Geschlechts oder der sozialen Stel-
lung, und im Einklang mit der afghanischen Verfassung und den volkerrechtlichen Verpflichtungen Afgha-
nistans durchgefiihrt wird, und gleichzeitig die Menschenrechte aller Afghanen zu wahren und die Straflo-
sigkeit zu bekdmpfen;

22. begrift die Schaffung des Treuhandfonds fiir Frieden und Wiedereingliederung, erinnert an die
jeweils auf der Londoner und der Kabuler Konferenz eingegangenen Verpflichtungen und legt der interna-
tionalen Gemeinschaft nahe, die diesbeziiglichen Anstrengungen der Regierung Afghanistans zu unterstiit-
zen, unter anderem durch fortgesetzte Unterstiitzung und Beitrdge an den Treuhandfonds;

23. st sich dessen bewusst, dass die Zahl der Wiedereingegliederten, die sich an dem afghanischen
Friedens- und Wiedereingliederungsprogramm beteiligen, gestiegen ist, ermutigt zu weiteren Anstrengun-
gen, die verbleibenden operativen Herausforderungen anzugehen, namentlich durch einen geeigneten
Uberpriifungsmechanismus und die Verkniipfung dieser Arbeit mit den weiterreichenden Anstrengungen
zur Regelung von Konflikten und Beschwerden auf lokaler Ebene, und ermutigt aulerdem die internationa-
le Gemeinschaft zur Unterstiitzung dieses unter afghanischer Fiihrung stehenden Unterfangens;

Regierungsfuhrung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte

24. betont, dass eine gute Regierungsfithrung, Rechtsstaatlichkeit und die Menschenrechte die
Grundlage fiir ein stabiles und prosperierendes Afghanistan bilden, und stellt fest, wie wichtig es ist, die
Kapazitit der Regierung Afghanistans auszubauen, die Menschenrechte, die Rechtsstaatlichkeit und eine
gute Regierungsfiihrung auf verantwortliche und wirksame Weise zu férdern und zu schiitzen;

A. Demokratie

25. erkennt an, wie wichtig die Abhaltung freier, fairer, transparenter, glaubhafter, sicherer und alle
Seiten einschlieBender Wahlen als entscheidender Schritt zur Festigung der Demokratie fiir alle Afghanen
und zur Erleichterung eines erfolgreichen und friedlichen politischen Ubergangs sowie zur Fortsetzung der
internationalen Unterstiitzung ist, betont die diesbeziigliche Verantwortung der afghanischen Behorden,
betont aullerdem die Notwendigkeit einer rechtzeitigen und geordneten Vorbereitung der Wahlen nach dem
von der Unabhéngigen Wahlkommission vorgelegten Zeitplan fiir die bevorstehenden Prasidentschafts- und
Provinzwahlen, begriifit in dieser Hinsicht die Verabschiedung eines rechtlichen Rahmens fiir die Durch-
filhrung von Wahlen sowie die Ernennung neuer Mitglieder und die Wahl neuer Vorsitzender fiir die Unab-
hingige Wahlkommission und die Unabhéngige Wahlbeschwerdekommission, fordert die Regierung Af-
ghanistans auf, mit ihren Vorbereitungen fortzufahren, begriifit die diesbeziiglichen Anstrengungen der Re-
gierung, fordert die internationale Gemeinschaft auf, weiterhin finanzielle und technische Hilfe bereitzu-
stellen, betont die Fithrungsrolle der Hilfsmission bei der Koordinierung dieser Anstrengungen und fordert
die internationale Gemeinschaft und die Vereinten Nationen auf, die Regierung und die zustédndigen afgha-
nischen Institutionen zu unterstiitzen;

26. erinnert an die auf der Konferenz von Tokio iiber Afghanistan erneut eingegangene Verpflich-
tung der Regierung Afghanistans, den Wahlprozess in Afghanistan zu stirken und zu verbessern, ein-
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schlielich durch die langfristige Reform des Wahlsystems, und die Beteiligung von Frauen zu férdern, um
zu gewihrleisten, dass kiinftige Wahlen transparent, glaubhaft, inklusiv und demokratisch sind, und bekraf-
tigt, dass die bevorstehenden Wahlen von enormer Bedeutung sind und dass die friedliche Zukunft Afgha-
nistans in gestirkten und transparenten demokratischen Institutionen, der Achtung der Gewaltenteilung,
gestérkten, in der Verfassung verankerten Kontrollmechanismen und der Garantie und Durchsetzung der
staatsbiirgerlichen Rechte und Pflichten liegt;

B. Gerechtigkeit

27. begruft die von der Regierung Afghanistans unternommenen Schritte zur Reform des Justiz-
sektors und die von der Regierung auf der Kabuler Konferenz eingegangene Verpflichtung, den Zugang zur
Justiz in ganz Afghanistan zu verbessern, begrii3t in dieser Hinsicht die Fertigstellung des nationalen Prio-
ritdtenprogramms ,,Recht und Gerechtigkeit fiir alle”, fordert die internationale Gemeinschaft nachdriick-
lich auf, die Bemiithungen der Regierung auf diesen Gebieten auch weiterhin auf koordinierte Weise zu un-
terstiitzen, und fordert die Regierung nachdriicklich auf, das nationale Prioritdtenprogramm in Abstimmung
mit den zustdndigen Organisationen und Behdrden ziigig durchzufiihren;

28. erkennt die Fortschritte an, die die Regierung Afghanistans und die internationale Gemein-
schaft im Hinblick darauf erzielt haben, ausreichende Ressourcen fiir den Wiederaufbau und die Reform
des Strafvollzugs zur Verfiigung zu stellen, damit die Rechtsstaatlichkeit und die Menschenrechte in den
Geféngnissen besser geachtet und gleichzeitig die Risiken fiir die korperliche und geistige Gesundheit der
Insassen vermindert werden;

29. begriBt und befurwortet weitere Anstrengungen der Regierung Afghanistans, mit Unterstiit-
zung der Hilfsmission, der internationalen Gemeinschaft und anderer Partner, namentlich der afghanischen
Unabhéngigen Menschenrechtskommission, die Menschenrechte aller in afghanischen Geféngnissen und
Haftanstalten einsitzenden Personen zu schiitzen und zu férdern und Verletzungen dieser Rechte zu verhii-
ten, im Einklang mit der afghanischen Verfassung, den afghanischen Gesetzen und den internationalen Ver-
pflichtungen, begriiit die Kooperation seitens der Regierung und die diesbeziiglichen Unterstiitzungs-
bemiihungen der internationalen Gemeinschaft, nimmt Kenntnis von den Empfehlungen in den Berichten
der Hilfsmission vom 10. Oktober 2011 und 20. Januar 2013 und den diesbeziiglich erzielten Fortschritten,
namentlich der Einrichtung einer Kommission durch die Regierung zur Untersuchung der afghanischen
Haftanstalten, ermutigt zu weiteren Fortschritten bei der Auseinandersetzung mit behaupteten Menschen-
rechtsverletzungen an Inhaftierten und erklért erneut, wie wichtig die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und
der etablierten rechtlichen Abldufe und Verfahren ist;

30. begruBt die Zusage der Regierung Afghanistans, zustindigen Organisationen ungehinderten
Zugang zu allen Gefdngnissen in Afghanistan zu gewéhren, betont, wie wichtig es ist, den Zugang der zu-
stindigen Organisationen sicherzustellen, und fordert die uneingeschrinkte Achtung des einschldgigen
Volkerrechts, einschlieSlich des humanitdren Rechts und der Menschenrechtsnormen, soweit anwendbar,
namentlich auch im Hinblick auf inhaftierte Minderjéhrige;

C.  Offentliche Verwaltung

31. fordert die Regierung Afghanistans nachdriicklich auf, im Einklang mit dem Prozess von Ka-
bul und der Rahmenvereinbarung von Tokio tiber gegenseitige Rechenschaft’’ mit Unterstiitzung der inter-
nationalen Gemeinschaft die 6ffentliche Verwaltung weiter wirksam zu reformieren, um sowohl auf der
nationalen als auch der subnationalen Ebene die Rechtsstaatlichkeit zu verwirklichen und fiir gute Regie-
rungsfithrung und Rechenschaftspflicht zu sorgen, begriiit die Anstrengungen der Regierung und die von
ihr eingegangenen Verpflichtungen, zuletzt auf der Konferenz von Tokio, betont in dieser Hinsicht, wie
wichtig es ist, dass die Ernennungs- und Beforderungsverfahren fiir Beamte transparent sind, und legt der
Regierung weiter nahe, die Gruppe fiir die Ernennung hochrangiger Amtstréger aktiv zu nutzen;

32. legt der internationalen Gemeinschaft, einschlieBlich aller Geberstaaten sowie der internationa-
len staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen und Organisationen, nahe, die Regierung Afghanistans
dabei zu unterstiitzen, den Kapazititsaufbau und die Erschliefung der Humanressourcen zu einer tibergrei-
fenden Prioritit zu machen, und sich auf koordinierte Weise an den Anstrengungen der Regierung, nament-

35



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

36

lich der Arbeit der Unabhéngigen Kommission fiir die Verwaltungsreform und den 6ffentlichen Dienst, zum
Aufbau von Verwaltungskapazititen auf der nationalen und subnationalen Ebene auszurichten;

33. erklart erneut, wie wichtig der Aufbau von Institutionen ist, um die Entwicklung einer Volks-
wirtschaft, die durch eine solide makrookonomische Politik gekennzeichnet ist, die Entwicklung eines Fi-
nanzsektors, der unter anderem Dienstleistungen fiir Mikrounternehmen, Klein- und Mittelbetriebe und
Haushalte erbringt, sowie eine transparente Regulierung der Wirtschaftstitigkeit und die Rechenschafts-
pflicht zu ergéinzen und zu unterstiitzen, und unterstreicht den Zusammenhang zwischen der Schaffung von
Wirtschaftswachstum, einschlielich mittels Infrastrukturprojekten, und der Schaffung von Beschiftigungs-
mdglichkeiten in Afghanistan;

34. erinnert daran, dass Afghanistan das Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korrup-
tion™® ratifiziert hat, begriit erneut die von der Regierung Afghanistans auf der Konferenz von Tokio ein-
gegangenen Verpflichtungen zur Korruptionsbekdmpfung, fordert die Regierung auf, entschlossene Mal3-
nahmen zur Erfiillung dieser Verpflichtungen durchzufiihren, um eine wirksamere, rechenschafts-
pflichtigere und transparentere Verwaltung auf der nationalen, Provinz- und Ortsebene einzurichten, be-
griiit die diesbeziiglichen Anstrengungen der Regierung, darunter das im Juli 2012 erlassene Dekret des
Présidenten, begriiit auSerdem die fortgesetzte internationale Unterstiitzung fiir die Ziele Afghanistans auf
dem Gebiet der Regierungsfithrung und nimmt gleichzeitig mit tiefer Sorge Kenntnis von den Auswirkun-
gen der Korruption auf die Sicherheit, die gute Regierungsfithrung, die Bekdmpfung der Suchtstoffindustrie
und die wirtschaftliche Entwicklung;

35. begruBt die Politik fiir die subnationale Regierungsfithrung, unterstreicht, wie wichtig es ist,
die Sichtbarkeit, die Rechenschaftspflicht und die Féhigkeit der Institutionen und Akteure unterhalb der
nationalen Ebene zu erhéhen, um den politischen Spielraum der Aufstindischen einzuengen, betont, wie
wichtig es ist, dass der Prozess von Kabul durch die Umsetzung nationaler Programme auf der subnationa-
len Ebene flankiert wird, befiirwortet den stufenweisen und finanziell tragfdhigen Aufbau der Kapazitéten
und Befugnisse der lokalen Institutionen und fordert die berechenbare und regelmifBige Zuweisung von
mehr Ressourcen an die Provinzbehorden, einschlieBlich anhaltender unerldsslicher Unterstiitzung durch
die Hilfsmission und die internationale Gemeinschaft;

36. fordert die Regierung Afghanistans nachdricklich auf, mit Hilfe der internationalen Gemein-
schaft die Frage der Anspriiche auf Eigentum an Grund und Boden im Wege eines umfassenden Programms
zur Registrierung von Grundeigentumsrechten zu regeln, das die offizielle Registrierung aller Grundstiicke
und eine bessere Sicherung von Eigentumsrechten, darunter auch fiir Frauen, einschlie8t, und begriiit die
von der Regierung diesbeziiglich bereits unternommenen Schritte;

D. Menschenrechte

37. verweist darauf, dass die in der Verfassung verankerte Garantie der Achtung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten fiir alle Afghanen eine bedeutende politische Errungenschaft ist, fordert die
volle Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten aller ohne jegliche Diskriminierung und betont,
dass die Menschenrechtsbestimmungen der afghanischen Verfassung, namentlich diejenigen, die den vollen
Genuss der Menschenrechte durch Frauen und Kinder betreffen, im Einklang mit den Verpflichtungen nach
dem anwendbaren Voélkerrecht uneingeschrinkt angewandt werden miissen;

38. anerkennt und beflirwortet die Anstrengungen der Regierung Afghanistans zur Férderung der
Achtung der Menschenrechte, bekundet ihre Besorgnis iiber die schddlichen Auswirkungen, die gewaltsa-
me und terroristische Aktivitdten der Taliban, Al-Qaidas, anderer gewalttitiger und extremistischer Grup-
pen und anderer illegaler bewaffneter Gruppen und Krimineller, einschlieBlich solcher, die sich gegen An-
gehorige ethnischer und religiéser Minderheiten richten, auf den Genuss der Menschenrechte und auf die
Fahigkeit der Regierung haben, die Menschenrechte und Grundfreiheiten fiir alle Afghanen zu gewihrleis-
ten, nimmt mit Besorgnis Kenntnis von Berichten iiber Fille von Menschenrechtsverletzungen und Versto-
Ben gegen das humanitire Volkerrecht, darunter Rechtsverletzungen, die gegeniiber Frauen und Kindern,

3% Ebd., Vol. 2349, Nr. 42146. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2014 1I S. 762; LGBI. 2010 Nr. 194; 6BGBI. 111
Nr. 47/2006; AS 2009 5467.
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insbesondere Madchen, begangen wurden, betont, dass Toleranz und Religionsfreiheit weiter gefordert
werden miissen und dass die Achtung des Rechts der freien MeinungsduBBerung und des Rechts auf Gedan-
ken-, Gewissens- und Glaubensfreiheit, die in der afghanischen Verfassung verankert sind, gewahrleistet
werden muss, hebt hervor, dass es geboten ist, die Vorwiirfe iiber aktuelle und vergangene Verletzungen zu
untersuchen, unterstreicht, wie wichtig es ist, die Bereitstellung effizienter und wirksamer Rechtsbehelfe
fiir die Opfer zu erleichtern und die Téter im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und dem Volkerrecht
vor Gericht zu stellen, fordert die uneingeschrinkte Anwendung des Gesetzes iiber die Massenmedien,
nimmt gleichzeitig mit Besorgnis davon Kenntnis und verurteilt, dass afghanische Journalisten weiter Ziel-
scheibe von Einschiichterung und Gewalt sind, wie in Féllen von Entfiihrung und sogar Tétung von Journa-
listen durch terroristische sowie extremistische und kriminelle Gruppen, und fordert mit Nachdruck, dass
die gegen Journalisten gerichteten Drangsalierungen und Angriffe von den afghanischen Behorden unter-
sucht und die Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden;

39. lobt die Regierung Afghanistans dafiir, dass sie sich aktiv an dem Prozess der allgemeinen re-
gelmiBigen Uberpriifung beteiligt, fordert die afghanische Zivilgesellschaft auf, sich weiter aktiv an diesem
Prozess zu beteiligen, und befiirwortet die ziigige Umsetzung der in dem einschldgigen Bericht ausgespro-
chenen Empfehlungen;

40. erklart erneut, welche wichtige Rolle der Unabhingigen Menschenrechtskommission Afgha-
nistans bei der Forderung und dem Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten zukommt, betont, dass
ihr verfassungsrechtlicher Status gewéhrleistet und ihr Mandat durchgefiihrt werden muss, wobei der
Schwerpunkt auf Gemeinwesen in ganz Afghanistan zu legen ist, damit die Offentlichkeit besser informiert
und die Rechenschaftspflicht der Regierung erhoht wird, nimmt Kenntnis von den anfianglichen Bedenken
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen fiir Menschenrechte beziiglich der Neuernennungen in die
Kommission, betont, wie wichtig das erneute Bekenntnis der Regierung Afghanistans zur Wahrung der
Standards im Hinblick auf die Menschenrechtskommissare im Einklang mit Artikel 11 des Gesetzes iiber
die Kommission und den Pariser Grundsitzen®’ ist, um den ,,A“-Status der Kommission beizubehalten,
begriift den Beschluss der Regierung, die volle Verantwortung fiir die Basisfinanzierung der Kommission
zu iibernehmen, fordert die Regierung nachdriicklich zur Durchfithrung dieses Beschlusses auf, fordert die
Kommission nachdriicklich zur engen Zusammenarbeit mit der afghanischen Zivilgesellschaft auf und for-
dert die internationale Gemeinschaft zu weiterer diesbeziiglicher Unterstiitzung auf;

41. verweist auf die Resolutionen des Sicherheitsrats 1674 (2006) vom 28. April 2006,
1738 (2006) vom 23. Dezember 2006 und 1894 (2009) vom 11. November 2009 sowie auf den von der
Hilfsmission erstellten Halbjahresbericht vom Juli 2013 tiber den Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten
Konflikten, bekundet ihre ernste Besorgnis iiber die anhaltend hohe Zahl der Opfer unter der Zivilbevdlke-
rung, einschlieBlich Frauen und Kindern, und ihre Auswirkungen auf die 6rtlichen Gemeinschaften, stellt
fest, dass die Taliban, Al-Qaida und andere gewalttitige und extremistische Gruppen und illegale bewaffne-
te Gruppen nach wie vor die deutlich meisten der Opfer unter der Zivilbevélkerung zu verantworten haben,
wiederholt ihre Aufforderung, alle durchfiihrbaren Schritte zu unternehmen, um den Schutz von Zivilperso-
nen zu gewéhrleisten, und fordert diesbeziiglich zusitzliche geeignete Schritte und die vollstdndige Einhal-
tung des humanitiren Volkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen;

42. anerkennt die weiteren Fortschritte, die die vom Sicherheitsrat erméchtigte Internationale Si-
cherheitsbeistandstruppe und andere internationale Truppen dabei erzielt haben, den Schutz der Zivilbevol-
kerung zu gewihrleisten und die Zahl der Opfer unter der Zivilbevolkerung moglichst gering zu halten, und
fordert sie auf, in dieser Hinsicht weiter verstiarkte Anstrengungen zu unternehmen, namentlich durch die
laufende Uberpriifung der Taktiken und Verfahren und die Durchfiihrung von Einsatzauswertungen und von
Untersuchungen in Zusammenarbeit mit der Regierung Afghanistans in Féllen, in denen zivile Opfer zu
verzeichnen sind, wenn die Regierung diese gemeinsamen Untersuchungen fiir angemessen befindet;

43, erklart erneut, wie wichtig es ist, die volkerrechtlichen Verpflichtungen zur Forderung der
Rechte der Frauen, die in der afghanischen Verfassung verankert sind, zu achten, erklért in diesem Zusam-
menhang auBlerdem erneut, wie wichtig es ist, die Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats durchzufiih-

37 Resolution 48/134, Anlage.
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ren und verweist auf die Ratsresolutionen 1820 (2008) vom 19. Juni 2008, 1888 (2009) vom 30. September
2009, 1889 (2009) vom 5. Oktober 2009 und 1960 (2010) vom 16. Dezember 2010 iiber Frauen und Frie-
den und Sicherheit;

44. betont ihr standhaftes und unbeirrtes Engagement fiir die Herbeifiihrung der vollen und gleich-
berechtigten Teilhabe von Frauen an allen Bereichen des afghanischen Lebens, das Erfordernis der absolu-
ten Gleichheit von Frauen vor dem Gesetz, den gleichberechtigten Zugang zu Bildung und Beschéftigung
und die Beteiligung und Erméichtigung von Frauen in der Politik, dem 6ffentlichen Leben, der staatlichen
Verwaltung und dem Sicherheitssektor auf allen Ebenen in Afghanistan, insbesondere in Fithrungspositio-
nen;

45. wurdigt die Erfolge und Bemiithungen der Regierung Afghanistans im Zusammenhang mit der
Bekidmpfung der Diskriminierung, der durchgingigen Beriicksichtigung von Geschlechter- und Gleichstel-
lungsfragen, namentlich in den nationalen Prioritdtenprogrammen, und dem Schutz und der Férderung der
Gleichberechtigung von Frauen und Méinnern, die unter anderem durch Afghanistans Ratifikation des
Ubereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau™ sowie durch die afghanische
Verfassung und den Nationalen Aktionsplan fiir die Frauen Afghanistans und das Gesetz zur Beseitigung
der Gewalt gegen Frauen garantiert wird, nimmt Kenntnis von den von der Hilfsmission vermeldeten Fort-
schritten bei der Umsetzung des Gesetzes, betont, wie wichtig seine vollstindige Umsetzung ist, eine der
zentralen Verpflichtungen nach der Rahmenvereinbarung von Tokio iiber gegenseitige Rechenschaft, und
betont, dass Afghanistan im Einklang mit seinen vdlkerrechtlichen Verpflichtungen weitere Fortschritte in
Geschlechter- und Gleichstellungsfragen erzielen muss;

46. verurteilt nachdriicklich alle Fille von Diskriminierung und Gewalt gegen Frauen und Mad-
chen und andere Formen geschlechtsspezifischer und sexueller Gewalt, namentlich ,,Ehrenmorde®, unter-
streicht, wie wichtig es ist, der Straflosigkeit fiir diese Félle entgegenzutreten, besonders wenn sie gegen
Frauenrechtlerinnen und prominente Frauen des 6ffentlichen Lebens gerichtet sind, nimmt Kenntnis von
den bedeutenden Fortschritten, die die Regierung Afghanistans in dieser Hinsicht erzielt hat, und bekundet
erneut ihre Anerkennung fiir alle MaBBnahmen, die zur Bekdmpfung der gezielten Gewalt gegen Frauen
ergriffen wurden, namentlich den Beitrag der Einheit der Vereinten Nationen fiir Gleichstellung und Er-
méchtigung der Frauen (UN-Frauen);

47. betont, dass die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten der Kinder in Afghanistan
gewihrleistet werden muss, erinnert daran, dass das Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes®’, das
dazugehdrige Fakultativprotokoll betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution und die Kin-
derpornografie*” und das dazugehérige Fakultativprotokoll betreffend die Beteiligung von Kindern an be-
waffneten Konflikten*' von allen Vertragsstaaten vollstindig durchgefiihrt werden miissen und dass auch
die Resolution 1612 (2005) des Sicherheitsrats vom 26. Juli 2005 und alle spéteren Resolutionen iiber Kin-
der und bewaffnete Konflikte in vollem Umfang durchzufiihren sind, und nimmt Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretirs iiber Kinder und bewaffnete Konflikte in Afghanistan*” und den Schlussfolgerungen
der Arbeitsgruppe des Sicherheitsrats fiir Kinder und bewaffnete Konflikte*;

48. bekundet in dieser Hinsicht ihre grof3e Besorgnis dariiber, dass illegale bewaffnete und terroris-
tische Gruppen in Afghanistan nach wie vor Kinder einziehen und einsetzen und dass der Konflikt die T6-

3 United Nations, Treaty Series, Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 1985 11 S. 647; LGBL.
1996 Nr. 164; 6BGBI. Nr. 443/1982; AS 1999 1579.

¥ Ebd., Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL 1992 II S. 121; LGBL 1996 Nr. 163; 6BGBL
Nr. 7/1993; AS 1998 2055.

“Ebd., Vol. 2171, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2008 1I S. 1222; LGBI. 2013 Nr. 164; 6BGBI.
III Nr. 93/2004; AS 2006 5441.

‘I Ebd., Vol. 2173, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2004 II S. 1354; LGBI. 2005 Nr. 26; 6BGBI. 111
Nr. 92/2002; AS 2002 3579.
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tung und Verstiimmelung von Kindern zur Folge hat, betont in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist, die Ein-
ziechung und den Einsatz von Kindern unter Verstofl gegen das anwendbare Vélkerrecht sowie alle anderen
Rechtsverletzungen und Missbrauchshandlungen an Kindern zu beenden, bekundet ihre Anerkennung fiir
die Fortschritte und die feste Entschlossenheit der Regierung Afghanistans zum Schutz von Kindern, ein-
schlieBlich ihrer nachdriicklichen Verurteilung jeglicher Ausbeutung von Kindern, die in der Einsetzung des
Interministeriellen Lenkungsausschusses flir den Schutz der Rechte der Kinder, der Ernennung eines Kin-
derschutzkoordinators, dem im Januar 2011 von der Regierung unterzeichneten Aktionsplan samt Anhin-
gen iiber die mit den nationalen Sicherheitskréften in Afghanistan verbundenen Kinder und dem von der
Regierung gebilligten Fahrplan zur Beschleunigung der Einhaltung des Aktionsplans zum Ausdruck
kommt, begriifit die Fortschritte bei der Umsetzung des Aktionsplans und fordert die volle Umsetzung sei-
ner Bestimmungen in enger Zusammenarbeit mit der Hilfsmission;

49. anerkennt die besonderen Bediirfnisse von Médchen, verurteilt mit Nachdruck die unter Ver-
sto} gegen das anwendbare Volkerrecht weiter veriibten und angedrohten Terroranschldge auf Bildungsein-
richtungen, insbesondere fiir afghanische Madchen, und/oder auf Krankenhéuser und auf mit diesen in Be-
ziehung stehende geschiitzte Personen in Afghanistan und bekundet ihre tiefe Besorgnis {iber die hohe Zahl
an Schulschliefungen infolge von Terroranschlagen oder der Androhung solcher Anschlége;

50. begruft es, dass die Regierung Afghanistans den Nationalen Aktionsplan zur Bekdmpfung des
Kinderhandels angenommen hat, fordert die umfassende Umsetzung des Aktionsplans, begriiit die Initiati-
ven zur Anderung und Durchsetzung von Gesetzen gegen den Menschenhandel auf der Grundlage des Zu-
satzprotokolls zur Verhiitung, Bekdmpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frau-
en- und Kinderhandels, zum Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende or-
ganisierte Kriminalitit** und betont, wie wichtig es ist, zu erwigen, Vertragspartei des Protokolls zu wer-
den;

Soziale und wirtschaftliche Entwicklung

51. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Nationalen Entwicklungsstrategie fiir Afghanistan
und den Ideen, die die Regierung Afghanistans in ihrem Strategiedokument ,, Towards self-reliance: strate-
gic vision for the transformation decade* (Auf dem Weg zur Eigenstindigkeit: Strategische Vision fiir die
Transformationsdekade) darlegt, sowie von den darin enthaltenen nationalen Priorititenprogrammen mit
ihrem Schwerpunkt auf wirtschaftlichem Wachstum, Staatseinnahmen, Schaffung von Arbeitsplédtzen, Re-
gierungsfithrung und menschlicher Entwicklung;

52. appelliert eindringlich an alle Staaten, das System der Vereinten Nationen und die internatio-
nalen und nichtstaatlichen Organisationen, einschlieBlich der internationalen und regionalen Finanzinstitu-
tionen, Afghanistan auch weiterhin in enger Abstimmung mit der Regierung des Landes und im Einklang
mit der Nationalen Entwicklungsstrategic und dem Strategiedokument ,,Towards self-reliance: strategic
vision for the transformation decade” sowie den darin enthaltenen nationalen Prioritdtenprogrammen jede
mdgliche und notwendige humanitire, Wiederherstellungs-, Wiederaufbau-, Entwicklungs-, Finanz-, Bil-
dungs-, technische und materielle Hilfe zu gewéhren, unterstreicht die entscheidende Bedeutung der fortge-
setzten und zeitlich abgestuften Umsetzung der nationalen Priorititenprogramme und der Ziele beziiglich
Entwicklung und Regierungsfiihrung der Rahmenvereinbarung von Tokio iiber gegenseitige Rechenschaft
und verweist in diesem Zusammenhang auf die fiihrende Rolle der Hilfsmission bei den Bemiihungen um
die weitere Verbesserung der Kohérenz und der Koordinierung der internationalen MaBnahmen;

53. erkennt an, dass Afghanistan sich in den letzten Jahren mit fester Unterstiitzung der internatio-
nalen Gemeinschaft betridchtlich weiterentwickelt und bedeutende Fortschritte erzielt hat, bekundet ihre
Unterstiitzung fiir den auf der Bonner Konferenz gefassten Beschluss, eine Transformationsdekade (2015-
2024) durchzufiihren, in der Afghanistan seine Souverénitit durch die Stirkung eines vollstindig funktio-
nierenden, tragfdhigen Staates im Dienste seines Volkes festigen wird, und legt der Regierung Afghanistans
eindringlich nahe, alle Teile der afghanischen Gesellschaft, insbesondere Frauen, in die Erarbeitung und

4 United Nations, Treaty Series, Vol. 2237, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2005 I S. 954, 995;
LGBI. 2008 Nr. 74; 6BGBI. III Nr. 220/2005; AS 2006 5917.
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Durchfithrung von Soforthilfe-, Rehabilitations-, Wiederherstellungs- und Wiederaufbauprogrammen ein-
zubeziehen;

54. erkennt aufRerdem an, welche Herausforderungen vor Afghanistan liegen, und begriit die von
der internationalen Gemeinschaft wihrend der Konferenz von Tokio abgegebene groBziigige Zusage, bis
2015 mehr als 16 Milliarden US-Dollar zur Verfiigung zu stellen und bis 2017 im selben oder dhnlichen
Umfang Unterstlitzung zu leisten wie wiahrend der letzten zehn Jahre, womit sie ihre Verpflichtung zur
langfristigen Unterstiitzung der wirtschaftlichen Entwicklung Afghanistans auf der Grundlage der gegensei-
tigen Rechenschaft erneuert, begriifit die fortgesetzte Entschlossenheit der Regierung Afghanistans zur Er-
fiillung der von der Regierung geméll der Rahmenvereinbarung von Tokio iiber gegenseitige Rechenschaft
eingegangenen Verpflichtungen und betont, dass die fortgesetzte internationale Unterstiitzung in den kom-
menden Jahren entschlossenes Handeln sowohl seitens der internationalen Gemeinschaft als auch seitens
der Regierung erfordert;

55. begruBt die anhaltenden Fortschritte bei der Umsetzung der Rahmenvereinbarung von Tokio
iiber gegenseitige Rechenschaft sowie den Kontrollmechanismus, der in dieser Vereinbarung vorgesehen
ist, in der die Regierung Afghanistans ihre Verpflichtung zur Stirkung der Regierungsfiihrung auf dem
Fundament der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und der Einhaltung der afghanischen Verfassung
bekriftigte und sie als unverzichtbar fiir dauerhaftes Wachstum und dauerhafte wirtschaftliche Entwicklung
betrachtete und in der sich die internationale Gemeinschaft verpflichtete, die Effizienz der Entwicklungs-
hilfe zu steigern, indem sie Hilfeleistungen an den afghanischen nationalen Prioritdtenprogrammen ausrich-
tet und liber den Staatshaushalt der Regierung leitet, wie in der Erklédrung von Tokio dargestellt;

56. begrult aulerdem das Ergebnis der am 3. Juli 2013 in Kabul abgehaltenen Tagung hochrangi-
ger Vertreter der Rahmenvereinbarung von Tokio iiber gegenseitige Rechenschaft und die diesbeziigliche
Erkldrung der Kovorsitzenden, in der sowohl die Erfolge der Regierung Afghanistans und der internationa-
len Gemeinschaft bei der Umsetzung ihrer jeweiligen Verpflichtungen gemif3 der Rahmenvereinbarung als
auch die Notwendigkeit rascherer Fortschritte innerhalb eines realistischen, aber gestrafften Zeitrahmens
anerkannt wurden, und sieht mit Interesse den weiteren Tagungen entgegen, namentlich der Tagung des
Gemeinsamen Koordinierungs- und Uberwachungsrats und der nichsten Ministertagung 2014 unter dem
gemeinsamen Vorsitz der Regierungen Afghanistans und des Vereinigten Konigreichs Grof3britannien und
Nordirland zur Uberpriifung der Fortschritte bei der Durchfiihrung der Rahmenvereinbarung;

57. begruft ferner die bedeutenden Fortschritte der Regierung Afghanistans bei der Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele, insbesondere die betrichtlichen Fortschritte bei der Ermdglichung des
Schulbesuchs fiir Jungen und Méadchen und der Erméglichung des Zugangs zu Basisgesundheitsdiensten
fiir Frauen und Ménner, und erkennt an, dass qualitative Verbesserungen auf dem gesamten Gebiet der
Grundversorgung Aufmerksamkeit und ausreichende Mittelzuweisungen aus dem Staatshaushalt erfordern
werden;

58. dankt der internationalen Gemeinschaft fiir die humanitare Hilfe und die Entwicklungshilfe,
die sie im Hinblick auf die Stabilisierung und Entwicklung Afghanistans leistet, sowie dem System der
Vereinten Nationen und allen Staaten und internationalen und nichtstaatlichen Organisationen, deren inter-
nationales und Ortliches Personal trotz Sicherheitsbedenken und erschwertem Zugang zu bestimmten Ge-
bieten den Bediirfnissen Afghanistans auf dem Gebiet der humanitiren Hilfe, der Transition und der Ent-
wicklung auch weiterhin entspricht;

59. ist sich der Notwendigkeit weiterer Verbesserungen der Lebensbedingungen des afghanischen
Volkes bewusst und betont, dass die Entwicklung der Fahigkeit der Regierung Afghanistans, auf nationaler,
Provinz- und lokaler Ebene soziale Grunddienste zu erbringen, insbesondere auf dem Gebiet der Bildung
und der 6ffentlichen Gesundheit, und die Entwicklung zu fordern, gestarkt und unterstiitzt werden muss;

60. legt der Regierung Afghanistans eindringlich nahe, als Voraussetzung fiir Fortschritte bei der
sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung stirkere Anstrengungen zur Reform der wichtigsten Versor-
gungssektoren, wie der Energie- und Trinkwasserversorgung, zu unternehmen;

61. lobt die Regierung Afghanistans fiir die Verbesserung der Haushaltstransparenz und fiir die
Anstrengungen, die sie bisher unternommen hat, um einen tragfdhigen Haushalt zu erreichen, nimmt
Kenntnis von den noch zu bewiltigenden Herausforderungen und fordert mit Nachdruck fortgesetzte An-
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strengungen zur Erreichung der Ziele bei den Staatseinnahmen, wie mit dem Internationalen Wahrungs-
fonds vereinbart;

62. bekundet ihre Anerkennung fiir die Arbeit, die die regionalen Wiederaufbauteams im Rahmen
der Gegebenheiten der jeweiligen Provinz zur Unterstiitzung der nationalen Priorititen beim Aufbau der
Kapazititen der lokalen Institutionen leisten;

63. legt der internationalen Gemeinschaft und dem Unternehmenssektor nahe, die afghanische
Wirtschaft zu unterstiitzen, um so zur langfristigen Stabilitdt beizutragen, und Moglichkeiten fiir die Ver-
stairkung von Handel und Investitionen und mehr Beschaffungen vor Ort zu erkunden, und legt ferner der
Regierung Afghanistans nahe, auf nationaler wie auch subnationaler Ebene weiter giinstige wirtschaftliche
und rechtliche Rahmenbedingungen fiir Investitionen des Privatsektors zu férdern;

64. betont in dieser Hinsicht, wie wichtig es ist, die lokalen und regionalen Verkehrsnetze zu stir-
ken, durch die die Verkehrsanbindung im Interesse der wirtschaftlichen Entwicklung, Stabilitdt und Eigen-
standigkeit gefordert wird, insbesondere durch die Fertigstellung und Unterhaltung o6rtlicher Eisenbahn-
und Uberlandstrecken, die Entwicklung regionaler Projekte zur Férderung der weiteren Verkehrsanbindung
und die Steigerung der Kapazititen auf dem Gebiet des internationalen Zivilluftverkehrs;

65. legt allen Staaten sowie den zwischenstaatlichen und den nichtstaatlichen Organisationen ein-
dringlich nahe, die landwirtschaftliche Zusammenarbeit mit Afghanistan nach Maf3gabe des Nationalen
Rahmens fiir die landwirtschaftliche Entwicklung und im Einklang mit der Nationalen Entwicklungsstrate-
gie beziehungsweise dem einschlédgigen nationalen Priorititenprogramm auszuweiten, mit dem Ziel, zur
Armutsbeseitigung und zur sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung beizutragen, einschlieBlich in den
landlichen Gemeinschaften;

66. erklart erneut, wie notwendig es ist, dass den afghanischen Kindern, insbesondere den Mad-
chen, in allen Teilen des Landes Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen zur Verfliigung stehen, begriift
die im offentlichen Bildungssektor erzielten Fortschritte, verweist darauf, dass der Nationale Bildungsstra-
tegieplan eine vielversprechende Grundlage fiir weitere Erfolge darstellt, ermutigt die Regierung Afghani-
stans, diese Einrichtungen mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft auszuweiten, Fachpersonal dafiir
auszubilden und den vollen und gleichberechtigten Zugang aller Mitglieder der afghanischen Gesellschaft
zu ihnen zu fordern, auch in abgelegenen Gebieten, und erklart ferner erneut, dass Jugendlichen eine Be-
rufsausbildung gewdhrt werden muss;

67. lobt die Regierung Afghanistans und die Geber fiir ihre HilfsmaBnahmen, bekundet jedoch
weiterhin ihre Besorgnis iiber die humanitire Gesamtlage, betont, dass nach wie vor Nahrungsmittelhilfe
benotigt wird, um sicherzustellen, dass die Grundbediirfnisse der Binnenvertriebenen gedeckt werden, und
fordert, die diesbeziigliche internationale Unterstiitzung fortzusetzen und frithzeitig und noch vor dem her-
annahenden Winter die dringenden humanitiren Bediirfnisse zu decken, die in dem Gemeinsamen Humani-
taren Aktionsplan fiir Afghanistan 2013 aufgefiihrt sind;

68. erkennt an, dass Unterentwicklung und Kapazititsmangel die Verwundbarkeit Afghanistans
durch Naturkatastrophen und extreme Klimabedingungen erhéhen, und fordert in dieser Hinsicht die Regie-
rung Afghanistans nachdriicklich auf, sich mit Unterstiitzung der internationalen Gemeinschaft vermehrt
um eine stirkere Verringerung des Katastrophenrisikos auf der nationalen und subnationalen Ebene und um
die Modernisierung des Landwirtschaftssektors und die Erhhung der Agrarproduktion zu bemiihen, um so
die Verwundbarkeit Afghanistans durch widrige externe Bedingungen wie Diirren, Uberschwemmungen
und andere Naturkatastrophen zu verringern;

69. dankt den Regierungen der Lénder, die weiterhin afghanische Fliichtlinge aufnehmen, insbe-
sondere Pakistan und der Islamischen Republik Iran, ist sich der enormen Belastung bewusst, die sie bisher
in dieser Hinsicht auf sich genommen haben, und bittet die internationale Gemeinschaft, weiter groziigige
Hilfe zu leisten, um die freiwillige, sichere, wiirdevolle und dauerhafte Riickkehr, Rehabilitation und Wie-
dereingliederung der afghanischen Fliichtlinge zu erleichtern;

70. begrult das Ergebnis der am 2. und 3. Mai 2012 in Genf abgehaltenen Internationalen Konfe-
renz {iber die Losungsstrategie fiir afghanische Fliichtlinge zur Unterstiitzung der freiwilligen Riickkehr,
der dauerhaften Wiedereingliederung und der Hilfe fiir Aufnahmeldnder und erwartet mit Interesse die wei-
tere Umsetzung des gemeinsamen Kommuniqués der Konferenz mit dem Ziel, durch anhaltende Unterstiit-
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zung und gezielte Mallnahmen seitens der internationalen Gemeinschaft die Dauerhaftigkeit der Riickkehr
zu erh6hen und die Unterstiitzung fiir die Aufnahmelénder fortzusetzen;

71. erinnert die Aufnahmelédnder und die internationale Gemeinschaft erneut an ihre Verpflichtun-
gen nach dem Fliichtlingsvolkerrecht betreffend den Schutz von Fliichtlingen, den Grundsatz der freiwilli-
gen Riickkehr und das Recht, Asyl zu suchen, sowie die Verpflichtung, humanitéren Hilfsorganisationen
vollen, sicheren und ungehinderten Zugang zu gewéhren, damit die Fliichtlinge Schutz und Hilfe erhalten,
und fordert die Lénder auf, als Ausdruck ihrer gemeinsamen Verantwortung und Solidaritét auch weiterhin
eine angemessene Zahl afghanischer Fliichtlinge zur Neuansiedlung aufzunehmen;

72. begruBt es, dass afghanische Fliichtlinge und Binnenvertriebene weiter freiwillig, in Sicherheit
und Wiirde und auf Dauer zuriickkehren, stellt gleichzeitig jedoch mit Besorgnis fest, dass die Bedingungen
in manchen Teilen Afghanistans noch keine sichere und dauerhafte Riickkehr an einige Herkunftsorte zu-
lassen;

73. fordert die Regierung Afghanistans nachdriicklich auf, sich mit Unterstiitzung der internationa-
len Gemeinschaft auch weiterhin verstirkt darum zu bemiihen, die Voraussetzungen fiir eine dauerhafte
Riickkehr zu schaffen, indem sie ihre Aufnahmeféhigkeit im Hinblick auf die volle Rehabilitation und Wie-
dereingliederung der noch verbleibenden afghanischen Fliichtlinge und Binnenvertriebenen weiter stérkt;

74. nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der anhaltenden konstruktiven Zusammenarbeit zwi-
schen den Landern der Region sowie von den Dreiparteienabkommen und Vierparteienabkommen zwi-
schen dem Amt des Hohen Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen, der Regierung Afghanistans und
den Regierungen der Lander, die Fliichtlinge aus Afghanistan aufgenommen haben, insbesondere Pakistan
und die Islamische Republik Iran;

Regionale Zusammenarbeit

75. unterstreicht die entscheidende Rolle einer weitergehenden konstruktiven regionalen Zusam-
menarbeit als wirksames Mittel zur Forderung des Friedens, der Sicherheit, der Stabilitit und der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung in Afghanistan, spricht sich fiir eine weitere Verbesserung der Be-
ziehungen und ein stirkeres Zusammenwirken zwischen Afghanistan und seinen Nachbarn aus und fordert
weitere diesbeziigliche Anstrengungen, namentlich von Regionalorganisationen;

76. lobt die Unterzeichner der Erklirung von Kabul iiber gutnachbarliche Beziehungen® fiir die
laufenden Anstrengungen, die sie unternehmen, um ihren Verpflichtungen aus der Erklarung nachzukom-
men, fordert alle anderen Staaten auf, die Bestimmungen der Erkldrung zu achten und ihre Umsetzung zu
unterstiitzen, und begriift die Bekréftigung der in der Erklarung niedergelegten Grundsétze in dem Kom-
muniqué der Kabuler Konferenz;

77. begruft und unterstitzt es, dass die Regierung Afghanistans und ihre Partner in den Nachbar-
landern weitere Anstrengungen unternehmen, um Vertrauen und Zusammenarbeit untereinander zu fordern,
und erwartet mit Interesse eine nach Bedarf verstiarkte Zusammenarbeit zwischen Afghanistan, allen seinen
Partnern in den Nachbarlindern und in der Region sowie den Regionalorganisationen gegen die Taliban,
Al-Qaida und andere extremistische und kriminelle Gruppen und illegale bewaffnete Gruppen sowie bei
der Forderung von Frieden und Wohlstand in Afghanistan, in der Region und dariiber hinaus;

78. begruft die laufenden Anstrengungen der Regierung Afghanistans, ihrer Partner in den Nach-
barlédndern und in der Region sowie der internationalen Organisationen, namentlich der Organisation der
Islamischen Zusammenarbeit, zur Forderung des Vertrauens und der Zusammenarbeit untereinander sowie
die jiingsten von den betroffenen Ldndern und den Regionalorganisationen entwickelten Kooperationsin-
itiativen, namentlich das dreiseitige Gipfeltreffen Afghanistans, Pakistans und der Tiirkei, das dreiseitige
Gipfeltreffen Afghanistans, der Islamischen Republik Iran und Pakistans und das dreiseitige Gipfeltreffen
Afghanistans, Pakistans und des Vereinigten Konigreichs Grofbritannien und Nordirland;

79. bekréftigt ihre Unterstiitzung fiir die laufenden regionalen Anstrengungen unter afghanischer
Fiihrung im Rahmen des Prozesses von Istanbul iiber regionale Sicherheit und Zusammenarbeit fiir ein si-
cheres und stabiles Afghanistan®, begriit die Ergebnisse der 2012 und 2013 in Kabul beziehungsweise
Almaty abgehaltenen Ministerkonferenzen der Lander im Herzen Asiens als FolgemaBnahmen zu der 2011
in Istanbul abgehaltenen Konferenz iiber Sicherheit und Zusammenarbeit im Herzen Asiens, und der am
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23. September 2013 in New York abgehaltenen Tagung hochrangiger Vertreter des Prozesses von Istanbul,
begriift die Annahme der Durchfiihrungspléne fiir alle sechs vorrangig durchzufithrenden vertrauensbil-
denden MafBnahmen in den Bereichen Katastrophenmanagement, Terrorismusbekdmpfung, Suchtstoffbe-
kdmpfung, regionale Infrastruktur, Handels-, Wirtschafts- und Investitionschancen und Bildung, wiirdigt
die Fortschritte des Prozesses von Istanbul seit seiner Einleitung, sieht der vierten Ministerkonferenz der
Lander im Herzen Asiens in Tianjin mit Interesse entgegen, nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den
Bemiihungen um die Stiarkung des Dialogs und des Vertrauens in der Region im Rahmen des Prozesses von
Istanbul und erinnert daran, dass der Prozess von Istanbul die von Regionalorganisationen unternommenen
Anstrengungen, insbesondere soweit sie sich auf Afghanistan beziehen, nicht ersetzen, sondern ergdnzen
und kooperativ unterstiitzen soll;

80. wiurdigt alle Anstrengungen zum Ausbau der regionalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit
dem Ziel, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Afghanistan, den Nachbarldndern in der Region,
internationalen Partnern und Finanzinstitutionen zu férdern, und anerkennt unter anderem die wichtige Rol-
le der Konferenz iiber regionale wirtschaftliche Zusammenarbeit fiir Afghanistan, des Investitionsgipfels
von Delhi iiber Afghanistan und der aus ihm hervorgegangenen Empfehlungen zur Férderung auslandischer
Investitionen, der Entwicklung des Privatsektors und der Partnerschaften Afghanistans, der Organisation
fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit, des Programms fiir regionale wirtschaftliche Zusammenarbeit in Zen-
tralasien und des Siidasiatischen Verbands fiir regionale Zusammenarbeit sowie der Shanghaier Organisa-
tion fiir Zusammenarbeit, der Europédischen Union und der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa bei der Férderung der Entwicklung Afghanistans;

81. begrult den Beschluss der Mitgliedstaaten der Shanghaier Organisation fiir Zusammenarbeit,
Afghanistan den Beobachterstatus in der Organisation zu gewéhren;

82. begruBt und fordert mit Nachdruck, unter Verweis auf die historische Rolle Afghanistans als
Landbriicke in Asien, weitere Mafinahmen zur Stirkung des Prozesses der regionalen wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit, darunter MaBlnahmen zur Erleichterung des regionalen Handels und Transits, namentlich
durch regionale und bilaterale Transithandelsabkommen, eine erweiterte konsularische Zusammenarbeit bei
der Ausstellung von Visa und die Erleichterung von Geschéftsreisen, zur Erweiterung des Handels, zur Er-
hohung der Auslandsinvestitionen und zum Aufbau der Infrastruktur, namentlich fiir die infrastrukturelle
Anbindung, die Energieversorgung, den Verkehr und das integrierte Grenzmanagement, mit dem Ziel, ein
nachhaltiges Wirtschaftswachstum und die Schaffung von Arbeitsplédtzen in Afghanistan zu fordern;

83. legt den Landern der Gruppe der Acht nahe, die Zusammenarbeit zwischen Afghanistan und
seinen Nachbarn weiterhin durch gegenseitige Konsultationen und Vereinbarungen anzuregen und zu unter-
stiitzen, so auch im Rahmen von Entwicklungsprojekten auf Gebieten wie der infrastrukturellen Anbin-
dung, dem Grenzmanagement und der wirtschaftlichen Entwicklung;

Suchtstoffbekdmpfung

84. begruft die Maflnahmen der Regierung Afghanistans zur Bekdmpfung der Drogenproduktion
in Afghanistan, nimmt Kenntnis von dem im Mai 2013 ver6ffentlichten Bericht des Biiros der Vereinten
Nationen fiir Drogen- und Verbrechungsbekdmpfung iiber Opium in Afghanistan (,,Afghanistan Opium
Survey 2012°), bekundet erneut ihre tiefe Besorgnis liber die Zunahme des Anbaus und der Gewinnung
unerlaubter Suchtstoffe in Afghanistan, vor allem in den Gebieten, in denen die Taliban, Al-Qaida und an-
dere gewalttitige und extremistische Gruppen und Kriminelle besonders aktiv sind, sowie iiber den anhal-
tenden Drogenhandel und betont auf der Grundlage des Prinzips der gemeinsamen und geteilten Verantwor-
tung, dass die Regierung mit Unterstiitzung der internationalen und regionalen Akteure sowie der Interna-
tionalen Sicherheitsbeistandstruppe im Rahmen der ihnen jeweils iibertragenen Verantwortlichkeiten ver-
stirkte gemeinsame, besser abgestimmte und entschlossenere Anstrengungen zur Bekdmpfung dieser Be-
drohung unternehmen muss;

85. betont, wie wichtig es ist, bei der Bewiltigung des Drogenproblems in Afghanistan einen um-
fassenden und ausgewogenen Ansatz zu verfolgen, der, um wirksam zu sein, in den breiteren Rahmen der
auf den Gebieten Sicherheit, Regierungsfithrung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte sowie wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung durchgefiihrten Mafinahmen eingefiigt sein muss;
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86. betont in dieser Hinsicht auBerdem, dass die Erarbeitung von Programmen fiir alternative
Maoglichkeiten der Existenzsicherung fiir den Erfolg der Malnahmen zur Suchtstoffbekdmpfung in Afgha-
nistan von entscheidender Bedeutung ist und dass nachhaltige Strategien eine internationale Zusammenar-
beit erfordern, und legt der Regierung Afghanistans eindringlich nahe, mit Unterstiitzung der internationa-
len Gemeinschaft die Schaffung von dauerhaften Erwerbsmoglichkeiten im formellen Produktionssektor
sowie in anderen Sektoren zu fordern und in lédndlichen Gebieten den Zugang zu Krediten und Finanzmit-
teln zu verniinftigen und tragfahigen Konditionen zu verbessern und so die Lebensbedingungen, die Ge-
sundheit und die Sicherheit der Menschen, insbesondere in ldndlichen Gebieten, wesentlich zu verbessern;

87. nimmt mit groRer Besorgnis Kenntnis von der engen Verkniipfung zwischen dem Drogenhan-
del und den terroristischen Aktivititen der Taliban, Al-Qaidas und anderer gewalttitiger und extremisti-
scher Gruppen und krimineller Gruppen, woraus eine ernsthafte Bedrohung fiir die Sicherheit, die Rechts-
staatlichkeit und die Entwicklung in Afghanistan erwéchst, und betont, wie wichtig in dieser Hinsicht die
vollstandige Durchfithrung aller einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrats ist, namentlich der Resolu-
tionen 1735 (2006) vom 22. Dezember 2006 und 1822 (2008) vom 30. Juni 2008;

88. fordert diesbeziiglich alle Mitgliedstaaten auf, ihre Anstrengungen zur Senkung der Drogen-
nachfrage im eigenen Land und weltweit weiter zu verstirken und so zur dauerhaften Beseitigung des uner-
laubten Anbaus in Afghanistan beizutragen;

89. betont die Notwendigkeit, den Handel mit und die Abzweigung von chemischen Ausgangsstof-
fen, die bei der unerlaubten Herstellung von Drogen in Afghanistan verwendet werden, zu verhindern, und
fordert in dieser Hinsicht die vollstdndige Durchfiihrung der Resolution 1817 (2008) des Sicherheitsrats
vom 11. Juni 2008;

90. unterstitzt den Kampf gegen den unerlaubten Verkehr mit Drogen ausgehend von Afghanistan
und mit Ausgangsstoffen nach Afghanistan sowie in den Nachbarstaaten und den an den Handelswegen
gelegenen Landern, namentlich die verstirkte Zusammenarbeit zwischen ihnen, um die Kontrollen zur Be-
kdmpfung von Suchtstoffen zu verstirken und den internationalen Handel mit chemischen Ausgangsstoffen
zu liberwachen, und unterstreicht, wie wichtig es ist, den am meisten betroffenen Transitstaaten technische
Hilfe und Unterstiitzung zur Starkung ihrer diesbeziiglichen Kapazititen bereitzustellen;

91. fordert die Regierung Afghanistans nachdricklich auf, mit Unterstiitzung der internationalen
Gemeinschaft darauf hinzuarbeiten, die Suchtstoffbekdmpfung in alle nationalen Programme zu integrieren
und sicherzustellen, dass die Suchtstoffbekdmpfung ein grundlegender Teil des umfassenden Ansatzes ist,
sowie ihre Maflnahmen gegen den Opiumanbau und den Drogenhandel im Einklang mit dem ausgewoge-
nen Plan der aktualisierten Nationalen Drogenkontrollstrategie Afghanistans zu verstirken;

92. lobt die diesbeziiglichen Anstrengungen der Regierung Afghanistans sowie die Anstrengungen
zur Aktualisierung und Umsetzung der Nationalen Drogenkontrollstrategie, einschlieSlich des Priorisierten
Durchfiihrungsplans samt Zielvorgaben, fordert die Regierung und die internationale Gemeinschaft nach-
driicklich auf, entschlossen vorzugehen und insbesondere der Drogengewinnung und dem Drogenhandel
ein Ende zu setzen, indem sie die in der Strategie aufgefiihrten konkreten Mainahmen sowie Initiativen wie
die ,,Good Performers Initiative* durchfiihren, die den Gouverneuren Anreize zur Verringerung des Anbaus
in ihrer Provinz bieten soll, und legt den afghanischen Behorden nahe, sich auf Provinzebene um die Aus-
arbeitung von Durchfiihrungsplédnen fiir die Suchtstoftbekdmpfung zu bemiihen;

93. fordert die internationale Gemeinschaft auf, der Regierung Afghanistans auch weiterhin bei der
Umsetzung ihrer Nationalen Drogenkontrollstrategie behilflich zu sein, deren Ziel es ist, den Anbau, die
Gewinnung und den Konsum unerlaubter Drogen und den Handel damit zu beseitigen, namentlich durch
verstdrkte Unterstlitzung der afghanischen Strafverfolgungs- und Strafjustizbehorden, landwirtschaftliche
und landliche Entwicklung zur Schaffung alternativer Existenzgrundlagen fiir Bauern, Nachfragesenkung,
Vernichtung illegal angebauter Kulturen, verstirkte Sensibilisierung der Offentlichkeit und Stirkung der
Kapazititen von Drogenkontrolleinrichtungen und Betreuungs- und Behandlungszentren fiir Drogenabhin-
gige, und fordert die internationale Gemeinschaft erneut auf, die Finanzmittel fiir die Suchtstoffbekémp-
fung moglichst iiber die Regierung zu leiten;

94. verweist auf die Notwendigkeit, die internationale und regionale Zusammenarbeit mit Afgha-
nistan bei seinen anhaltenden Bemiihungen zur Bekdmpfung der Drogenproduktion und des Drogenhandels
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zu verstérken, ist sich der Bedrohung bewusst, die von der Produktion unerlaubter Drogen und dem Handel
und Verkehr damit fiir den Weltfrieden und die Stabilitdt in der Region und dariiber hinaus ausgeht, aner-
kennt auBerdem die Fortschritte, die mittels entsprechender Initiativen im Rahmen der Pariser-Pakt-
Initiative des Biiros der Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung erzielt wurden, be-
tont, wie wichtig weitere Fortschritte bei der Durchfiihrung dieser Initiativen sind, begriift die Ergebnisse
der am 16. Februar 2012 in Fortsetzung des Paris-Moskau-Prozesses in Wien abgehaltenen Ministertagung
der Pariser-Pakt-Initiative als eines der wichtigsten Rahmenwerke im Kampf gegen Opiate, unterstreicht,
wie wichtig die wirksame Umsetzung der Wiener Erklirung® durch die Partnerlénder in Abstimmung mit
der Regierung Afghanistans und dem Biiro der Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekamp-
fung ist, ermutigt die Regierung zu weiteren nachhaltigen Bemiihungen in dieser Hinsicht und zur Verwirk-
lichung ihrer Absicht, die diesbeziigliche internationale und regionale Zusammenarbeit zu verstirken, und
begriit die diesbeziiglich im ,,Herz Asiens“-Prozess erzielten Fortschritte;

95. begriRt die Initiativen zur Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen Afghanistan und seinen
Nachbarn beim Grenzmanagement, um zu gewdhrleisten, dass umfassende Drogenkontrollmafinahmen,
einschlieBlich der finanziellen Dimension, ergriffen werden, unterstreicht, wie wichtig es ist, diese Zusam-
menarbeit fortzusetzen, insbesondere im Rahmen bilateraler und von der Organisation des Vertrags iiber
kollektive Sicherheit, der Konferenz iiber Zusammenarbeit und vertrauensbildende Maflnahmen in Asien,
der Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit, der Shanghaier Organisation fiir Zusammenarbeit,
dem Zentralasiatischen Anti-Drogen-Quartett und anderen eingeleiteter Vereinbarungen, und begriifit die
Absicht der Regierung Afghanistans, die internationale und regionale Zusammenarbeit mit den jeweiligen
Partnern auf dem Gebiet der Grenzkontrolle zu verstirken;

96. betont, wie wichtig es ist, dass die zustidndigen internationalen und regionalen Akteure, ein-
schlieBlich der Vereinten Nationen und der Internationalen Sicherheitsbeistandstruppe im Rahmen der ihr
iibertragenen Verantwortlichkeiten, die unter afghanischer Fiihrung unternommenen anhaltenden Anstren-
gungen zur Abwehr der von der unerlaubten Drogenproduktion und dem unerlaubten Drogenhandel ausge-
henden Bedrohung auch weiterhin wirksam und kooperativ unterstiitzen, begriiit in dieser Hinsicht das
Regionalprogramm des Biiros der Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdampfung fiir Afgha-
nistan und die Nachbarlédnder und legt den betreffenden Landern nahe, sich auch weiterhin daran zu beteili-
gen;

97. anerkennt die von Afghanistan, der Islamischen Republik Iran und Pakistan im Rahmen ihrer
Dreiecksinitiative zur Suchtstoffbekdmpfung durchgefiihrten regionalen Aktivitdten;

98. betont die Notwendigkeit koordinierter regionaler Anstrengungen zur Bekdmpfung des Dro-
genproblems und begriifit in dieser Hinsicht die am 12. und 13. November 2012 in Islamabad abgehaltene
Regionale Ministerkonferenz iiber Suchtstoffbekdmpfung, die auf die Verbesserung der regionalen Zusam-
menarbeit bei der Suchtstoffbekdmpfung gerichtet war;

99. wirdigt alle diejenigen, die im Kampf gegen Drogenhéndler unschuldig ihr Leben gelassen
haben, insbesondere die Angehdrigen der Sicherheitskrifte Afghanistans und seiner Nachbarn;

Koordinierung

100. bekundet der Hilfsmission ihre Anerkennung fiir die Arbeit, die sie im Rahmen des vom Si-
cherheitsrat in seiner Resolution 2096 (2013) erteilten Mandats leistet, und betont, wie wichtig auch wei-
terhin die zentrale und unparteiische Koordinierungsrolle der Vereinten Nationen bei der Férderung eines
kohérenteren internationalen Engagements ist;

101. begrifit die sich verandernde Prasenz der Hilfsmission in Afghanistan, die gewéhrleistet,
dass die Vereinten Nationen ihre unverzichtbare Koordinierungs- und Unterstiitzungsrolle auf Ersuchen der
Regierung Afghanistans wahrnehmen konnen, soweit die Sicherheitsbedingungen dies zulassen;

4 Siehe E/CN.7/2012/17.
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102. betont, dass die Ausstattung der Hilfsmission mit ausreichenden Ressourcen und ihr Schutz
durch die afghanischen Behorden, gegebenenfalls mit internationaler Unterstiitzung, sichergestellt werden
muss, damit sie ihr Mandat erfiillen kann;

103. anerkennt die zentrale Rolle des Gemeinsamen Koordinierungs- und Uberwachungsrats,
betont, dass der Rat die Rolle hat, Afghanistan zu unterstiitzen, indem er unter anderem den Prozess von
Kabul iiberwacht und unterstiitzt und die internationalen Hilfs- und Entwicklungsprogramme koordiniert,
und begriifit weitere Anstrengungen, um geeignete Orientierungen vorzugeben und ein kohérenteres inter-
nationales Engagement zu fordern;

104. ersucht den Generalsekretdr, der Generalversammlung alle drei Monate iiber die Entwick-
lungen in Afghanistan sowie iiber den Stand der Durchfiihrung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

105. beschlief8t, den Punkt ,,Die Situation in Afghanistan® in die vorldufige Tagesordnung ihrer
neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/12

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
110 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 56 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.12
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik Laos, Dschibuti, Ecuador, Guyana, Indonesien, Irak, Je-
men, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Namibia,
Nicaragua, Niger, Oman, Saudi Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Stdafrika, Sudan, Tunesien,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam, Staat Palastina.

*  Dafiir: Afghanistan, Agypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien
(Plurinationaler Staat), Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Island, Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kirgisistan,
Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libyen, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan,
Philippinen, Salomonen, Sambia, Sdo Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Senegal, Seychellen, Sierra Leone,
Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Tirkei, Turkmenistan, Uganda,
Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Fdderierte Staaten von), Palau, Vereinigte
Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Cote d’lvoire, Danemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada,
Griechenland, Guatemala, Irland, Italien, Japan, Kamerun, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Panama, Papua-Neuguinea,
Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruméanien, Russische Fdderation, Samoa,
San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sudsudan, Tonga, Tschechische Re-
publik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Konigreich Grof3britannien und Nordirland.

68/12.  Ausschuss flr die Austibung der unverauferlichen Rechte des palastinensischen Volkes
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 181 (II) vom 29. November 1947, 194 (III) vom 11. Dezember
1948, 3236 (XXIX) vom 22. November 1974, 3375 (XXX) und 3376 (XXX) vom 10. November 1975,
31/20 vom 24. November 1976 und alle ihre spéteren einschlidgigen Resolutionen, namentlich die auf ihren
Notstandssondertagungen verabschiedeten Resolutionen und ihre Resolution 67/20 vom 30. Novem-
ber 2012,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/292 vom 6. Mai 2004,
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nach Behandlung des Berichts des Ausschusses fiir die Ausiibung der unverduflerlichen Rechte des
palastinensischen Volkes*,

unter Hinweis auf die gegenseitige Anerkennung der Regierung des Staates Israel und der Palésti-
nensischen Befreiungsorganisation, der Vertreterin des palédstinensischen Volkes, und auf die zwischen den
beiden Seiten bestehenden Abkommen sowie darauf, dass diese Abkommen vollstindig eingehalten werden
miissen,

in Bekréaftigung ihrer Unterstutzung fiir den Nahost-Friedensprozess auf der Grundlage der ein-
schlagigen Resolutionen der Vereinten Nationen, des Rahmens der Konferenz von Madrid, einschlie8lich
des Grundsatzes ,,Land gegen Frieden®, der vom Rat der Liga der arabischen Staaten auf seiner vierzehnten
Tagung verabschiedeten Arabischen Friedensinitiative*” und des Fahrplans des Quartetts fiir eine dauerhaf-
te Zwei-Staaten-Losung zur Beilegung des israelisch-paléstinensischen Konflikts, den sich der Sicherheits-
rat in Resolution 1515 (2003) vom 19. November 2003 zu eigen gemacht hat*®,

unter BegriiRung der Wiederaufnahme der israelisch-paléstinensischen Friedensverhandlungen am
29. Juli 2013 mit dem Ziel, alle grundlegenden Fragen betreffend den endgiiltigen Status zu 16sen und ein
endgiiltiges Friedensabkommen innerhalb des vereinbarten Zeitrahmens von neun Monaten zu schlieen,
und mit dem Ausdruck ihres Dankes fiir die Anstrengungen und die Unterstiitzung der Vereinigten Staaten
von Amerika, der Europdischen Union, der Russischen Foderation und der Vereinten Nationen als Mitglie-
dern des Quartetts sowie der Liga der arabischen Staaten und aller anderen betroffenen Staaten,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 iiber die Rechts-
folgen des Baus einer Mauer in dem besetzten palistinensischen Gebiet® sowie unter Hinweis auf ihre Re-
solutionen ES-10/15 vom 20. Juli 2004 und ES-10/17 vom 15. Dezember 2006,

Kenntnis nehmend von dem am 23. September 2011 gestellten Antrag Paléstinas auf Aufnahme in
die Vereinten Nationen™,

unter Hinweis auf ihre Resolution 67/19 vom 29. November 2012, mit der, unter anderem, Paldstina
in den Vereinten Nationen der Status eines Beobachterstaats ohne Mitgliedschaft gewdhrt wurde, und
Kenntnis nehmend von dem Folgebericht des Generalsekretirs®',

erneut erklarend, dass die Vereinten Nationen eine dauernde Verantwortung fiir die Palédstina-Frage
tragen, bis diese unter allen Aspekten zufriedenstellend und im Einklang mit internationaler Legitimitét
geldst ist,

1. dankt dem Ausschuss fiir die Ausiibung der unverduBerlichen Rechte des paldstinensischen
Volkes fiir seine Bemiihungen bei der Wahrnehmung der ihm von der Generalversammlung iibertragenen
Aufgaben und nimmt Kenntnis von seinem Jahresbericht*®, namentlich den in Kapitel VII enthaltenen
Schlussfolgerungen und wertvollen Empfehlungen;

2. ersucht den Ausschuss, auch weiterhin alles zu tun, um die Verwirklichung der unverdufBerli-
chen Rechte des paldstinensischen Volkes, einschlieSlich seines Rechts auf Selbstbestimmung, zu fordern,
den Nahost-Friedensprozess mit dem Ziel der Herbeifiihrung der Zwei-Staaten-Losung unter Zugrundle-
gung des Grenzverlaufs von vor 1967 und der gerechten Losung aller Fragen betreffend den endgiiltigen
Status zu unterstiitzen und internationale Unterstiitzung und Hilfe fiir das paldstinensische Volk zu mobili-
sieren, und erméchtigt in dieser Hinsicht den Ausschuss, in seinem gebilligten Arbeitsprogramm alle An-
passungen vorzunehmen, die er im Lichte der Entwicklungen fiir zweckméBig und notwendig hilt, und der
Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung und danach dariiber Bericht zu erstatten;

4 Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 35 (A/68/35).
47 A/56/1026-S/2002/932, Anlage I, Resolution 14/221.

*85/2003/529, Anlage.

¥ Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.

0 A/66/371-S/2011/592, Anlage 1.

L A/67/738.
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3. ersucht den Ausschuss auBlerdem, die Situation im Zusammenhang mit der Paléstina-Frage
weiter zu verfolgen und gegebenenfalls der Generalversammlung, dem Sicherheitsrat oder dem General-
sekretér Bericht zu erstatten und Vorschldge zu unterbreiten;

4. ersucht den Ausschuss ferner, auch weiterhin mit paléstinensischen und anderen Organisatio-
nen der Zivilgesellschaft zusammenzuarbeiten und sie zu unterstiitzen und auch kiinftig weitere Organisa-
tionen der Zivilgesellschaft und Parlamentarier in seine Téatigkeit einzubeziehen, um internationale Solida-
ritdt und Unterstiitzung fiir das palédstinensische Volk zu mobilisieren, insbesondere in dieser kritischen, von
politischer Instabilitit, humanitirem Leid und Finanzkrisen geprigten Zeit, mit dem iibergreifenden Ziel,
die Verwirklichung der unverduferlichen Rechte des paldstinensischen Volkes und eine gerechte, dauerhaf-
te und friedliche Regelung der Paléstina-Frage, des Kerns des arabisch-israelischen Konflikts, auf der
Grundlage der einschlégigen Resolutionen der Vereinten Nationen, des Rahmens der Madrider Konferenz,
einschlieBlich des Grundsatzes ,,Land gegen Frieden“, der Arabischen Friedensinitiative*’ und des Fahr-
plans des Quarte‘tts48 zu fordern;

5. begruft in dieser Hinsicht die Reaktivierung der Arbeitsgruppe des Ausschusses, deren Mandat
in der Koordinierung der Anstrengungen der internationalen und regionalen Organisationen der Zivilgesell-
schaft im Zusammenhang mit der Paldstina-Frage besteht;

6. ersucht die nach Resolution 194 (III) der Generalversammlung eingesetzte Vergleichskommis-
sion der Vereinten Nationen fiir Palédstina und die anderen mit der Paldstina-Frage befassten Organe der
Vereinten Nationen, mit dem Ausschuss auch weiterhin voll zusammenzuarbeiten und ihm auf Ersuchen die
ihnen vorliegenden einschlagigen Informationen und Unterlagen zur Verfligung zu stellen;

7.  bittet alle Regierungen und Organisationen, mit dem Ausschuss bei der Wahrnehmung seiner
Aufgaben zusammenzuarbeiten, unter Hinweis auf ihre wiederholte Aufforderung an alle Staaten und die
Sonderorganisationen und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, das paldstinensische Volk
im Hinblick auf die baldige Verwirklichung seines Rechts auf Selbstbestimmung, einschlielich des Rechts
auf seinen unabhéngigen Staat Paldstina, auch weiterhin zu unterstiitzen und ihm dabei Hilfe zu gewéhren;

8.  ersucht den Generalsekretér, den Bericht des Ausschusses allen zustindigen Organen der Ver-
einten Nationen zuzuleiten, und fordert diese nachdriicklich auf, nach Bedarf die erforderlichen Maf3nah-
men zu ergreifen;

9.  beschlieflt, 2014 zum Internationalen Jahr der Solidaritdt mit dem paléstinensischen Volk zu
proklamieren, und ersucht den Ausschuss, in Zusammenarbeit mit Regierungen, den zustindigen Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen, zwischenstaatlichen Organisationen und Organisationen der
Zivilgesellschaft Aktivititen zu organisieren, die im Verlauf des Jahres stattfinden sollen;

10. ersucht den Generalsekretdr, dem Ausschuss auch weiterhin alle erforderlichen Einrichtungen
zur Wahrnehmung seiner Aufgaben zur Verfiigung zu stellen.

RESOLUTION 68/13

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
108 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 59 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.13
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik Laos, Dschibuti, Ecuador, Guyana, Indonesien, Irak, Je-
men, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Namibia,
Nicaragua, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Sudafrika, Tunesien, Venezuela
(Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Staat Palastina.

*  Dafiir: Afghanistan, Agypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien,

Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinatio-
naler Staat), Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Céte d’lvoire,
Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Domini-
kanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasach-
stan, Katar, Kirgisistan, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libyen, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger,
Nigeria, Oman, Pakistan, Philippinen, Salomonen, Sambia, Sdo Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Senegal, Sey-
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chellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudaf-
rika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turkei, Turk-
menistan, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Verei-
nigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Fdderierte Staaten von), Palau, Vereinigte
Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Armenien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Danemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Grenada,
Griechenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Liech-
tenstein, Litauen, Luxemburg, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Panama,
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumanien, Russische
Foderation, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Stdsudan, Togo,
Tonga, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Kdnigreich Grof3britannien und Nordirland.

68/13. Sekretariats-Abteilung fur die Rechte der Paléstinenser
Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses fiir die Ausiibung der unverduflerlichen Rechte des
palistinensischen Volkes™,

insbesondere Kenntnis nehmend von den MafBnahmen, die der Ausschuss und die Sekretariats-
Abteilung fiir die Rechte der Paléstinenser im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat ergriffen haben,

unter Hinweis auf ihre Resolution 32/40 B vom 2. Dezember 1977 und alle ihre spéteren einschlégi-
gen Resolutionen, namentlich ihre Resolution 67/21 vom 30. November 2012,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Mafinahmen, die der Generalsekretir gemaf ihrer
Resolution 67/21 ergriffen hat;

2. st der Auffassung, dass die Sekretariats-Abteilung fiir die Rechte der Palédstinenser dadurch,
dass sie den Ausschuss fiir die Ausiibung der unverduBlerlichen Rechte des paléstinensischen Volkes bei der
Erfillung seines Mandats fachlich unterstiitzt, nach wie vor einen duflerst niitzlichen und konstruktiven
Beitrag zur Sensibilisierung der internationalen Offentlichkeit fiir die Paléstina-Frage und die Dringlichkeit
einer friedlichen Regelung der Paldstina-Frage in allen ihren Aspekten auf der Grundlage des Volkerrechts
und der Resolutionen der Vereinten Nationen und zu den diesbeziiglich unternommenen Anstrengungen
sowie zur Mobilisierung internationaler Unterstiitzung fiir die Rechte des paldstinensischen Volkes leistet;

3. ersucht den Generalsekretir, die Abteilung auch kiinftig mit den erforderlichen Ressourcen
auszustatten und dafiir zu sorgen, dass sie ihr Arbeitsprogramm, das in den einschldgigen fritheren Resolu-
tionen im Einzelnen festgelegt wurde, im Benehmen mit dem Ausschuss und unter seiner Anleitung weiter
durchfiihrt;

4. ersucht die Abteilung, insbesondere die fiir die Paldstina-Frage relevanten Entwicklungen wei-
ter zu beobachten, in verschiedenen Regionen unter Mitwirkung aller Teile der internationalen Gemein-
schaft internationale Tagungen und Konferenzen zu veranstalten und im Rahmen der vorhandenen Res-
sourcen die weitere Teilnahme namhafter Personlichkeiten und international anerkannter Sachverstandiger
an diesen Tagungen und Konferenzen sicherzustellen, die gemeinsam mit den Mitgliedern des Ausschusses
eingeladen werden, mit der Zivilgesellschaft und mit Parlamentariern Verbindung zu halten und zusam-
menzuarbeiten, namentlich iiber die wieder ins Leben gerufene Arbeitsgruppe des Ausschusses, die Website
und die Dokumentensammlung des Informationssystems der Vereinten Nationen zur Palédstina-Frage wei-
terzuentwickeln und auszubauen, Verdffentlichungen und Informationsmaterial iiber verschiedene Aspekte
der Paléstina-Frage zu erstellen und weit zu verbreiten und das jéhrliche Schulungsprogramm fiir Bediens-
tete der Regierung des Staates Paléstina weiterzuentwickeln und auszubauen, um zu den Malnahmen zum
Aufbau paldstinensischer Kapazititen beizutragen;

5. ersucht die Abteilung auBerdem, im Rahmen der Begehung des Internationalen Tages der Soli-
daritdt mit dem palédstinensischen Volk am 29. November in Zusammenarbeit mit der Stindigen Be-

32 Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 35 (A/68/35).
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obachtervertretung des Staates Paldstina bei den Vereinten Nationen und unter der Anleitung des Ausschus-
ses auch kiinftig jedes Jahr eine Ausstellung iiber die Rechte der Paldstinenser oder eine kulturelle Veran-
staltung zu organisieren, und ermutigt die Mitgliedstaaten, die Begehung des Tages der Solidaritét auch
weiterhin moglichst umfassend zu unterstiitzen und einem méglichst breiten Publikum bekanntzumachen;

6. ersucht den Generalsekretdr, dafiir zu sorgen, dass die Institutionen des Systems der Vereinten
Nationen, die sich im Rahmen ihres Programms auch mit verschiedenen Aspekten der Paléstina-Frage und
der Situation in dem besetzten paléstinensischen Gebiet, einschlieBlich Ost-Jerusalems, befassen, weiter
mit der Abteilung zusammenarbeiten;

7.  bittet alle Regierungen und Organisationen, mit der Abteilung bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben zusammenzuarbeiten.

RESOLUTION 68/14

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
163 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 7 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.14
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Belarus, Bolivien (Plurinatio-
naler Staat), Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik Laos, Dschibuti, Ecuador, Guyana, Indonesien,
Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien,
Namibia, Nicaragua, Niger, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Stdafrika, Sudan,
Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate, Staat Palastina.

*  Daflir: Afghanistan, Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik
Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus,
Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Bulgarien, Burkina Faso, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Céte d’lvoire, Danemark, Demokrati-
sche Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Do-
minikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Ku-
ba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Malediven,
Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Na-
mibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich, Pakistan, Pana-
ma, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumanien, Russische Fdderation, Sa-
lomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Sdo Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal,
Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Turkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine,
Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vereinigtes Konigreich Grof3britannien und Nordirland, Vietham, Zypern.

Dagegen: Australien, Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Palau, Vereinigte
Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Honduras, Kamerun, Papua-Neuguinea, Paraguay, Studsudan, Togo, Tonga.

68/14. Besonderes Informationsprogramm der Sekretariats-Hauptabteilung Presse und
Information Uber die Palastina-Frage

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses fiir die Ausiibung der unverduflerlichen Rechte des
palistinensischen Volkes™,

insbesondere Kenntnis nehmend von den in Kapitel VI des genannten Berichts enthaltenen Infor-
mationen,

unter Hinweis auf ihre Resolution 67/22 vom 30. November 2012,

33 Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 35 (A/68/35).
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Uberzeugt, dass die weltweite Verbreitung genauer und umfassender Informationen und die Rolle
der Organisationen und Institutionen der Zivilgesellschaft nach wie vor von entscheidender Bedeutung fiir
eine bessere Kenntnis und eine stirkere Unterstiitzung der unverduBerlichen Rechte des paldstinensischen
Volkes, einschlielich des Rechts auf Selbstbestimmung und Unabhéngigkeit, und der Anstrengungen zur
Herbeifiihrung einer gerechten, dauerhaften und friedlichen Regelung der Paléstina-Frage sind,

unter Hinweis auf die gegenseitige Anerkennung der Regierung des Staates Israel und der Paldsti-
nensischen Befreiungsorganisation, der Vertreterin des paléstinensischen Volkes, und auf die zwischen den
beiden Seiten bestehenden Abkommen,

in Bekréftigung ihrer Unterstiitzung fiir den Nahost-Friedensprozess auf der Grundlage der ein-
schldgigen Resolutionen der Vereinten Nationen, des Rahmens der Konferenz von Madrid, einschlieBlich
des Grundsatzes ,,Land gegen Frieden®, der vom Rat der Liga der arabischen Staaten auf seiner vierzehnten
Tagung verabschiedeten Arabischen Friedensinitiative™ und des Fahrplans des Quartetts fiir eine dauerhaf-
te Zwei-Staaten-Losung zur Beilegung des israelisch-paléstinensischen Konflikts, den sich der Sicherheits-
rat in Resolution 1515 (2003) vom 19. November 2003 zu eigen gemacht hat>’, und unter Begriifung der
Wiederaufnahme der israelisch-paléstinensischen Verhandlungen am 29. Juli 2013,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 iiber die Rechts-
folgen des Baus einer Mauer in dem besetzten palistinensischen Gebiet *°,

Kenntnis nehmend von ihrer Resolution 67/19 vom 29. November 2012,

erneut erklarend, dass die Vereinten Nationen eine dauernde Verantwortung fiir die Palédstina-Frage
tragen, bis diese unter allen Aspekten zufriedenstellend und im Einklang mit internationaler Legitimitét
gelost ist,

1. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den MaBnahmen, welche die Sekretariats-Hauptabtei-
lung Presse und Information gemaf3 Resolution 67/22 getroffen hat;

2. vertritt die Auffassung, dass das besondere Informationsprogramm der Hauptabteilung iiber die
Palistina-Frage insofern sehr niitzlich ist, als es die Paléstina-Frage und die Situation im Nahen Osten der
internationalen Gemeinschaft stiarker ins Bewusstsein riickt, dass das Programm wirksam zu einem Klima
beitrdgt, das den Dialog fordert und den Friedensprozess unterstiitzt, und dass es die zur Erfiillung seiner
Aufgaben erforderliche Unterstilitzung erhalten soll;

3. ersucht die Hauptabteilung, in voller Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem Ausschuss
fir die Ausiibung der unverduBerlichen Rechte des palédstinensischen Volkes und mit der aufgrund von
Entwicklungen betreffend die Paldstina-Frage unter Umsténden gebotenen Flexibilitdt ihr besonderes In-
formationsprogramm fiir 2014-2015 fortzusetzen und vor allem

a) Informationen iiber alle die Paldstina-Frage und den Friedensprozess betreffenden Aktivitaten
des Systems der Vereinten Nationen zu verbreiten, namentlich Berichte {iber die von den zustédndigen Orga-
nisationen der Vereinten Nationen geleistete Arbeit sowie liber die Bemiihungen, die der Generalsekretér
und sein Sondergesandter in Bezug auf den Friedensprozess unternehmen;

b) auch weiterhin Publikationen und audiovisuelles Material iiber die verschiedenen Aspekte der
Paléstina-Frage auf allen Gebieten herauszugeben, auf den neuesten Stand zu bringen und zu modernisie-
ren, so auch Materialien iiber die jiingsten diesbeziiglichen Entwicklungen, insbesondere die Anstrengun-
gen zur Herbeifithrung einer friedlichen Regelung der Paldstina-Frage;

c) ihre Sammlung audiovisuellen Materials iiber die Palastina-Frage zu erweitern, auch weiterhin
solches Material herzustellen und zu erhalten und die 6ffentliche Ausstellung zur Paldstina-Frage im Ge-
baude der Generalversammlung sowie am Amtssitz der Vereinten Nationen in Genf und Wien regelméBig
zu aktualisieren;

54 A/56/1026-5/2002/932, Anlage 11, Resolution 14/221.
%3.8/2003/529, Anlage.
%6 Siehe A/ES-10/273 und Corr.1.

51



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

52

d) Informationsmissionen fiir Journalisten in das besetzte palédstinensische Gebiet, einschlieBlich
Ost-Jerusalems, sowie nach Israel zu veranstalten und zu fordern;

e) internationale, regionale und nationale Seminare oder Treffen fiir Journalisten zu veranstalten,
die insbesondere darauf gerichtet sind, die Offentlichkeit fiir die Palistina-Frage und den Friedensprozess
zu sensibilisieren und den Dialog und die Verstindigung zwischen Paldstinensern und Israelis zugunsten
einer friedlichen Beilegung des israelisch-paléstinensischen Konflikts zu vertiefen, indem sie unter ande-
rem die Medien dabei unterstiitzt und dazu anhilt, zur Férderung des Friedens zwischen den beiden Seiten
beizutragen;

f)  dem paléstinensischen Volk auch kiinftig auf dem Gebiet der Medienentwicklung behilflich zu
sein und insbesondere das jahrliche Ausbildungsprogramm fiir palédstinensische Rundfunkmitarbeiter und
Journalisten zu stérken,;

4.  legt der Hauptabteilung nahe, Mittel und Wege auszuarbeiten, die den Medien und Vertretern
der Zivilgesellschaft die Fithrung offener und positiver Gesprache iiber mogliche Instrumente zur Forde-
rung eines Dialogs zwischen den Volkern sowie zur Forderung des Friedens und der gegenseitigen Ver-
stindigung in der Region ermoglichen.

RESOLUTION 68/15

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
165 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 6 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.15
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Algerien, Bahrain, Bangladesch, Belarus, Bolivien (Plurinatio-
naler Staat), Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik Laos, Dschibuti, Ecuador, Guyana, Indonesien,
Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Kirgisistan, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretani-
en, Namibia, Nicaragua, Niger, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Sidafrika,
Sudan, Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Staat Palastina.

*  Dafiir: Afghanistan, Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik

Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus,
Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Bulgarien, Burkina Faso, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Céte d’lvoire, Danemark, Demokrati-
sche Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Do-
minikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea,
Guinea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Ja-
maika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo,
Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia,
Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich,
Pakistan, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumanien, Russische
Foderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Sd&o Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden,
Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spa-
nien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan,
Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Turkei, Turkmeni-
stan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Kdnigreich Grof3britannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (FOderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von
Amerika.

Enthaltungen: Australien, Kamerun, Papua-Neuguinea, Paraguay, Sudsudan, Tonga.

68/15.  Friedliche Regelung der Paléstina-Frage
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre einschlédgigen Resolutionen, einschlieBlich der auf ihrer zehnten Notstands-
sondertagung verabschiedeten Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 58/292 vom 6. Mai 2004,
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ferner unter Hinweis auf die einschlédgigen Resolutionen des Sicherheitsrats, namentlich die Resolu-
tionen 242 (1967) vom 22. November 1967, 338 (1973) vom 22. Oktober 1973, 1397 (2002) vom 12. Mérz
2002, 1515 (2003) vom 19. November 2003, 1544 (2004) vom 19. Mai 2004 und 1850 (2008) vom
16. Dezember 2008,

daran erinnernd, dass der Sicherheitsrat die Vision einer Region bekriftigt hat, in der zwei Staaten,
Israel und Palédstina, Seite an Seite innerhalb sicherer und anerkannter Grenzen leben,

mit Besorgnis feststellend, dass seit der Verabschiedung ihrer Resolution 181 (II) vom 29. November
1947 66 Jahre vergangen sind und dass sich die 1967 erfolgte Besetzung paléstinensischen Gebiets, ein-
schlieBlich Ost-Jerusalems, zum 46. Mal jéhrt,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretirs, der geméfl dem Ersuchen in ihrer Resolution
67/23 vom 30. November 2012 vorgelegt wurde®’,

erneut erklarend, dass die Vereinten Nationen eine dauernde Verantwortung fiir die Paléstina-Frage
tragen, bis diese unter allen Aspekten im Einklang mit dem Voélkerrecht und den einschldgigen Resolutio-
nen geldst ist,

unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 {iber die Rechts-
folgen des Baus einer Mauer in dem besetzten paldstinensischen Gebiet™ sowie unter Hinweis auf ihre Re-
solutionen ES-10/15 vom 20. Juli 2004 und ES-10/17 vom 15. Dezember 2006,

liberzeugt, dass die Herbeifithrung einer gerechten, dauerhaften und umfassenden Regelung der Pa-
lastina-Frage, des Kerns des arabisch-israelischen Konflikts, eine zwingende Voraussetzung fiir die Herbei-
fithrung eines umfassenden und dauerhaften Friedens und von Stabilitdt im Nahen Osten ist,

betonend, dass der Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Volker zu den Zie-
len und Grundsétzen der Charta der Vereinten Nationen gehort,

in Bekréftigung des Grundsatzes der Unzuléssigkeit des Gebietserwerbs durch Krieg,
unter Hinweis auf ihre Resolution 2625 (XXV) vom 24. Oktober 1970,

in Bekraftigung der Illegalitét der israelischen Siedlungen in dem seit 1967 besetzten paléstinensi-
schen Gebiet, einschlieBlich Ost-Jerusalems,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis iiber die duflerst schidlichen Auswirkungen der israeli-
schen Siedlungspolitik, -beschliisse und -aktivitdten in dem besetzten paldstinensischen Gebiet, einschlief3-
lich Ost-Jerusalems, namentlich auf den Zusammenhang, die Unversehrtheit und die Lebensfahigkeit des
Gebiets sowie auf die Bemiithungen um den Fortschritt des Friedensprozesses und die Herbeifiihrung des
Friedens im Nahen Osten,

sowie mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis tiber alle Akte der Gewalt, der Einschiichterung
und der Provokation, die von israelischen Siedlern gegen paléstinensische Zivilpersonen und paléstinensi-
sches Eigentum begangen werden, namentlich gegen Wohnh&auser, Moscheen, Kirchen und Agrarland, und
mit der Forderung nach Rechenschaftspflicht fiir die in dieser Hinsicht begangenen illegalen Handlungen,

in Bekraftigung der Illegalitét der israclischen MaBinahmen zur Verdnderung des Status von Jerusa-
lem, namentlich des Baus und der Erweiterung von Siedlungen, der Zerstdrung von Wohnhdusern, der Ver-
treibung paléstinensischer Einwohner, der Ausgrabungen an religidsen und historischen Stitten und in de-
ren Umgebung, sowie aller anderen einseitigen MaBlnahmen, die darauf abzielen, den Charakter, den Status
und die demografische Zusammensetzung der Stadt und des gesamten Gebiets zu dndern,

sowie erneut erkléarend, dass der Bau einer Mauer durch die Besatzungsmacht Israel in dem besetz-
ten paldstinensischen Gebiet, einschlielich in Ost-Jerusalem und s einer Umgebung, sowie die mit der
Mauer verbundenen Vorkehrungen gegen das Viélkerrecht verstof3en,
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allen Staaten und internationalen Organisationen nahelegend, auch weiterhin durch eine aktive Poli-
tik die Einhaltung ihrer volkerrechtlichen Verpflichtungen im Hinblick auf alle illegalen israelischen Prak-
tiken und MaBnahmen in dem besetzten paldstinensischen Gebiet, einschlieBlich Ost-Jerusalems, insbeson-
dere in Bezug auf israelische Siedlungen, zu gewéhrleisten,

mit dem Ausdruck tiefer Besorgnis iiber die Fortsetzung der israelischen Politik der Abriegelungen
und gravierenden Einschrankungen der Bewegungsfreiheit von Personen und Giitern, namentlich des medi-
zinischen und humanitiren Personals sowie der entsprechenden Giiter, durch die Verhdngung von anhalten-
den Abriegelungen und gravierenden Einschrankungen der Wirtschaftstétigkeit und der Bewegungsfreiheit,
die einer Blockade gleichkommen, sowie durch Kontrollpunkte und die Verhédngung eines Genehmigungs-
systems im gesamten besetzten palédstinensischen Gebiet, einschlielich Ost-Jerusalems,

sowie mit dem Ausdruck tiefer Besorgnis tiber die sich aus dieser Politik ergebenden nachteiligen
Auswirkungen auf den Zusammenhang des Gebiets und die ernste und im Gazastreifen kritische soziodko-
nomische und humanitire Lage des palédstinensischen Volkes sowie auf die Anstrengungen zur Wiederher-
stellung und Entwicklung der geschédigten paléstinensischen Wirtschaft trotz einiger 2012 und 2013 von
Israel ergriffener Mafinahmen,

unter Hinweis auf die vor 20 Jahren erfolgte gegenseitige Anerkennung der Regierung des Staates
Israel und der Palistinensischen Befreiungsorganisation, der Vertreterin des paléstinensischen Volkes™,
sowie darauf, dass die zwischen den beiden Seiten geschlossenen Abkommen vollstindig eingehalten wer-
den miissen,

sowie unter Hinweis darauf, dass sich der Sicherheitsrat in Resolution 1515 (2003) den Fahrplan des
Quartetts fiir eine dauerhafte Zwei-Staaten-Losung zur Beilegung des israelisch-paléstinensischen Kon-
flikts® zu eigen gemacht und die Parteien in seiner Resolution 1850 (2008) aufgefordert hat, ihre Verpflich-
tungen aus dem Fahrplan zu erfiillen und alle Schritte zu unterlassen, die das Vertrauen untergraben oder
das Ergebnis der Verhandlungen beeintrdchtigen konnten, und in dieser Hinsicht ferner unter Hinweis auf
die einschlagigen Erklarungen des Quartetts, namentlich die Erkldrungen vom 23. September 2011 und
vom 27. September 2013,

betonend, dass Israel nach dem Fahrplan zum Einfrieren der Siedlungstitigkeit, einschlielich des
sogenannten ,natiirlichen Wachstums®, und zum Abbau aller seit Méarz 2001 errichteten Siedlungsaufien-
posten verpflichtet ist,

unter Hinweis auf die Arabische Friedensinitiative, die der Rat der Liga der arabischen Staaten auf
seiner am 27. und 28. Mirz 2002 in Beirut abgehaltenen vierzehnten Tagung verabschiedete®',

mit dem Ausdruck ihrer Unterstltzung fiir die einvernehmlichen Grundsitze fiir bilaterale Verhand-
lungen, welche die Parteien in der gemeinsamen israelisch-paléstinensischen Erklarung, die auf der am
27. November 2007 in Annapolis (Vereinigte Staaten von Amerika) abgehaltenen internationalen Konferenz
vereinbart wurde, bekraftigten und die das Ziel verfolgen, einen ausnahmslos alle offenen Fragen, ein-
schlieBlich aller Kernfragen, regelnden Friedensvertrag zu schlieen, damit eine gerechte, dauerhafte und
friedliche Regelung des israelisch-paldstinensischen Konflikts und letztlich des gesamten arabisch-israeli-
schen Konflikts herbeigefiihrt und ein umfassender Friede im Nahen Osten verwirklicht wird,

unter erneuter Bekundung ihrer Unterstiitzung fiir die Einberufung einer internationalen Konferenz
in Moskau, wie vom Sicherheitsrat in Resolution 1850 (2008) und vom Quartett in seiner Erkldrung vom
23. September 2011 ins Auge gefasst, um die Wiederaufnahme des Friedensprozesses mit Blick auf die
Erreichung seiner erklirten Ziele voranzubringen und zu beschleunigen,

Kenntnis nehmend von dem wichtigen Beitrag, den der Sonderkoordinator der Vereinten Nationen
fiir den Nahost-Friedensprozess und Personliche Beauftragte des Generalsekretérs bei der Paldstinensischen

% Siehe A/48/486-S/26560, Anlage.
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Befreiungsorganisation und der Paldstinensischen Behdrde zu dem Friedensprozess leistet, unter anderem
im Rahmen der Tétigkeiten des Quartetts,

sowie Kenntnis nehmend von den Anstrengungen, die der Sonderbeauftragte des Quartetts unter-
nimmt, insbesondere den Anstrengungen zur Stirkung der paldstinensischen Institutionen, zur Férderung
der paléstinensischen Wirtschaftsentwicklung und zur Mobilisierung von Unterstiitzung durch die Geber,

unter BegriiRung der Anstrengungen, die der Ad-hoc-Verbindungsausschuss fiir die Koordinierung
der internationalen Hilfe fiir die Paléstinenser unter dem Vorsitz Norwegens fortlaufend unternimmt, und
feststellend, dass bei seinem jlingsten Treffen am 25. September 2013 am Amtssitz der Vereinten Nationen
die Geberldnder bekréftigten, dass in dieser kritischen Zeit nach wie vor stirkere Unterstiitzung durch die
Geber benotigt wird,

in Anerkennung der Anstrengungen, welche die Regierung des Staates Paldstina mit internationaler
Unterstiitzung unternimmt, um ihre Institutionen zu reformieren, auszubauen und zu stirken, betonend,
dass paléstinensische Institutionen und Infrastrukturen erhalten und ausgebaut werden miissen, und in die-
ser Hinsicht mit Lob fiir die Durchfiithrung des Plans der Paldstinensischen Behdrde vom August 2009 zur
Errichtung der Institutionen eines unabhéngigen paldstinensischen Staates und die laufende Durchfiihrung
des Nationalen Entwicklungsplans fiir Regierungsfiihrung, Wirtschaft, soziale Entwicklung und Infrastruk-
tur sowie fiir die erheblichen Fortschritte, die von internationalen Institutionen, namentlich von der Welt-
bank, dem Internationalen Wahrungsfonds, den Vereinten Nationen und dem Ad-hoc-Verbindungsaus-
schuss, durch ihre positiven Bewertungen des Stands der Bereitschaft fiir die Staatlichkeit bestitigt wurden,
gleichzeitig jedoch mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis iiber die negativen Auswirkungen der gegenwartigen
Finanzkrise, der sich die Regierung des Staates Paléstina gegeniibersieht,

es begriiRend, dass am 15. August 2013 der Entwicklungshilfe-Programmrahmen der Vereinten Na-
tionen eingefiihrt wurde, dessen Ziel unter anderem darin besteht, die Entwicklungsunterstiitzung und -hilfe
fiir das paléstinensische Volk zu erhdhen und die institutionellen Kapazititen im Einklang mit den palésti-
nensischen nationalen Priorititen zu stirken,

sowie unter Begrlfung der anhaltenden Anstrengungen und greifbaren Fortschritte im paléstinensi-
schen Sicherheitssektor, mit der Aufforderung an die Parteien, die Zusammenarbeit zum Nutzen der Palés-
tinenser wie auch der Israelis fortzusetzen, insbesondere durch die Férderung der Sicherheit und die Ver-
trauensbildung, und der Hoffnung Ausdruck verleihend, dass sich diese Fortschritte auf alle wichtigen Be-
volkerungszentren ausweiten werden,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer Besorgnis liber die negativen Entwicklungen, die in dem besetzten
paléstinensischen Gebiet, einschlieBlich Ost-Jerusalems, nach wie vor auftreten, namentlich iiber die grofe
Zahl der Toten und Verletzten, hauptséchlich unter der paléstinensischen Zivilbevolkerung, den Bau und die
Erweiterung von Siedlungen und der Mauer, die willkiirlichen Festnahmen und Inhaftierungen weiterer
paléstinensischer Zivilpersonen, die von israelischen Siedlern im Westjordanland begangenen Akte der
Gewalt, des Vandalismus und der Brutalitit gegen paléstinensische Zivilpersonen, die weit verbreitete Zer-
stérung o6ffentlichen und privaten palédstinensischen Eigentums, einschlielich religioser Stitten, sowie ent-
sprechender Infrastruktur, die Binnenvertreibung von Zivilpersonen und die sich daraus ergebende Ver-
schlechterung der soziokonomischen und humanitiren Lebensbedingungen des paldstinensischen Volkes,

mit dem Ausdruck ernster Sorge insbesondere iiber die fortbestehende Krise im Gazastreifen infolge
der weiter anhaltenden israelischen Abriegelungen und gravierenden Einschriankungen der Wirtschaftsté-
tigkeit und der Bewegungsfreiheit, die einer Blockade gleichkommen, und der anhaltenden negativen Aus-
wirkungen der Militdroperationen im Gazastreifen im November 2012 und von Dezember 2008 bis Januar
2009, die zahlreiche Tote und Verletzte, insbesondere unter der paldstinensischen Zivilbevdlkerung, darun-
ter Kinder und Frauen, gefordert, erhebliche Schiden und Zerstérungen an paldstinensischen Hausern,
Sachwerten, lebenswichtigen Infrastrukturen, 6ffentlichen Institutionen, darunter Krankenhiuser und Schu-
len, und Einrichtungen der Vereinten Nationen angerichtet und zur Binnenvertreibung von Zivilpersonen
gefiihrt haben,

betonend, dass alle Parteien die Resolution 1860 (2009) des Sicherheitsrats vom 8. Januar 2009 und
die Resolution ES-10/18 der Generalversammlung vom 16. Januar 2009 vollstindig durchfiihren miissen,
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mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis tiber die weitere Errichtung Hunderter Kontrollpunkte und die
Einschriankung der Bewegungsfreiheit in den paldstinensischen Bevolkerungszentren und deren Umgebung
durch die israelischen Besatzungstruppen und in dieser Hinsicht betonend, dass die Vereinbarungen von
Scharm esch-Scheich von beiden Seiten durchgefiihrt werden miissen,

ernsthaft besorgt dariiber, dass Tausende von Palédstinensern, darunter auch Kinder, unter harten
Bedingungen von Israel gefangen und in Haft gehalten werden,

betonend, wie wichtig die Sicherheit, der Schutz und das Wohl aller Zivilpersonen in der gesamten
Nahostregion sind, und alle Akte der Gewalt und des Terrors gegen Zivilpersonen auf beiden Seiten, ein-
schlieBlich des Abfeuerns von Raketen, verurteilend,

der Hoffnung Ausdruck verleihend, dass im Hinblick auf die paldstinensische Auss6hnung greifbare
Fortschritte erzielt werden, damit die paléstinensische Einheit unter der Fithrung des Présidenten,
Mahmoud Abbas, im Einklang mit den von der Paléstinensischen Befreiungsorganisation eingegangenen
Verpflichtungen sowie die vor Juni 2007 bestehende Situation im Gazastreifen wiederhergestellt werden,
und mit der Forderung nach Weiterfiihrung der ernsthaften Anstrengungen, die Agypten, die Liga der arabi-
schen Staaten und andere betroffene Parteien zur Erreichung dieses Ziels unternehmen,

unter Betonung der dringenden Notwendigkeit, dass sich die internationale Gemeinschaft, ein-
schlieBlich des Quartetts, unter anderem durch die vorgeschlagenen monatlichen Treffen seiner Gesandten
und durch Initiativen zur Unterstiitzung der Parteien beim Aufbau eines Klimas des Friedens, dauerhaft und
aktiv beteiligt, um den Parteien dabei behilflich zu sein, die Verhandlungen iiber den Friedensprozess zur
Herbeifithrung einer gerechten, dauerhaften und umfassenden Friedensregelung, durch die die 1967 begon-
nene Besetzung beendet und die Unabhingigkeit eines mit Israel und seinen anderen Nachbarn Seite an
Seite in Frieden und Sicherheit lebenden demokratischen und lebensfahigen Staates Palédstina mit einem
zusammenhingenden Hoheitsgebiet erreicht wird, auf der Grundlage der einschldgigen Resolutionen der
Vereinten Nationen, des Fahrplans und der Arabischen Friedensinitiative voranzubringen und zu beschleu-
nigen,

Kenntnis nehmend von dem am 23. September 2011 gestellten Antrag Paléstinas auf Aufnahme in
die Vereinten Nationen®,

sowie Kenntnis nehmend von ihrer Resolution 67/19 vom 29. November 2012, in der unter anderem
beschlossen wurde, Paléstina in den Vereinten Nationen den Status eines Beobachterstaats ohne Mitglied-
schaft zu gewihren, und Kenntnis nehmend von dem Folgebericht des Generalsekretirs®,

in Anerkennung der Anstrengungen der Zivilgesellschaft zur Forderung einer friedlichen Regelung
der Paldstina-Frage,

unter Hinweis auf die Feststellungen des Internationalen Gerichtshofs in seinem Gutachten, ein-
schlieBlich der Feststellung, dass die Vereinten Nationen als Ganzes dringend ihre Anstrengungen verstér-
ken miissen, den israelisch-paléstinensischen Konflikt, der nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit darstellt, rasch zu beenden und so einen gerechten und dauerhaften Frie-
den in der Region herbeizufithren®,

in abermaliger Bekraftigung des Rechts aller Staaten der Region, in Frieden innerhalb sicherer, in-
ternational anerkannter Grenzen zu leben,

1. bekréaftigt, dass es notwendig ist, eine friedliche, alle Aspekte einbeziehende Regelung der Pa-
lastina-Frage, des Kerns des arabisch-israelischen Konflikts, herbeizufiihren und alle diesbeziiglichen An-
strengungen zu verstirken, und betont in dieser Hinsicht, wie dringend es ist, die Aussichten auf eine Ver-
wirklichung der Zwei-Staaten-Losung fiir Israel und Paléstina zu erhalten, die vorsieht, dass sie innerhalb
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anerkannter Grenzen, unter Zugrundelegung des Grenzverlaufs von vor 1967, Seite an Seite in Frieden und
Sicherheit leben;

2. bekréftigt ihre volle Unterstlitzung fiir den Nahost-Friedensprozess und die Herbeifiihrung
eines umfassenden, gerechten und dauerhaften Friedens auf der Grundlage der einschlidgigen Resolutionen
der Vereinten Nationen, des Rahmens der Madrider Konferenz, einschlieflich des Grundsatzes ,,L.and ge-
gen Frieden®, der vom Rat der Liga der arabischen Staaten auf seiner vierzehnten Tagung verabschiedeten
Arabischen Friedensinitiative®" und des Fahrplans des Quartetts fiir eine dauerhafte Zwei-Staaten-Losung
zur Beilegung des israelisch-palistinensischen Konflikts® sowie fiir die zwischen der israelischen und der
paléstinensischen Seite bestehenden Abkommen;

3. begruBt die Wiederaufnahme der israelisch-paldstinensischen Verhandlungen am 29. Juli 2013
mit dem Ziel der Losung aller Kernfragen betreffend den endgiiltigen Status und des Abschlusses eines
endgiiltigen Friedensabkommens innerhalb des vereinbarten Zeitrahmens von neun Monaten und dankt in
dieser Hinsicht den Vereinigten Staaten von Amerika, der Europdischen Union, der Russischen Foderation
und den Vereinten Nationen als Mitgliedern des Quartetts und der Liga der arabischen Staaten und allen
anderen Staaten, die es betrifft, fiir ihre Anstrengungen und ihre Unterstiitzung;

4.  befirwortet in dieser Hinsicht fortgesetzte ernsthafte Anstrengungen auf regionaler und inter-
nationaler Ebene zur Weiterverfolgung und Forderung der Arabischen Friedensinitiative, namentlich durch
den im Mérz 2007 auf dem Gipfeltreffen von Riad gebildeten Ministerausschuss;

5. legt den Parteien eindringlich nahe, mit Unterstiitzung durch das Quartett und die internationa-
le Gemeinschaft sofort konkrete Folgemalinahmen zu der gemeinsamen israelisch-paléstinensischen Erkla-
rung, die auf der in Annapolis abgehaltenen internationalen Konferenz vereinbart wurde, zu ergreifen;

6. fordert in diesem Zusammenhang die rasche Einberufung einer internationalen Konferenz in
Moskau, wie vom Sicherheitsrat in Resolution 1850 (2008) ins Auge gefasst, um den wiederaufgenomme-
nen Friedensprozess voranzubringen und zu beschleunigen;

7.  fordert beide Parteien auf, auf der Grundlage des Volkerrechts und ihrer fritheren Vereinbarun-
gen und Verpflichtungen zu handeln und sich insbesondere an den Fahrplan zu halten, ungeachtet der Frage
der Gegenseitigkeit, um die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, damit die Verhandlungen innerhalb
des bei ihrer Wiederaufnahme vereinbarten Zeitrahmens von neun Monaten voranschreiten konnen;

8.  fordert die Parteien selbst auf, mit Unterstiitzung des Quartetts und der anderen interessierten
Parteien alle notwendigen Anstrengungen zu unternehmen, um die Verschlechterung der Situation aufzuhal-
ten, alle seit dem 28. September 2000 vor Ort ergriffenen einseitigen und rechtswidrigen Maflnahmen riick-
gingig zu machen, alle Mdglichkeiten auszuschopfen, um giinstige Voraussetzungen fiir den Erfolg des
Verhandlungsprozesses zu fordern, und Handlungen zu unterlassen, die das Vertrauen untergraben oder
Fragen betreffend den endgiiltigen Status prijudizieren;

9. fordert die Parteien auf, Ruhe zu bewahren und Zuriickhaltung zu tiben sowie provozierende
Handlungen, Aufstachelung und Hetzreden zu unterlassen, insbesondere in religios und kulturell sensiblen
Gebieten, einschlieflich in Ost-Jerusalem;

10. unterstreicht, dass die Parteien vertrauensbildende Mafnahmen mit dem Ziel treffen miissen,
die Lage vor Ort zu verbessern, die Stabilitdt zu fordern und den Friedensprozess voranzubringen, und dass
sie namentlich weitere Gefangene freilassen miissen, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von dem Ge-
fangenenaustausch im Oktober und Dezember 2011 und der Freilassung von Gefangenen durch Israel im
August und Oktober 2013;

11. unterstreicht die Notwendigkeit des Abbaus von Kontrollpunkten und anderen Hindernissen
fiir die Bewegungsfreiheit von Personen und Giitern im gesamten besetzten paléstinensischen Gebiet, ein-
schlieBlich Ost-Jerusalems, sowie die Notwendigkeit, die Einheit, den Zusammenhang und die Unversehrt-
heit des gesamten besetzten paldstinensischen Gebiets, einschlieSlich Ost-Jerusalems, zu achten und zu
wahren;

12. unterstreicht auBerdem die Notwendigkeit einer sofortigen und vollstdndigen Einstellung aller
Gewalthandlungen, darunter militdrische Angriffe, Zerstérungen und Terrorakte;
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13. verlangt erneut die volle Durchfiihrung der Resolution 1860 (2009) des Sicherheitsrats;

14. weist erneut darauf hin, dass beide Parteien das Abkommen {iiber die Bewegungsfreiheit und
den Zugang sowie die Einvernehmlichen Grundsdtze fiir den Grenziibergang Rafah, beide vom 15. No-
vember 2005, uneingeschrinkt anwenden miissen und dass konkret die dauerhafte Offnung aller Grenz-
iiberginge in den Gazastreifen und aus diesem fiir humanitére Hilfsgiiter, humanitire Helfer und humanita-
ren Zugang sowie fiir Handels- und Gewerbezwecke und fiir alle notwendigen Baumaterialien ermdglicht
werden muss, und betont, dass es dringend geboten ist, den Wiederaufbau zu férdern, so auch durch die
Durchfiihrung der von den Vereinten Nationen gelenkten Projekte und Aktivititen des zivilen Wiederauf-
baus, die allesamt fiir die Milderung der humanitiren Krise, die Verbesserung der Lebensbedingungen des
paléstinensischen Volkes und die Forderung der Erholung der paléstinensischen Wirtschaft unerlésslich
sind;

15. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, sich genauestens an ihre Verpflichtungen aufgrund des
Volkerrechts, einschlieBlich des humanitdren Volkerrechts, zu halten und alle ihre volkerrechtswidrigen
Mafnahmen und einseitigen Aktionen in dem besetzten paldstinensischen Gebiet, einschlielich Ost-Jeru-
salems, die darauf abzielen, den Charakter, den Status und die demografische Zusammensetzung des Ge-
biets namentlich durch die Beschlagnahme und De-facto-Annexion von Land zu &ndern und so dem end-
giiltigen Ausgang der Friedensverhandlungen vorzugreifen, zu beenden;

16. verlangt abermals die vollstindige Einstellung der gesamten israelischen Siedlungstitigkeit in
dem besetzten palédstinensischen Gebiet, einschlieflich Ost-Jerusalems, und in dem besetzten syrischen
Golan und fordert die vollstindige Durchfithrung der einschlagigen Resolutionen des Sicherheitsrats;

17. betont in diesem Zusammenhang, dass Israel sich umgehend an seine nach dem Fahrplan be-
stehende Verpflichtung zu halten hat, jegliche Siedlungstatigkeit, einschlieBlich des sogenannten ,,natiirli-
chen Wachstums®, einzufrieren und die seit Méarz 2001 errichteten Siedlungsauflenposten abzubauen;

18. fordert die Einstellung aller Provokationen, einschlieBlich durch israelische Siedler, in Ost-
Jerusalem, insbesondere an religidsen Stitten und in deren Umgebung;

19. verlangt daher, dass die Besatzungsmacht Israel ihren volkerrechtlichen Verpflichtungen ent-
sprechend dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 2004'° und den Forderungen in den
Resolutionen der Generalversammlung ES-10/13 vom 21. Oktober 2003 und ES-10/15 nachkommt und
dass sie unter anderem den Bau der Mauer in dem besetzten palédstinensischen Gebiet, einschlieBlich Ost-
Jerusalems, sofort einstellt, und fordert alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auf, ihren rechtlichen
Verpflichtungen entsprechend dem Gutachten nachzukommen;

20. bekréaftigt ihr Eintreten, im Einklang mit dem Volkerrecht, fiir die Zwei-Staaten-Losung fiir
Israel und Paléstina, die vorsieht, dass sie innerhalb anerkannter Grenzen, unter Zugrundelegung des
Grenzverlaufs von vor 1967, Seite an Seite in Frieden und Sicherheit leben;

21. unterstreicht die Notwendigkeit

a) des Abzugs Israels aus dem seit 1967 besetzten paldstinensischen Gebiet, einschlieBlich Ost-
Jerusalems;

b)  der Verwirklichung der unverduBerlichen Rechte des paléstinensischen Volkes, allen voran des
Rechts auf Selbstbestimmung und des Rechts auf seinen unabhéngigen Staat;

22, unterstreicht auBerdem die Notwendigkeit einer gerechten Losung des Problems der Palésti-
nafliichtlinge in Ubereinstimmung mit ihrer Resolution 194 (III) vom 11. Dezember 1948;

23. fordert die Parteien auf, die direkten Friedensverhandlungen zur Herbeifiihrung einer endgiilti-
gen friedlichen Regelung auf der Grundlage der einschldgigen Resolutionen der Vereinten Nationen, insbe-
sondere des Sicherheitsrats, des Rahmens der Konferenz von Madrid, des Fahrplans und der Arabischen
Friedensinitiative dringend fortzusetzen;

24. fordert die Mitgliedstaaten nachdricklich auf, in dieser kritischen Zeit die Bereitstellung wirt-
schaftlicher, humanitérer und technischer Hilfe fiir das palédstinensische Volk und die Regierung des Staates
Paldstina zu beschleunigen, um die ernste und im Gazastreifen kritische humanitire Lage in dem besetzten
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paldstinensischen Gebiet, einschlieflich Ost-Jerusalems, abmildern zu helfen, die paldstinensische Wirt-
schaft und Infrastruktur wiederherzustellen und den Ausbau und die Starkung der paléstinensischen Institu-
tionen sowie die in Vorbereitung auf die Unabhéngigkeit unternommenen Anstrengungen zur Errichtung
eines paldstinensischen Staates zu unterstiitzen;

25. ersucht den Generalsekretér, die Bemiithungen fortzusetzen, die er mit den beteiligten Parteien
und in Absprache mit dem Sicherheitsrat unternimmt, um eine friedliche Regelung der Paléstina-Frage her-
beizufiihren und den Frieden in der Region zu fordern, und der Generalversammlung auf ihrer neunund-
sechzigsten Tagung einen Bericht {iber diese Bemiihungen und iiber die Entwicklungen in dieser Angele-
genheit vorzulegen.

RESOLUTION 68/16

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
162 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 8 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.16
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Algerien, Agypten, Bahrain, Bangladesch, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Brunei Darussalam, Dschibuti, Ecuador, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Ku-
wait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Namibia, Nicaragua, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra
Leone, Simbabwe, Somalia, Stidafrika, Sudan, Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Staat Paléastina.

*  Dafiir: Afghanistan, Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik

Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus,
Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Bulgarien, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Céte d’'lvoire, Danemark, Demokratische Republik
Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominikanische
Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-
Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika,
Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien,
Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Maledi-
ven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich, Pakistan,
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruméanien, Russische Foderation, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, San Marino, S&o Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbi-
en, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Siidafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Tirkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Konigreich GrofRbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von
Amerika.

Enthaltungen: Australien, Kamerun, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Stidsudan, Togo, Tonga.

68/16.  Jerusalem
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 181 (II) vom 29. November 1947, insbesondere deren die Stadt
Jerusalem betreffende Bestimmungen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 36/120 E vom 10. Dezember 1981 und alle ihre spiteren
einschldgigen Resolutionen, namentlich Resolution 56/31 vom 3. Dezember 2001, in denen sie unter ande-
rem feststellte, dass alle Gesetzgebungs- und Verwaltungsmafinahmen und -handlungen der Besatzungs-
macht Israel, die den Charakter und Status der Heiligen Stadt Jerusalem geéndert haben beziehungsweise
dndern sollen, insbesondere das sogenannte ,,Grundgesetz* {iber Jerusalem und die Erklarung Jerusalems
zur Hauptstadt Israels, null und nichtig sind und unverziiglich riickgéingig gemacht werden miissen,

ferner unter Hinweis auf die fiir Jerusalem relevanten Resolutionen des Sicherheitsrats, namentlich
Resolution 478 (1980) vom 20. August 1980, in der der Rat unter anderem beschloss, das ,,Grundgesetz*
iber Jerusalem nicht anzuerkennen,
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unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 iiber die Rechts-
folgen des Baus einer Mauer in dem besetzten palistinensischen Gebiet®, und unter Hinweis auf ihre Reso-
lution ES-10/15 vom 20. Juli 2004,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis iiber alle von staatlichen oder nichtstaatlichen Stellen
ergriffenen MaBnahmen, die gegen die genannten Resolutionen verstof3en,

sowie mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis insbesondere dariiber, dass die Besatzungsmacht Isra-
el die illegalen Siedlungstitigkeiten, einschlieBlich der Provokationen betreffend den sogenannten E-1-Plan,
und den Mauerbau in Ost-Jerusalem und seiner Umgebung fortsetzt und ihre Einschrankungen des Zugangs
der Palastinenser zu und ihrer Wohnsitznahme in Ost-Jerusalem aufrechterhélt, und tiber die weitere Isolie-
rung der Stadt von dem iibrigen besetzten paléstinensischen Gebiet, was alles nachteilige Auswirkungen auf
das Leben der Paldstinenser hat und eine Vereinbarung iiber den endgiiltigen Status Jerusalems préjudizieren
konnte,

ferner mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis dariiber, dass Israel weiter paldstinensische Wohn-
héuser zerstort, Wohnsitzrechte entzieht und eine hohe Zahl paléstinensischer Familien aus Stadtvierteln in
Ost-Jerusalem vertreibt, sowie iliber andere Akte der Provokation und der Aufwiegelung in der Stadt, na-
mentlich durch israelische Siedler, darunter die Entweihung von Moscheen und Kirchen,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis iiber die israclischen Ausgrabungen, die in der Altstadt Jerusa-
lems durchgefiihrt werden, auch an religiosen Stitten und in deren Umgebung,

erneut erklérend, dass die internationale Gemeinschaft iiber die Vereinten Nationen ein legitimes
Interesse an der Frage der Stadt Jerusalem und dem Schutz der einzigartigen spirituellen, religiésen und
kulturellen Dimension der Stadt hat, wie aus den entsprechenden Resolutionen der Vereinten Nationen iiber
diese Frage hervorgeht,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretirs iiber die Situation im Nahen Osten®,

1. wiederholt ihre Feststellung, dass alle von der Besatzungsmacht Israel unternommenen Maf-
nahmen, die darauf gerichtet sind, die Heilige Stadt Jerusalem ihren Gesetzen, ihrer Rechtsprechung und
ihrer Verwaltung zu unterstellen, rechtswidrig und somit null und nichtig sind und keinerlei Giiltigkeit be-
sitzen, und fordert Israel auf, alle derartigen rechtswidrigen und einseitigen Maflnahmen sofort zu beenden;

2. betont, dass eine umfassende, gerechte und dauerhafte Losung der Frage der Stadt Jerusalem
die legitimen Anliegen sowohl der paldstinensischen als auch der israelischen Seite berticksichtigen und
auch international garantierte Bestimmungen enthalten soll, die die Religions- und Gewissensfreiheit ihrer
Bewohner sowie den stindigen, freien und ungehinderten Zugang von Menschen aller Religionen und
Staatsangehorigkeiten zu den heiligen Stétten sicherstellen;

3. betont auBerdem die Notwendigkeit, dass die Parteien Ruhe bewahren und Zuriickhaltung
tiben sowie provozierende Handlungen, Aufstachelung und Hetzreden unterlassen, insbesondere in religios
und kulturell sensiblen Bereichen, und bekundet ihre ernste Besorgnis insbesondere iiber die jiingste Serie
negativer Vorfille in Ost-Jerusalem;

4. ersucht den Generalsekretir, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
iiber die Durchfiihrung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 68/17

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
112 stimmen bei 6 Gegenstimmen und 58 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.17
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Algerien, Arabische Republik Syrien, Bahrain, Bangladesch,
Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik Korea, Dschibuti, Ecuador, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,
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Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Namibia, Nicaragua, Oman, Sau-
di-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Somalia, Sidafrika, Sudan, Tunesien, Venezuela (Bolivarische
Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Staat Pal&stina.

*  Dafiir: Afghanistan, Agypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan,
Bolivien (Plurinationaler Staat), Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Cabo Verde, Chile, China, Costa Ri-
ca, Cote d’lvoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominikanische Republik,
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gambia, Ghana, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Indien,
Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kirgi-
sistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libyen, Malaysia, Malediven, Mali,
Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Nicaragua, Niger, Ni-
geria, Oman, Pakistan, Peru, Philippinen, Russische Foderation, Salomonen, Sambia, Sdo Tomé und Principe,
Saudi-Arabien, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent
und die Grenadinen, Sudafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Trinidad und
Tobago, Tschad, Tunesien, Turkei, Turkmenistan, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Repu-
blik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam.

Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Fdderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von
Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Danemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien,
Grenada, Griechenland, Honduras, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litau-
en, Luxemburg, Malta, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruménien, Samoa, San Marino,
Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Stidsudan, Togo, Tonga, Tschechische Republik,
Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Konigreich GroRRbritannien und Nordirland, Zypern.

68/17. Der Syrische Golan
Die Generalversammlung,
nach Behandlung des Punktes ,,Die Situation im Nahen Osten®,
Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretirs iiber die Situation im Nahen Osten®’,
unter Hinweis auf die Resolution 497 (1981) des Sicherheitsrats vom 17. Dezember 1981,

in Bekréaftigung des Grundprinzips der Unzuléssigkeit des gewaltsamen Gebietserwerbs im Einklang
mit dem Volkerrecht und der Charta der Vereinten Nationen,

erneut bekréaftigend, dass das Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilper-
sonen in Kriegszeiten® auf dem besetzten syrischen Golan Anwendung findet,

zutiefst besorgt dariiber, dass sich Israel unter Verstol gegen die einschldgigen Resolutionen des
Sicherheitsrats und der Generalversammlung nicht aus dem seit 1967 unter Besetzung stehenden syrischen
Golan zuriickgezogen hat,

betonend, dass der Bau von Siedlungen und die anderen Tatigkeiten, die Israel seit 1967 in dem
besetzten syrischen Golan durchfiihrt, rechtswidrig sind,

mit Befriedigung tiber die Abhaltung der Friedenskonferenz iiber den Nahen Osten am 30. Oktober
1991 in Madrid auf der Grundlage der Resolutionen des Sicherheitsrats 242 (1967) vom 22. November
1967, 338 (1973) vom 22. Oktober 1973 und 425 (1978) vom 19. Mirz 1978 sowie der Formel ,,Land ge-
gen Frieden®,

7 A/68/371.

68 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 1954 11 S. 781, 917; LGBI.
1989 Nr. 21; 6BGBI. Nr. 155/1953; AS 1951 300.
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mit dem Ausdruck ernster Besorgnis dariiber, dass der Friedensprozess ins Stocken geraten ist, was
die Verhandlungen mit Syrien betrifft, und in der Hoffnung, dass die Friedensgespréche bald wieder an dem
bereits Erreichten ankniipfen werden,

1. erklart, dass Israel die Resolution 497 (1981) des Sicherheitsrats bislang nicht befolgt hat;

2. erklart auBerdem, dass der Beschluss Israels vom 14. Dezember 1981, den besetzten syrischen
Golan seinen Gesetzen, seiner Rechtsprechung und seiner Verwaltung zu unterstellen, null und nichtig ist
und keinerlei Giiltigkeit besitzt, wie vom Sicherheitsrat in seiner Resolution 497 (1981) bestitigt, und for-
dert Israel auf, diesen Beschluss riickgéngig zu machen;

3. bekréftigt ihre Feststellung, dass alle einschldgigen Bestimmungen der Landkriegsordnung in
der Anlage zum IV. Haager Abkommen von 1907 sowie des Genfer Abkommens zum Schutze von Zivil-
personen in Kriegszeiten®™ nach wie vor auf das seit 1967 von Israel besetzte syrische Hoheitsgebiet An-
wendung finden, und fordert die Vertragsparteien dieser Ubereinkiinfte auf, ihre Verpflichtungen aus diesen
Ubereinkiinften unter allen Umstinden einzuhalten und deren Einhaltung sicherzustellen;

4.  stellt erneut fest, dass die weiter andauernde Besetzung des syrischen Golan und dessen De-
facto-Annexion ein Hindernis auf dem Wege zur Herbeifiihrung eines gerechten, umfassenden und dauer-
haften Friedens in der Region darstellen;

5. fordert Israel auf, die Gesprache mit Syrien und Libanon wiederaufzunehmen und die im Ver-
lauf der fritheren Gespréche eingegangenen Verpflichtungen und abgegebenen Zusicherungen zu achten;

6. verlangt erneut, dass sich Israel in Durchfiihrung der einschlégigen Resolutionen des Sicher-
heitsrats aus dem gesamten besetzten syrischen Golan bis zur Linie vom 4. Juni 1967 zuriickzieht;

7.  fordert alle betroffenen Parteien, die gemeinsamen Schirmherren des Friedensprozesses und
die gesamte internationale Gemeinschaft auf, alle erforderlichen Anstrengungen zu unternehmen, um die
Wiederaufnahme des Friedensprozesses und seinen Erfolg sicherzustellen, indem sie die Resolutionen 242
(1967) und 338 (1973) des Sicherheitsrats durchfiihren;

8. ersucht den Generalsekretir, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
iber die Durchfiihrung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 68/18

Verabschiedet auf der 59. Plenarsitzung am 4. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.20, eingebracht von Fidschi (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mit-
glieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas).

68/18.  Aufricken von Landern aus der Liste der am wenigsten entwickelten Lander
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Resolution 2012/32 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 27. Juli 2012 {iber
den Bericht des Ausschusses fiir Entwicklungspolitik iiber seine vierzehnte Tagung,

unter Beriicksichtigung ihrer Resolutionen 59/209 vom 20. Dezember 2004, 65/286 vom 29. Juni
2011 und 67/221 vom 21. Dezember 2012 iiber die Sicherung eines reibungslosen Ubergangs fiir Linder,
die aus der Liste der am wenigsten entwickelten Lander aufriicken,

unter Hinweis auf Ziffer 10 ihrer Resolution 67/221, in der die Generalversammlung beschloss, die
Beschliisse des Wirtschafts- und Sozialrats in Bezug auf das Aufriicken von Landern aus der Liste der am
wenigsten entwickelten Lander sowie die Aufnahme von Léndern in diese Liste auf der ersten Tagung der
Versammlung nach Verabschiedung dieser Beschliisse zur Kenntnis zu nehmen,

betonend, dass das Aufriicken aus der Liste der am wenigsten entwickelten Lander ein wichtiger
Meilenstein fiir das betreffende Land ist, da es bedeutet, dass das Land bei der Erreichung zumindest eini-
ger seiner Entwicklungsziele erheblich vorangekommen ist,
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1. bekréftigt, dass das Aufriicken aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Lander nicht
zu einer Beeintrachtigung der Entwicklungspléne, -programme und -projekte fithren soll;

2. nimmt davon Kenntnis, dass der Wirtschafts- und Sozialrats sich der Empfehlung des Aus-
schusses fiir Entwicklungspolitik angeschlossen hat, Aquatorialguinea aus der Liste der am wenigsten ent-
wickelten Linder aufriicken zu lassen, und beschlieBt, Aquatorialguinea vor Beginn des dreijihrigen Vorbe-
reitungszeitraums auf das Aufriicken ausnahmsweise einen zusétzlichen Vorbereitungszeitraum von sechs
Monaten zu gewéhren;

3.  bittet Aquatorialguinea, in den dreieinhalb Jahren zwischen der Verabschiedung dieser Resolu-
tion und seinem Auftiicken aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Lainder mit der Unterstiitzung
des Systems der Vereinten Nationen und in Zusammenarbeit mit seinen bilateralen und multilateralen Ent-
wicklungs- und Handelspartnern seine nationale Strategie fiir den reibungslosen Ubergang zu erarbeiten;

4. nimmt davon Kenntnis, dass der Rat sich der Empfehlung des Ausschusses angeschlossen hat,
Vanuatu aus der Liste der am wenigsten entwickelten Lander aufriicken zu lassen, und beschlie3t, Vanuatu
vor Beginn des dreijahrigen Vorbereitungszeitraums auf das Aufriicken ausnahmsweise einen zusétzlichen
Vorbereitungszeitraum von einem Jahr zu gewéhren;

5. bittet Vanuatu, in den vier Jahren zwischen der Verabschiedung dieser Resolution und seinem
Aufriicken aus der Kategorie der am wenigsten entwickelten Lénder mit der Unterstiitzung des Systems der
Vereinten Nationen und in Zusammenarbeit mit seinen bilateralen und multilateralen Entwicklungs- und
Handelspartnern seine nationale Strategie fiir den reibungslosen Ubergang zu erarbeiten.

RESOLUTION 68/22

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Be-
richts des Vollmachtenpriifungsausschusses (A/68/630).

68/22.  Vollmachten der Vertreter auf der achtundsechzigsten Tagung der Generalversammlung

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Vollmachtenpriifungsausschusses® und der darin enthaltenen
Empfehlung,

billigt den Bericht des Vollmachtenpriifungsausschusses®’.

RESOLUTION 68/70

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 9. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
115 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.18 und
Add.1, eingebracht von: Australien, Bahamas, Barbados, Chile, Costa Rica, Danemark, Finnland, Griechenland,
Guatemala, Indien, Indonesien, Island, Jamaika, Japan, Kamerun, Kanada, Luxemburg, Madagaskar, Malediven,
Mexiko, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Montenegro, Nauru, Neuseeland, Niederlande, Norwegen,
Palau, Portugal, Rumanien, Samoa, Schweden, Slowenien, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik,
Ukraine, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

*  Dafiir: Agypten, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Bahamas, Bahrain, Belgien, Bhutan,

Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Chile, China, Costa Rica, Danemark, Demo-
kratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kame-
run, Kanada, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kuba, Kuwait, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia,
Malediven, Marokko, Marshallinseln, Mexiko, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Montenegro, Myan-
mar, Namibia, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich, Palau, Pana-

% A/68/630.
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ma, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Portugal, Rumanien, Russische Fdderation, Salomonen,
Sambia, Samoa, San Marino, Sdo Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Serbien, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Thailand, Togo, Tonga, Trinidad und Toba-
go, Tschechische Republik, Tunesien, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Arabische Emirate,
Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Kénigreich GroRRbritannien und Nordir-
land, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Turkei.
Enthaltungen: Kolumbien, Venezuela (Bolivarische Republik).

68/70. Ozeane und Seerecht
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre jahrlichen Resolutionen iiber Seerecht sowie iiber Ozeane und Seerecht, na-
mentlich die Resolution 67/78 vom 11. Dezember 2012, und andere einschldgige Resolutionen betreffend
das Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen (,,Seerechtsﬁbereinkommen“)70,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretirs’', der Empfehlungen der Offenen informellen
Ad-hoc-Arbeitsgruppe zur Untersuchung von Fragen im Zusammenhang mit der Erhaltung und nachhalti-
gen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere auflerhalb der nationalen Hoheitsbereiche (,,Offene in-
formelle Ad-hoc-Arbeitsgruppe®)’? sowie der Berichte iiber die vierzehnte Tagung des Offenen informellen
Beratungsprozesses der Vereinten Nationen iiber Ozeane und Seerecht (,,informeller Beratungsprozess®)”,
die dreiundzwanzigste Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens’ und die Tatigkeit der
Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe fiir den RegelmédBigen globalen Berichterstattungs- und Bewertungsprozess
zum Zustand der Meeresumwelt, einschlieBlich soziodkonomischer Aspekte (,,RegelmiBiger Prozess®)”,

den herausragenden Beitrag anerkennend, den das Seerechtsiibereinkommen zur Festigung des
Friedens, der Sicherheit, der Zusammenarbeit und der freundschaftlichen Beziehungen zwischen allen Na-
tionen in Ubereinstimmung mit den Grundsitzen der Gerechtigkeit und Gleichberechtigung und zur Forde-
rung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts aller Vélker der Welt im Einklang mit den in der Charta
der Vereinten Nationen verankerten Zielen und Grundsdtzen der Vereinten Nationen sowie fiir die nachhal-
tige ErschlieBung der Ozeane und Meere leistet,

den universellen und einheitlichen Charakter des Seerechtsiibereinkommens betonend und erneut
erklirend, dass das Ubereinkommen den rechtlichen Rahmen fiir die Durchfiihrung aller die Ozeane und
Meere betreffenden Tétigkeiten vorgibt und von strategischer Bedeutung als Grundlage fiir das nationale,
regionale und globale Vorgehen und die entsprechende Zusammenarbeit im Meeresbereich ist und dass
seine Intaktheit gewahrt werden muss, wie dies auch von der Konferenz der Vereinten Nationen iiber Um-
welt und Entwicklung in Kapitel 17 der Agenda 217 anerkannt wurde,

in Anerkennung des wichtigen Beitrags, den die nachhaltige ErschlieBung und Bewirtschaftung der
Ressourcen und Nutzungen der Ozeane und Meere zur Erreichung der internationalen Entwicklungsziele,
einschlieBlich der in der Millenniums-Erklarung der Vereinten Nationen’’ enthaltenen Ziele, leistet,

™ United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL 199411 S. 1798;
6BGBI. Nr. 885/1995; AS 2009 3209.

" A/68/71 und Add.1 und Add.1/Corr.1.
2 A/68/399, Anlage, Abschn. I.

3 A/68/159.

™ SPLOS/263.

™ A/68/82 und Corr.1.

7 Report of the United Nations Conference on Environment and Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992, Vol. I, Resolu-
tions Adopted by the Conference (United Nations publication, Sales No. E.93.1.8 und Korrigendum), Resolution 1, Anlage II.
In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/agenda_21.pdf.

77 Resolution 55/2.
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mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass die Staaten in dem Ergebnisdokument der vom
20. bis 22. Juni 2012 in Rio de Janeiro (Brasilien) abgehaltenen Konferenz der Vereinten Nationen iiber
nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,Die Zukunft, die wir wollen“’®, das die Generalversammlung in
der Resolution 66/288 vom 27. Juli 2012 billigte, anerkannten, dass Ozeane, Meere und Kiistengebiete ei-
nen untrennbaren und wesentlichen Teil des Okosystems der Erde bilden und von kritischer Bedeutung fiir
dessen Erhaltung sind und dass das Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen niedergelegt ist, den
rechtlichen Rahmen fiir die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane und ihrer Ressourcen vorgibt,
und betonten, wie wichtig die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Ozeane und Meere und ihrer Res-
sourcen fiir die nachhaltige Entwicklung ist, da sie zur Armutsbeseitigung, zu einem dauerhaften Wirt-
schaftswachstum, zur Erndhrungssicherung und zur Schaffung dauerhafter Existenzgrundlagen und men-
schenwiirdiger Arbeit beitrdgt und gleichzeitig die biologische Vielfalt und die Meeresumwelt schiitzt und
den Auswirkungen des Klimawandels begegnet,

erneut darauf hinweisend, wie wichtig Ozeane und Meere fiir die nachhaltige Entwicklung sind, und
unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Standpunkte der Mitgliedstaaten feststellend, dass die von der
Generalversammlung eingesetzte Offene Arbeitsgruppe iiber die Ziele fiir die nachhaltige Entwicklung”
die Frage der Ozeane und Meere auf ihrer achten Tagung behandeln wird,

unter Hinweis darauf, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* unterstrichen, dass eine
breite Mitwirkung der Offentlichkeit, der Zugang zu Informationen und der Zugang zu Gerichts- und Ver-
waltungsverfahren fiir die Forderung der nachhaltigen Entwicklung unverzichtbar sind und dass eine nach-
haltige Entwicklung die sinnvolle Einbeziehung und aktive Mitwirkung der regionalen, nationalen und
subnationalen Gesetzgebungs- und Rechtsprechungsorgane und aller wichtigen Gruppen erfordert, und in
dieser Hinsicht tibereinkamen, mit den wichtigen Gruppen und sonstigen Interessentrdgern enger zusam-
menzuarbeiten, und sie ermutigten, nach Bedarf aktiv an den Prozessen mitzuwirken, die zur Entschei-
dungsfindung iiber Politiken und Programme fiir eine nachhaltige Entwicklung sowie zu ihrer Planung und
Durchfiithrung auf allen Ebenen beitragen,

in dem Bewusstsein, dass die Probleme des Meeresraums eng miteinander verbunden sind und im
Rahmen eines integrierten, interdisziplindren und intersektoralen Ansatzes als Ganzes betrachtet werden
miissen, und in Bekriftigung der Notwendigkeit, die Zusammenarbeit und die Koordinierung auf nationa-
ler, regionaler und globaler Ebene im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen zu verbessern, um die
Anstrengungen der einzelnen Staaten zur Forderung der Durchfiihrung und Einhaltung des Ubereinkom-
mens sowie der integrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen ErschlieBung der Ozeane und Meere zu un-
terstlitzen und zu erginzen,

erneut erklarend, dass es unerlisslich ist, zusammenzuarbeiten, namentlich durch den Aufbau von
Kapazititen und die Weitergabe von Meerestechnologie, um sicherzustellen, dass alle Staaten, vor allem die
Entwicklungslidnder und insbesondere die am wenigsten entwickelten Lander und die kleinen Inselentwick-
lungsldnder sowie die afrikanischen Kiistenstaaten, in der Lage sind, sowohl das Seerechtsiibereinkommen
durchzufithren und aus der nachhaltigen ErschlieBung der Ozeane und Meere Nutzen zu ziehen als auch
voll an den globalen und regionalen Foren und Prozessen mitzuwirken, die sich mit Fragen der Ozeane und
des Seerechts befassen,

betonend, dass die zustindigen internationalen Organisationen verstérkt in die Lage versetzt werden
miissen, auf globaler, regionaler, subregionaler und bilateraler Ebene durch Kooperationsprogramme mit
den Regierungen zu dem Ausbau nationaler Kapazititen in der Meereswissenschaft und der nachhaltigen
Bewirtschaftung der Ozeane und ihrer Ressourcen beizutragen,

unter Hinweis darauf, dass die Meereswissenschaft eine wichtige Rolle dabei spielt, die Armut zu
bekdmpfen, zur Erndhrungssicherheit beizutragen, die Meeresumwelt und die Meeresressourcen der Welt
zu erhalten, Naturereignisse zu verstehen, vorherzusagen und darauf zu reagieren sowie die nachhaltige
ErschlieBung der Ozeane und Meere zu fordern, indem sie durch nachhaltige Forschungsanstrengungen und

"8 Resolution 66/288, Anlage.
" Siehe Beschluss 67/555.
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die Evaluierung der Uberwachungsergebnisse den Wissensstand verbessert und dieses Wissen auf die Be-
wirtschaftungs- und Entscheidungsprozesse anwendet,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die schwerwiegenden nachteiligen Auswir-
kungen bestimmter menschlicher Tétigkeiten auf die Meeresumwelt und die biologische Vielfalt, insbeson-
dere auf empfindliche marine Okosysteme und ihre physische und biogene Struktur, einschlieBlich der Ko-
rallenriffe, Kaltwasserhabitate, hydrothermalen Quellen und Seeberge,

unter Betonung der Notwendigkeit des sicheren und umweltgerechten Recyclings von Schiffen,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die nachteiligen wirtschaftlichen, sozialen und 6kolo-
gischen Auswirkungen der physischen Verdnderung und Zerstérung von Meereslebensrdumen, die durch
vom Lande ausgehende Tétigkeiten und die Entwicklung von Kiistengebieten bewirkt werden konnen, ins-
besondere durch Landgewinnungsaktivitéten, die auf eine fiir die Meeresumwelt schddliche Weise durchge-
fiihrt werden,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer ernsthaften Besorgnis iiber die derzeitigen und erwarteten nachtei-
ligen Auswirkungen der Klimadnderung und der Versauerung der Ozeane auf die Meeresumwelt und die
biologische Vielfalt der Meere und die Dringlichkeit betonend, mit der diese Fragen anzugehen sind,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis dariiber, dass die Klimadnderung nach wie vor zu einer Zunahme
der Intensitéit und der Haufigkeit der Korallenbleiche iiberall in den tropischen Meeren fiihrt und die Fahig-
keit der Riffe schwicht, der Versauerung der Ozeane mit ihren potenziell gravierenden und unumkehrbaren
negativen Folgen fiir die Meeresorganismen, insbesondere Korallen, sowie anderen Belastungen, ein-
schlieBlich Uberfischung und Verschmutzung, zu widerstehen,

mit dem erneuten Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die Gefdhrdung der Umwelt und der sensib-
len Okosysteme der Polarregionen, einschlieBlich des Nordpolarmeers und der arktischen Eiskappe, die
von den erwarteten nachteiligen Auswirkungen der Klimaénderung und der Versauerung der Ozeane be-
sonders betroffen sein werden,

in der Erkenntnis, dass ein stéirker integrierter und dkosystemorientierter Ansatz zur Erhaltung und
nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere auerhalb der nationalen Hoheitsbereiche, weite-
re diesbeziigliche Studien und die Férderung von Maflnahmen zur Verstirkung der Kooperation, Koordinie-
rung und Zusammenarbeit auf diesem Gebiet notwendig sind,

sowie in der Erkenntnis, dass der aus dem Seerechtsiibereinkommen gezogene Nutzen durch inter-
nationale Zusammenarbeit, technische Hilfe und neueste wissenschaftliche Erkenntnisse sowie durch Fi-
nanzierung und Kapazititsaufbau verstarkt werden kdnnte,

ferner in der Erkenntnis, dass hydrographische Vermessungen und die Seekartographie von ent-
scheidender Bedeutung fiir die Sicherheit der Schifffahrt, den Schutz des menschlichen Lebens auf See, den
Schutz der Umwelt, einschlieflich des Schutzes empfindlicher mariner Okosysteme, und die weltweite
Schifffahrtsindustrie sind, dazu ermutigend, weitere Anstrengungen zum Einsatz elektronischer Seekarten
zu unternehmen, die nicht nur die Sicherheit der Schifffahrt und die Kontrolle von Schiffsbewegungen er-
heblich verbessern, sondern auch Daten und Informationen liefern, die fiir nachhaltige Fischereititigkeiten
und andere sektorale Nutzungen der Meeresumwelt, die Abgrenzung von Meeresgebieten und den Umwelt-
schutz von Nutzen sein kénnen, und feststellend, dass nach dem Internationalen Ubereinkommen von 1974
zum Schutz des menschlichen Lebens auf See™ Schiffe in der Auslandsfahrt im Einklang mit dem in die-
sem Ubereinkommen vorgegebenen Umsetzungszeitplan mit einem elektronischen Seekartendarstellungs-
und Informationssystem auszuriisten sind,

in der Erkenntnis, dass im Einklang mit dem Voélkerrecht ausgesetzten und betriebenen Bojen zur
Erfassung von Ozeandaten entscheidende Bedeutung dabei zukommt, ein besseres Verstidndnis von Wetter,
Klima und Okosystemen zu gewéhrleisten, und dass bestimmte Arten von Bojen zur Erfassung von Ozean-

% United Nations, Treaty Series, Vol. 1184, Nr. 18961. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1979 11 S. 141; 6BGBI.
Nr. 161/1988; AS 1982 128.
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daten durch die Erkennung von Tsunamis dazu beitragen, Leben zu retten, und erneut ihre ernste Besorgnis
liber die beabsichtigte und unbeabsichtigte Beschddigung solcher Bojen zum Ausdruck bringend,

betonend, dass das archdologische, kulturelle und historische Erbe unter Wasser, einschlieSlich
Schiffswracks und Wasserfahrzeugen, wesentliche Informationen iiber die Geschichte der Menschheit birgt
und dass dieses Erbe eine Ressource darstellt, die geschiitzt und erhalten werden muss,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem anhaltenden Problem der auf See veriibten grenziiber-
schreitenden organisierten Kriminalitét, namentlich dem unerlaubten Handel mit Suchtstoffen und psycho-
tropen Stoffen, der Schleusung von Migranten, dem Menschenhandel und dem unerlaubten Handel mit
Feuerwaffen, und von den Bedrohungen der Sicherheit der Schifffahrt, namentlich Seerduberei, bewaffne-
ten Raubiiberfillen auf See, Schmuggel und terroristischen Handlungen gegen den Schiffsverkehr, Off-
shore-Anlagen und andere maritime Interessen, und in Anbetracht der beklagenswerten Verluste an Men-
schenleben und der nachteiligen Auswirkungen auf den internationalen Handel, die Energiesicherheit und
die Weltwirtschaft, die aus diesen Aktivitdten resultieren,

feststellend, dass der Grofiteil der weltweiten Daten- und Nachrichteniibertragung iiber untersee-
ische Glasfaserkabel erfolgt, die daher fiir die Weltwirtschaft und die nationale Sicherheit aller Staaten von
entscheidender Bedeutung sind, in dem Bewusstsein, dass diese Kabel anfillig fiir beabsichtigte oder unbe-
absichtigte Beschéddigung durch die Schifffahrt und andere Aktivitaten sind und d ass ihre Wartung ein-
schlieBlich Reparatur wichtig ist, feststellend, dass die Staaten auf mehreren Arbeitstagungen und Semina-
ren auf diese Fragen aufmerksam gemacht wurden, und in dem Bewusstsein, dass die Staaten innerstaatli-
che Gesetze und sonstige Vorschriften erlassen miissen, um unterseeische Kabel zu schiitzen und ihre vor-
sétzliche oder fahrlédssige Beschadigung als strafbare Handlungen zu umschreiben,

feststellend, wie wichtig die Festlegung der duBeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von
200 Seemeilen ist und dass es im allgemeinen Interesse der internationalen Gemeinschaft liegt, dass die
Kiistenstaaten mit einem Festlandsockel, der sich iiber 200 Seemeilen hinaus erstreckt, der Kommission zur
Begrenzung des Festlandsockels (,,Kommission®) Informationen tiber die duleren Grenzen des Festlandso-
ckels jenseits von 200 Seemeilen libermitteln, und es begriilend, dass eine betrachtliche Zahl von Vertrags-
staaten des Seerechtsiibereinkommens der Kommission Antrdge zu den dufleren Grenzen ihres Festlandso-
ckels jenseits von 200 Seemeilen {ibermittelt hat, dass die Kommission nach wie vor ihre Rolle wahrnimmt,
auch indem sie Empfehlungen an die Kiistenstaaten richtet, und dass die Zusammenfassungen der Empfeh-
lungen verdffentlicht werden®',

sowie feststellend, dass zahlreiche Kiistenvertragsstaaten vorldufige, indikative Informationen zu
den duBeren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen iibermittelt haben, entsprechend dem
Beschluss der achtzehnten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens beziiglich des Ar-
beitsvolumens der Kommission und der Fahigkeit der Staaten, insbesondere der Entwicklungsldnder, die
Anforderungen von Anlage II Artikel 4 des Ubereinkommens sowie den Beschluss in Buchstabe a des Do-
kuments SPLOS/72 zu erfiillen®”,

ferner feststellend, dass sich einige Kiistenstaaten moglicherweise auch kiinftig besonderen Heraus-
forderungen gegeniibersehen werden, wenn es darum geht, Antrige an die Kommission zu erstellen und ihr
zu libermitteln,

feststellend, dass die Entwicklungslidnder fiir Tétigkeiten im Zusammenhang mit der Erstellung und
Ubermittlung der Antriige an die Kommission um finanzielle und technische Hilfe nachsuchen kénnen,
namentlich iiber den freiwilligen Treuhandfonds, den die Generalversammlung in ihrer Resolution 55/7
vom 30. Oktober 2000 einrichtete, um den Entwicklungslindern, insbesondere den am wenigsten entwi-
ckelten Landern und den kleinen Inselentwicklungslédndern, die Erstellung der der Kommission zu iibermit-
telnden Antrige und die Einhaltung des Artikels 76 des Seerechtsiibereinkommens zu erleichtern, und dass
sie um sonstige verfiigbare internationale Hilfe nachsuchen konnen,

8 Verfiigbar iiber die von der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht gefiihrte Website der Kommission.
*2 SPLOS/183.
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in der Erkenntnis, wie wichtig die gemdl Resolution 55/7 eingerichteten Treuhandfonds dafiir sind,
die Teilnahme von Kommissionsmitgliedern aus Entwicklungsldndern an den Tagungen der Kommission
zu ermdglichen und die Anforderungen von Anlage II Artikel 4 des Seerechtsiibereinkommens zu erfiillen,
und gleichzeitig mit Dank Kenntnis nehmend von den jiingsten Beitrdgen an diese Fonds,

erneut erklarend, wie wichtig die Tétigkeit der Kommission fiir die Kiistenstaaten und die interna-
tionale Gemeinschaft ist,

in der Erkenntnis, dass praktische Schwierigkeiten auftreten konnen, wenn es zu einer betrachtli-
chen zeitlichen Verzogerung zwischen der Erstellung der Antrége und ihrer Priifung durch die Kommission
kommt, namentlich was die Weiterbeschéftigung von Sachverstindigen bis zur und wéhrend der Priifung
der Antrdge durch die Kommission betrifft,

sowie in der Erkenntnis, dass die Kommission in Anbetracht der hohen Zahl bereits eingegangener
Antrdge und der Zahl der noch zu erwartenden Antrdge ein erhebliches Arbeitsvolumen zu bewiltigen hat,
das zusitzliche Anforderungen und Herausforderungen fiir ihre Mitglieder und das vom Generalsekretér
der Vereinten Nationen iiber die Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht des Sekretariats-Bereichs
Rechtsangelegenheiten (,,Seerechtsabteilung®™) gestellte Sekretariat bedeutet, und den Beschluss der
einundzwanzigsten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens betreffend das Arbeitsvolu-
men der Kommission® begriiBend,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem prognostizierten Zeitplan fiir die Arbeit der Kommission
an den bereits eingegangenen und noch zu erwartenden Antrigen®' und in dieser Hinsicht mit Dank Kennt-
nis nehmend von der Umsetzung des auf der dreiBigsten Tagung der Kommission gefassten Beschlusses
beziiglich der Regelungen fiir ihre Tagungen und die Sitzungen ihrer Unterkommissionen, unter Beriick-
sichtigung84 des Beschlusses der einundzwanzigsten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiiberein-
kommens®™”,

in Anbetracht der Notwendigkeit, sicherzustellen, dass die Kommission ihre Aufgaben nach dem
Seerechtsiibereinkommen rasch, effizient und wirksam wahrnehmen und ihr hohes Niveau an Qualitit und
Sachverstand aufrechterhalten kann,

in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von dem Beschluss der dreiundzwanzigsten Tagung der Ver-
tragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens, eine offene Arbeitsgruppe zur Behandlung der Beschéftigungs-
bedingungen der Mitglieder der Kommission einzusetzen’”,

besorgt iiber die Auswirkungen des Arbeitsvolumens der Kommission auf die Beschéftigungsbedin-
gungen ihrer Mitglieder,

unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 57/141 vom 12. Dezember 2002 und 58/240 vom
23. Dezember 2003 auf Empfehlung des Weltgipfels fiir nachhaltige Entwicklung® gefassten Beschluss, im
Rahmen der Vereinten Nationen einen regelméfigen globalen Berichterstattungs- und Bewertungsprozess
zum Zustand der Meeresumwelt, einschlielich aktueller und absehbarer soziokonomischer Aspekte, ein-
zurichten und dabei die bestehenden Regionalbeurteilungen zugrunde zu legen, und feststellend, dass es
diesbeziiglich der Zusammenarbeit aller Staaten bedarf,

sowie unter Hinweis auf ihre in den Ziffern 202, 203 und 209 der Resolution 65/37 A vom 7. De-
zember 2010 gefassten Beschliisse betreffend den im Rahmen der Vereinten Nationen eingerichteten und
der Generalversammlung rechenschaftspflichtigen RegelmifBigen Prozess,

ferner unter Hinweis darauf, dass die Seerechtsabteilung mit der Sekretariatsunterstiitzung des Re-
gelmiBigen Prozesses, einschlieBlich der in seinem Rahmen eingerichteten Institutionen, beauftragt wurde,

8 SPLOS/229.
8 Siehe CLCS/76.

% Siehe Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannesburg, South Africa, 26 August-4 September 2002
(United Nations publication, Sales No. E.03.1I.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfiigbar
unter http://www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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in Anerkennung der Wichtigkeit und des Beitrags der Arbeit des informellen Beratungsprozesses,
den die Generalversammlung in ihrer Resolution 54/33 vom 24. November 1999 einrichtete, um der Ver-
sammlung die jahrliche Uberpriifung der Entwicklungen auf dem Gebiet der Meeresangelegenheiten zu
erleichtern,

in Anbetracht der Verantwortlichkeiten, die dem Generalsekretidr nach dem Seerechtsiibereinkom-
men und den damit zusammenhéngenden Resolutionen der Generalversammlung, insbesondere den Reso-
lutionen 49/28 vom 6. Dezember 1994, 52/26 vom 26. November 1997, 54/33, 65/37 A, 65/37 B vom
4. April 2011, 66/231 vom 24. Dezember 2011 und 67/78, zukommen, und in diesem Zusammenhang fest-
stellend, dass die Aktivitdten der Seerechtsabteilung erheblich zugenommen haben, insbesondere in Anbe-
tracht der wachsenden Zahl der an die Abteilung gerichteten Anfragen betreffend zusétzliche Leistungen
und Konferenzbetreuung, ihrer zunehmenden Aktivititen auf dem Gebiet des Kapazititsaufbaus, des erhoh-
ten Hilfs- und Unterstiitzungsbedarfs der Kommission und der Rolle der Abteilung bei der interinstitutio-
nellen Koordinierung und Zusammenarbeit,

erneut erklarend, wie wichtig die Tétigkeit der Internationalen Meeresbodenbehorde (,,Meeresbo-
denbehérde”) im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen und dem Ubereinkommen zur Durchfiihrung
des Teiles XI des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 (,,Teil-XI-
Ubereinkommen®)*® ist,

sowie erneut erkldrend, wie wichtig die Tatigkeit des Internationalen Seegerichtshofs (,,See-
gerichtshof™) im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen ist,

Durchfihrung des Seerechtstibereinkommens und damit
zusammenhangender Vereinbarungen und Ubereinkiinfte

1. bekréftigt ihre jahrlichen Resolutionen iiber Seerecht beziechungsweise Ozeane und Seerecht,
namentlich die Resolution 67/78, und andere einschldgige Resolutionen betreffend das Seerechtsiiberein-
kommen’;

2.  bekréaftigt auBerdem den einheitlichen Charakter des Seerechtsiibereinkommens und die ent-
scheidende Bedeutung, die der Wahrung seiner Intaktheit zukommt;

3. begruBt die jlingste Ratifikation des Seerechtsiibereinkommens und den jlingsten Beitritt zu
ihm und fordert alle Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, dem Ubereinkommen und dem
Teil-XI-Ubereinkommen® beizutreten, um das Ziel der universellen Beteiligung zu erreichen;

4. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des Uberein-
kommens zur Durchfithrung der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen
vom 10. Dezember 1982 iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsiibergreifenden Fischbestin-
den und Bestdnden weit wandernder Fische (,,Ubereinkommen uber Fischbes‘téinde“)87 zu werden, um das
Ziel der universellen Beteiligung zu erreichen;

5. fordert die Staaten auf, ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit den Bestimmungen des
Seerechtsiibereinkommens und, soweit anwendbar, einschligiger Vereinbarungen und Ubereinkiinfte in
Einklang zu bringen, die konsequente Anwendung dieser Bestimmungen sicherzustellen und auBerdem
sicherzustellen, dass die Erklarungen, die sie bei der Unterzeichnung oder Ratifikation des Seerechts-
iibereinkommens beziehungsweise dem Beitritt zu ihm abgegeben haben oder abgeben, nicht darauf abzie-
len, die Rechtswirkung der Bestimmungen des Ubereinkommens in ihrer Anwendung auf diesen Staat aus-
zuschlieBen oder zu éndern, und alle derartigen Erklarungen zuriickzunehmen;

8 United Nations, Treaty Series, Vol. 1836, Nr. 31364. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1994 11 S. 2565, 3796,
OBGBI. Nr. 885/1995; AS 2009 3411.

8 Ebd., Vol. 2167, Nr. 37924. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 2000 II S. 1022; $BGBI. III Nr. 21/2005.
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6. fordert die Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens auf, sofern sie es nicht bereits getan
haben, beim Generalsekretir Seekarten oder Verzeichnisse geografischer Koordinaten zu hinterlegen, wie
im Ubereinkommen vorgesehen, vorzugsweise unter Verwendung allgemein anerkannter und aktuellster
geodétischer Daten;

7. legt allen Staaten eindringlich nahe, direkt oder iiber die zustéindigen internationalen Organe
zusammenzuarbeiten, um Maflnahmen mit dem Ziel zu ergreifen, im Meer gefundene Gegenstéinde archdo-
logischer und historischer Art im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen zu schiitzen und zu erhalten,
und fordert die Staaten auf, im Hinblick auf so unterschiedliche Herausforderungen und Chancen wie das
angemessene Verhdltnis zwischen dem Bergungsrecht und dem wissenschaftlichen Management und der
Erhaltung des Unterwasser-Kulturerbes, den Ausbau der technologischen Fahigkeiten zur Entdeckung und
Erreichung von Unterwasserstétten, Pliinderungen und die Zunahme des Unterwassertourismus zusammen-
zuarbeiten;

8. nimmt Kenntnis von den jiingst hinterlegten Ratifikations- und Annahmeurkunden fiir das
Ubereinkommen von 2001 iiber den Schutz des Unterwasser-Kulturerbes™, fordert die Staaten auf, sofern
sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien dieses Ubereinkommens zu werden, und nimmt insbeson-
dere Kenntnis von den Regeln in der Anlage zu diesem Ubereinkommen, die das Verhiltnis zwischen dem
Bergungsrecht und den wissenschaftlichen Grundsétzen des Managements, der Erhaltung und des Schutzes
des Unterwasser-Kulturerbes fiir die Vertragsstaaten, ihre Staatsangehorigen und die ihre Flagge fiilhrenden
Schiffe behandeln;

1
Kapazitatsaufbau

9.  betont, dass der Aufbau von Kapazitdten unerldsslich dafiir ist, sicherzustellen, dass die Staa-
ten, vor allem die Entwicklungsldnder und insbesondere die am wenigsten entwickelten Lander und die
kleinen Inselentwicklungsldnder sowie die afrikanischen Kiistenstaaten, in der Lage sind, das Seerechts-
iibereinkommen voll durchzufiihren, aus der nachhaltigen ErschlieBung der Ozeane und Meere Nutzen zu
ziehen und voll an den globalen und regionalen Foren mitzuwirken, die sich mit Meeresangelegenheiten
und Seerecht befassen;

10. erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen*”®

anerkannten, wie wichtig es ist, die Kapazititen der Entwicklungsldnder auszubauen, damit sie von der
Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der Ozeane und Meere und deren Ressourcen profitieren kénnen, und
in dieser Hinsicht die Notwendigkeit betonten, bei der wissenschaftlichen Meeresforschung zusammenzu-
arbeiten, um die Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens und die Ergebnisse der groen Gipfeltreffen
iber nachhaltige Entwicklung umzusetzen, und den Technologietransfer zu gewéhrleisten, unter Beriick-
sichtigung der von der Versammlung der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission der Organi-
sation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissenschaft und Kultur auf ihrer zweiundzwanzigsten Ta-
gung im Jahr 2003 beschlossenen Kriterien und Leitlinien fiir die Weitergabe von Meerestechnologie;

11. betont, dass es beim Aufbau von Kapazititen internationaler Zusammenarbeit bedarf, ein-
schlieBlich einer sektoriibergreifenden Zusammenarbeit auf nationaler, regionaler und globaler Ebene, um
insbesondere Kapazititsdefizite im Bereich Meeresangelegenheiten und Seerecht, einschlieSlich Meeres-
wissenschaft, zu beheben;

12. verlangt, dass Kapazitétsaufbauinitiativen den Bediirfnissen der Entwicklungslander Rechnung
tragen, und fordert die Staaten, internationalen Organisationen und Geberorganisationen auf, Anstrengun-
gen zu unternehmen, um die Tragfahigkeit solcher Initiativen zu gewéhrleisten;

13. fordert die Geberorganisationen und die internationalen Finanzinstitutionen auf, ihre Pro-
gramme laufend systematisch zu tberpriifen, um sicherzustellen, dass alle Staaten, insbesondere die Ent-
wicklungslidnder, iiber die wirtschaftlichen, rechtlichen, nautischen, wissenschaftlichen und technischen

% Ebd., Vol. 2562, Nr. 45694.
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Fertigkeiten verfiigen, die fiir die volle Durchfiihrung des Seerechtsiibereinkommens und der Ziele dieser
Resolution sowie die nachhaltige ErschlieBung der Ozeane und Meere auf nationaler, regionaler und globa-
ler Ebene erforderlich sind, und dabei die Interessen und Bediirfnisse der Binnenentwicklungslédnder zu
beachten;

14. befirwortet verstirkte Bemithungen zum Kapazititsaufbau in den Entwicklungslandern und
insbesondere in den am wenigsten entwickelten Léndern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie
den afrikanischen Kiistenstaaten mit dem Ziel, die hydrographischen Dienste und die Herstellung von See-
karten, einschlieBlich elektronischer Karten, sowie die Mobilisierung von Ressourcen und den Kapazitits-
aufbau mit Unterstiitzung seitens der internationalen Finanzinstitutionen und der Gebergemeinschaft zu
verbessern;

15. fordert die Staaten und internationalen Finanzinstitutionen auf, namentlich durch bilaterale,
regionale und globale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften auch weiterhin die Mal3-
nahmen zum Aufbau von Kapazititen auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Meeresforschung zu verstar-
ken, insbesondere in den Entwicklungslédndern, unter anderem durch Ausbildungsmafnahmen mit dem Ziel
der Vermittlung und Erweiterung einschlidgiger Fachkenntnisse, die Bereitstellung der benétigten Gerite,
Einrichtungen und Schiffe sowie den Transfer umweltschonender Technologien;

16. fordert die Staaten und internationalen Finanzinstitutionen auflerdem auf, namentlich durch
bilaterale, regionale und globale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften die Mafinahmen
zum Aufbau von Kapazititen in den Entwicklungsldandern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten
Landern und den kleinen Inselentwicklungslidndern, zu verstiarken, damit diese ihre Schifffahrtsverwaltung
und einen angemessenen rechtlichen Rahmen fiir den Auf- oder Ausbau der Infrastruktur und der Gesetz-
gebungs- und Durchsetzungskapazititen entwickeln konnen, die fiir die Forderung der wirksamen Einhal-
tung, Durchfiihrung und Durchsetzung ihrer volkerrechtlichen Verpflichtungen notwendig sind;

17. fordert die Staaten und internationalen Finanzinstitutionen ferner auf, namentlich durch bilate-
rale, regionale und globale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften MaBnahmen zum Auf-
bau von Kapazitdten in den Entwicklungslédndern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten Landern
und den kleinen Inselentwicklungslédndern, auszuarbeiten und umweltschonende Technologien zur Untersu-
chung und Minimierung der Auswirkungen der Versauerung der Ozeane zu einvernehmlich vereinbarten
Bedingungen und unter Beriicksichtigung der Kriterien und Leitlinien der Zwischenstaatlichen Ozeanogra-
phischen Kommission fiir die Weitergabe von Meerestechnologie an sie weiterzugeben,;

18. betont, dass besondere Aufmerksamkeit darauf gerichtet werden muss, die Siid-Siid-Zusam-
menarbeit als zusatzliches Mittel zum Aufbau von Kapazititen und als einen Kooperationsmechanismus zu
verstirken, um die Lander noch besser zur Festlegung ihrer eigenen Prioritdten und Bediirfnisse zu befahi-
gen;

19. erkennt an, wie wichtig die Arbeit des Instituts fiir internationales Seerecht der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation als Bildungs- und Ausbildungszentrum fiir Rechtsberater von Regierungen,
vor allem aus Entwicklungslidndern, ist, bestétigt die Wirksamkeit seiner Rolle beim Kapazititsaufbau auf
dem Gebiet des Volkerrechts und fordert die Staaten, die zwischenstaatlichen Organisationen und die Fi-
nanzinstitutionen nachdriicklich auf, freiwillige finanzielle Beitrdge an den Haushalt des Instituts zu leisten;

20. erkennt auRerdem an, wie wichtig die Weltschifffahrtsuniversitit der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation, die 2013 ihr dreiligjahriges Bestehen feierte, als Kompetenzzentrum fiir Bildung und
Forschung fiir die Seeschifffahrt ist, bestétigt die Wirksamkeit ihrer Rolle beim Kapazititsaufbau in der
Seeschifffahrt auf den Gebieten Transport, Politik, Verwaltung, Management, Sicherheit, Gefahrenabwehr
und Umweltschutz sowie ihrer Rolle bei dem Austausch und der Weitergabe von Wissen auf internationaler
Ebene und fordert die Staaten, die zwischenstaatlichen Organisationen und anderen Organe nachdriicklich
auf, freiwillige finanzielle Beitridge an die Universitit zu leisten;

21. begriBt die laufenden KapazititsaufbaumaBnahmen, die dem Bedarf der Entwicklungslander
in Bezug auf die Sicherheit der Schifffahrt und die Gefahrenabwehr in der Schifffahrt sowie den Schutz
ihrer Meeresumwelt Rechnung tragen sollen, und ermutigt die Staaten und die internationalen Finanzinsti-
tutionen, zusitzliche Finanzmittel fiir Kapazititsaufbauprogramme bereitzustellen, darunter fiir den Tech-
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nologietransfer, namentlich iiber die Internationale Seeschifffahrts-Organisation und andere zusténdige in-
ternationale Organisationen;

22. erkennt an, in welch betrachtlichem Mafle es notwendig ist, dass die zustdndigen internationa-
len Organisationen und Geber den Entwicklungsldndern dauerhafte Kapazititsaufbauhilfe, auch zu finanzi-
ellen und technischen Aspekten, gewéhren, um deren Fahigkeit zur Durchfithrung wirksamer Maflnahmen
gegen die vielfaltigen Formen internationaler krimineller Aktivitidten auf See im Einklang mit den einschla-
gigen internationalen Ubereinkiinften, namentlich dem Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit und den dazugehdrigen Protokollen™, weiter zu stirken;

23. erkennt auerdem an, dass es angesichts der besonderen Gefahrdung der kleinen Inselentwick-
lungsldnder durch die Auswirkungen der Meeresverschmutzung vom Lande aus und des Meeresmiills not-
wendig ist, in den Entwicklungslindern Kapazititen aufzubauen, um das Bewusstsein fiir verbesserte Ab-
fallbehandlungspraktiken zu schéarfen und deren Anwendung zu unterstiitzen;

24. erkennt ferner an, wie wichtig es ist, die Entwicklungslander und insbesondere die am wenigs-
ten entwickelten Lander und die kleinen Inselentwicklungsldnder sowie die afrikanischen Kiistenstaaten bei
der Durchfilhrung des Seerechtsiibereinkommens zu unterstiitzen, fordert die Staaten, die zwischenstaatli-
chen Organisationen und Einrichtungen, die nationalen Institutionen, die nichtstaatlichen Organisationen
und die internationalen Finanzinstitutionen sowie natiirliche und juristische Personen nachdriicklich auf,
freiwillige finanzielle oder sonstige Beitrdge an die in den Resolutionen 55/7, 57/141 und 64/71 vom
4. Dezember 2009 genannten, zu diesem Zweck geschaffenen Treuhandfonds zu leisten, und dankt denjeni-
gen, die Beitrage geleistet haben;

25. erkennt an, wie wichtig der Aufbau von Kapazititen in den Entwicklungslidndern und insbe-
sondere den am wenigsten entwickelten Lindern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie den afti-
kanischen Kiistenstaaten fiir den Schutz der Meeresumwelt und die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der
Meeresressourcen ist;

26. stellt fest, dass die Forderung des freiwilligen Technologietransfers ein wesentlicher Aspekt
des Kapazitdtsaufbaus im Bereich der Meereswissenschaft ist;

27. legt den Staaten nahe, die Kriterien und Leitlinien der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen
Kommission fiir die Weitergabe von Meerestechnologie anzuwenden, und verweist auf die wichtige Rolle
des Sekretariats dieser Kommission bei der Umsetzung und Foérderung der Kriterien und Leitlinien;

28. legt den Staaten auBerdem nahe, weitere Moglichkeiten des Kapazititsautbaus auf regionaler
Ebene zu priifen;

29. begriBt in dieser Hinsicht die Anstrengungen des Seegerichtshofs zur Abhaltung regionaler
Arbeitstagungen, darunter die letzte Arbeitstagung zur Rolle des Seegerichtshofs bei der Beilegung see-
rechtlicher Streitigkeiten in der karibischen Region, die am 5. und 6. Juni 2013 in Mexiko-Stadt in Zusam-
menarbeit mit der Regierung Mexikos und der Assoziation karibischer Staaten abgehalten wurde;

30. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den Bemiihungen der Seerechtsabteilung, Informationen
tiber Kapazititsaufbauinitiativen zusammenzustellen, ersucht den Generalsekretér, diese von Staaten, inter-
nationalen Organisationen und Geberorganisationen bereitgestellten Informationen weiter regelmaBig zu
aktualisieren und in seinen jahrlichen Bericht an die Generalversammlung aufzunehmen, bittet die Staaten,
die internationalen Organisationen und die Geberorganisationen, dem Generalsekretér zu diesem Zweck die
entsprechenden Informationen zu iibermitteln, und ersucht die Abteilung, die dem jahrlichen Bericht des
Generalsekretdrs entnommenen Informationen iiber Kapazititsaufbauinitiativen leicht zugénglich in ihre

8 Ebd., Vol. 2225, 2237, 2241 und 2326, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2005 II S. 954, 956;
LGBI. 2008 Nr. 72; 6BGBI. IIT Nr. 84/2005; AS 2006 5861 (Ubereinkommen); dBGBI. 2005 II S. 954, 995; LGBI. 2008
Nr. 74; 6BGBL. III Nr. 220/2005; AS 2006 5917 (Protokoll gegen den Menschenhandel); dBGBI. 2005 II S. 954, 1007; LGBI.
2008 Nr. 73; 6BGBL. III Nr. 11/2008; AS 2006 5899 (Protokoll gegen die Schleusung von Migranten); LGBIL. 2014 Nr. 24;
OBGBI. III Nr. 296/2013; AS 2013 65 (Feuerwaffen-Protokoll).
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Website einzustellen, um die Zusammenfiihrung von Bedarf und Angebot auf dem Gebiet des Kapazitits-
aufbaus zu erleichtern;

31. fordert die Staaten auf, den Entwicklungsldndern und insbesondere den am wenigsten entwi-
ckelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie den afrikanischen Kiistenstaaten auch
weiterhin auf bilateraler und gegebenenfalls multilateraler Ebene bei der Erstellung der der Kommission
zur Begrenzung des Festlandsockels zu iibermittelnden Antrdge betreffend die Festlegung der &uBeren
Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen behilflich zu sein, namentlich bei der Analyse der
Beschaffenheit und des Ausmalles des Festlandsockels eines Kiistenstaats, und erinnert daran, dass die Kiis-
tenstaaten im Einklang mit Anlage II Artikel 3 des Seerechtsiibereinkommens wihrend der Ausarbeitung
der Daten fiir ihre Antrége die Kommission um wissenschaftliche und technische Gutachten ersuchen kon-
nen;

32. fordert die Seerechtsabteilung auf, auch weiterhin Informationen tiber die einschliagigen Ver-
fahren im Zusammenhang mit dem Treuhandfonds zur Erleichterung der Ausarbeitung der Antrage an die
Kommission zu verbreiten und ihren Dialog mit den potenziellen NutznieBern mit dem Ziel fortzusetzen,
den Entwicklungslindern finanzielle Unterstiitzung fiir Aktivititen zu gewihren, die die Ubermittlung ihrer
Antrage im Einklang mit den Anforderungen von Artikel 76 des Seerechtsiibereinkommens und mit der
Geschiftsordnung® und den Wissenschaftlich-technischen Richtlinien der Kommission®' erleichtern;

33. ersucht den Generalsekretdr, in Zusammenarbeit mit den Staaten und den zustindigen interna-
tionalen Organisationen und Institutionen auch weiterhin Ausbildungs- und andere Aktivititen zu unterstiit-
zen, die den Entwicklungsldndern bei der Erstellung und Ubermittlung ihrer Antrdge an die Kommission
helfen sollen;

34. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Beitrag der Seerechtsabteilung zu den Kapazitéts-
aufbaumaBnahmen auf nationaler und regionaler Ebene;

35. bittet die Mitgliedstaaten und andere, die dazu in der Lage sind, die Kapazitidtsaufbaumafinah-
men der Seerechtsabteilung zu unterstiitzen, so insbesondere die Ausbildungs- und anderen Aktivitdten zur
Unterstiitzung der Entwicklungslénder bei der Erstellung ihrer der Kommission zu iibermittelnden Antrége,
bittet auBerdem die Mitgliedstaaten und andere, die dazu in der Lage sind, Beitrdge an den Treuhandfonds
zu leisten, den der Generalsekretér fiir den Bereich Rechtsangelegenheiten zum Zweck der Forderung des
Volkerrechts eingerichtet hat, und dankt denjenigen, die Beitrage geleistet haben,;

36. wiardigt den wichtigen Beitrag, den das von der Generalversammlung 1981 zu Ehren des ersten
Prisidenten der Dritten Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen eingerichtete Hamilton-Shirley-
Amerasinghe-Gedachtnisstipendium fiir Seerechtsfragen, das mit Unterstiitzung eines Netzes von 17 Gast-
institutionen bis heute 28 Stipendien an Personen aus 25 Mitgliedstaaten vergeben hat, zum Kapazitétsauf-
bau der Entwicklungslédnder und zur Férderung des Seerechts geleistet hat, begriif3it es, dass die Vergabe des
sechsundzwanzigsten Stipendiums 2013 dank der groBziigigen Beitrdge der Mitgliedstaaten ermdglicht
wird, legt den Mitgliedstaaten und anderen, die dazu in der Lage sind, eindringlich nahe, groBziigig zum
weiteren Ausbau des Stipendiums beizutragen, und nimmt Kenntnis von den Bestimmungen ihrer Resolu-
tion iiber das Hilfsprogramm der Vereinten Nationen flir Lehre, Studium, Verbreitung und besseres Ver-
stindnis des Vélkerrechts®*;

37. wirdigt auerdem den wichtigen Beitrag des Stipendienprogramms der Vereinten Nationen
und der japanischen Nippon Foundation, das seit 2004 100 Stipendien an Personen aus 64 Mitgliedstaaten
vergeben hat, zur ErschlieBung der Humanressourcen der Mitgliedstaaten, die Entwicklungslénder sind, auf
dem Gebiet der Meeresangelegenheiten und des Seerechts sowie in verwandten Disziplinen und zur Forde-
rung globaler Verbindungen durch das Programm fiir ehemalige Stipendiaten, das seine vierte Tagung vom

% CLCS/40/Rev.1.
! CLCS/11 und Corr.1 und Add.1 und Add.1/Corr.1.
°2 Resolution 68/110.
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10. bis 12. Dezember 2012 in New York und seine fiinfte, vom Sekretariat des Pazifikinsel-Forums ausge-
richtete Tagung vom 14. bis 18. Oktober 2013 in Suva abhielt;

38. legt den zustindigen internationalen Organisationen, dem Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen und den internationalen Finanzinstitutionen und Fonds nahe, zu erwégen, im Rahmen ihres
jeweiligen Zustandigkeitsbereichs ihre Hilfsprogramme fiir Entwicklungslédnder auszuweiten, und ihre
MaBnahmen zu koordinieren, und wiirdigt es, dass die Globale Umweltfazilitdt und andere Fonds Finanz-
mittel fiir Projekte im Zusammenhang mit den Ozeanen reserviert haben;

i
Tagung der Vertragsstaaten

39. begruBt den Bericht iiber die dreiundzwanzigste Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiiber-
einkommens’, begriiBt auerdem die Wahl eines Mitglieds der Kommission aus den osteuropéischen Staa-
ten am 19. Dezember 2012°° und begriiBt ferner die von der dreiundzwanzigsten Tagung gefassten Be-
schliisse;

40. ersucht den Generalsekretir, die vierundzwanzigste Tagung der Vertragsstaaten des Seerechts-
iibereinkommens fiir den 9. bis 13. Juni 2014 nach New York einzuberufen und eine volle Konferenzbe-
treuung, nach Bedarf einschlieSlich Dokumentation, bereitzustellen;

v
Friedliche Beilegung von Streitigkeiten

41. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem fortdauernden, bedeutenden Beitrag des Seege-
richtshofs zur Beilegung von Streitigkeiten durch friedliche Mittel nach Teil XV des Seerechtsiiberein-
kommens und unterstreicht die wichtige Rolle und die Befugnisse des Seegerichtshofs im Hinblick auf die
Auslegung oder die Anwendung des Ubereinkommens und des Teil-XI-Ubereinkommens;

42. bekundet dem Internationalen Gerichtshof ihre Hochachtung fiir die wichtige Funktion, die er
in Bezug auf die friedliche Beilegung seerechtlicher Streitigkeiten seit langer Zeit wahrnimmt;

43. stellt fest, dass die Vertragsstaaten einer internationalen Ubereinkunft, die mit den Zielen des
Seerechtsiibereinkommens in Zusammenhang steht, unter anderem dem Seegerichtshof oder dem Interna-
tionalen Gerichtshof jede im Einklang mit dieser Ubereinkunft unterbreitete Streitigkeit iiber die Auslegung
oder Anwendung dieser Ubereinkunft unterbreiten konnen, und stellt auferdem fest, dass die Statuten des
Seegerichtshofs und des Internationalen Gerichtshofs die Moglichkeit vorsehen, Streitigkeiten einer Kam-
mer zu unterbreiten;

44, legt den Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens nahe, sofern sie es nicht bereits getan
haben, die Abgabe einer schriftlichen Erkldrung zu erwigen, mit der sie eines der in Artikel 287 des See-
rechtsiibereinkommens genannten Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten tiber die Auslegung oder An-
wendung des Seerechtsiibereinkommens und des Teil-XI-Ubereinkommens wihlen, eingedenk des umfas-
senden Charakters des in Teil XV des Seerechtsiibereinkommens vorgesehenen Streitbeilegungsmechanismus;

V
Das Gebiet

45. erklart erneut, wie wichtig es ist, dass die Meeresbodenbehérde im Einklang mit Artikel 145
des Seerechtsiibereinkommens fortlaufend Regeln, Vorschriften und Verfahren fiir den wirksamen Schutz
der Meeresumwelt ausarbeitet, unter anderem fiir den Schutz und die Erhaltung der natiirlichen Ressourcen
des Gebiets sowie fiir die Vermeidung von Schiden fiir die Pflanzen und Tiere der Meeresumwelt aufgrund
schédlicher Auswirkungen, die sich aus den Tétigkeiten in dem Gebiet ergeben kdnnen;

% Siehe SPLOS/255.
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46. nimmt Kenntnis von dem auf der neunzehnten Tagung der Meeresbodenbehérde gefassten Be-
schluss, Anderungen der Bestimmungen iiber die Prospektion und Exploration polymetallischer Knollen im
Gebiet zu genehmigen®;

47. stellt auBerdem fest, dass die Zahl der Vertrige mit der Meeresbodenbehdrde iiber die Explora-
tion polymetallischer Knollen und polymetallischer Sulfide gestiegen ist, und nimmt ferner Kenntnis von
der Aufmerksamkeit, die der Rat der Meeresbodenbehorde der Ausarbeitung eines Abbau-Kodexes widmet;

48. nimmt ferner davon Kenntnis, dass die beiden ersten Antrdge auf einen Arbeitsplan fiir die Ex-
ploration kobaltreicher Ferromangankrusten im Gebiet bestitigt wurden”’;

49. verweist auf die Bedeutung des Gutachtens der Kammer fiir Meeresbodenstreitigkeiten des
Seegerichtshofs vom 1. Februar 2011 iiber die Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen der Staaten, die
Personen und Einrichtungen in Bezug auf Titigkeiten in dem Gebiet befiirworten®;

50. stellt fest, wie wichtig die der Meeresbodenbehorde mit den Artikeln 143 und 145 des See-
rechtsiibereinkommens ibertragenen Aufgaben sind, die sich auf die wissenschaftliche Meeresforschung
bezichungsweise auf den Schutz der Meeresumwelt bezichen;

51. erinnert daran, dass der Umweltmanagementplan fiir die Clarion-Clipperton-Zone, der die
vorldufige Bestimmung eines Netzes von Gebieten von besonderem &kologischem Interesse umfasst, 2012
genehmigt wurde und iiber einen Zeitraum von zunéchst drei Jahren umgesetzt werden soll, sodass er mit
zunehmender Verfligbarkeit wissenschaftlicher, technischer und 6kologischer Basisdaten und Daten zur
Ressourcenbewertung verbessert werden kann, und dass zu diesem Zweck dazu ermutigt wurde, in den
genannten Gebieten wissenschaftliche Meeresforschung durchzufithren und der Meeresbodenbehorde die
verfiigbaren Ergebnisse zuzuleiten®’, und bittet die Meeresbodenbehorde, die Ausarbeitung und Genehmi-
gung von Umweltmanagementpldnen in anderen internationalen Meeresbodenzonen, insbesondere dort, wo
derzeit Vertrage iiber die Exploration bestehen, zu erwégen;

Vi

Wirksame Aufgabenwahrnehmung der Meeresbodenbehérde
und des Seegerichtshofs

52. wirdigt die Fortschritte bei der Arbeit der Meeresbodenbehdorde;
53. wardigt auRerdem die Arbeit, die der Seegerichtshof seit seiner Errichtung geleistet hat;

54. appelliert an alle Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens, ihre Pflichtbeitrige fiir die
Meeresbodenbehdrde und den Seegerichtshof vollstandig und piinktlich zu entrichten, und appelliert auf3er-
dem an die Vertragsstaaten mit Beitragsriickstédnden, ihren Verpflichtungen unverziiglich nachzukommen,;

55. nimmt Kenntnis von dem auf der neunzehnten Tagung der Meeresbodenbehdrde gefassten Be-
schluss zu den Gemeinkosten fiir die Verwaltung und Uberwachung der Vertrige iiber die Exploration®®;

56. bekundet ihre Besorgnis iiber die niedrige Beteiligung an den Jahrestagungen der Versamm-
lung der Meeresbodenbehdrde, auch unter Kenntnisnahme der zur Terminplanung der Jahrestagungen der
Meeresbodenbehdrde geduBerten Besorgnisse und unter Beriicksichtigung der groBen Fortschritte der Mee-
resbodenbehorde bei der Annahme von Bestimmungen iiber die Prospektion und Exploration von Minera-
lien im Gebiet, und bittet die Meeresbodenbehorde, MaBinahmen zur Verbesserung der Beteiligung an ihren
Jahrestagungen zu erwégen, einschlieBlich der Abhaltung der Tagungen zu einem fritheren Zeitpunkt;

% Siehe ISBA/19/A/9.

% Siehe ISBA/19/C/13 und ISBA/19/C/15.
% Siehe ISBA/17/A/9.
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57. erinnert daran, dass die Meeresbodenbehorde auf ihrer ndchsten Jahrestagung ihr zwanzigjéh-
riges Bestehen feiern wird, und legt allen Mitgliedern der Meeresbodenbehorde eindringlich nahe, an der
vom 7. bis 25. Juli 2014 in Kingston stattfindenden Gedenktagung teilzunehmen;

58. nimmt Kenntnis von der internationalen Arbeitstagung iiber die Durchfiihrung des Artikels 82
des Seerechtsiibereinkommens, die vom 26. bis 30. November 2012 von der Meeresbodenbehérde in Zu-
sammenarbeit mit dem Chinesischen Institut fiir Meeresangelegenheiten in Beijing abgehalten wurde, und
ermutigt in dieser Hinsicht zur weiteren Untersuchung der mit der Durchfiihrung des Artikels 82 verbunde-
nen Fragen;

59. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, die Ratifikation der Vereinba-
rung iiber die Vorrechte und Immunititen des Seegerichtshofs® und des Protokolls iiber die Vorrechte und
Immunititen der Meeresbodenbehorde'™ beziehungsweise den Beitritt dazu zu erwégen;

60. betont die Wichtigkeit, die der Personalordnung und dem Personalstatut des Seegerichtshofs
bei der Forderung der geografisch représentativen Besetzung von Stellen des Hoheren Dienstes und der
héheren Fiihrungsebenen zukommt, und begriift die von dem Seegerichtshof zur Einhaltung dieser Vor-
schriften ergriffenen Maflnahmen;

VII
Festlandsockel und Tatigkeit der Kommission

61. erinnert daran, dass im Einklang mit Artikel 76 Absatz 8 des Seerechtsiibereinkommens der
Kiistenstaat der nach Anlage II des Ubereinkommens auf der Grundlage einer gerechten geografischen Ver-
tretung gebildeten Kommission Angaben {iber die Grenzen seines Festlandsockels tibermittelt, sofern sich
dieser tiber 200 Seemeilen von den Basislinien hinaus erstreckt, von denen aus die Breite des Kiistenmeers
gemessen wird, dass die Kommission an die Kiistenstaaten Empfehlungen in Fragen richtet, die sich auf die
Festlegung der dufleren Grenzen ihrer Festlandsockel beziehen, und dass die von einem Kiistenstaat auf der
Grundlage dieser Empfehlungen festgelegten Grenzen des Festlandsockels endgiiltig und verbindlich sind;

62. erinnert auBerdem daran, dass im Einklang mit Artikel 77 Absatz 3 des Seerechtsiibereinkom-
mens die Rechte des Kiistenstaats am Festlandsockel weder von einer tatsdchlichen oder nominellen Be-
sitzergreifung noch von einer ausdriicklichen Erklérung abhéngig sind;

63. nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass eine betréchtliche Zahl von Vertragsstaaten des
Seerechtsiibereinkommens der Kommission in Ubereinstimmung mit Artikel 76 des Ubereinkommens und
mit Anlage II Artikel 4 des Ubereinkommens und unter Beriicksichtigung des in Buchstabe a des Doku-
ments SPLOS/72 enthaltenen Beschlusses der elften Tagung der Vertragsstaaten des Ubereinkommens In-
formationen iiber die Festlegung der duBleren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen
tibermittelt hat;

64. nimmt aulerdem mit Befriedigung davon Kenntnis, dass eine betrichtliche Zahl von Vertrags-
staaten des Seerechtsiibereinkommens dem Generalsekretér gemi3 dem Beschluss der achtzehnten Tagung
der Vertragsstaaten des Ubereinkommens'®' vorliufige, indikative Informationen zu den duBeren Grenzen
des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen, eine Beschreibung des Ausarbeitungsstands und das vor-
gesehene Datum der Vorlage des Antrags im Einklang mit den Anforderungen von Artikel 76 des Uberein-
kommens und mit der Geschéftsordnung und den Wissenschaftlich-technischen Richtlinien der Kommis-
sion {ibermittelt hat, und nimmt mit Befriedigung davon Kenntnis, dass zusétzliche Antrdge, auf die in den
vorldufigen Informationen Bezug genommen wurde, bei der Kommission eingereicht wurden;

% United Nations, Treaty Series, Vol. 2167, Nr. 37925. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2007 I S. 143; 6BGBI.
III Nr. 51/2002.

1% Bbd., Vol. 2214, Nr. 39357. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2007 II S. 195; 6BGBI. III Nr. 124/2004.
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65. nimmt ferner mit Befriedigung Kenntnis von den Fortschritten bei der Tatigkeit der Kommis-
sion'” und davon, dass sie derzeit mehrere Antriige betreffend die Festlegung der duBeren Grenzen des
Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen priift;

66. stellt mit Befriedigung fest, dass die Kommission unter Berlicksichtigung des Beschlusses der
achtzehnten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens'® Verzeichnisse von Webseiten von
Organisationen, Daten-/Informationsportalen und Dateninhabern zusammengestellt hat, iber die auf allge-
meine Angaben und Gffentlich verfiigbare wissenschaftlich-technische Daten zugegriffen werden kann, die
fiir die Erstellung der zu iibermittelnden Antrige von Nutzen sein kdnnen, und diese Informationen auf
ihrer Website zugénglich gemacht hat;

67. nimmt Kenntnis von den 18 Empfehlungen der Kommission zu den von einer Reihe von Kiis-
tenstaaten libermittelten Antrdgen und begriilit es, dass Zusammenfassungen der Empfehlungen im Ein-
klang mit Anhang III Ziffer 11.3 der Geschéftsordnung der Kommission verdffentlicht werden;

68. stellt fest, dass die Priifung der von den Kiistenstaaten im Einklang mit Artikel 76 und Anlage
I des Seerechtsiibereinkommens tibermittelten Antrage durch die Kommission unbeschadet der Anwen-
dung anderer Teile des Ubereinkommens durch die Vertragsstaaten erfolgt;

69. stellt auerdem fest, dass die Kommission noch eine betrachtliche Zahl an Antrdgen zu priifen
hat und welche Anforderungen dies fiir ihre Mitglieder und das von der Seerechtsabteilung gestellte Sekre-
tariat bedeutet, und betont, dass sichergestellt werden muss, dass die Kommission ihre Aufgaben rasch,
effizient und wirksam wahrnehmen und ihr hohes Niveau an Qualitdt und Sachverstand aufrechterhalten
kann;

70. nimmt mit Dank Kenntnis von dem auf der zweiunddreifligsten Tagung der Kommission ge-
fassten Beschluss beziiglich ihres Arbeitsvolumens, namentlich, die Dauer ihrer Tagungen auch im Jahr
2014 auf drei jeweils siebenwdchige Tagungen, einschlielich Plenarsitzungen, zu verldngern, und nimmt
ferner Kenntnis von dem auf der zweiunddreiligsten Tagung der Kommission gefassten Beschluss, neue
Unterkommissionen einzusetzen, sodass neun Unterkommissionen aktiv Antrige priifen'®;

71. erklart erneut, dass die Staaten, deren Sachverstindige der Kommission angehdren, nach dem
Seerechtsiibereinkommen verpflichtet sind, die Kosten zu tragen, die den von ihnen benannten Sachver-
stindigen wahrend der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen der Kommission entstehen;

72. fordert die Staaten in dieser Hinsicht nachdriicklich auf, den von ihnen benannten Sachver-
stindigen wihrend der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen der Kommission Krankenversicherungs-
schutz zu bieten und alles zu tun, um die volle Mitwirkung dieser Sachverstindigen an der Tétigkeit der
Kommission, einschlieBlich der Sitzungen der Unterkommissionen, sicherzustellen, im Einklang mit dem
Seerechtsiibereinkommen;

73. ersucht den Generalsekretér, auch kiinftig im Rahmen der insgesamt vorhandenen Ressourcen
geeignete MaBinahmen zu ergreifen, um die Kapazitit der als Sekretariat der Kommission fungierenden
Seerechtsabteilung, insbesondere ihre Personalressourcen, weiter zu stirken, damit fiir die Kommission und
ihre Unterkommissionen bei der Priifung der iibermittelten Antrdge gemall Anhang III Ziffer 9 der Ge-
schéftsordnung der Kommission verstirkte Unterstiitzung und Hilfe gewéhrleistet sind, unter Beriicksichti-
gung der Notwendigkeit gleichzeitiger Arbeiten an mehreren Antragen;

74. fordert den Generalsekretdr nachdricklich auf, der Kommission auch weiterhin alle erforderli-
chen Sekretariatsdienste im Einklang mit Anlage II Artikel 2 Absatz 5 des Seerechtsiibereinkommens be-
reitzustellen;

75. ersucht den Generalsekretir, rechtzeitig geeignete Mafinahmen zu treffen, um fiir den im Be-
schluss der einundzwanzigsten Tagung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens® beantragten ver-
langerten Zeitraum fiir die Kommission und ihre Unterkommissionen Sekretariatsdienste sicherzustellen;

12 Sjehe CLCS/78, CLCS/80 und CLCS/81.
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76. ersucht den Generalsekretér infolgedessen aullerdem, der Seerechtsabteilung zur Bereitstellung
geeigneter Dienste und Unterstiitzung fiir die Kommission in Anbetracht der Erhohung der Anzahl ihrer
Arbeitswochen auch in Zukunft angemessene und ausreichende Ressourcen zuzuweisen;

77. dankt den Staaten, die Beitrdge an den gemdl Resolution 55/7 eingerichteten freiwilligen
Treuhandfonds zur Erleichterung der Ausarbeitung der Antrige an die Kommission und an den gemélB der-
selben Resolution eingerichteten freiwilligen Treuhandfonds zur Bestreitung der Kosten der Teilnahme der
Kommissionsmitglieder aus Entwicklungsldndern an den Tagungen der Kommission geleistet haben, ermu-
tigt die Staaten zu zusétzlichen Beitrdgen an diese Fonds und genehmigt die Verwendung des letztgenann-
ten Treuhandfonds nach Bedarf und gemédfl dem in seiner Aufgabenstellung vorgesehenen Zweck, die Kos-
ten der Teilnahme des Vorsitzenden der Kommission zu bestreiten, bei dem es sich um ein Kommissions-
mitglied handelt, das von einem Entwicklungsland auf den Tagungen der Vertragsstaaten des Seerechts-
iibereinkommens ernannt wurde;

78. ersucht den Generalsekretér, zu sondieren, welche Moglichkeiten es gibt, Kommissionsmit-
gliedern aus Entwicklungslandern, deren Teilnahme iiber den freiwilligen Treuhandfonds fiir die Teilnahme
der Kommissionsmitglieder aus Entwicklungsldndern an den Tagungen der Kommission erleichtert werden
konnte, wihrend der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen der Kommission am Amtssitz der Vereinten
Nationen Krankenversicherungsschutz zu bieten, und den Mitgliedstaaten vor der vierundzwanzigsten Ta-
gung der Vertragsstaaten des Seerechtsiibereinkommens seine Erkenntnisse zu tibermitteln;

79. billigt die vom Generalsekretdr vorgenommene Einberufung der vierunddreiBigsten, fiinfund-
dreifigsten und sechsunddreiligsten Tagung der Kommission fiir den 27. Januar bis 14. Mérz 2014 bezie-
hungsweise den 21. Juli bis 5. September 2014 und den 13. Oktober bis 28. November 2014 nach New
York, mit voller Konferenzbetreuung, einschlielich Dokumentation, fiir die im Plenum stattfindenden Ta-
gungsteile'” sowie jede von der Kommission moglicherweise wiederaufzunechmende Tagung, und ersucht
den Generalsekretér, alles zu tun, um diesen Bedarf im Rahmen der insgesamt vorhandenen Ressourcen zu
decken;

80. bringt ihre feste Uberzeugung dariiber zum Ausdruck, wie wichtig die Arbeit ist, die die
Kommission im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen leistet, namentlich in Bezug auf die Teilnah-
me der Kiistenstaaten an den jeweiligen Verfahren, die die von ihnen tibermittelten Antrége betreffen, und
ist sich dessen bewusst, dass zwischen den Kiistenstaaten und der Kommission auch weiterhin ein aktives
Zusammenwirken notwendig ist;

81. dankt den Staaten, die einen Meinungsaustausch gefiihrt haben, um ein besseres Verstindnis
der Fragen zu schaffen, die sich aus der Anwendung des Artikels 76 des Seerechtsiibereinkommens erge-
ben, einschlieBlich der damit verbundenen Ausgaben, und so den Staaten, insbesondere den Entwicklungs-
landern, die Erstellung der der Kommission zu iibermittelnden Antrége zu erleichtern, und ermutigt die
Staaten zur Fortsetzung des Meinungsaustauschs;

82. ersucht den Generalsekretdr, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten auch weiterhin
Arbeitstagungen oder Symposien zu wissenschaftlichen und technischen Aspekten der Festlegung der duf3e-
ren Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen zu unterstiitzen, unter Beriicksichtigung der
Notwendigkeit, in den Entwicklungslandern verstarkt Kapazitéten fiir die Erstellung ihrer Antrige aufzu-
bauen;

Vi

Sicherheit der Schifffahrt, Gefahrenabwehr in der Schifffahrt und
Normeinhaltung durch Flaggenstaaten

83. legt den Staaten nahe, die internationalen Ubereinkiinfte betreffend die Sicherheit der Schiff-
fahrt, die Gefahrenabwehr in der Schifffahrt sowie die Seearbeit zu ratifizieren beziehungsweise ihnen bei-
zutreten und die mit dem Seerechtsiibereinkommen und anderen einschligigen internationalen Uberein-
kiinften vereinbaren notwendigen Mafinahmen zur Einhaltung und Durchsetzung der in diesen Uberein-

1% Vom 10. bis 14. Februar und vom 10. bis 14. Miirz 2014 sowie vom 4. bis 8. August und vom 2. bis 5. September 2014.
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kiinften enthaltenen Regeln zu beschlieBen, und betont, dass es notwendig ist, in den Entwicklungsldndern
Kapazititen aufzubauen und ihnen Hilfe zu gewéhren;

84. erkennt an, dass die Rechtsordnungen zur Regelung der Sicherheit der Schifffahrt und der Ge-
fahrenabwehr in der Schifffahrt gemeinsame und sich gegenseitig verstirkende Ziele haben konnen, die
miteinander verkniipft sein konnen und bei denen es Synergiepotenzial gibt, und ermutigt die Staaten, dies
bei der Anwendung der Rechtsordnungen zu beriicksichtigen;

85. betont die Notwendigkeit weiterer Anstrengungen zur Forderung einer Kultur der Sicherheit
und der Gefahrenabwehr in der Schifffahrtsindustrie und zur Behebung des Mangels an ausreichend ge-
schultem Personal und fordert nachdriicklich die Einrichtung weiterer Ausbildungszentren, die die erforder-
lichen Schulungen bereitstellen;

86. betont auRerdem, dass die Sicherheits- und GefahrenabwehrmaBnahmen so durchzufiithren
sind, dass sie moglichst geringe negative Auswirkungen auf Seeleute und Fischer haben, insbesondere in
Bezug auf ihre Arbeitsbedingungen, und begriifit die laufende Zusammenarbeit zwischen der Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und der Internationalen Arbeitsorganisation in der
Frage der Kinderarbeit in der Fischerei und der Aquakultur, insbesondere die Verdffentlichung der Leitli-
nien zur Bekdmpfung der Kinderarbeit in der Fischerei und der Aquakultur im Juni 2013, sowie die Arbeit
des Biiros der Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung und der Internationalen Ar-
beitsorganisation in der Frage des Menschenhandels und der Zwangsarbeit auf Fischereifahrzeugen;

87. begruft es, dass sich die Ausschiisse der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation mit der
fairen Behandlung von Seeleuten befassen;

88. begrift auBerdem, dass die am 25. Juni 2010 in Manila angenommenen Anderungen des In-
ternationalen Ubereinkommens von 1978 iiber Normen fiir die Ausbildung, die Erteilung von Befihigungs-
zeugnissen und den Wachdienst von Seeleuten'®, die als Manila-Anderungen bezeichnet werden, am
1. Januar 2012 mit einem Ubergangszeitraum von fiinf Jahren bis 1. Januar 2017 in Kraft getreten sind und
dass das Internationale Ubereinkommen von 1995 iiber Normen fiir die Ausbildung, die Erteilung von Be-
fahigungszeugnissen und den Wachdienst des Personals auf Fischereifahrzeugen am 29. September 2012 in
Kraft getreten ist, und bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, die genannten Uberein-
kommen zu ratifizieren beziehungsweise ihnen beizutreten;

89. begriit ferner, dass das Seearbeitsiibereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation
von 2006 am 20. August 2013 in Kraft getreten ist, bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan ha-
ben, dieses Ubereinkommen zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten, und bittet die Staaten auBer-
dem, sofern sie es nicht bereits getan haben, das Ubereinkommen von 2007 iiber die Arbeit im Fischerei-
sektor (Ubereinkommen Nr. 188) und das Ubereinkommen von 2003 iiber Ausweise fiir Seeleute (Neufas-
sung) (Ubereinkommen Nr. 185)'”" der Internationalen Arbeitsorganisation zu ratifizieren bezichungsweise
ihnen beizutreten und alle diese Ubereinkommen wirksam durchzufiihren, und betont, dass es notwendig
ist, den Staaten auf Antrag diesbeziigliche technische Zusammenarbeit und Hilfe zu gewéhren;

90. nimmt davon Kenntnis, dass am 11. Oktober 2012 das Ubereinkommen von Kapstadt von
2012 iiber die Durchfithrung der Bestimmungen des Torremolinos-Protokolls von 1993 zu dem Internatio-
nalen Ubereinkommen von Torremolinos iiber die Sicherheit von Fischereifahrzeugen von 1977 verab-
schiedet wurde, und bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, das Ubereinkommen von
Kapstadt zu ratifizieren beziechungsweise ihm beizutreten;

91. begruRt die laufende Zusammenarbeit zwischen der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen, der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation und der Internationalen
Arbeitsorganisation in Bezug auf die Sicherheit der Fischer und Fischereifahrzeuge, unterstreicht, dass die
Fortfiihrung der Arbeiten auf diesem Gebiet dringend notwendig ist, und stellt fest, dass die drei Organisa-

1% United Nations, Treaty Series, Vol. 1361, Nr. 23001. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 19821I S. 298;
6BGBI. III Nr. 27/1997; AS 1988 1639.

17 Ebd., Vol. 2304, Nr. 41069. Deutschsprachige Fassung: Abl. EU 2005 Nr. L 136 S. 3.
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tionen die Leitlinien zur Unterstiitzung der zustdndigen Behdrden bei der Umsetzung von Teil B des Si-
cherheitskodexes fiir Fischereifahrzeuge und ihre Besatzungen, der Freiwilligen Leitlinien fiir den Entwurf,
den Bau und die Ausriistung kleiner Fischereifahrzeuge sowie der Sicherheitsempfehlungen fiir gedeckte
Fischereifahrzeuge von weniger als 12 Metern Lange und ungedeckte Fischereifahrzeuge genehmigt haben;

92. erinnert daran, dass jedes Vorgehen gegen Bedrohungen der Sicherheit der Schifffahrt mit dem
Volkerrecht, einschlieSlich der Grundsétze der Charta der Vereinten Nationen und des Seerechtsiiberein-
kommens, im Einklang stehen muss;

93. erkennt die entscheidende Rolle an, die der internationalen Zusammenarbeit auf globaler, re-
gionaler, subregionaler und bilateraler Ebene dabei zukommt, Bedrohungen der Sicherheit der Schifffahrt,
namentlich Seerduberei, bewaftnete Raubiiberfille auf See und terroristische Handlungen gegen den
Schiffsverkehr, Offshore-Anlagen und andere maritime Interessen, im Einklang mit dem Vdlkerrecht zu
bekdmpfen, und zwar mittels bilateraler und multilateraler Rechtsinstrumente und Mechanismen, die darauf
abzielen, solche Bedrohungen zu iiberwachen, zu verhiiten und dagegen vorzugehen, durch den erweiterten
zwischenstaatlichen Austausch von Informationen, die fiir die Aufdeckung, Verhiitung und Abwehr solcher
Bedrohungen mafigeblich sind, und durch die Strafverfolgung der Téter unter gebiihrender Beriicksichti-
gung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften und der Notwendigkeit eines nachhaltigen Kapazitatsaufbaus
zur Unterstiitzung dieser Ziele;

94. nimmt Kenntnis von der Arbeit, die die Kommission fiir Verbrechensverhiitung und Straf-
rechtspflege dabei leistet, die internationale Zusammenarbeit zur Bekdmpfung des Problems der auf See
veriibten grenziiberschreitenden organisierten Kriminalitdt zu férdern und die entsprechenden Kapazititen
zu stirken;

95. stellt fest, dass viele Arten von Schiffen, die Seeschifffahrt betreiben, von der Seerduberei und
bewaffneten Raubiiberfillen auf See betroffen sind;

96. betont, wie wichtig es ist, dass Vorfille rasch gemeldet werden, um genaue Informationen iiber
das Ausmal} des Problems der Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille auf Schiffe zu erlangen, und dass
die von bewaffneten Raubiiberfillen betroffenen Schiffe dem Kiistenstaat Meldung machen, unterstreicht
die Wichtigkeit eines wirksamen Austauschs von Informationen mit den potenziell von Féllen von Seerdu-
berei und bewaffneten Raubiiberfdllen auf Schiffe betroffenen Staaten und nimmt mit Anerkennung Kennt-
nis von der wichtigen Rolle der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation und dem wichtigen Beitrag
des Zentrums fiir den Informationsaustausch des Regionalen Kooperationsabkommens zur Bekdmpfung der
Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille auf Schiffe in Asien;

97. fordert alle Staaten nachdriicklich auf, in Zusammenarbeit mit der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation die Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See aktiv zu bekdmpfen, indem sie
MaBnahmen beschlieBen, einschlieBlich Hilfsmainahmen fiir den Kapazititsaufbau durch die Fortbildung
von Seeleuten, Hafenpersonal und Vollzugsbeamten zur Verhiitung, Meldung und Untersuchung von Vor-
fillen, indem sie die mutmaBlichen Tater im Einklang mit dem Vélkerrecht vor Gericht bringen und indem
sie innerstaatliche Rechtsvorschriften verabschieden sowie Kontrollschiffe und Ausriistung bereitstellen
und die betriigerische Registrierung von Schiffen verhiiten;

98. legt den Staaten nahe, dafiir zu sorgen, dass das auf die Bekdmpfung der Seerduberei anwend-
bare Volkerrecht, wie im Seerechtsiibereinkommen niedergelegt, wirksam umgesetzt wird, fordert die Staa-
ten auf, im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften geeignete Schritte zu unternehmen, um im
Einklang mit dem Vdlkerrecht die Festnahme und Strafverfolgung derjenigen, die mutmaBlich seerduberi-
sche Handlungen, einschlieBlich der Finanzierung oder Férderung solcher Handlungen, begangen haben, zu
erleichtern und dabei auch die anderen mit dem Seerechtsiibereinkommen vereinbaren einschldgigen
Rechtsinstrumente zu beriicksichtigen, und legt den Staaten nahe, gegebenenfalls zusammenzuarbeiten, mit
dem Ziel, ihre diesbeziiglichen innerstaatlichen Rechtsvorschriften weiterzuentwickeln;

99. bekundet ihre ernste Besorgnis iiber die Bedrohungen der Sicherheit und des Wohls von See-
leuten und anderen Personen durch Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See;

100. Dbittet alle Staaten, die Internationale Seeschifffahrts-Organisation, die Internationale Arbeits-
organisation und andere zustdndige internationale Organisationen und Einrichtungen, MaBnahmen zu er-
greifen oder gegebenenfalls zu empfehlen, um die Interessen und das Wohl von Seeleuten und Fischern, die
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Opfer von Seerdubern sind, nach ihrer Freilassung zu schiitzen, einschlie8lich einer nach dem Vorfall erfol-
genden Betreuung und Hilfe bei der Wiedereingliederung in die Gesellschaft;

101.  nimmt Kenntnis von der laufenden Zusammenarbeit zwischen der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation, dem Biiro der Vereinten Nationen fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung und der
Seerechtsabteilung bei der Zusammenstellung innerstaatlicher Rechtsvorschriften zur Seerduberei, nimmt
auBerdem davon Kenntnis, dass beim Sekretariat eingegangene innerstaatliche Rechtsvorschriften in die
Website der Abteilung eingestellt wurden, und ermutigt die genannten Organe zur weiteren Zusammenar-
beit mit dem Ziel, den Mitgliedstaaten auf Antrag bei der Erarbeitung innerstaatlicher Rechtsvorschriften
zur Seerduberei behilflich zu sein;

102. beflirwortet fortgesetzte nationale, bilaterale und trilaterale Initiativen sowie regionale Ko-
operationsmechanismen im Einklang mit dem Voélkerrecht zur Bekdmpfung der Seerduberei, einschlieBlich
der Finanzierung oder Forderung seerduberischer Handlungen, und bewaffneter Raubiiberfille auf See in
der asiatischen Region und fordert die anderen Staaten auf, ihre Aufmerksamkeit sofort darauf zu richten,
regionale Kooperationsvereinbarungen zur Bekdmpfung der Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille
auf Schiffe zu verabschieden, zu schlielen und durchzufiihren;

103. bekundet ihre ernste Besorgnis iiber die unmenschlichen Bedingungen, denen auf See ge-
nommene Geiseln in Gefangenschaft ausgesetzt sind, sowie liber die nachteiligen Auswirkungen auf ihre
Familien, fordert die sofortige Freilassung aller auf See genommenen Geiseln und betont, wie wichtig die
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten in der Frage der Geiselnahme auf See ist;

104. begrift in dieser Hinsicht die Einrichtung des Geiselunterstiitzungsprogramms durch den
Rat des Treuhandfonds zur Unterstiitzung der Initiativen der Staaten gegen die Seerduberei vor der Kiiste

Somalias 108;

105. bekundet erneut ihre ernsthafte Besorgnis dariiber, dass sich vor der Kiiste Somalias nach
wie vor Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See ereignen, bekundet insbesondere ihre hochste
Beunruhigung iiber die Schiffsentfiihrungen, unterstiitzt die neuesten Anstrengungen zur Bewiltigung die-
ses Problems auf globaler und regionaler Ebene, stellt fest, dass der Sicherheitsrat die Resolutionen 1816
(2008) vom 2. Juni 2008, 1838 (2008) vom 7. Oktober 2008, 1846 (2008) vom 2. Dezember 2008, 1851
(2008) vom 16. Dezember 2008, 1897 (2009) vom 30. November 2009, 1918 (2010) vom 27. April 2010,
1950 (2010) vom 23. November 2010, 1976 (2011) vom 11. April 2011, 2015 (2011) vom 24. Oktober
2011, 2020 (2011) vom 22. November 2011 und 2036 (2012) vom 22. Februar 2012 und die Erkldrungen
des Prisidenten des Sicherheitsrats vom 25. August 2010'” und vom 19. November 2012''? verabschiedet
hat, stellt auBerdem fest, dass die in Resolution 1816 (2008) erteilte Erméchtigung und die Bestimmungen
in den Resolutionen 1838 (2008), 1846 (2008), 1851 (2008), 1897 (2009), 1950 (2010), 2020 (2011), 2077
(2012) vom 21. November 2012 und 2125 (2013) vom 18. November 2013 ausschlielich auf die Situation
in Somalia Anwendung finden und die Rechte, Pflichten oder Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten
nach dem Volkerrecht, einschlieBlich der Rechte oder Pflichten nach dem Seerechtsiibereinkommen, in
Bezug auf jede andere Situation unberiihrt lassen, und unterstreicht insbesondere, dass sie nicht so anzuse-
hen sind, als werde dadurch Voélkergewohnheitsrecht geschaften;

106. begrift es, dass die Zahl der gemeldeten Fille von Seerduberei vor der Kiiste Somalias deut-
lich gesunken ist und den niedrigsten Stand seit 2006 erreicht hat, ist nach wie vor ernsthaft besorgt iiber
die anhaltende Bedrohung, die Seerduberei und bewaffnete Raubiiberfille auf See fiir die Region weiterhin
darstellen, und nimmt Kenntnis von der Resolution 2125 (2013) des Sicherheitsrats;

107. wirdigt die Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation (INTERPOL) fiir die Operatio-
nalisierung einer globalen Datenbank iiber Seerduberei, die Informationen iiber Seerduberei vor der Kiiste
Somalias zusammenfassen und die Erstellung von fiir die Rechtsdurchsetzung verwertbaren Analysen er-

198 Siehe $/2013/623, Ziff, 11-13.
19 §/PRST/2010/16; siehe Resolutionen und Beschliisse des Sicherheitsrats, 1. August 2010-31. Juli 2011.
110 §/PRST/2012/24; siche Resolutionen und Beschliisse des Sicherheitsrats, 1. August 2012-31. Juli 2013.
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leichtern soll, und fordert alle Staaten nachdriicklich auf, entsprechende Informationen iiber die geeigneten

Kanile an die INTERPOL zur Verwendung in der Datenbank weiterzugeben'';

108. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen, die im Rahmen der Kontaktgruppe fiir Seerduberei
vor der Kiiste Somalias nach der Verabschiedung der Resolution 1851 (2008) des Sicherheitsrats weiter
unternommen werden, darunter die Einsetzung der Arbeitsgruppe 5 iiber die finanziellen Aspekte der soma-
lischen Seerduberei, um auf gezielte und koordinierte Weise gegen die seerduberischen Unternehmungen an
Land vorzugehen, und wiirdigt die Beitrdge aller Staaten zu den Bemiihungen um die Bekdmpfung der See-
rduberei vor der Kiiste Somalias;

109. erkennt an, dass der Bundesregierung Somalias die Hauptrolle bei der Bekdmpfung der See-
rauberei und der bewaffneten Raubiiberfille auf Schiffe vor der Kiiste Somalias zukommt, ist sich dessen
bewusst, wie wichtig eine umfassende und dauerhafte Regelung der Situation in Somalia ist, und betont,
dass es notwendig ist, die tieferen Ursachen der Seerduberei zu bekdmpfen und Somalia und den Staaten in
der Region bei der Stirkung ihrer institutionellen Féahigkeit behilflich zu sein, die Seerduberei, einschlief3-
lich der Finanzierung oder Forderung seerduberischer Handlungen, und bewaffnete Raubiiberfille auf
Schiffe vor der Kiiste Somalias zu bekdmpfen und die an diesen Handlungen beteiligten Personen vor Ge-
richt zu stellen;

110. stellt fest, dass die Internationale Seeschifffahrts-Organisation Leitlinien zur Unterstiitzung
bei der Untersuchung der Verbrechen der Seerduberei und bewaffneter Raubiiberfille auf Schiffe, iiberar-
beitete vorldufige Leitlinien fiir Schiffseigner, Schiffsbetreiber und Kapitdne betreffend den Einsatz von
privatem bewaffnetem Sicherheitspersonal an Bord von Schiffen im Hochrisikogebiet, {iberarbeitete vorlau-
fige Empfehlungen fiir Flaggenstaaten betreffend den Einsatz von privatem bewaffnetem Sicherheitsperso-
nal an Bord von Schiffen im Hochrisikogebiet, iiberarbeitete vorlaufige Empfehlungen fiir Hafen- und Kiis-
tenstaaten betreffend den Einsatz von privatem bewaffnetem Sicherheitspersonal an Bord von Schiffen im
Hochrisikogebiet, vorldufige Leitlinien flir private maritime Sicherheitsunternehmen, die privates bewaff-
netes Sicherheitspersonal an Bord von Schiffen in Hochrisikogebieten bereitstellen, und vorldufige Leitli-
nien fiir Flaggenstaaten betreffend Maflnahmen zur Verhiitung und Einddmmung der von Somalia ausge-
henden Seerduberei genehmigt hat;

111. legt den Staaten nahe, sicherzustellen, dass die ihre Flagge fiihrenden Schiffe Mafnahmen
zur Gefahrenabwehr auf dem Schiff anwenden, die im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und dem
Volkerrecht genehmigt wurden;

112.  nimmt Kenntnis von den Bemiihungen der Schifffahrtsindustrie, mit den Staaten bei deren
MaBnahmen gegen die Seerduberei vor der Kiiste Somalias zu kooperieren, insbesondere zur Unterstiitzung
der Schiffe, die dieses Gebiet durchfahren, und erinnert daran, dass die Versammlung der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation am 30. November 2011 die EntschlieBung A.1044(27) iiber Seerduberei und
bewaffnete Raubiiberfille auf Schiffe in den Gewéssern vor der Kiiste Somalias verabschiedet hat;

113.  verweist auf den am 29. Januar 2009 unter der Schirmherrschaft der Internationalen See-
schifffahrts-Organisation verabschiedeten Verhaltenskodex betreffend die Bekdmpfung der Seerduberei und
bewaffneter Raubiiberfélle auf Schiffe im westlichen Indischen Ozean und im Golf von Aden (Verhaltens-
kodex von Dschibuti), die Einrichtung des Treuhandfonds der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
fiir den Dschibuti-Kodex, eines auf Initiative Japans geschaffenen Multi-Geber-Treuhandfonds, und die
laufenden Aktivitdten zur Anwendung des Verhaltenskodexes von Dschibuti;

114. bringt ihre tiefe Besorgnis iiber die hohe Zahl der Félle von Seerduberei und bewaffneten
Raubiiberfillen auf See im Golf von Guinea zum Ausdruck, erinnert daran, dass den Staaten in der Region
die fithrende Rolle dabei zukommt, die Bedrohung zu bekédmpfen, die von der Seerduberei und bewaffneten
Raubiiberfillen auf See im Golf von Guinea ausgeht, und ihre tieferen Ursachen anzugehen, begriiit den
am 25. Juni 2013 in Jaunde angenommenen Verhaltenskodex betreffend die Bekdmpfung der Seerduberei,
bewaftneter Raubiiberfille auf Schiffe und rechtswidriger Meerestatigkeiten in West- und Zentralafrika und

" Siehe $/2012/783, Ziff. 46.
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fordert die Staaten in der Region auf, den Verhaltenskodex so bald wie mdglich zu unterzeichnen und im
Einklang mit dem Volkerrecht, insbesondere dem Seerechtsiibereinkommen, umzusetzen;

115. fordert die Staaten nachdrucklich auf, sicherzustellen, dass die EntschlieBung A.1044(27) der
Versammlung der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation iiber Seerduberei und bewaffnete Raubiiber-
fille auf Schiffe in den Gewéssern vor der Kiiste Somalias vollstdndig durchgefiihrt wird,;

116. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des Uberein-
kommens zur Bekampfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt''* und des
Protokolls zur Bekdmpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit fester Plattformen, die sich
auf dem Festlandsockel befinden''?, zu werden, nimmt davon Kenntnis, dass das Protokoll von 2005 zum
Ubereinkommen zur Bekdmpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt''?
und das Protokoll von 2005 zum Protokoll von 1988 zur Bekdmpfung widerrechtlicher Handlungen gegen
die Sicherheit fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel befinden'', am 28. Juli 2010 in Kraft
getreten sind, bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, Vertragsparteien dieser
Protokolle zu werden, und fordert die Vertragsstaaten nachdriicklich auf, geeignete MaBinahmen zu ergrei-
fen, um die wirksame Anwendung dieser Ubereinkiinfte sicherzustellen, gegebenenfalls durch die Verab-
schiedung von Rechtsvorschriften;

117. fordert die Staaten auf, den Internationalen Code fiir die Gefahrenabwehr auf Schiffen und in
Hafenanlagen und die Anderungen des Internationalen Ubereinkommens zum Schutz des menschlichen
Lebens auf See'” wirksam anzuwenden und mit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zusam-
menzuarbeiten, um den sicheren Schiffsverkehr zu fordern und gleichzeitig die Freiheit der Schifffahrt zu
gewihrleisten;

118. fordert alle Staaten nachdriicklich auf, in Zusammenarbeit mit der Internationalen Seeschiff-
fahrts-Organisation den Schutz von Offshore-Anlagen zu verbessern, indem siec MaBnahmen zur Verhiitung,
Meldung und Untersuchung von Gewalthandlungen gegen diese Anlagen im Einklang mit dem Vdlkerrecht
beschlieBen und innerstaatliche Rechtsvorschriften zur ordnungsgeméfen und angemessenen Anwendung
dieser Maflnahmen erlassen;

119. unterstreicht die Fortschritte bei der regionalen Zusammenarbeit, namentlich die Anstren-
gungen der Kiistenstaaten, zur Verbesserung der Sicherheit, der Gefahrenabwehr und des Umweltschutzes
in der Stra8e von Malakka und der Strale von Singapur und die Wirksamkeit des Kooperationsmechanis-
mus auf dem Gebiet der Sicherung der Schifffahrt und des Umweltschutzes in der StraBe von Malakka und
der Strafle von Singapur (,,Kooperationsmechanismus®) zur Férderung des Dialogs und zur Erleichterung
einer engen Zusammenarbeit zwischen den Kiistenstaaten, den Benutzerstaaten, der Schifffahrtsindustrie
und anderen Interessentragern im Einklang mit Artikel 43 des Seerechtsiibereinkommens, nimmt mit Aner-
kennung Kenntnis von der Abhaltung des sechsten Kooperationsforums am 7. und 8. Oktober 2013 in Kuta
(Indonesien), der sechsten Tagung des Projektkoordinierungsausschusses am 11. Oktober 2013 in Kuta und
der zehnten und elften Tagung des Ausschusses des Fonds fiir Navigationshilfen am 4. und 5. April 2013
beziechungsweise am 3. und 4. Oktober 2013 in Singapur, die zentrale Sdulen des Kooperationsmechanis-
mus darstellen, nimmt auBBerdem mit Anerkennung Kenntnis von der wichtigen Rolle des in Singapur an-
sdssigen Zentrums fiir den Informationsaustausch des Regionalen Kooperationsabkommens zur Bekdmp-
fung der Seerduberei und bewaftneter Raubiiberfille auf Schiffe in Asien und fordert die Staaten auf, ihre

"2 United Nations, Treaty Series, Vol. 1678, Nr. 29004. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1990 II S. 494, 508;
LGBI. 2003 Nr. 46 und 47; 6BGBI. Nr. 406/1992; AS 1993 1910 1923.

'3 International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.15/21. Amtliche deutschsprachige Fassungen: 6BGBI. III
Nr. 85/2010; AS 2010 3355.

" International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.15/22. Amtliche deutschsprachige Fassungen: 6BGBI. III
Nr. 86/2010; AS 2010 3345.

"3 International Maritime Organization, Dokumente SOLAS/CONF.5/32 und 34 (amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBL.
2003 II S. 2018) und Dokument MSC 81/25/Add.1, Anhang 2, EntschlieBung MSC.202(81), mit der das System zur Identifi-
zierung und Routenverfolgung von Schiffen iiber groBe Entfernungen eingefiihrt wurde (amtliche deutschsprachige Fassung:
dBGBI. 2009 1II S. 1226, Anlage, S. 36).
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Aufmerksamkeit sofort darauf zu richten, regionale Kooperationsvereinbarungen zu verabschieden, zu
schlieBen und durchzufiihren;

120. stellt fest, dass einige grenziiberschreitende organisierte kriminelle Tétigkeiten die rechtma-
Bige Nutzung der Ozeane bedrohen und das menschliche Leben auf See gefahrden;

121.  stellt fest, dass grenziiberschreitende organisierte kriminelle Tétigkeiten vielféltig sind und in
einigen Fillen miteinander verkniipft sein konnen und dass kriminelle Organisationen anpassungsfahig sind
und die Schwichen von Staaten, insbesondere von Kiistenstaaten und kleinen Inselentwicklungslédndern in
Transitgebieten, ausnutzen, und fordert die Staaten und die zusténdigen zwischenstaatlichen Organisationen
auf, die Zusammenarbeit und Koordinierung auf allen Ebenen zu verstirken, um die Schleusung von Mi-
granten, den Menschenhandel und den unerlaubten Handel mit Feuerwaffen im Einklang mit dem Vdlker-
recht aufzudecken und zu bekdmpfen;

122. erkennt an, wie wichtig es ist, die internationale Zusammenarbeit auf allen Ebenen zu ver-
starken, um grenziiberschreitende organisierte kriminelle Tatigkeiten, namentlich den unerlaubten Handel
mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen, im Rahmen der Ubereinkiinfte der Vereinten Nationen gegen
den unerlaubten Drogenhandel sowie die Schleusung von Migranten, den Menschenhandel und den uner-
laubten Handel mit Feuerwaffen und kriminelle Tatigkeiten auf See, die unter den Geltungsbereich des
Ubereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit''® fal-
len, zu bekdmpfen;

123. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, Vertragsparteien
des Zusatzprotokolls gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg zum Uberein-
kommen der Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit''’, des Zusatz-
protokolls gegen die unerlaubte Herstellung von Feuerwaffen, deren Teilen, Komponenten und Munition
sowie gegen den unerlaubten Handel damit zum Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz-
{iberschreitende organisierte Kriminalitit''® sowie des Zusatzprotokolls zur Verhiitung, Bekampfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum Ubereinkommen der
Vereinten Nationen gegen die grenziiberschreitende organisierte Kriminalitit''® zu werden und geeignete
MaBnahmen zur Gewéhrleistung ihrer wirksamen Durchfiihrung zu treffen;

124. fordert die Staaten auf, im Einklang mit dem Volkerrecht, insbesondere dem Seerechtsiiber-
einkommen, die Freiheit der Schifffahrt, die Sicherheit der Schifffahrt und das Recht der Transitdurchfahrt,
der Durchfahrt auf Archipelschifffahrtswegen und der friedlichen Durchfahrt zu gewéhrleisten;

125. begrift die Tatigkeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zum Schutz der Schiff-
fahrtswege von strategischer Wichtigkeit und Bedeutung, insbesondere zur Verbesserung der Sicherheit, der
Gefahrenabwehr und des Umweltschutzes in Meerengen, die der internationalen Schifffahrt dienen, und
fordert die Internationale Seeschifffahrts-Organisation, die Meerengenanliegerstaaten und die Benutzerstaa-
ten auf, ihre Zusammenarbeit fortzusetzen, um im Einklang mit dem Volkerrecht, insbesondere dem See-
rechtsiibereinkommen, jederzeit die Sicherheit, die Gefahrenabwehr und den Umweltschutz in diesen
Meerengen zu gewahrleisten und sie fiir die internationale Schifffahrt offen zu halten;

126. fordert die Staaten, die Benutzer oder Anlieger von der internationalen Schifffahrt dienenden
Meerengen sind, auf, auch weiterhin in Fragen betreffend die Sicherheit der Schifffahrt, namentlich Sicher-
heitsanlagen fiir die Schifffahrt, sowie bei der Verhiitung, Verringerung und Uberwachung der Verschmut-
zung durch Schiffe einvernehmlich zusammenzuarbeiten, und begriifit die diesbeziliglichen Entwicklungen;

16 United Nations, Treaty Series, Vol. 2225, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2005 II S. 954, 956;
LGBI. 2008 Nr. 72; 6BGBI. III Nr. 84/2005; AS 2006 5861.

"7 Ebd., Vol. 2241, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 2005 1I S. 954, 1007; LGBI. 2008 Nr. 73;
6BGBI. III Nr. 11/2008; AS 2006 5899.

"8 Ebd., Vol. 2326, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: LGBl 2014 Nr. 24; 6BGBL III N r. 296/2013;
AS 2013 65.

""" Ebd., Vol. 2237, Nr. 39574. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 2005 II S. 954, 995; LGBI. 2008 Nr. 74;
6BGBI. IIT Nr. 220/2005; AS 2006 5917.
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127. fordert die Staaten, die die Anderungen der Regel XI-1/6 des Internationalen Ubereinkom-
mens von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See'*’ angenommen haben, auf, den Code iiber
internationale Normen und empfohlene Verfahrensweisen fiir die Sicherheitsuntersuchung eines Seeunfalls
oder eines Vorkommnisses auf See'?' umzusetzen, der am 1. Januar 2010 in Kraft getreten ist;

128. fordert die Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, Mitglieder der
Internationalen Hydrographischen Organisation zu werden, legt allen Mitgliedern dieser Organisation nahe,
Antrage von Staaten auf Mitgliedschaft in der Organisation im Einklang mit den anwendbaren Regeln und
Verfahren aktiv zu priifen, und legt allen Staaten eindringlich nahe, mit dieser Organisation zusammenzuar-
beiten, um den Erfassungsbereich hydrographischer Informationen weltweit auszudehnen und so den Ka-
pazititsaufbau und die technische Hilfe zu verstirken und eine sichere Schifffahrt zu fordern, vor allem
durch die Herstellung und Verwendung genauer elektronischer Schifffahrtskarten, insbesondere in den Ge-
bieten, die der internationalen Schifffahrt dienen, in Hafen und dort, wo sich gefdhrdete oder geschiitzte
Meeresgebiete befinden;

129. ermutigt die Staaten, ihre Anstrengungen zur Umsetzung aller Teilbereiche des vom Gouver-
neursrat der Internationalen Atomenergie-Organisation im Mérz 2004 gebilligten Aktionsplans fiir die Si-
cherheit des Transports von radioaktiven Materialien fortzusetzen;

130. nimmt davon Kenntnis, dass die Einstellung des Transports radioaktiver Materialien durch
Regionen kleiner Inselentwicklungslénder ein erwiinschtes Endziel dieser und einiger anderer Lénder ist,
erkennt das Recht der freien Schifffahrt in Ubereinstimmung mit dem Volkerrecht an und stellt fest, dass
die Staaten den Dialog und Konsultationen aufrechterhalten sollen, insbesondere unter dem Dach der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, mit dem Ziel,
das gegenseitige Verstindnis, die Vertrauensbildung und die Kommunikation in B ezug auf den sicheren
Seetransport radioaktiver Materialien zu verbessern, dass die Staaten, die am Transport solcher Materialien
beteiligt sind, nachdriicklich aufgefordert sind, den Dialog mit den kleinen Inselentwicklungsléndern und
anderen Staaten fortzufiihren, um deren Anliegen zu beriicksichtigen, und dass es zu diesen Anliegen ge-
hort, im Rahmen geeigneter Foren internationale Regulierungssysteme zur Verbesserung der Sicherheit, der
Offenlegung, der Haftung, der Gefahrenabwehr und der Entschddigungen im Zusammenhang mit solchen
Transporten weiterzuentwickeln und zu stéarken;

131. st sich im Zusammenhang mit Ziffer 130 der dkologischen und wirtschaftlichen Folgen be-
wusst, die Vorkommnisse und Unfille auf See fiir die Kiistenstaaten haben konnen, insbesondere in Verbin-
dung mit dem Transport radioaktiver Materialien, und betont, wie wichtig ein wirksames Regelwerk fiir die
Haftung in dieser Hinsicht ist;

132.  legt den Staaten nahe, Plane fiir die Anwendung der von der Internationalen Seeschifffahrts-
Organisation am 5. Dezember 2003 angenommenen Richtlinien iiber Notliegeplitze fiir auf Hilfe angewie-
sene Schiffe'?? auszuarbeiten und Verfahren dafiir festzulegen;

133. bittet die Staaten, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwédgen, Vertragsparteien des
Internationalen Ubereinkommens von Nairobi von 2007 iiber die Beseitigung von Wracks'> zu werden;

134. ersucht die Staaten, geeignete MaBnahmen in Bezug auf ihre Flagge fiihrende oder in ihrem
Schiffsregister gefiihrte Schiffe zu ergreifen, um den Gefahren fiir die Schifffahrt oder die Meeresumwelt
entgegenzuwirken, die von Wracks und treibender oder gesunkener Fracht ausgehen konnen;

135. fordert die Staaten auf, sicherzustellen, dass die Kapiténe der ihre Flagge fithrenden Schiffe
die durch die einschligigen Ubereinkiinfte'** vorgeschriebenen Schritte unternehmen, um Personen in See-

12 International Maritime Organization, Dokument MSC 84/24/Add.1, Anhang 3, EntschlieBung MSC.257(84). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2010 II S. 457, 467.

"2 International Maritime Organization, Dokument MSC 84/24/Add.1, Anhang 1, EntschlieBung MSC.255(84).

'2 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.949(23).

'2 International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.16/19. Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2013 11 S. 530.

124 Internationales Ubereinkommen von 1974 zum Schutz des menschlichen Lebens auf See, Internationales Ubereinkommen

von 1979 iiber den Such- und Rettungsdienst auf See in seiner gednderten Fassung, Seerechtsiibereinkommen der Vereinten
Nationen von 1982 und Internationales Ubereinkommen von 1989 iiber Bergung.
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not Hilfe zu leisten, und legt den Staaten eindringlich nahe, zusammenzuarbeiten und alle erforderlichen
MafBnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die Anderungen des Internationalen Ubereinkommens
iiber den Such- und Rettungsdienst auf See'” und des Internationalen Ubereinkommens zum Schutz des
menschlichen Lebens auf See'* betreffend die Verbringung von auf See geretteten Personen an einen si-
cheren Ort sowie die dazugehérigen Richtlinien fiir die Behandlung von auf See geretteten Personen'?’
wirksam durchgefiihrt werden;

136.  vermerkt, dass die Internationale Seeschifffahrts-Organisation die Vorschrift I11/17-1'* des
Internationalen Ubereinkommens zum Schutz des menschlichen Lebens auf See sowie die damit zusam-
menhingenden Richtlinien fiir die Erarbeitung von Planen und Verfahren fiir das Bergen von Personen aus
dem Wasser angenommen hat;

137. erkennt an, dass alle Staaten ihre Such- und Rettungspflichten gemid dem Vélkerrecht, ein-
schlieBlich des Seerechtsiibereinkommens, erfiillen miissen und dass es nach wie vor notwendig ist, dass
die Internationale Seeschifffahrts-Organisation und andere zustdndige Organisationen insbesondere den
Entwicklungslandern dabei behilflich sind, sowohl ihre Such- und Rettungskapazititen auszubauen, unter
anderem durch die Schaffung zusitzlicher Zentren fiir die Rettungskoordinierung und untergeordneter Re-
gionalzentren, als auch wirksame Maflnahmen zu ergreifen, um im Rahmen des Mdglichen die Frage see-
untiichtiger Schiffe und kleiner Wasserfahrzeuge in ihrem nationalen Hoheitsbereich anzugehen, und hebt
in dieser Hinsicht hervor, wie wichtig die Zusammenarbeit fiir diese Zwecke ist, einschlieBlich im Rahmen

des Internationalen Ubereinkommens von 1979 iiber den Such- und Rettungsdienst auf See'*’;

138.  begrifit die laufende Arbeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation in Bezug auf die
Ausschiffung von auf See geretteten Personen und stellt in dieser Hinsicht fest, dass es notwendig ist, alle
einschligigen internationalen Ubereinkiinfte durchzufiihren, und wie wichtig es ist, dass die Staaten gemiB
diesen Ubereinkiinften zusammenarbeiten;

139.  bittet die Staaten, die von der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation am 2. Dezember
2010 angenommenen Uberarbeiteten Leitlinien iiber die Verhinderung des Zugangs blinder Passagiere und
die Aufteilung der Zusténdigkeiten fiir die erfolgreiche Regelung von Fillen blinder Passagiere ** umzuset-
zen;

140. fordert die Staaten auf, auch weiterhin bei der Ausarbeitung umfassender Ansétze fiir die
internationale Migration und Entwicklung zusammenzuarbeiten, einschlieSlich im Wege des Dialogs iiber
alle ihre Aspekte;

141. fordert die Staaten aulRerdem auf, MaBnahmen zum Schutz unterseeischer Glasfaserkabel zu
ergreifen und die Fragen im Zusammenhang mit diesen Kabeln umfassend anzugehen, geméll dem Volker-
recht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt;

142.  ermutigt die Staaten und die zustdndigen regionalen und globalen Organisationen, den Dia-
log und die Zusammenarbeit untereinander im Rahmen von Arbeitstagungen und Seminaren iiber den
Schutz und die Unterhaltung unterseeischer Glasfaserkabel zu verstirken, um die Sicherheit dieser grund-
legend wichtigen Kommunikationsinfrastruktur zu férdern;

2 International Maritime Organization, Dokument MSC 78/26/Add.1, Anhang 5, EntschlieBung MSC.155(78). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2007 II S. 782.

126 International Maritime Organization, Dokument MSC 78/26/Add.1, Anhang 3, EntschlieBung MSC.153(78). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2008 II S. 390, 400.

"*" International Maritime Organization, Dokument MSC 78/26/Add.2, Anhang 34, EntschlieBung MSC.167(78). In Deutsch
verfiigbar unter http://www.bsh.de/de/Schifffahrt/Sportschifffahrt/Berichtigungsservice NfS/Schifffahrtsvorschriften/2009/
Beilage10-2009.pdf.

128 International Maritime Organization, Dokument MSC 91/22/Add.1, Anhang 2, EntschlieBung MSC.338(91).
12 United Nations, Treaty Series, Vol. 1405, Nr. 23489. Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBI. 1982 11 S. 485.
10 International Maritime Organization, Dokument MSC 88/26/Add.1, Anhang 6, EntschlieBung MSC.312(88).
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143. ermutigt die Staaten aullerdem, Gesetze und sonstige Vorschriften betreffend die vorsitzliche
oder fahrlassige Unterbrechung oder Beschiadigung unterseeischer Kabel oder Rohrleitungen auf Hoher See
durch ein ihre Flagge fiihrendes Schiff oder durch eine ihrer Gerichtsbarkeit unterstehende Person zu erlas-
sen, gemifl dem Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt;

144. bekraftigt, wie wichtig es ist, unterseeische Kabel zu warten und auch zu reparieren, gemaf3
dem Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt;

145.  bekréftigt, dass die Flaggen-, Hafen- und Kiistenstaaten sdmtlich die Verantwortung dafiir
tragen, die wirksame Durchfiihrung und Durchsetzung der internationalen Ubereinkiinfte betreffend die
Gefahrenabwehr in der Schifffahrt und die Sicherheit der Schifffahrt im Einklang mit dem Voélkerrecht,
insbesondere dem Seerechtsiibereinkommen, zu gewihrleisten, und dass die Flaggenstaaten die Hauptver-
antwortung tragen, die noch weiter gestirkt werden muss, so auch durch mehr Transparenz in Bezug auf
die Eigentumsverhéltnisse bei Schiffen;

146. fordert die Flaggenstaaten, die weder iiber eine effektive Schifffahrtsverwaltung noch tiber
einen angemessenen rechtlichen Rahmen verfiigen, nachdrlcklich auf, die Infrastruktur-, Gesetzgebungs-
und Durchsetzungskapazititen auf- oder auszubauen, die notwendig sind, um die wirksame Einhaltung,
Durchfithrung und Durchsetzung ihrer Verpflichtungen nach dem Vélkerrecht, insbesondere dem See-
rechtsiibereinkommen, zu gewdhrleisten, und bis zur Ergreifung diesbeziiglicher Maflnahmen zu erwégen,
keine neuen Schiffe zum Fiihren ihrer Flagge zu berechtigen, keine Schiffe mehr zu registrieren bezie-
hungsweise kein Register zu 6ffnen, und fordert die Flaggen- und Hafenstaaten auf, alle mit dem Volker-
recht vereinbaren notwendigen MaBnahmen zu treffen, um den Betrieb von Schiffen, die nicht den gelten-
den Normen entsprechen, zu verhindern;

147. erkennt an, dass die Regeln und Normen fiir die internationale Schifffahrt, die von der Inter-
nationalen Seeschifffahrts-Organisation in Bezug auf die Sicherheit der Schifffahrt, die Effizienz der Navi-
gation und die Verhiitung und Uberwachung der Meeresverschmutzung verabschiedet wurden, im Zusam-
menspiel mit den bewéhrten Verfahren der Schifffahrtsindustrie zu einem erheblichen Riickgang der Seeun-
falle und Verschmutzungsereignisse gefiihrt haben, ermutigt alle Staaten, sich an dem Freiwilligen Audit-
Verfahren fiir die Mitgliedstaaten der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation'>' zu beteiligen, und
nimmt Kenntnis von dem Beschluss der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, dieses Verfahren

schrittweise zu institutionalisieren'*?;

148. begrift die laufenden Arbeiten der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zur Erstel-
lung eines verbindlichen Kodexes fiir in Polargewéssern tétige Schiffe (,,Polarkodex*) und legt den Staaten
und den zustindigen internationalen Organisationen und Organen nahe, weitere Anstrengungen zur Fertig-
stellung des Polarkodexes in dem vereinbarten Rahmen zu unterstiitzen, damit er so bald wie moglich in
Kraft treten kann;

149. erkennt an, dass die Sicherheit der Schifffahrt auch durch wirksame Hafenstaatkontrolle, die
Starkung der regionalen Abmachungen und die erhéhte Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen
ihnen sowie durch verstirkten Informationsaustausch, namentlich zwischen den Sektoren, die sich mit Si-
cherheit und Gefahrenabwehr befassen, verbessert werden kann;

150. legt den Flaggenstaaten nahe, geeignete Maflnahmen zu ergreifen, damit sie die Anerken-
nung durch die zwischenstaatlichen Mechanismen erlangen oder aufrechterhalten, die den Flaggenstaaten
die zufriedenstellende Erfiillung ihrer Verpflichtungen bescheinigen, gegebenenfalls einschlieBlich der be-
stindigen Erzielung zufriedenstellender Ergebnisse bei den im Rahmen der Hafenstaatkontrolle durchge-
fiihrten Priifungen, mit dem Ziel, die Qualitdt der Schifffahrt zu verbessern und die Durchfiihrung der ein-
schligigen Ubereinkiinfte der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation durch die Flaggenstaaten wie
auch die Verwirklichung der einschldgigen Ziele dieser Resolution zu fordern;

1 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.946(23).

2 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.1018(26).
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IX
Meeresumwelt und Meeresressourcen

151. betont erneut, wie wichtig die Durchfiihrung von Teil XII des Seerechtsiibereinkommens
dafiir ist, die Meeresumwelt und ihre lebenden Meeresressourcen vor Verschmutzung und physischer Scha-
digung zu schiitzen und zu bewahren, und fordert alle Staaten auf, zusammenzuarbeiten und direkt oder
iiber die zustéindigen internationalen Organisationen mit dem Ubereinkommen vereinbare MaBnahmen zum
Schutz und zur Bewahrung der Meeresumwelt zu ergreifen;

152. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* mit Besorgnis feststellten,
dass die Meeresverschmutzung die Gesundheit der Ozeane und die biologische Vielfalt der Meere beein-
trachtigt, namentlich durch Meeresmiill, insbesondere Plastik, persistente organische Schadstoffe, Schwer-
metalle und Stickstoffverbindungen, aus einer Vielzahl von Quellen auf dem Meer und dem Festland, dar-
unter Eintrdge durch die Schifffahrt und vom Lande aus, dass sich die Staaten zu Mafinahmen zur Senkung
der Zahl der Verschmutzungsereignisse und ihrer Auswirkungen auf die Meeresdkosysteme verpflichtet
haben, namentlich indem sie die im Rahmen der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation angenomme-
nen einschligigen Ubereinkommen wirksam durchfiihren und maBgebliche Initiativen, darunter das Welt-
aktionsprogramm zum Schutz der Meeresumwelt gegen vom Lande ausgehende Titigkeiten'*, weiterver-
folgen und zu diesem Zweck koordinierte Strategien beschlieBen, und dass sie sich ferner verpflichtet ha-
ben, auf der Grundlage der gesammelten wissenschaftlichen Daten Maflnahmen zu ergreifen, um den Mee-
resmiill bis 2025 erheblich zu verringern und so eine Schiadigung der Kiisten- und Meeresumwelt zu ver-
hindern;

153.  nimmt Kenntnis von der Arbeit der Zwischenstaatlichen Sachverstindigengruppe tiber Kli-
maénderungen, einschlieBlich ihrer jlingsten Erkenntnisse iiber die Versauerung der Ozeane, und legt in
dieser Hinsicht den Staaten und den zustdndigen internationalen Organisationen und anderen einschlégigen
Institutionen nahe, einzeln und in Zusammenarbeit dringend weitere Forschungsarbeiten {iber die Versaue-
rung der Ozeane, vor allem Beobachtungs- und Messprogramme, durchzufiihren, insbesondere in Anbe-
tracht der laufenden Arbeiten im Rahmen des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt'** und der
Ziffer 23 des Beschlusses XI/18, der auf der vom 8. bis 19. Oktober 2012 in Hyderabad (Indien) abgehalte-
nen elften Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt
verabschiedet wurde'**, und sich auf nationaler, regionaler und weltweiter Ebene verstirkt darum zu bemii-
hen, das Ausmal} der Versauerung der Ozeane und die negativen Auswirkungen dieser Versauerung auf
empfindliche marine Okosysteme, insbesondere Korallenriffe, anzugehen;

154. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“ zur Unterstiitzung von In-
itiativen aufforderten, die sich gegen die Versauerung der Ozeane und die Auswirkungen des Klimawandels
auf die Okosysteme und Ressourcen der Meere und Kiisten richten, und in dieser Hinsicht erneut erklarten,
dass sie gemeinsam darauf hinwirken miissen, die weitere Versauerung der Ozeane zu verhiiten sowie die
Resilienz der Meeresokosysteme und der zur Existenzsicherung auf sie angewiesenen Gemeinwesen zu
stirken und die wissenschaftliche Meeresforschung, die Uberwachung und Beobachtung der Versauerung
der Ozeane und besonders empfindlicher Okosysteme zu unterstiitzen, namentlich durch verstirkte interna-
tionale Zusammenarbeit zu diesem Zweck;

155. stellt mit Besorgnis fest, dass der Séduregehalt des oberflichennahen Meerwassers seit Beginn
des Industriezeitalters um etwa 30 Prozent gestiegen ist'*® und dass mit der anhaltenden und bestiirzenden
Versauerung der Ozeane der Erde Auswirkungen aller Art verbunden sind, und fordert die Staaten nach-
driicklich auf, mit erheblichen Anstrengungen gegen die Ursachen der Versauerung der Ozeane anzugehen

'3 A/51/116, Anlage I1.

13 United Nations, Treaty Series, Vol. 1760, Nr. 30619. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1993 II S. 1741; LGBI.
1998 Nr. 39; 5BGBI. Nr. 213/1995; AS 1995 1408.

133 Siche United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/11/35, Anhang I.

13 Wie aus dem Bericht von 2013 der Arbeitsgruppe 1 der Zwischenstaatlichen Sachverstindigengruppe iiber Klimaénderun-
gen iiber die physikalischen wissenschaftlichen Grundlagen der Klimaédnderungen hervorgeht.
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und deren Auswirkungen weiter zu untersuchen und zu minimieren, die diesbeziigliche lokale, nationale,
regionale und globale Zusammenarbeit zu verstirken, einschlieBlich des Austauschs einschligiger Informa-
tionen, und Schritte zu unternehmen, um die Meeresdkosysteme gegeniiber den Auswirkungen der Versaue-
rung der Ozeane widerstandsfahiger zu machen;

156. wirdigt die Aufmerksamkeit, die der Versauerung der Ozeane unldngst auf der vierzehnten
Tagung des Informellen Beratungsprozesses gewidmet wurde, und verpflichtet sich, dieser wichtigen Frage
auch weiterhin Aufmerksamkeit zu widmen, unter anderem durch die Beriicksichtigung der ersten globalen
integrierten Meeresbewertung und der laufenden Arbeiten des kiirzlich eingerichteten Internationalen Ko-
ordinierungszentrums fiir Fragen der Ozeanversauerung der Internationalen Atomenergie-Organisation;

157. legt den Staaten nahe, ihre wissenschaftliche Tatigkeit einzeln oder in Zusammenarbeit mit
den zustdndigen internationalen Organisationen und Organen auszubauen, um die Auswirkungen der Kli-
madnderungen auf die Meeresumwelt und die biologische Vielfalt der Meere besser verstehen zu lernen
und Mittel und Wege der Anpassung zu entwickeln, gegebenenfalls unter Beriicksichtigung des Vorsor-
geansatzes und von Okosystemansitzen;

158. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien der internatio-
nalen Ubereinkiinfte zum Schutz und zur Bewahrung der Meeresumwelt und ihrer lebenden Meeresres-
sourcen vor der Einbringung schédlicher Wasserorganismen und Krankheitserreger, vor Meeresverschmut-
zung jedweden Ursprungs, einschlieBlich des Einbringens von Abféllen und sonstigen Stoffen, und vor an-
deren Formen physischer Schidigung sowie derjenigen Ubereinkiinfte, die eine Vorsorge, Bekimpfung und
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verschmutzung vorsehen und Bestimmungen zur Haftung und Ent-
schidigung fiir Schiden aufgrund von Meeresverschmutzung enthalten, zu werden und die mit dem Vdlker-
recht, namentlich dem Seerechtsiibereinkommen, vereinbaren notwendigen Maflnahmen zur Durchfiihrung
und Durchsetzung der in diesen Ubereinkiinften enthaltenen Regeln zu beschlieBen;

159. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* feststellten, dass invasive
gebietsfremde Arten fiir die Okosysteme und Ressourcen der Meere eine erhebliche Bedrohung darstellen,
und sich verpflichteten, Malnahmen durchzufiihren, um die Einbringung invasiver gebietsfremder Arten zu
verhiiten und ihre schiadlichen Auswirkungen auf die Umwelt einzuddimmen, darunter nach Bedarf die im
Rahmen der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation beschlossenen Mallnahmen;

160. legt den Staaten nahe, direkt oder iiber die zusténdigen internationalen Organisationen die
angemessene und im Einklang mit dem Vélkerrecht, namentlich dem Seerechtsiibereinkommen, erfolgende
Weiterentwicklung und Anwendung der Prozesse zur Umweltvertrdglichkeitspriifung fiir geplante, ihren
Hoheitsbefugnissen oder ihrer Kontrolle unterstehende Tétigkeiten, die eine wesentliche Verschmutzung
oder betrichtliche und schadliche Verdnderungen der Meeresumwelt zur Folge haben konnen, zu erwégen,
und befiirwortet auBerdem die Ubermittlung der Berichte iiber die Ergebnisse dieser Priifungen an die zu-
stindigen internationalen Organisationen im Einklang mit dem Ubereinkommen;

161. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien der Regional-
meeriibereinkommen zu werden, deren Ziel der Schutz und die Bewahrung der Meeresumwelt ist;

162. legt den Staaten nahe, im Einklang mit dem Volkerrecht, namentlich dem Seerechtsiiberein-
kommen und anderen einschldgigen Rechtsinstrumenten, entweder auf bilateraler oder auf regionaler Ebe-
ne gemeinsam Notfallpldne zu erarbeiten und zu fordern, um Verschmutzungsereignissen sowie anderen
Ereignissen zu begegnen, bei denen die Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie erhebliche nachteilige Auswir-
kungen auf die Meeresumwelt und die biologische Vielfalt der Meere haben;

163. stellt fest, wie wichtig es ist, das Verstindnis der Auswirkungen der Klimadnderung auf Oze-
ane und Meere zu verbessern, und erinnert daran, dass die Staaten in ,,.Die Zukunft, die wir wollen® fest-
stellten, dass das Ansteigen des Meeresspiegels und die Kiistenerosion fiir viele Kiistenregionen und Inseln,
insbesondere in Entwicklungslidndern, eine ernste Gefahr darstellen, und in dieser Hinsicht die internationa-
le Gemeinschaft aufforderten, verstérkte Anstrengungen zur Bewéltigung dieser Herausforderungen zu un-
ternehmen;

164. stellt mit Besorgnis fest, dass die Gesundheit der Ozeane und die biologische Vielfalt der
Meere durch Meeresmiill, insbesondere Plastik, aus Quellen auf dem Festland und dem Meer beeintrichtigt
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werden, und ist sich daher der Notwendigkeit bewusst, die Quellen, die Mengen, die Wege, die Verteilungs-
trends, die Beschaffenheit und die Auswirkungen von Meeresmiill besser zu verstehen;

165. begrifit die Aktivitdten, die die zustdndigen Organe und Organisationen der Vereinten Natio-
nen, namentlich das Umweltprogramm der Vereinten Nationen, unternehmen, um die Quellen und Auswir-
kungen von Meeresmiill anzugehen, sowie die im Rahmen des Ubereinkommens zur Erhaltung der wan-
dernden wildlebenden Tierarten'*’ im Zusammenhang mit Meeresmiill getroffenen MaBnahmen, insbeson-
dere die Verabschiedung der Resolution 10.4 iiber Meeresmiill durch die Konferenz der Vertragsparteien
dieses Ubereinkommens auf ihrer vom 20. bis 25. November 2011 in Bergen (Norwegen) abgehaltenen
zehnten Tagung;

166. ermutigt die Staaten, weiter Partnerschaften mit der Industrie und der Zivilgesellschaft auf-
zubauen, um das Ausmal} der Auswirkungen des Meeresmiills auf die Gesundheit und die Produktivitit der
Meeresumwelt und des daraus resultierenden wirtschaftlichen Schadens stirker ins Bewusstsein zu riicken;

167. fordert die Staaten nachdricklich auf, das Problem des Meeresmiills in ihre nationalen und
gegebenenfalls regionalen Strategien zur Abfallbehandlung, insbesondere in der Kiistenzone, in Héafen und
in maritimen Industrien, namentlich Recycling, Wiederverwendung, Verringerung und Entsorgung, einzu-
binden, den Aufbau einer Infrastruktur fiir die integrierte Abfallwirtschaft zu erwigen und zur Behebung
dieses Problems die Entwicklung geeigneter wirtschaftlicher Anreize mit dem Ziel der Reduzierung des
Meeresmiills zu fordern, namentlich die Entwicklung von Kostendeckungssystemen, die einen Anreiz zur
Nutzung von Hafenauffanganlagen bieten und Schiffe davon abbringen, Miill ins Meer einzubringen, und
die Unterstiitzung von MaBnahmen zur Verhiitung, Verringerung und Uberwachung der Verschmutzung
ungeachtet ihres Ursprungs, einschlieBlich vom Lande aus, wie etwa lokale Mafinahmen zur Reinigung und
Uberwachung von Kiisten und Wasserstraen, und legt den Staaten nahe, in Zusammenarbeit auf regionaler
und subregionaler Ebene mogliche Quellen von Meeresmiill sowie die Kiisten- und Meeresstellen, an de-
nen er sich ansammelt, zu ermitteln und gemeinsame Programme zur Vermeidung und Wiedergewinnung
von Meeresmiill auszuarbeiten und durchzufithren und das Problem des Meeresmiills stirker ins Bewusst-
sein zu riicken;

168. nimmt Kenntnis von der Arbeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation zur Verhii-
tung der Verschmutzung durch Schiffsmiill und begriilt es, dass die iiberarbeitete Anlage V (Verhiitung der
Verschmutzung durch Schiffsmiill) des Internationalen Ubereinkommens von 1973 zur Verhiitung der Mee-
resverschmutzung durch Schiffe in der Fassung des Protokolls von 1978"** am 1. Januar 2013 in Kraft ge-
treten ist;

169. nimmt auBerdem Kenntnis von der Arbeit der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
zur Verhiitung der Verschmutzung durch Schiffsabwasser, begriiBt es, dass die Anderungen der Anlage IV
des Internationalen Ubereinkommens von 1973 zur Verhiitung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in
der Fassung des Protokolls von 1978 iiber die mogliche Schaffung von Sondergebieten zur Verhiitung die-
ser Verschmutzung am 1. Januar 2013 in Kraft getreten sind, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von
der Festlegung der Ostsee als erstes Sondergebiet nach Anlage IV'*’;

170. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des Protokolls
von 1997 (Anlage VI — Regeln zur Verhiitung der Luftverunreinigung durch Schiffe) zu dem Internationa-
len Ubereinkommen von 1973 zur Verhiitung der Meeresverschmutzung durch Schiffe in der Fassung des

137 United Nations, Treaty Series, Vol. 1651, Nr. 28395. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1984 11 S. 569; LGBI.
1998 Nr. 156; 6BGBL. III Nr. 149/2005; AS 1996 2354.

18 International Maritime Organization, Dokument MEPC 62/24 und Corr.1 und 2, Anhang 13, EntschlieBung MEPC.201(62)
(amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBL. 2012 II S. 1194, 1206) und Dokument MEPC 63/23/Add.1 und Corr.1, Anhang
24, EntschlieBung MEPC.219(63) (amtliche deutschsprachige Fassung: Verkehrsblatt des Bundesministeriums fiir Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung, Ausgabe Nr. 20/2012, S. 795 und Beilage).

" International Maritime Organization, Dokument MEPC 62/24 und Corr.1 und 2, Anhang 12, EntschlieBung MEPC.200(62).
Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2012 1T S. 1194, 1195.
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Protokolls von 1978 zu werden, und nimmt davon Kenntnis, dass die Anderungen der Anlage VI iiber Re-
geln betreffend die Energieeffizienz von Schiffen'*” am 1. Januar 2013 in Kraft getreten sind;

171. legt den Staaten auflerdem nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, Vertragsparteien des
Protokolls von 1996 zum Ubereinkommen von 1972 iiber die Verhiitung der Meeresverschmutzung durch
das Einbringen von Abfillen und anderen Stoffen (,,Londoner Protokoll*) zu werden und dartiber hinaus
das Internationale Ubereinkommen von 2004 zur Kontrolle und Behandlung von Ballastwasser und Sedi-
menten von Schiffen'*' zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten, damit es bald in Kraft treten kann;

172.  nimmt Kenntnis von den laufenden Arbeiten der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
und der EntschlieBung iiber die Richtlinien und Praktiken der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation
betreffend die Senkung der durch Schiffe freigesetzten Treibhausgase'*;

173. fordert die Staaten nachdrucklich auf, bei der Behebung des Mangels an Hafenauffanganla-
gen fiir Abfille im Einklang mit dem Aktionsplan zusammenzuarbeiten, der von der Internationalen See-
schifffahrts-Organisation ausgearbeitet wurde, um das Problem unzureichender Hafenauffanganlagen fiir
Abfille anzugehen;

174. erkennt an, dass der groBte Teil der Schadstoffbelastung der Ozeane aus vom Lande ausge-
henden Tétigkeiten stammt und die produktivsten Gebiete der Meeresumwelt beeintréchtigt, und fordert die
Staaten auf, mit Vorrang das Weltaktionsprogramm zum Schutz der Meeresumwelt gegen vom Lande aus-
gehende Tatigkeiten durchzufiihren und alle geeigneten Mafinahmen zu ergreifen, um den in der Erkldrung
von Manila iiber die Forderung der Durchfiihrung des Weltaktionsprogramms zum Schutz der Meeresum-
welt gegen vom Lande ausgehende Titigkeiten'* enthaltenen Verpflichtungen der internationalen Gemein-
schaft nachzukommen;

175.  bekundet ihre Besorgnis tiber die Ausbreitung hypoxischer toter Zonen in den Ozeanen infol-
ge von Eutrophierung durch Diingereintrag iiber Fliisse, Abwassereinleitung und aus der Verbrennung fos-
siler Brennstoffe entstehenden reaktiven Stickstoff, was gravierende Folgen fiir die Funktionsfahigkeit der
Okosysteme hat, und fordert die Staaten auf, sich verstirkt um die Verringerung der Eutrophierung zu be-
mithen und zu diesem Zweck auch weiterhin im Rahmen der zusténdigen internationalen Organisationen,
insbesondere des Weltaktionsprogramms, zusammenzuarbeiten;

176. fordert alle Staaten auf, sicherzustellen, dass Stadt- und Kiistenentwicklungsprojekte und
damit verbundene Landgewinnungsaktivititen auf eine verantwortliche Weise durchgefiihrt werden, die den
marinen Lebensraum und die Meeresumwelt schiitzt und die negativen Auswirkungen dieser Aktivititen
mildert;

177.  nimmt Kenntnis von der Verabschiedung des Ubereinkommens von Minamata iiber Queck-
silber'* am 10. Oktober 2013;

178. begrift die von den Staaten, dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen und den Regio-
nalorganisationen fortlaufend unternommenen Bemiithungen um die Umsetzung des Weltaktionsprogramms
und tritt dafiir ein, bei der Erreichung der internationalen Entwicklungsziele, einschlielich der in der Mill-
enniums-Erklirung der Vereinten Nationen’’ enthaltenen Ziele, und der termingebundenen Ziele in dem
Durchfithrungsplan des Weltgipfels fiir nachhaltige Entwicklung (,,Durchfithrungsplan von Johannes-
burg*)®, insbesondere des die Abwasserentsorgung betreffenden Ziels, sowie der Ziele des Konsenses von

1% International Maritime Organization, Dokument MEPC 62/24/Add.1, Anhang 19, EntschlieBung MEPC.203(62). Amtliche
deutschsprachige Fassung: dBGBI. 2012 11 S. 1146, 1164.

' International Maritime Organization, Dokument BWM/CONF/36, Anhang. Amtliche deutschsprachige Fassung: dBGBL

2013 11 S. 42.
'2 International Maritime Organization, Assembly, EntschlieBung A.963(23).
14 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP(DEPI)/GPA/IGR.3/6, Anhang.

144 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP(DTIE)/Hg/CONF/4, Anhang I1.
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Monterrey der Internationalen Konferenz iiber Entwicklungsfinanzierung'®® stirkeres Gewicht auf die Zu-
sammenhénge zwischen SiiBwasser, Kiistenzone und Meeresressourcen zu legen;

179. verweist auf die EntschlieBung iiber die Regelung der Ozeandiingung, die die Vertragspartei-
en des Ubereinkommens von 1972 iiber die Verhiitung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von
Abfillen und anderen Stoffen (,,Londoner Ubereinkommen*) auf ihrer vom 27. bis 31. Oktober 2008 abge-
haltenen dreiBBigsten Konsultativtagung und die Vertragsparteien des Londoner Protokolls auf ihrer gleich-
zeitig abgehaltenen dritten Tagung verabschiedeten'*® und in der die Vertragsparteien unter anderem ver-
einbarten, dass MaBnahmen zur Ozeandiingung unter das Londoner Ubereinkommen und Protokoll fallen,
dass in Anbetracht des derzeitigen Wissensstands andere als der legitimen wissenschaftlichen Forschung
dienende MaBinahmen zur Ozeandiingung nicht gestattet werden sollen und dass wissenschaftliche For-
schungsvorhaben von Fall zu Fall anhand eines Bewertungsrahmens beurteilt werden sollen, der von den
wissenschaftlichen Arbeitsgruppen nach dem Londoner Ubereinkommen und Protokoll auszuarbeiten ist,
und in der sie aullerdem vereinbarten, dass zu diesem Zweck solche anderen Maflnahmen als den Zielen
des Londoner Ubereinkommens und Protokolls zuwiderlaufend angesehen und derzeit nicht von der Defi-
nition des Einbringens in Artikel III Absatz 1 Buchstabe b des Londoner Ubereinkommens und Artikel 1
Absatz 4.2 des Londoner Protokolls ausgenommen werden sollen;

180. verweist aulerdem auf die EntschlieBung iiber den Bewertungsrahmen flir wissenschaftliche
Forschung im Bereich der Ozeandiingung, die die Vertragsparteien des Londoner Ubereinkommens auf
ihrer vom 11. bis 15. Oktober 2010 abgehaltenen zweiunddreifigsten Konsultativtagung und die Vertrags-
parteien des Londoner Protokolls auf ihrer gleichzeitig abgehaltenen fiinften Tagung verabschiedeten'*’;

181. nimmt davon Kenntnis, dass die Vertragsparteien des Londoner Ubereinkommens und Proto-
kolls auch weiterhin auf einen globalen, transparenten und wirksamen Uberwachungs- und Regulierungs-
mechanismus fiir Mainahmen zur Ozeandiingung und andere Mafinahmen hinarbeiten, die unter das Lon-
doner Ubereinkommen und Protokoll fallen und fiir die Meeresumwelt schidlich sein konnen;

182. verweist auf den von der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die bio-
logische Vielfalt auf ihrer neunten Tagung vom 19. bis 30. Mai 2008 in Bonn (Deutschland) gefassten Be-
schluss IX/16 C'*, in dem die Konferenz der Vertragsparteien eingedenk der laufenden wissenschaftlichen
und rechtlichen Analyse im Rahmen des Londoner Ubereinkommens und Protokolls unter anderem die
Vertragsparteien ersuchte und den anderen Regierungen eindringlich nahelegte, im Einklang mit dem Vor-
sorgeansatz sicherzustellen, dass Maflnahmen zur Ozeandiingung erst dann durchgefiihrt werden, wenn
diese Maflnahmen durch eine ausreichende wissenschaftliche Grundlage, einschlieBlich einer Bewertung
der damit verbundenen Risiken, gerechtfertigt sind und ein globaler, transparenter und wirksamer Uberwa-
chungs- und Regulierungsmechanismus fiir diese Maflnahmen geschaffen ist, wobei in kleinem Maf3stab
betriebene wissenschaftliche Forschungsstudien in Kiistengewidssern ausgenommen sind, und feststellte,
dass diese Studien nur genehmigt werden sollen, wenn sie durch die Notwendigkeit der Sammlung konkre-
ter wissenschaftlicher Daten gerechtfertigt sind, dass sie einer eingehenden Vorabbewertung ihrer poten-
ziellen Auswirkungen auf die Meeresumwelt unterzogen, streng kontrolliert und weder fiir die Schaffung
und den Verkauf von CO,-Emissionszertifikaten noch fiir sonstige gewerbliche Zwecke genutzt werden
sollen, und nimmt Kenntnis von dem Beschluss X/29, den die Konferenz der Vertragsparteien des Uberein-
kommens iiber die biologische Vielfalt auf ihrer vom 18. bis 29. Oktober 2010 in Nagoya (Japan) abgehal-
tenen zehnten Tagung fasste'* und in dem sie die Vertragsparteien ersuchte, den Beschluss IX/16 C umzu-
setzen;

143 Report of the International Conference on Financing for Development, Monterrey, Mexico, 18-22 March 2002 (United
Nations publication, Sales No. E.02.11.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/
Depts/german/conf/ac198-11.pdf.

1% International Maritime Organization, Dokument LC 30/16, Anhang 6, EntschlieBung LC-LP.1 (2008).

"7 International Maritime Organization, Dokument LC 32/15 und Corr.1, Anhang 5, EntschlieBung LC-LP.2 (2010).
148 Siehe United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/9/29, Anhang 1.

149 Siche United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/10/27, Anhang.
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183. verweist aulerdem darauf, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* ihre Besorgnis
tiber die moglichen Umweltauswirkungen der Ozeandiingung betonten, in dieser Hinsicht an die von den
zustidndigen zwischenstaatlichen Gremien gefassten Beschliisse zur Ozeandiingung erinnerten und be-
schlossen, die Frage der Ozeandiingung auch weiterhin mit duBerster Vorsicht und im Einklang mit dem
Vorsorgeansatz zu behandeln;

184. bekraftigt Ziffer 119 der Resolution 61/222 vom 20. Dezember 2006 betreffend Okosys-
temansitze und Ozeane, einschlieBlich der vorgeschlagenen Elemente eines Okosystemansatzes, der Mittel
zur Verwirklichung eines Okosystemansatzes und der nétigen Voraussetzungen fiir die verbesserte Anwen-
dung eines Okosystemansatzes, und

a) stellt in dieser Hinsicht fest, dass die weiter voranschreitende Umweltzerstérung in vielen
Teilen der Welt und die zunehmende Nachfragekonkurrenz dringendes Handeln und die Festlegung von
Prioritdten fiir Bewirtschaftungsmafinahmen mit dem Ziel der Bewahrung der Intaktheit der Okosysteme
erfordern;

b) stellt auBerdem fest, dass Okosystemansitze zur Bewirtschaftung der Ozeane auf die Rege-
lung menschlicher Aktivititen gerichtet sein sollen, um die Gesundheit der Okosysteme zu erhalten und
erforderlichenfalls wiederherzustellen und so die dauerhafte Bereitstellung von Giitern und Umweltleistun-
gen zu gewiahrleisten, zur Erndhrungssicherheit und dem damit verbundenen sozialen und wirtschaftlichen
Nutzen beizutragen, Existenzgrundlagen dauerhaft und auf eine den internationalen Entwicklungszielen,
einschlieBlich der in der Millenniums-Erkldrung enthaltenen Ziele, férderliche Weise zu unterstiitzen und
die biologische Vielfalt der Meere zu erhalten;

c) erinnert daran, dass sich die Staaten bei der Anwendung von Okosystemansitzen von ver-
schiedenen bereits vorhandenen Ubereinkiinften, insbesondere dem Seerechtsiibereinkommen, das den
Rechtsrahmen fiir alle Téatigkeiten in den Ozeanen und Meeren bildet, seinen Durchfiihrungsiibereinkom-
men sowie von anderen Verpflichtungen, wie etwa denjenigen aus dem Ubereinkommen iiber die biologi-
sche Vielfalt und von der auf dem Weltgipfel fiir nachhaltige Entwicklung erhobenen Forderung, bis 2010
einen Okosystemansatz anzuwenden, leiten lassen sollen, und legt in diesem Zusammenhang den Staaten
nahe, sich verstarkt um die Anwendung eines solchen Ansatzes zu bemiihen;

d) legt den Staaten nahe, zusammenzuarbeiten und sich abzustimmen und nach Bedarf einzeln
oder gemeinsam im Einklang mit dem Volkerrecht, einschlieBlich des Seerechtsiibereinkommens und ande-
rer anwendbarer Ubereinkiinfte, alle MaBnahmen zur Bewiltigung der Auswirkungen auf die marinen Oko-
systeme innerhalb und auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche zu ergreifen und dabei die Intaktheit der
betreffenden Okosysteme zu beriicksichtigen;

185. erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“ verpflichtet haben, die
Gesundheit, die Produktivitidt und die Resilienz der Ozeane und Meeresokosysteme zu schiitzen und wie-
derherzustellen, ihre biologische Vielfalt zu bewahren und so ihre Erhaltung und nachhaltige Nutzung fiir
die heutigen und die kiinftigen Generationen zu ermdglichen und beim Management von Aktivititen, die
sich auf die Meeresumwelt auswirken, im Einklang mit dem Vélkerrecht einen Okosystemansatz und den
Vorsorgeansatz wirksam anzuwenden, um allen drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung gerecht zu
werden;

186. legt den zustédndigen Organisationen und Organen nahe, sofern sie es nicht bereits getan ha-
ben, zur Bewiltigung der Auswirkungen auf die marinen Okosysteme gegebenenfalls einen Okosysteman-
satz in ihre Mandate einzubeziehen;

187. Dittet die Staaten, insbesondere diejenigen, die {iber moderne Technologien und fortgeschrit-
tene meerestechnische Kapazititen verfligen, zu priifen, wie die Zusammenarbeit mit den Entwicklungs-
landern und insbesondere den am wenigsten entwickelten Landern und den kleinen Inselentwicklungslan-
dern sowie den afrikanischen Kiistenstaaten und die Hilfe fiir diese Lander verbessert werden kénnen, mit
dem Ziel, die nachhaltige und wirksame Entwicklung im Meeresbereich besser in die nationalen Politiken
und Programme zu integrieren;
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188. nimmt Kenntnis von den von Staaten und zustindigen internationalen Organisationen sowie
globalen und regionalen Finanzierungsorganisationen vorgelegten und vom Sekretariat zusammengestellten
Informationen '™’ iiber die Hilfen, die den Entwicklungslindern und insbesondere den am wenigsten entwi-
ckelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldndern sowie den afrikanischen Kiistenstaaten zur Ver-
fiigung stehen, und iiber die MaBnahmen, die sie ergreifen kdnnen, um in den Genuss der Vorteile einer
nachhaltigen und wirksamen ErschlieBung der Meeresressourcen und Nutzung der Ozeane zu gelangen,
und fordert die Staaten und Organisationen nachdriicklich auf, Informationen fiir den Jahresbericht des Ge-
neralsekretirs und zur Aufnahme in die Website der Seerechtsabteilung vorzulegen;

189. legt den Staaten nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwégen, das Internationale
Ubereinkommen von Hongkong von 2009 fiir das sichere und umweltgerechte Recycling von Schiffen'”!
zu ratifizieren beziechungsweise ihm beizutreten, damit es bald in Kraft treten kann;

190. beflirwortet die Fortsetzung der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien des Basler
Ubereinkommens iiber die Kontrolle der grenziiberschreitenden Verbringung gefihrlicher Abfille und ihrer
Entsorgung'*” und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation in Bezug auf Vorschriften zur Verhii-
tung der Verschmutzung durch Schiffe;

191.  verweist auf die Rolle des Basler Ubereinkommens beim Schutz der Meeresumwelt vor den
nachteiligen Auswirkungen, die durch solche Abfille verursacht werden kdnnen;

192. stellt mit Besorgnis fest, dass Olunfille schwerwiegende Umweltfolgen nach sich ziehen
konnen, legt den Staaten eindringlich nahe, im Einklang mit dem Vdlkerrecht direkt oder iiber die zustdn-
digen internationalen Organisationen in den Bereichen Schutz der Meeresumwelt, menschliche Gesundheit
und Sicherheit, Pravention, NotfallmaBinahmen und Folgenbegrenzung zusammenzuarbeiten und bewéhrte
Verfahrensweisen auszutauschen, und regt in dieser Hinsicht an, zum besseren Verstindnis der Folgen von
Olunfillen auf See wissenschaftliche Forschung, einschlieBlich wissenschaftlicher Meeresforschung,
durchzufiihren und dabei zusammenzuarbeiten;

193. legt den Staaten nahe, zu erwiégen, Vertragsparteien des Protokolls von 2010 zum Internatio-
nalen Ubereinkommen von 1996 iiber Haftung und Entschiadigung fiir Schiden bei der Beforderung geféhr-
licher und schédlicher Stoffe auf See'*® zu werden;

X
Biologische Vielfalt der Meere

194.  bekréftigt ihre zentrale Rolle in Fragen der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologi-
schen Vielfalt der Meere auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche, nimmt Kenntnis von der Tétigkeit der
Staaten und der entsprechenden zwischenstaatlichen Organisationen und Organe auf diesem Gebiet und
bittet sie, in ihren jeweiligen Zustiandigkeitsbereichen zur Behandlung dieser Fragen im Rahmen des von
der Generalversammlung in Resolution 66/231 eingeleiteten Prozesses'>* beizutragen;

195.  begrifit die Abhaltung der intersessionellen Arbeitsseminare am 2. und 3. Mai und am 6. und
7. Mai 2013 gemdl Ziffer 182 der Resolution 67/78, aus denen wertvolle wissenschaftlich-technische
Sachinformationen als Beitrag zur Arbeit der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe hervorgingen'>;

196. begrift auerdem die gemdBl den Ziffern 183 und 184 der Resolution 67/78 vom 19. bis
23. August 2013 in New York abgehaltene zweite Tagung der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe

10 A/63/342.
3! International Maritime Organization, Dokument SR/CONF/45.

132 United Nations, Treaty Series, Vol. 1673, Nr. 28911. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 1994 II S. 2703; LGBL
1992 Nr. 90; 6BGBI. Nr. 229/1993; AS 1992 1125.

'3 International Maritime Organization, Dokument LEG/CONF.17/10.
' Resolution 66/231, Ziff. 167.
'%* Siche A/AC.276/6.
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im Rahmen des von der Generalversammlung in Resolution 66/231 eingeleiteten Prozesses, mit dem si-
chergestellt werden soll, dass der Rechtsrahmen fiir die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologi-
schen Vielfalt der Meere auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche auf diese Fragen wirksam eingeht, in-
dem Liicken ermittelt und kiinftige Vorgehensweisen aufgezeigt werden, namentlich im Wege der Anwen-
dung der bestehenden Rechtsinstrumente und der mdglichen Ausarbeitung einer multilateralen Vereinba-
rung im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens, nimmt Kenntnis von dem Meinungsaustausch auf dieser

Tagung und schlieBt sich den auf ihr abgegebenen Empfehlungen'® an;

197. bekréftigt die von den Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* eingegangene Verpflichtung,
auf der Grundlage der von der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe geleisteten Arbeit und vor dem
Ende der neunundsechzigsten Tagung der Generalversammlung die Frage der Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere auBlerhalb der nationalen Hoheitsbereiche mit Dringlichkeit
anzugehen, unter anderem indem sie einen Beschluss iiber die Erarbeitung einer internationalen Uberein-
kunft im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens fassen, und beschlie8t, im Rahmen der Arbeitsgruppe
einen Prozess zur Vorbereitung dieser Beschlussfassung einzurichten;

198. ersucht in dieser Hinsicht die Offene informelle Ad-hoc-Arbeitsgruppe, im Rahmen des ihr
mit Resolution 66/231 erteilten Mandats, unter Beriicksichtigung der Resolution 67/78 und zur Vorberei-
tung des auf der neunundsechzigsten Tagung der Generalversammlung zu fassenden Beschlusses der Ver-
sammlung Empfehlungen zu dem Geltungsbereich, den Parametern und der Durchfiihrbarkeit einer interna-
tionalen Ubereinkunft im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens zu unterbreiten;

199. beschlieit zu diesem Zweck, dass die Offene informelle Ad-hoc-Arbeitsgruppe zu drei je-
weils viertidgigen Tagungen zusammentreten wird, wobei die Generalversammlung beschlieBen kann, dass
bei Bedarf und im Rahmen der vorhandenen Ressourcen zusétzliche Tagungen abgehalten werden;

200. ersucht den Generalsekretir, drei Tagungen der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe
einzuberufen, die vom 1. bis 4. April und vom 16. bis 19. Juni 2014 sowie vom 20. bis 23. Januar 2015
stattfinden sollen, und ersucht den Generalsekretir, alles zu tun, um im Rahmen der vorhandenen Ressour-
cen eine volle Konferenzbetreuung bereitzustellen;

201. ersucht die Kovorsitzenden der Offenen informellen Ad-hoc-Arbeitsgruppe, als Beitrag zu
den Beratungen der Arbeitsgruppe die Mitgliedstaaten zu bitten, ihre Auffassungen zu dem Geltungsbe-
reich, den Parametern und der Durchfiihrbarkeit einer internationalen Ubereinkunft im Rahmen des See-
rechtsiibereinkommens vorzulegen, damit die Seerechtsabteilung den Mitgliedstaaten spétestens drei Wo-
chen vor der ersten Tagung der Arbeitsgruppe ein informelles Arbeitsdokument iibermitteln kann, in dem
die Auffassungen der Staaten zusammengestellt sind, und beschlieBt, dass dieses informelle Arbeitsdoku-
ment jeweils vor den néchsten Tagungen aktualisiert und verteilt wird;

202. st sich der Fiille und Vielfalt der genetischen Ressourcen der Meere und des Wertes bewusst,
den sie angesichts der Vorteile, Giiter und Leistungen, die aus ihnen gewonnen werden konnen, aufweisen;

203. st sich auBerdem dessen bewusst, wie wichtig die Erforschung der genetischen Ressourcen
der Meere dafiir ist, das wissenschaftliche Verstdndnis und die Nutzungs- und Einsatzmdglichkeiten zu
erweitern und die Bewirtschaftung der marinen Okosysteme zu verbessern;

204. legt den Staaten und den internationalen Organisationen nahe, namentlich durch bilaterale,
regionale und globale Kooperationsprogramme und Partnerschaften auch weiterhin den Aufbau von Kapa-
zitdten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen Meeresforschung vor allem in den Entwicklungslandern
nachhaltig und umfassend zu unterstiitzen, zu fordern und zu verstérken und dabei insbesondere zu beriick-
sichtigen, dass mehr taxonomische Kapazititen geschaffen werden miissen;

205.  nimmt Kenntnis von der Tétigkeit im Rahmen des Mandats von Jakarta fiir die biologische
Vielfalt der Meere und Kiisten'>’ und des auf dem Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt beruhen-

1% Siche A/68/399, Anlage.
157 Siche A/51/312, Anlage II, Beschluss II/10.
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den ausfiihrlichen Arbeitsprogramms fiir die biologische Vielfalt der Meere und Kiisten'>® und nimmt mit
Dank Kenntnis von der ergidnzenden technischen und wissenschaftlichen Arbeit der Konferenz der Ver-
tragsparteien des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt, wobei sie die zentrale Rolle der General-
versammlung im Zusammenhang mit der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der
Meere auflerhalb der nationalen Hoheitsbereiche bekriftigt;

206. erklart erneut, dass die Staaten einzeln oder iiber die zustidndigen internationalen Organisa-
tionen dringend priifen miissen, wie das Management der Risiken fiir die meeresbiologische Vielfalt der
Seeberge, der Kaltwasserkorallen, der hydrothermalen Quellen und bestimmter anderer Unterwassergebilde
auf der Grundlage der besten verfligbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse und des Vorsorgeansatzes und
im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen und damit zusammenhiingenden Vereinbarungen und Uber-
einkiinften integriert und verbessert werden kann;

207. fordert die Staaten und die internationalen Organisationen auf, dringend weitere Mafinahmen
zu ergreifen, um im Einklang mit dem Vdlkerrecht gegen zerstorerische Praktiken vorzugehen, die nachtei-
lige Auswirkungen auf die biologische Vielfalt und die Okosysteme der Meere haben, namentlich auf See-
berge, hydrothermale Quellen und Kaltwasserkorallen;

208. fordert die Staaten auf, auf eine mit dem Volkerrecht, insbesondere dem Seerechtsi}berein-
kommen, vereinbare Weise die Erhaltung und Bewirtschaftung der biologischen Vielfalt und der Okosys-
teme der Meere und ihre nationale Politik in Bezug auf Meeresschutzgebiete zu starken;

209. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* bekriftigten, wie wichtig
ErhaltungsmaBnahmen fiir bestimmte Gebiete sind, namentlich die Schaffung von Meeresschutzgebieten
im Einklang mit dem Vdlkerrecht und auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Infor-
mationen, zu dem Zweck, die biologische Vielfalt zu erhalten und ihre Bestandteile nachhaltig zu nutzen,
und dass sie von dem Beschluss X/2 der zehnten Tagung der Konferenz der Vertragsparteien des Uberein-
kommens {iber die biologische Vielfalt Kenntnis nahmen, wonach bis 2020 10 Prozent der Kiisten- und
Meeresgebiete, insbesondere fiir die biologische Vielfalt und Okosystemdienstleistungen besonders wichti-
ge Gebiete, durch wirksam und ausgewogen gesteuerte, 6kologisch reprisentative und gut verbundene Sys-
teme von Schutzgebieten und andere wirksame GebietserhaltungsmaBnahmen zu erhalten sind'*’;

210. ermutigt die Staaten in dieser Hinsicht zu weiteren Fortschritten bei der Einrichtung von
Meeresschutzgebieten, einschlieBlich repriasentativer Netzwerke, und fordert die Staaten auf, weiter Optio-
nen fiir die Ermittlung und den Schutz 6kologisch oder biologisch bedeutsamer Gebiete im Einklang mit
dem Volkerrecht und auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse zu priifen;

211. erklart erneut, dass die Staaten ihre Anstrengungen direkt und {iber die zustédndigen interna-
tionalen Organisationen fortsetzen und verstirken miissen, um verschiedene Konzepte und Instrumente zur
Erhaltung und Bewirtschaftung empfindlicher Meeresokosysteme auszuarbeiten und ihren Einsatz zu er-
leichtern, darunter die mogliche Einrichtung von Meeresschutzgebieten gemall dem Volkerrecht, wie es im
Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt, und auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissen-
schaftlichen Erkenntnisse;

212.  nimmt Kenntnis von der Tétigkeit der Staaten und der zustindigen zwischenstaatlichen Orga-
nisationen und Organe, einschlieBlich des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt, zur Bewertung
der wissenschaftlichen Erkenntnisse iiber moglicherweise schutzbediirftige Meeresgebiete und zur Zusam-
menstellung 6kologischer Kriterien fiir die Ermittlung solcher Gebiete, in Anbetracht des Zieles des Welt-
gipfels fiir nachhaltige Entwicklung, verschiedene Konzepte und Instrumente auszuarbeiten und ihren Ein-
satz zu erleichtern, darunter Okosystemansitze und die Einrichtung von Meeresschutzgebieten gemiB dem
Volkerrecht, wie es im Seerechtsiibereinkommen zum Ausdruck kommt, und auf der Grundlage wissen-
schaftlicher Erkenntnisse, einschlieBlich des Aufbaus reprisentativer Netzwerke® ;

213. erinnert daran, dass die Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die biolo-
gische Vielfalt auf ihrer neunten Tagung wissenschaftliche Kriterien fiir die Ermittlung 6kologisch oder

158 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/7/21, Anhang, Beschluss VII/5, Anlage 1.
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biologisch bedeutsamer schutzbediirftiger Meeresgebiete auf offener See und in Tiefseelebensrdumen sowie
wissenschaftliche Leitlinien fiir die Auswahl von Gebieten zum Aufbau eines reprisentativen Netzwerks
von Meeresschutzgebieten, darunter auf offener See und in Tiefseelebensraumen, verabschiedete'*’, nimmt
Kenntnis von der diesbeziiglich laufenden Arbeit im Rahmen des Ubereinkommens iiber die biologische
Vielfalt und erinnert auflerdem daran, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen mittels der Internationalen Leitlinien fiir die Bewirtschaftung der Tiefseefischerei auf Hoher See
Vorgaben zur Ermittlung empfindlicher mariner Okosysteme ausgearbeitet hat;

214. nimmt Kenntnis von der ,,Micronesia Challenge“-Initiative, dem Projekt ,,Eastern Tropical
Pacific Seascape® (Meereslandschaften des ostlichen tropischen Pazifiks), der Initiative ,,Caribbean Chal-
lenge* und der Korallendreieck-Initiative, die insbesondere darauf abzielen, einheimische Meeresschutzge-
biete zu schaffen und zu verbinden, um die Verwirklichung von Okosystemansitzen zu erleichtern, und
bekriftigt, dass es weiterer internationaler Zusammenarbeit und Koordinierung zur Unterstiitzung solcher
Initiativen bedarf;

215.  nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der von der Regierung Bermudas geleiteten Allianz
fiir die Sargassosee zur Forderung des Bewusstseins fiir die 6kologische Bedeutung der Sargassosee;

216. bekundet erneut ihre Unterstitzung fiir die Internationale Korallenriff-Initiative, nimmt
Kenntnis von der vom 14. bis 17. Oktober 2013 in Belize-Stadt abgehaltenen Allgemeinen Tagung der In-
ternationalen Korallenriff-Initiative und unterstiitzt die im Rahmen des ausfiihrlichen Arbeitsprogramms
des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt fiir die biologische Vielfalt der Meere und Kiisten ge-
leistete Arbeit betreffend Korallenriffe entsprechend dem Mandat von Jakarta fiir die biologische Vielfalt
der Meere und Kiisten;

217. erinnert daran, dass die Staaten in ,,.Die Zukunft, die wir wollen* anerkannten, welchen er-
heblichen wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen Nutzen Korallenriffe haben, insbesondere fiir Inseln
und andere Kiistenstaaten, und wie erheblich die Gefahrdung der Korallenriffe und Mangroven durch den
Klimawandel, die Versauerung der Ozeane, die Uberfischung, destruktive Fangpraktiken und die Ver-
schmutzung ist, und dass sie die internationale Zusammenarbeit mit dem Ziel unterstiitzten, die Okosyste-
me von Korallenriffen und Mangroven zu erhalten, ihren sozialen, wirtschaftlichen und 6kologischen Nut-
zen zu gewdhrleisten und die technische Zusammenarbeit und den freiwilligen Informationsaustausch zu
erleichtern;

218. ermutigt die Staaten und die zustéindigen internationalen Institutionen, groBere Anstrengun-
gen zur Bekimpfung der Korallenbleiche zu unternehmen, unter anderem indem sie die Uberwachung ver-
bessern, um das Auftreten dieses Phinomens vorherzusagen und zu ermitteln, die dagegen ergriffenen
MaBnahmen unterstiitzen und stérken und die Strategien fiir die Bewirtschaftung der Riffe verbessern, um
ihre natiirliche Resilienz und ihre Widerstandsfihigkeit gegeniiber anderen Belastungen, darunter die Ver-
sauerung der Ozeane, zu stérken;

219. legt den Staaten nahe, direkt oder tiber die zustéindigen internationalen Organe zusammenzu-
arbeiten, um bei Schiffsunféllen auf Korallenriffen Informationen auszutauschen und die Ausarbeitung von
Verfahren zur wirtschaftlichen Analyse des Wiederherstellungswertes und des nutzungsunabhangigen Wer-
tes von Korallenriffsystemen zu férdern;

220. betont die Notwendigkeit, die nachhaltige Bewirtschaftung von Korallenriffen und die inte-
grierte Bewirtschaftung von Wassereinzugsgebieten durchgingig in die nationalen Entwicklungsstrategien
sowie in die Tétigkeiten der zustdndigen Organisationen und Programme der Vereinten Nationen, der inter-
nationalen Finanzinstitutionen und der Gebergemeinschaft einzubinden;

221. stellt fest, dass Unterwasserlarm eine potenzielle Bedrohung fiir lebende Meeresressourcen
darstellt, erkldrt, wie wichtig solide wissenschaftliche Studien zu dieser Frage sind, befiirwortet weitere
Forschungen, Untersuchungen und Erdrterungen tiber die Auswirkungen des Unterwasserlédrms auf die le-
benden Meeresressourcen und ersucht die Seerechtsabteilung, auch kiinftig die von Fachgutachtern gepriif-

15 United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/9/29, Anhang I, Beschluss IX/20, Anlagen I und II.
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ten wissenschaftlichen Studien, die sie gemal Ziffer 107 der Resolution 61/222 von den Mitgliedstaaten
und zwischenstaatlichen Organisationen erhélt, zusammenzustellen und je nach Bedarf diese Studien oder
Verweise auf sie und Links zu ihnen auf ihrer Website zugénglich zu machen;

X1
Meereswissenschaft

222. fordert die Staaten auf, sich einzeln oder in Zusammenarbeit miteinander oder mit den zu-
standigen internationalen Organisationen und Organen weiter um eine Verbesserung des Verstindnisses und
des Wissens in Bezug auf die Ozeane und die Tiefsee zu bemiihen, insbesondere was den Umfang und die
Anfilligkeit der biologischen Vielfalt der Tiefsee und ihrer Okosysteme betrifft, indem sie ihre wissen-
schaftliche Meeresforschung im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen ausweiten;

223. legt in dieser Hinsicht den zustindigen internationalen Organisationen und sonstigen Gebern
nahe, die Unterstiitzung des Stiftungsfonds der Internationalen Meeresbodenbehorde zu erwégen, um die
Durchfithrung gemeinschaftlicher wissenschaftlicher Meeresforschung im internationalen Meeresbodenge-
biet zu fordern, indem qualifizierten Wissenschaftlern und Fachkréften aus Entwicklungslédndern die Mit-
wirkung an entsprechenden Programmen, Initiativen und Aktivitdten ermdglicht wird;

224, Dbittet alle mafigeblichen Organisationen, Fonds, Programme und Organe des Systems der
Vereinten Nationen, im Benehmen mit den interessierten Staaten ihre einschligigen Tatigkeiten gegebenen-
falls mit den regionalen und nationalen meereswissenschaftlichen und -technologischen Zentren in den
kleinen Inselentwicklungslindern abzustimmen, damit ihre Ziele im Einklang mit den entsprechenden
Entwicklungsprogrammen und -strategien der Vereinten Nationen fiir die kleinen Inselentwicklungslédnder
wirksamer erreicht werden;

225.  nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit, die die Zwischenstaatliche Ozeanographi-
sche Kommission mit Beratung durch den Fachbeirat fiir Seerecht im Hinblick auf die Entwicklung von
Verfahren zur Durchfithrung der Teile XIII und XIV des Seerechtsiibereinkommens leistet;

226. nimmt aulerdem mit Anerkennung Kenntnis von der Arbeit des Fachbeirats, namentlich sei-
ner in Zusammenarbeit mit der Seerechtsabteilung geleisteten Arbeit, betreffend die Praxis der Mitglied-
staaten im Bereich der wissenschaftlichen Meeresforschung und der Weitergabe von Meerestechnologie im
Rahmen des Seerechtsiibereinkommens und begriifit, dass der Exekutivrat der Zwischenstaatlichen Ozea-
nographischen Kommission auf seiner vom 26. bis 28. Juni 2012 in Paris abgehaltenen fiinfundvierzigsten
Tagung den Beschluss fasste, dass der Beirat seine Arbeit entsprechend den von den Leitungsgremien der
Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission im Einklang mit der Aufgabenstellung gesetzten

Priorititen fortsetzen wird, wofiir erforderlichenfalls auBerplanmiBige Mittel mobilisiert werden'®’;

227. erinnert daran, dass im Dezember 2010 die iiberarbeitete Fassung der Verdffentlichung Ma-
rine Scientific Research: A guide to the implementation of the relevant provisions of the United Nations
Convention on the Law of the Sea (Wissenschaftliche Meeresforschung: Leitfaden fiir die Durchfiihrung der
einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen) herausgegeben wur-
de, und ersucht das Sekretariat, sich weiter um die Verdffentlichung des Leitfadens in allen Amtssprachen
der Vereinten Nationen zu bemiihen;

228. nimmt Kenntnis von dem Beitrag, den der Census of Marine Life (Bestandsaufnahme des
Lebens im Meer) zur Erforschung der biologischen Vielfalt der Meere leistet, namentlich durch seinen Be-
richt ,,First Census of Marine Life 2010: Highlights of a Decade of Discovery* (Erste Bestandsaufnahme
des Lebens im Meer 2010: Hohepunkte eines Jahrzehnts der Entdeckung);

1 Intergovernmental Oceanographic Commission, Beschluss EC-XLV/Dec.4.3.
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229. begriRt, dass vermehrte Aufmerksamkeit auf die Ozeane als mogliche Quelle erneuerbarer
Energie gerichtet wird, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der Zusammenfassung der Erdrterungen
des informellen Beratungsprozesses auf seiner dreizehnten Tagung'®';

230. betont, wie wichtig es ist, das wissenschaftliche Verstdndnis der Wechselwirkung zwischen
den Ozeanen und der Atmosphére zu vertiefen, namentlich durch die Mitarbeit an den von der Zwischen-
staatlichen Ozeanographischen Kommission, dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen, der Weltor-
ganisation fiir Meteorologie und dem Internationalen Rat fiir Wissenschaft geforderten Ozeanbeobach-
tungsprogrammen und geografischen Informationssystemen, wie etwa dem Globalen Ozeanbeobachtungs-
system, vor allem in Anbetracht ihrer Rolle bei der Uberwachung und Vorhersage der Klimainderungen
und Klimaschwankungen und bei der Einrichtung und dem Betrieb von Tsunami-Warnsystemen;

231. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Fortschritten, die die Zwischenstaatliche Ozeano-
graphische Kommission und die Mitgliedstaaten bei der Einrichtung regionaler und nationaler Systeme fiir
Tsunami-Warnung und -Folgenbegrenzung erzielt haben, begriift es, dass die Vereinten Nationen und ande-
re zwischenstaatliche Organisationen diesbeziiglich weiter zusammenarbeiten, und legt den Mitgliedstaaten
nahe, ihre nationalen Warn- und Folgenbegrenzungssysteme erforderlichenfalls im Rahmen eines globalen,
ozeanbezogenen und auf Mehrfachrisiken ausgerichteten Ansatzes einzurichten und weiterzufiihren, um
Verluste von Menschenleben und Schéden fiir die Volkswirtschaften zu verringern und die Widerstandskraft
der Kiistengemeinschaften gegen Naturkatastrophen zu starken;

232. betont, dass weitere Anstrengungen zur Ausarbeitung von MaBnahmen zur Milderung von
Naturkatastrophen und zur Vorbereitung auf solche Katastrophen unternommen werden miissen, insbeson-
dere nach durch Erdbeben verursachten Tsunami-Ereignissen, wie etwa am 11. Mérz 2011 in Japan;

233. fordert die Staaten nachdriicklich auf, die erforderlichen MaBnahmen zu treffen und in den
zustindigen Organisationen, namentlich der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen, der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission und der Weltorganisation fiir Meteoro-
logie, zusammenzuarbeiten, um die Beschiddigung von im Einklang mit dem Vdélkerrecht ausgesetzten und
betriebenen Bojen zur Erfassung von Ozeandaten anzugehen, unter anderem durch Aufklarung und Infor-
mation tiber die Bedeutung und den Zweck dieser Bojen, durch ihre verstiarkte Sicherung gegen Beschadi-
gung und durch vermehrte Schadensmeldungen;

Xl

RegelméRiger globaler Berichterstattungs- und Bewertungsprozess zum
Zustand der Meeresumwelt, einschlielich sozio6konomischer Aspekte

234, weist erneut auf die Notwendigkeit hin, die regelméBige wissenschaftliche Bewertung des
Zustands der Meeresumwelt zu verstirken, um die wissenschaftliche Grundlage fiir die Politikgestaltung zu
verbessern;

235.  begrift die Abhaltung der vierten Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe fiir den Regelma-
Bigen globalen Berichterstattungs- und Bewertungsprozess zum Zustand der Meeresumwelt, einschlieBlich
soziodkonomischer Aspekte, vom 22. bis 25. April 2013 in New York, gemal Ziffer 231 der Resolution
67/78,;

236. macht sich die Empfehlungen, die die Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe auf ihrer vierten Tagung
verabschiedete”, zu eigen;

237. bekréftigt die Leitprinzipien fiir den RegelméBigen Prozess und das Ziel und den Umfang
seines ersten Zyklus (2010-2014), die auf der ersten Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe 2009 verein-
bart wurden'®%;

151 A/67/120.
12 Siche A/64/347, Anlage.
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238. stellt fest, dass die Mitglieder der Sachverstindigengruppe des RegelméBigen Prozesses in
der zweiten Phase des ersten Bewertungszyklus gemaf Ziffer 209 der Resolution 65/37 A ihre Tétigkeit in
der Sachverstindigengruppe fortsetzten, und ermutigt die Regionalgruppen, die noch keine Sachverstiandi-
gen fiir die Gruppe gemal Ziffer 180 der Resolution 64/71 ernannt haben, dies zu tun;

239. anerkennt die Arbeit der Sachverstindigengruppe in der ersten Phase des ersten Bewertungs-
zyklus;

240. begriilt, dass unter der Agide der Vereinten Nationen die Website des RegelmiBigen Prozes-
ses entwickelt und in Betrieb genommen wurde, anerkennt die Beitrége zur Einrichtung der Website und
fordert zu Konsultationen zwischen dem Prisidium der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe, gegebenenfalls unter
Beteiligung der Gemeinsamen Koordinatoren der Sachverstindigengruppe, und dem Sekretariat des Re-
gelmifBigen Prozesses iiber den Inhalt der Website auf;

241. nimmt Kenntnis von den Leitlinien fir Beitragende, die vom Présidium der Ad-hoc-Plenar-
arbeitsgruppe angenommen wurden'®, und von dem iiberarbeiteten Entwurf des Zeitplans fiir die erste
globale integrierte Meeresbewertung'®, begriift die Abhaltung der Arbeitstagungen vom 13. bis
15. November 2012 in Miami (Vereinigte Staaten von Amerika), am 6. und 7. Dezember 2012 in Maputo,
vom 25. bis 27. Februar 2013 in Brisbane (Australien) und vom 28. bis 30. Oktober 2013 in Grand Bassam
(Cote d’Ivoire) und nimmt Kenntnis von den Zusammenfassungen dieser Arbeitstagungen'® sowie von
dem aktualisierten Bericht iiber die vorlaufige Bestandsaufnahme der aufzubauenden Kapazititen fiir Be-
wertungen,

242. anerkennt die vom Prasidium der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe im Zeitraum zwischen den
Tagungen geleistete Arbeit;

243. ersucht den Generalsekretir, die fiinfte Tagung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe fiir den
31. Mérz 2014 einzuberufen, mit dem Ziel, die laufenden Arbeiten im Rahmen des ersten Zyklus der ersten
globalen integrierten Meeresbewertung zu bewerten und der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigs-
ten Tagung Empfehlungen vorzulegen, so auch zur Finanzierungsquelle fiir die Herausgabe der Zusammen-
fassung der ersten globalen integrierten Meeresbewertung als offizielles Dokument der Versammlung;

244. erinnert daran, dass der im Rahmen der Vereinten Nationen eingerichtete RegelmiBige Pro-
zess der Generalversammlung Rechenschaft abzulegen hat und ein vom Vélkerrecht, einschlieBlich des
Seerechtsiibereinkommens und anderer anwendbarer internationaler Ubereinkiinfte, geleiteter zwischen-
staatlicher Prozess ist, der die einschlidgigen Versammlungsresolutionen beriicksichtigt;

245. hebt hervor, dass die zweite Phase des ersten Zyklus des RegelméBigen Prozesses begonnen
hat und dass die erste globale integrierte Meeresbewertung bis 2014 abzuschlieen ist;

246. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* ihre Unterstiitzung fiir den
RegelmiBigen Prozess zum Ausdruck brachten, dem Abschluss der ersten globalen integrierten Bewertung
des Zustands der Meeresumwelt bis 2014 und ihrer anschlieBenden Behandlung durch die Generalver-
sammlung mit Interesse entgegensahen und den Staaten nahelegten, die aus der Bewertung hervorgehenden
Erkenntnisse auf geeigneter Ebene zu behandeln;

247. ersucht das Sekretariat des RegelméBigen Prozesses, den Mitgliedstaaten den ersten Entwurf
der ersten globalen integrierten Meeresbewertung zur Stellungnahme von Juni bis August 2014 zu iibermit-
teln, und beschlieft, dass die Sachverstindigengruppe die Bewertung auf der Grundlage der eingegangenen
Stellungnahmen iiberarbeiten wird, dass der Entwurf samt den eingegangenen Stellungnahmen anschlie-
end dem Présidium der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe vorgelegt wird und dass der Entwurf der Bewertung
mit Zustimmung des Prasidiums der Arbeitsgruppe zur Priifung iibermittelt wird, dass die Bewertung in der
Arbeitssprache der Sachverstindigengruppe auf der Website des Regelméfigen Prozesses verfiigbar sein

'3 A/68/82 und Corr.1, Anlage I1.
1% Ebd., Anlage IIL
195 Siehe A/67/687, A/67/885 und A/67/896.



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

soll, dass der Generalsekretdr sich bemiihen soll, die Bewertung in alle anderen Amtssprachen libersetzen
zu lassen, vorbehaltlich der Verfiigbarkeit von Ressourcen in dem freiwilligen Treuhandfonds, der zu dem
Zweck eingerichtet wurde, die Aktivitdten im Rahmen des ersten Fiinfjahreszyklus des RegelmiBigen Pro-
zesses zu unterstiitzen, und dass die Kovorsitzenden der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe die Zusammenfassung
der ersten globalen integrierten Meeresbewertung vorlegen sollen, die dann als offizielles Dokument der
Generalversammlung zur endgiiltigen Genehmigung durch die Versammlung auf ihrer siebzigsten Tagung
herausgegeben werden soll;

248. nimmt mit Dank Kenntnis von den bislang eingegangenen Benennungen fiir den Pool von
Sachverstindigen des RegelmifBigen Prozesses, legt den Staaten eindringlich nahe, weiter iiber die Regio-
nalgruppen und im Einklang mit den Kriterien fiir die Ernennung von Sachverstindigen Personen fiir den
Pool von Sachverstéindigen zu ernennen und die Sachverstandigengruppe bei der Vorbereitung der ersten
globalen integrierten Meeresbewertung zu unterstiitzen, und ersucht die Mitglieder des Présidiums, auf die
ihrer jeweiligen Regionalgruppe angehdrenden Staaten zuzugehen und sie eindringlich zu bitten, so bald
wie moglich Personen fiir den Pool von Sachverstéindigen zu benennen;

249. Dbittet die Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission, das Umweltprogramm der
Vereinten Nationen, die Internationale Seeschifffahrts-Organisation, die Erndhrungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen und gegebenenfalls andere zustéindige Sonderorganisationen der Ver-
einten Nationen, weiterhin technische und wissenschaftliche Unterstiitzung fiir den RegelmiBigen Prozess
bereitzustellen;

250. ersucht das Sekretariat des RegelméBigen Prozesses, im Einklang mit dem iiberarbeiteten
Entwurf des Zeitplans fiir die erste globale integrierte Meeresbewertung und im Rahmen der verfiigbaren
Ressourcen Tagungen der Sachverstindigengruppe einzuberufen;

251.  nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Unterstiitzung der Seerechtsabteilung als Sekreta-
riat des RegelméBigen Prozesses und von der technischen und logistischen Unterstiitzung des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen und der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission;

252. st sich dessen bewusst, dass die Sonderorganisationen der Vereinten Nationen eine wichtige
Rolle bei der Forderung des RegelmédBigen Prozesses spielen konnen, und bittet diese Organisationen, den
RegelmidBigen Prozess im Benehmen und in Abstimmung mit seinem Sekretariat weiter zu fordern;

253.  beflirwortet zusétzliche Gelegenheiten fiir die Sachverstindigengruppe, Zugang zu sachdien-
lichen Informationen fiir die erste globale integrierte Meeresbewertung und den Aufbau von Kapazititen zu
erhalten;

254.  nimmt Kenntnis von der Empfehlung der Ad-hoc-Plenararbeitsgruppe’ und beschlieBt, wei-
ter zu priifen, inwieweit die Kapazititen der Seerechtsabteilung in ihrer Funktion als Sekretariat des Re-
gelmifBigen Prozesses gestarkt werden miissen;

255.  nimmt mit Dank Kenntnis von dem Beitrag zu dem freiwilligen Treuhandfonds, der nach
Ziffer 183 der Resolution 64/71 zu dem Zweck eingerichtet wurde, die Aktivitdten im Rahmen des ersten
Fiinfjahreszyklus des Regelméfigen Prozesses zu unterstiitzen, bekundet ihre ernste Besorgnis iiber die
begrenzten Mittel, die im Treuhandfonds zur Verfiigung stehen, legt den Mitgliedstaaten, den internationa-
len Finanzinstitutionen, den Geberorganisationen, den zwischenstaatlichen Organisationen, den nichtstaat-
lichen Organisationen und natiirlichen und juristischen Personen eindringlich nahe, finanzielle Beitrdge zu
dem freiwilligen Treuhandfonds zu leisten und auf andere Weise zu dem RegelméBigen Prozess beizutra-
gen, und beschliefit in Anbetracht der im Treuhandfonds vorhandenen begrenzten Mittel, die Notwendigkeit
der Nachhaltigkeit der Aktivitidten des RegelméiBigen Prozesses zu iiberpriifen und die Notwendigkeit, die
Berechenbarkeit und Dauerhaftigkeit der Finanzmittel zur Unterstiitzung der Aktivititen im Rahmen des
RegelmiBigen Prozesses zu gewihrleisten, weiter zu erdrtern;

256. ersucht den Generalsekretdr, den nach Ziffer 183 der Resolution 64/71 eingerichteten freiwil-
ligen Treuhandfonds iiber den ersten Fiinfjahreszyklus hinaus und fiir die Dauer der Aktivitdten im Rahmen
des RegelméBigen Prozesses zu verwalten;
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X111
Regionale Zusammenarbeit

257. stellt fest, dass in verschiedenen Regionen mehrere Regionalinitiativen zur Forderung der
Durchfithrung des Seerechtsiibereinkommens ergriffen wurden, nimmt in diesem Zusammenhang aufer-
dem Kenntnis von dem Hilfsfonds fiir die Karibik, der hauptséchlich im Wege technischer Hilfe die freiwil-
lige Aufnahme von Verhandlungen iiber die Festlegung der Seegrenzen zwischen den karibischen Staaten
erleichtern soll, nimmt erneut Kenntnis von dem Friedensfonds fiir die friedliche Beilegung von Gebiets-
streitigkeiten, den die Generalversammlung der Organisation der amerikanischen Staaten im Jahr 2000 in
Anbetracht seiner grofleren regionalen Reichweite als Hauptmechanismus fiir die Verhiitung und Beilegung
von anhéngigen Gebietsstreitigkeiten und Streitigkeiten iiber Land- und Seegrenzen eingerichtet hat, und
fordert die Staaten und andere, die dazu in der Lage sind, auf, zu diesen Fonds beizutragen;

258. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Anstrengungen, die auf regionaler Ebene unter-
nommen werden, um die Durchfiihrung des Seerechtsiibereinkommens zu férdern und die Fragen im Zu-
sammenhang mit der Sicherheit der Schifffahrt und der Gefahrenabwehr in der Schifffahrt, der Erhaltung
und nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen, dem Schutz und der Bewahrung der Mee-
resumwelt und der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere anzugehen,
einschlieBlich durch den Aufbau von Kapazititen;

259. nimmt davon Kenntnis, dass 2014 die dritte Internationale Konferenz iiber die kleinen Insel-
entwicklungslidnder stattfinden wird, und stellt fest, wie wichtig koordinierte, ausgewogene und integrierte
Mafnahmen zur Bewiltigung der sich den kleinen Inselentwicklungslédndern stellenden Herausforderungen
auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung sind, einschlieflich der Herausforderungen im Zusammen-
hang mit der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der Meeresressourcen und der Bewahrung der Mee-
resumwelt;

260. Dbittet die Staaten und die internationalen Organisationen, zum besseren Schutz der Mee-
resumwelt stiarker zusammenzuarbeiten, und begriit in dieser Hinsicht die zwischen der Kommission zum
Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks, der Kommission fiir die Fischerei im Nordostatlantik, der
Internationalen Meeresbodenbehdrde und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation geschlossene
Vereinbarung iiber eine verstirkte Zusammenarbeit;

261. anerkennt die Ergebnisse des Internationalen Polarjahrs 2007-2008 mit besonderem Schwer-
punkt auf den neuen Erkenntnissen iiber die Zusammenhénge zwischen den 6kologischen Verdnderungen in
den Polarregionen und den globalen Klimasystemen und legt den Staaten und der Wissenschaft nahe, in
dieser Hinsicht stirker zusammenzuarbeiten;

262. begrift die regionale Zusammenarbeit und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von dem ,,Pa-
cific Oceanscape“-Rahmen, einer Initiative zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Kiisten-
staaten der Pazifikinsel-Region mit dem Ziel, die Erhaltung und nachhaltige ErschlieBung der Meeresres-
sourcen zu fordern;

263. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den verschiedenen Kooperationsbemithungen, die die
Staaten auf regionaler und subregionaler Ebene unternehmen, und begriifit in dieser Hinsicht Initiativen wie
die Integrierte Bewertung und Bewirtschaftung des grof3en marinen Okosystems des Golfs von Mexiko;

264. anerkennt die einschldgige Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedern der Siidatlantischen
Zone des Friedens und der Zusammenarbeit;

X1V
Offener informeller Beratungsprozess Uber Ozeane und Seerecht

265. begrifit den Bericht der Kovorsitzenden iiber die vierzehnte Tagung des informellen Bera-
tungsprozesses, deren Schwerpunkt auf den Auswirkungen der Versauerung der Ozeane auf die Mee-
resumwelt lag”;

266. erkennt an, dass dem informellen Beratungsprozess die Rolle eines einzigartigen Forums fiir
die umfassende Erorterung von Fragen betreffend Ozeane und Seerecht zukommt, im Einklang mit dem
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vom Seerechtsiibereinkommen und Kapitel 17 der Agenda 21 vorgegebenen Rahmen, und stellt fest, dass
der Aspekt der drei Saulen der nachhaltigen Entwicklung bei der Priifung der gewéhlten Themen noch stér-
ker zur Geltung kommen soll;

267. begrifit die Tatigkeit des informellen Beratungsprozesses und den Beitrag, den er zur Ver-
besserung der Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den Staaten und zur Starkung der jéhrlichen
Aussprache der Generalversammlung iiber Ozeane und Seerecht leistet, indem er die Aufmerksamkeit
wirksam auf Schliisselfragen und aktuelle Trends lenkt;

268. begrift auBerdem die Anstrengungen, die Tétigkeit des informellen Beratungsprozesses und
ihre Zielausrichtung zu verbessern, erkennt in dieser Hinsicht an, dass dem informellen Beratungsprozess
bei der Integration von Wissen, dem Meinungsaustausch zwischen verschiedenen Interessentrdgern, der
Koordinierung zwischen den zustindigen Stellen und der Sensibilisierung fiir Themen, einschlie8lich neu
auftretender Fragen, die Hauptrolle zukommt, wobei er gleichzeitig die drei Sdulen der nachhaltigen Ent-
wicklung fordert, und empfiehlt, im Rahmen des informellen Beratungsprozesses ein transparentes, objek-
tives und alle Seiten einschlieBendes Verfahren fiir die Auswahl der Themen und Sachverstindigen zu kon-
zipieren, um die Arbeit der Generalversammlung wihrend der informellen Konsultationen iiber die jéhrli-
che Resolution betreffend Ozeane und Seerecht zu erleichtern;

269. verweist auf die Notwendigkeit, die Effizienz des informellen Beratungsprozesses zu stirken
und zu verbessern, und legt den Staaten, zwischenstaatlichen Organisationen und Programmen nahe, die
Kovorsitzenden diesbeziiglich anzuleiten, insbesondere vor und wahrend der Vorbereitungstagung fiir den
informellen Beratungsprozess;

270. weist auerdem darauf hin, dass die Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Ta-
gung die Wirksamkeit und den Nutzen des informellen Beratungsprozesses erneut iiberpriifen wird,;

271. ersucht den Generalsekretér, im Einklang mit den Ziffern 2 und 3 der Resolution 54/33 die
fiinfzehnte Tagung des informellen Beratungsprozesses fiir den 27. bis 30. Mai 2014 nach New York einzu-
berufen, ihm die zur Durchfiihrung seiner Arbeit erforderlichen Einrichtungen zur Verfiigung zu stellen und
zu veranlassen, dass die Seerechtsabteilung, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit anderen zustindigen
Stellen des Sekretariats, Unterstiitzung gewahrt;

272. bekundet ihre anhaltende ernsthafte Besorgnis dariiber, dass es dem geméaB Resolution 55/7
eingerichteten freiwilligen Treuhandfonds an Mitteln mangelt, um den Entwicklungsldndern, insbesondere
den am wenigsten entwickelten Landern, den kleinen Inselentwicklungsléndern und den Binnenentwick-
lungsléndern, die Teilnahme an den Tagungen des informellen Beratungsprozesses zu erleichtern, und for-
dert die Staaten nachdriicklich auf, zusétzliche Beitrége zu dem Treuhandfonds zu leisten;

273. beschlielit, dass die Vertreter aus Entwicklungslandern, die von den Kovorsitzenden im Be-
nehmen mit den Regierungen eingeladen werden, wihrend der Tagungen des informellen Beratungsprozes-
ses Vortridge zu halten, bei der Auszahlung von Mitteln aus dem gemél Resolution 55/7 eingerichteten
freiwilligen Treuhandfonds vorrangig beriicksichtigt werden, damit sie ihre Reisekosten decken konnen,
und dass sie aullerdem Tagegeld erhalten diirfen, sofern nach Deckung der Reisekosten aller anderen in
Frage kommenden Vertreter aus den in Ziffer 272 genannten Léndern noch Mittel vorhanden sind;

274. beschlielt aulerdem, dass sich der informelle Beratungsprozess auf seiner fiinfzehnten Ta-
gung bei der Erorterung des Berichts des Generalsekretérs iiber Ozeane und Seerecht auf die Rolle der Fi-
sche und Meeresfriichte in der globalen Erndhrungssicherung konzentrieren wird;

XV
Koordinierung und Zusammenarbeit

275. ermutigt die Staaten, eng mit den internationalen Organisationen, Fonds und Programmen
sowie mit den Sonderorganisationen des Systems der Vereinten Nationen und den einschldgigen internatio-
nalen Ubereinkommen zusammenzuarbeiten und sie als Forum zu nutzen, um neue Schwerpunktbereiche
fiir die verbesserte Koordinierung und Zusammenarbeit sowie die besten Vorgehensweisen zur Behandlung
dieser Fragen aufzuzeigen;
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276. legt den aufgrund des Seerechtsiibereinkommens geschaffenen Organen nahe, die Koordinie-
rung und Zusammenarbeit bei der Erfiillung ihres jeweiligen Mandats nach Bedarf zu verstérken;

277. ersucht den Generalsekretér, diese Resolution den Leitern der mit Meeresangelegenheiten
und Seerecht befassten zwischenstaatlichen Organisationen, Sonderorganisationen und F onds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen sowie der Finanzierungsinstitutionen zur Kenntnis zu bringen, und unter-
streicht, wie wichtig ihre konstruktiven und aktuellen Beitrdge zu dem Bericht des Generalsekretérs iiber
Ozeane und Seerecht und ihre Teilnahme an den entsprechenden Tagungen und Prozessen sind;

278. begrift die Tétigkeit der Sekretariate der zustindigen Sonderorganisationen, Programme,
Fonds und Organe der Vereinten Nationen und der Sekretariate der verwandten Organisationen und Uber-
einkommen zur Verstirkung der interinstitutionellen Koordinierung und Zusammenarbeit in Meeresfragen,
so auch, soweit angezeigt, durch UN-Ozeane, den interinstitutionellen Koordinierungsmechanismus fiir
Meeres- und Kiistenfragen im System der Vereinten Nationen;

279. anerkennt die von UN-Ozeane bisher geleistete Arbeit, genehmigt die revidierte Aufgaben-
stellung fiir die Tétigkeit von UN-Ozeane mit einem iiberarbeiteten Mandat, die dieser Resolution als Anla-
ge beigefiigt ist, und beschlief8t, diese Aufgabenstellung auf ihrer zweiundsiebzigsten Tagung vor dem Hin-
tergrund der Arbeit von UN-Ozeane zu tiberpriifen;

XVI
Tatigkeiten der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht

280. dankt dem Generalsekretér fiir den von der Seerechtsabteilung erstellten Jahresbericht iiber
Ozeane und Seerecht sowie fiir die sonstigen Aktivitdten der Abteilung, die den hohen Standard der den
Mitgliedstaaten von der Abteilung gewahrten Unterstiitzung widerspiegeln;

281. stellt mit Befriedigung fest, dass die Vereinten Nationen am 8. Juni 2013 zum flinften Mal
den Welttag der Ozeane begangen haben, nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Anstrengungen der
Seerechtsabteilung zur Veranstaltung dieses Tages und bittet die Abteilung, die internationale Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Seerechts und der Meeresangelegenheiten im Rahmen der kiinftigen Begehung
des Welttags der Ozeane sowie durch ihre Teilnahme an anderen Veranstaltungen weiter zu fordern und zu
erleichtern;

282. ersucht den Generalsekretir, die ihm in dem Seerechtsiibereinkommen und den damit zu-
sammenhédngenden Resolutionen der Generalversammlung, namentlich den Resolutionen 49/28 und 52/26,
iibertragenen Aufgaben und Funktionen auch kiinftig wahrzunehmen und sicherzustellen, dass der See-
rechtsabteilung im Rahmen des fiir die Organisation gebilligten Haushaltsplans ausreichende Mittel zur
Durchfiihrung ihrer Tétigkeit zugewiesen werden;

283. ersucht den Generalsekretdr aullerdem, die Verdffentlichungstitigkeiten der Seerechtsabtei-
lung weiterzufiihren, insbesondere durch die Verdffentlichung von The Law of the Sea: A Select Biblio-
graphy (Seerecht: Eine ausgewéhlte Bibliografie) und Law of the Sea Bulletin (Seerechts-Bulletin);

XVII
Neunundsechzigste Tagung der Generalversammliung

284. ersucht den Generalsekretdr, im Einklang mit den Resolutionen 49/28, 52/26 und 54/33 einen
Bericht iiber Entwicklungen und Fragen im Zusammenhang mit Meeresangelegenheiten und dem Seerecht,
einschlieBlich der Durchfithrung dieser Resolution, zur Behandlung durch die Generalversammlung auf
ihrer neunundsechzigsten Tagung zu erstellen und den Abschnitt des Berichts, der das Schwerpunktthema
der fiinfzehnten Tagung des informellen Beratungsprozesses betrifft, mindestens sechs Wochen vor der
Tagung des informellen Beratungsprozesses zur Verfiigung zu stellen;

285. hebt die entscheidende Rolle hervor, die dem Jahresbericht des Generalsekretirs zukommt,
der Informationen {iber Entwicklungen in Bezug auf die Durchfithrung des Seerechtsiibereinkommens und
die Arbeit der Vereinten Nationen, ihrer Sonderorganisationen und anderer Einrichtungen im Bereich der
Meeresangelegenheiten und des Seerechts auf globaler und regionaler Ebene einschliet und dementspre-
chend die Grundlage fiir die jéhrliche Behandlung und Uberpriifung der die Meeresangelegenheiten und
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das Seerecht betreffenden Entwicklungen durch die Generalversammlung als die fiir eine solche Uberprii-
fung zusténdige globale Institution bildet;

286. stellt fest, dass der in Ziffer 284 genannte Bericht geméB Artikel 319 des Seerechtsiiberein-
kommens auch den Vertragsstaaten vorgelegt werden wird, soweit es um Fragen allgemeiner Art geht, die
in Bezug auf das Ubereinkommen aufgetreten sind;

287. stellt auBerdem fest, dass der Wunsch besteht, die Effizienz der informellen Konsultationen
iiber die jahrliche Resolution der Generalversammlung betreffend Ozeane und Seerecht sowie die wirksame
Beteiligung der Delegationen daran weiter zu verbessern, beschlie3t, dass die informellen Konsultationen
iiber die Resolution insgesamt hochstens zwei Wochen dauern und zeitlich so geplant werden sollen, dass
die Seerechtsabteilung iiber ausreichend Zeit fiir die Erstellung des in Ziffer 284 genannten Berichts ver-
fiigt, und bittet die Staaten, dem Koordinator der informellen Konsultationen mdglichst bald Textvorschla-
ge zur Aufnahme in die Resolution vorzulegen;

288. beschlief3t, den Punkt ,,Ozeane und Seerecht” in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

Anlage
Aufgabenstellung fir UN-Ozeane

A Wirkungsbereich und Zielsetzung

1. UN-Ozeane ist ein interinstitutioneller Mechanismus, der das Ziel verfolgt, die Koordinierung, Ko-
hirenz und Effektivitit der zustédndigen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und der Inter-
nationalen Meeresbodenbehdrde im Rahmen der vorhandenen Ressourcen und im Einklang mit dem See-
rechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen, den jeweiligen Zustindigkeiten seiner teilnehmenden Orga-
nisationen und den von ihren jeweiligen Leitungsgremien genehmigten Mandaten und Priorititen zu erhd-
hen.

B. Mandat
2. UN-Ozeane wird

a) die Koordinierung und Kohérenz der Aktivititen des Systems der Vereinten Nationen in Bezug
auf Meeres- und Kiistengebiete stirken und fordern;

b)  einen regelmidBigen Austausch iiber die laufenden und geplanten Aktivititen der teilnehmenden
Organisationen im Rahmen der einschlidgigen Mandate der Vereinten Nationen und anderer Mandate fiih-
ren, mit dem Ziel, mogliche Bereiche fiir Zusammenarbeit und Synergien zu identifizieren;

C) es seinen teilnehmenden Organisationen gegebenenfalls erleichtern, die Beitrige zu den Jah-
resberichten des Generalsekretérs tiber Ozeane und Seerecht und iiber nachhaltige Fischerei zu leisten, die
dem Sekretariat vorzulegen sind,

d) den interinstitutionellen Informationsaustausch erleichtern, namentlich iiber die Erfahrungen,
bewdhrten Verfahren, Instrumente und Methodologien und die in Ozeanfragen gewonnenen Erkenntnisse.

C. Arbeitsmodalitéten

Teilnahme

3. Damit UN-Ozeane sein Mandat, die Kohédrenz des Systems der Vereinten Nationen in Fragen im
Zusammenhang mit Meeresangelegenheiten und dem Seerecht zu gewihrleisten, erfiillen kann, steht die
Teilnahme an UN-Ozeane allen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, die fiir Aktivitdten im
Zusammenhang mit Meeres- und Kiistengebieten zustidndig sind, und der Internationalen Meeresbodenbe-
hérde offen.
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Koordinierungsstelle

4. Der Rechtsberater der Vereinten Nationen/Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht wird als
Koordinierungsstelle fiir UN-Ozeane fungieren und in dieser Eigenschaft

a) die Tagungen von UN-Ozeane einberufen und organisieren, was die Erstellung und Verteilung
von Tagungsprotokollen, Berichten und Hintergrunddokumenten einschlief3t;

b) die Kommunikation zwischen den Teilnehmern von UN-Ozeane erleichtern;

c) die Informationen iiber die Aktivititen von UN-Ozeane pflegen und aktualisieren, den Teil-
nehmern von UN-Ozeane und den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zur Verfigung stellen und der
Offentlichkeit iiber die Website von UN-Ozeane (www.unoceans.org) zugédnglich machen;

d) UN-Ozeane auf den einschldgigen Tagungen vertreten, unter anderem denjenigen im Rahmen
der Generalversammlung und denjenigen des Koordinierungsrats der Leiter der Organisationen des Sys-
tems der Vereinten Nationen und seines Hochrangigen Ausschusses fiir Programmfragen.

Tagungen

5. UN-Ozeane wird mindestens einmal jéhrlich eine Prasenztagung und nach Bedarf ergéinzende virtu-
elle Tagungen (Telekonferenzen, Videokonferenzen) abhalten.

6. UN-Ozeane wird, soweit durchfiihrbar, seine Prisenztagungen am Amtssitz der Vereinten Nationen
abhalten, vorzugsweise in Verbindung mit dem Offenen informellen Beratungsprozess der Vereinten Natio-
nen iiber Ozeane und Seerecht.

7. Jede Tagung wird von einem Vorsitzenden geleitet, der aus dem Kreis der auf der Tagung anwesen-
den Teilnehmer von UN-Ozeane fiir diese Tagung gewihlt wird. Der Vorsitzende einer Tagung von UN-
Ozeane kann nicht zum Vorsitzenden der unmittelbar darauffolgenden Tagung gewihlt werden.

8. UN-Ozeane wird sich so weit wie moglich eines elektronischen Kommunikations- und Informa-
tionsmanagements bedienen und die Arbeit zwischen den Tagungen auf elektronischem Weg, beispielswei-
se mittels Tele- und Videokonferenzen, ausfiihren.

9. Die Arbeit von UN-Ozeane wird auf Konsensbasis erfolgen.

10.  Falls angezeigt und notwendig, konnen UN-Wasser und UN-Energie als geladene Beobachter an den
Tagungen von UN-Ozeane teilnehmen.

Arbeitsprogramm

11.  UN-Ozeane wird regelméBig ein Arbeitsprogramm aufstellen, das ihm erméglicht, die Mafinahmen,
die seine teilnehmenden Organisationen aufgrund der von ihren Leitungsgremien genehmigten Mandate
ergreifen, wirksam zu koordinieren.

12.  Zur Unterstiitzung seines Mandats und seiner Arbeit kann UN-Ozeane termingebundene Ad-hoc-
Aufgaben festlegen, die die Koordinierung in bestimmten Fragen erleichtern sollen und an denen sich alle
teilnehmenden Organisationen von UN-Ozeane beteiligen konnen.

Berichterstattung

13.  Zur Gewihrleistung von Transparenz und Rechenschaft

a) wird der Generalsekretdr jahrlich im Rahmen seines Berichts an die Generalversammlung {iber
Entwicklungen und Fragen im Zusammenhang mit Meeresangelegenheiten und dem Seerecht iiber die Ak-
tivitdten und Arbeitsprogramme von UN-Ozeane Bericht erstatten;

b) wird UN-Ozeane auf Ersuchen der Generalversammlung auBerdem den Mitgliedstaaten im
Rahmen der Tagungen des informellen Beratungsprozesses Bericht erstatten;

€) konnen auf Ersuchen der Generalversammlung im Rahmen der Tagungen des informellen Be-
ratungsprozesses oder immer dann, wenn die Mitgliedstaaten dies fiir notwendig erachten, Riickmeldungs-
und Konsultationssitzungen mit UN-Ozeane abgehalten werden;
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d) wird UN-Ozeane dariiber hinaus den Hochrangigen Ausschuss fiir Programmfragen jahrlich
tiber seine Aktivitdten und Arbeitsprogramme unterrichten;

e) wird UN-Ozeane alle seine Tagungsberichte, Aufgabenberichte, Jahresberichte an den Infor-
mellen Beratungsprozess und anderen einschlédgigen Dokumente systematisch in die Website von UN-
Ozeane (www.unoceans.org) einstellen.

RESOLUTION 68/71

Verabschiedet auf der 63. Plenarsitzung am 9. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/68/L.19 und Add.1, eingebracht von: Australien, Barbados, Belgien, Chile, Costa Rica, Dénemark,
Griechenland, Island, Jamaika, Kanada, Litauen, Malediven, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Monaco, Mon-
tenegro, Nauru, Neuseeland, Norwegen, Palau, Portugal, Samoa, Slowenien, Tonga, Trinidad und Tobago, Ukra-
ine, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

68/71. Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Ubereinkommen von 1995 zur Durchfiihrung
der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezem-
ber 1982 (iber die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietstibergreifenden Fischbestan-
den und Bestanden weit wandernder Fische und damit zusammenhangende Ubereinkiinfte

Die Generalversammlung,

in Bekraftigung ihrer jéhrlichen Resolutionen iiber nachhaltige Fischerei, namentlich der Resolution
67/79 vom 11. Dezember 2012, und anderer einschldgiger Resolutionen,

unter Hinweis auf die einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten
Nationen (,,Seerechtsiibereinkommen®)'®® und eingedenk des Verhiltnisses zwischen dem Seerechtsiiber-
einkommen und dem Ubereinkommen von 1995 zur Durchfiihrung der Bestimmungen des Seerechts-
iibereinkommens der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1982 iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung
von gebietsiibergreifenden Fischbestinden und Bestinden weit wandernder Fische (,,Durchfithrungs-
{ibereinkommen*)'®’,

unter BegruBung der Ratifikationen des Durchfiithrungsiibereinkommens und der Beitritte dazu so-
wie der Tatsache, dass immer mehr Staaten, im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buch-
stabe b des Durchfiihrungsiibereinkommens genannte Rechtstrager und subregionale und regionale Organi-
sationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf MaBnahmen zur Umsetzung
der Bestimmungen des Durchfiihrungsiibereinkommens ergriffen haben, um ihre Bewirtschaftungsregime
zu verbessern,

sowie unter BegriBung der Arbeit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und ihres Fischereiausschusses und insbesondere in Anerkennung des Verhaltenskodexes fiir ver-
antwortungsvolle Fischerei der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (,,Ver-
haltenskodex) und der anderen damit verbundenen Ubereinkiinfte, einschlieBlich der internationalen Ak-
tionspléne, in denen Grundsitze und globale Verhaltensnormen fiir verantwortungsvolle Verfahrensweisen in
Bezug auf die Erhaltung von Fischereiressourcen und die Fischereibewirtschaftung und -entwicklung festge-
legt sind, sowie der Erkldrung von Rom von 2005 iiber illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei,

mit Besorgnis feststellend, dass die wirksame Bestandsbewirtschaftung in der marinen Fangfischerei
in einigen Gebieten durch unzuverlédssige Informationen und Daten, die unter anderem auf nicht oder falsch
gemeldete Fangmengen und Befischung zuriickzufiihren sind, erschwert wird und dass dieser Mangel an
genauen Daten in einigen Gebieten zur Uberfischung beitrigt,

in Anerkennung des maligeblichen Beitrags der nachhaltigen Fischerei zur Erndhrungssicherheit,
zum Einkommen, zum Wohlstand und zur Linderung der Armut der heutigen und kiinftigen Generationen,

1% United Nations, Treaty Series, Vol. 1833, Nr. 31363. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 199411 S. 1798;
6BGBI. Nr. 885/1995; AS 2009 3209.

17 Ebd., Vol. 2167, Nr. 37924. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2000 II S. 1022; 6BGBL. III Nr. 21/2005.
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in dieser Hinsicht unter BegriBung des von der Generalversammlung in ihrer Resolution 66/288
vom 27. Juli 2012 gebilligten Ergebnisdokuments der vom 20. bis 22. Juni 2012 in Rio de Janeiro (Brasili-
en) abgehaltenen Konferenz der Vereinten Nationen {iber nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,Die Zu-
kunft, die wir wollen®,

unter BegriiBung des Uberpriiften strategischen Rahmens der Ernihrungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen, den die Konferenz der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen auf ihrer achtunddreiBigsten Tagung billigte,

unter Hinweis darauf, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen*!®® aufgefordert wurden, die

Umsetzung der von dem Ausschuss fiir Welterndhrungssicherheit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsor-
ganisation der Vereinten Nationen erarbeiteten Freiwilligen Leitlinien fiir die verantwortungsvolle Rege-
lung der Nutzungs- und Besitzrechte an Land, Fischgriinden und Wéldern im Kontext der nationalen Er-
ndhrungssicherheit gebiihrend zu erwégen,

Kenntnis nehmend von den laufenden Arbeiten der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen zur Erstellung internationaler Leitlinien fiir die Sicherung einer nachhaltigen Klein-
fischerei, namentlich von der Wiederaufnahme der Technischen Konsultation iiber die Internationalen Leit-
linien fiir die Sicherung einer nachhaltigen Kleinfischerei, dic vom 3. bis 7. Februar 2014 stattfinden soll,

anerkennend, dass auf allen Ebenen dringend gehandelt werden muss, um die langfristige nachhalti-
ge Nutzung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen durch die umfassende Anwendung des Vorsor-
geansatzes und von Okosystemansétzen sicherzustellen,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis iiber die derzeitigen und die erwarteten nachteiligen Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die Erndhrungssicherheit und die Nachhaltigkeit der Fischerei und in dieser Hin-
sicht Kenntnis nehmend von der Arbeit der Zwischenstaatlichen Sachverstindigengruppe iiber Klimaédnde-
rungen, der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und des Umweltpro-
gramms der Vereinten Nationen,

in Bekraftigung ihrer Entschlossenheit, sicherzustellen, dass die von den regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaf-
tungsmalBnahmen auf den besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informationen beruhen,

missbilligend, dass die Fischbestinde, einschlieBlich der gebietsiibergreifenden Fischbestinde und
der Bestinde weit wandernder Fische, in vielen Teilen der Welt iiberfischt oder kaum regulierter, starker
Befischung ausgesetzt sind, was unter anderem auf illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei, unzu-
reichende Kontrolle und Durchsetzung durch die Flaggenstaaten, einschlieBlich Uberwachungs-, Kontroll-
und AufsichtsmaBnahmen, auf unzureichende Regulierungsmafnahmen, schidliche Fischereisubventionen
und Uberkapazititen sowie unzureichende Hafenstaatkontrolle zuriickzufiihren ist, wie in dem Bericht der
Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen mit dem Titel The State of World Fi-
sheries and Aquaculture 2012 (Zur Situation der weltweiten Fischerei und Aquakultur 2012) hervorgeho-
ben wird,

mit dem Ausdruck ihrer Unterstitzung fiir beschleunigte Bemiihungen um den Abschluss der lau-
fenden Verhandlungen in der Welthandelsorganisation zur Stirkung der Disziplinen betreffend Subventio-
nen im Fischereisektor, namentlich durch das Verbot bestimmter Formen von Fischereisubventionen, die zu
Uberkapazititen und Uberfischung beitragen,

besorgt dariiber, dass nur eine begrenzte Zahl von Staaten MaBnahmen ergriffen haben, um den von
der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedeten Internationalen
Aktionsplan fiir die Steuerung der Fangkapazititen einzeln und iiber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung umzusetzen,

1% Resolution 66/288, Anlage.
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unter Hinweis auf den Internationalen Aktionsplan zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbin-
dung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei, der von der Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedet wurde,

besonders besorgt dariiber, dass die illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei eine ernsthafte
Bedrohung fiir die Fischbestdnde und die Meereslebensrdume und -6kosysteme darstellt und der nachhalti-
gen Fischerei sowie der Erndhrungssicherheit und den Volkswirtschaften vieler Staaten, insbesondere von
Entwicklungslandern, schadet,

besorgt dariiber, dass sich einige Fischereibetreiber die Globalisierung der Fischereimérkte zuneh-
mend zunutze machen, um mit aus der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei stammenden
Fischereierzeugnissen Handel zu treiben, und aus diesen Tétigkeiten wirtschaftliche Gewinne erzielen, was
fiir sie einen Anreiz zur Fortfiihrung ihrer Tatigkeiten darstellt,

in der Erkenntnis, dass eine wirksame Abschreckung und Bekdmpfung der illegalen, ungemeldeten
und unregulierten Fischerei mit einem erheblichen finanziellen und sonstigen Ressourcenaufwand verbun-
den ist,

sowie in der Erkenntnis, dass die Flaggenstaaten gemil dem Seerechtsiibereinkommen, dem Uber-
einkommen zur Forderung der Einhaltung internationaler Erhaltungs- und BewirtschaftungsmaBinahmen
durch Fischereifahrzeuge auf Hoher See (,,Einhaltungsiibereinkommen®)'®, dem Durchfiihrungsiiberein-
kommen und dem Verhaltenskodex die Pflicht haben, wirksame Kontrolle iiber die ihre Flagge fithrenden
Fischereifahrzeuge und Hilfsschiffe auszuiiben und dafiir Sorge zu tragen, dass deren Tatigkeit die Wirk-
samkeit der im Einklang mit dem Volkerrecht und auf nationaler, subregionaler, regionaler oder globaler
Ebene getroffenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen nicht beeintrachtigt,

ferner in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, Umladungen auf See angemessen zu regulieren, zu
tiberwachen und zu kontrollieren, um zur Bekdmpfung illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei-
tatigkeiten beizutragen,

feststellend, dass auf der von der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen fiir den 4. bis 8. Februar 2013 nach Rom einberufenen zweiten wiederaufgenommenen Tagung der
Technischen Konsultation {iber die Leistung der Flaggenstaaten die Freiwilligen Leitlinien fiir die Leistung
der Flaggenstaaten vereinbart wurden, die der Fischereiausschuss 2014 auf seiner einunddreiBigsten Ta-
gung behandeln soll,

sowie feststellend, dass alle Staaten gehalten sind, im Einklang mit dem Volkerrecht, wie in den
einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens niedergelegt, bei der Erhaltung und Bewirt-
schaftung der lebenden Meeresressourcen zusammenzuarbeiten, und anerkennend, dass die Koordinierung
und Zusammenarbeit auf globaler, regionaler, subregionaler und nationaler Ebene, unter anderem auf dem
Gebiet der wissenschaftlichen Meeresforschung, der Datenerhebung, des Informationsaustauschs, des Ka-
pazititsaufbaus und der Ausbildung, fiir die Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltige ErschlieBung der
lebenden Meeresressourcen von hoher Bedeutung sind,

anerkennend, wie wichtig auBlerhalb der Gebiete nationaler Hoheitsbefugnisse verankerte Bojensys-
teme zur Erfassung von Ozeandaten fiir die nachhaltige Entwicklung, die Sicherheit auf See und die Ver-
ringerung der menschlichen Gefdhrdung durch Naturkatastrophen sind, da sie fiir Wetter- und Meeresvor-
hersagen, in der Fischereibewirtschaftung sowie bei Tsunamivorhersagen und Klimaprognosen genutzt
werden, und mit dem Ausdruck der Besorgnis dariiber, dass die meisten Schéden an solchen Bojen, bei-
spielsweise an verankerten Bojen und an Tsunametern, héufig durch einige Fischfangtreibende verursacht
werden, die die Bojen unbrauchbar machen,

in dieser Hinsicht begriiBend, dass die Staaten einzeln oder {iber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung Mafinahmen getroffen haben, um Bojensysteme zur
Erfassung von Ozeandaten vor den Auswirkungen von Fischereititigkeiten zu schiitzen,

1% United Nations, Treaty Series, Vol. 2221, Nr. 39486. Amtliche deutschsprachige Fassung: ABL. EG 1996 Nr. L 177 S. 24.
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in der Erkenntnis, dass die Staaten einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung weiterhin volkerrechtskonforme wirksame Hafenstaatmafnah-
men zur Bekdmpfung der Uberfischung und der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei entwi-
ckeln und durchfithren miissen, dass es dringend geboten ist, mit den Entwicklungsldndern beim Aufbau
ihrer Kapazitdten zusammenzuarbeiten, und dass die Zusammenarbeit der Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation in dieser
Hinsicht wichtig ist,

mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der Ratifikation, der Annahme und der Genehmigung des
Ubereinkommens der Ernidhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinen Nationen iiber Hafen-
staatmafinahmen zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unre-
gulierten Fischerei'”’ und den Beitritten zu ihm,

Kenntnis nehmend von den regionalen Arbeitstagungen zum Kapazitétsaufbau, die die Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen in Zusammenarbeit mit anderen internationalen
Institutionen, Programmen und Projekten in Vorbereitung auf das Inkrafttreten des Ubereinkommens iiber
Hafenstaatmanahmen zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und
unregulierten Fischerei einberufen hat,

begrifend, dass das vierte Globale Schulungsseminar iiber die Durchsetzung von Fischereivor-
schriften fiir den 17. bis 21. Februar 2014 nach San José einberufen wurde,

in Anerkennung der Anstrengungen, die die Staaten einzeln und iiber regionale Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung unternehmen, um die Resolution 46/215 der General-
versammlung vom 20. Dezember 1991 durchzufiihren, in der diese ein weltweites Moratorium fiir den ge-
samten Fischfang mit grofen pelagischen Treibnetzen forderte, einschliellich kooperativer Durchset-
zungsmafBnahmen in der Fischerei, und insbesondere in Anerkennung der iiber 20 Jahre hinweg unternom-
menen Anstrengungen der Mitgliedstaaten der Kommission fiir anadrome Fische des Nordpazifik, die er-
folgreich dazu beigetragen haben, dass der Einsatz groBer pelagischer Treibnetze auf Hoher See im Nord-
pazifik zuriickgegangen ist,

besorgt, dass die Meeresverschmutzung jedweden Ursprungs eine ernsthafte Bedrohung der
menschlichen Gesundheit und Sicherheit darstellt, die Fischbestidnde, die biologische Vielfalt der Meere
und die Meeres- und Kiistenlebensraume gefihrdet und erhebliche Kosten fiir die lokale Wirtschaft und die
Volkswirtschaft verursacht,

in der Erkenntnis, dass Meeresmiill ein globales, grenziiberschreitendes Verschmutzungsproblem ist
und dass aufgrund der vielen verschiedenen Arten und Quellen von Meeresmiill unterschiedliche Ansétze
zu seiner Verhinderung und Beseitigung erforderlich sind, einschlieBlich der Ermittlung dieser Quellen,

feststellend, dass der Beitrag der nachhaltigen Aquakultur zur globalen Fischversorgung den Ent-
wicklungsldndern weiterhin Moglichkeiten erdffnet, die lokale Erndhrungssicherheit zu erhdhen und die
Armut zu lindern, und dass so gemeinsam mit den Anstrengungen anderer Lander, die Aquakultur betrei-
ben, erheblich dazu beigetragen wird, die kiinftige Fischnachfrage zu befriedigen, unter Beriicksichtigung
des Artikels 9 des Verhaltenskodexes,

bekraftigend, wie wichtig die nachhaltige Aquakultur fiir die Ernéhrungssicherheit ist, und besorgt
iiber die moglichen Auswirkungen gentechnisch verénderter Fischarten auf die Gesundheit und Nachhaltig-
keit der Wildfischbestinde,

unter Hinweis auf die besonders prekére Situation der kleinen Inselentwicklungslénder, der anderen
Kiistenentwicklungslander und der Subsistenzfischerei betreibenden Gemeinschaften, deren Existenzgrund-
lagen, Wirtschaftsentwicklung und Erndhrungssicherheit in hohem Mafl von der nachhaltigen Fischerei
abhéngen und die unter einer Beeintrachtigung der nachhaltigen Fischerei unverhéltnismaBig stark zu lei-
den hitten,

' Food and Agriculture Organization of the United Nations, Dokument C 2009/REP und Corr.1-3, Anhang E. Amtliche
deutschsprachige Fassung: ABIL. EU 2011 Nr. L 191 S. 3.
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in dieser Hinsicht unter Begrifung der dritten Internationalen Konferenz iiber die kleinen Inselent-
wicklungslidnder, die vom 1. bis 4. September 2014 in Apia stattfinden und sich schwerpunktmaBig mit den
kleinen Inselentwicklungsldndern als Sonderfall der nachhaltigen Entwicklung vor dem Hintergrund ihrer
einzigartigen und besonderen Verwundbarkeit befassen wird,

auf die Umsténde verweisend, die die Fischerei in vielen Entwicklungslédndern, insbesondere in afti-
kanischen Landern und in kleinen Inselentwicklungslédndern, beeinflussen, und in Anbetracht der dringen-
den Notwendigkeit, Kapazitidten aufzubauen, namentlich Meerestechnologie und insbesondere Fischerei-
technologie weiterzugeben, um diese Staaten verstirkt zur Wahrnehmung ihres Rechts, aus den Fischerei-
ressourcen Nutzen zu ziehen, und zur Erfiillung ihrer Verpflichtungen nach den internationalen Uberein-
kiinften zu befdhigen,

in der Erkenntnis, dass geeignete Mafinahmen ergriffen, angewandt und durchgesetzt werden miis-
sen, um Beifdnge, Abfille, Riickwiirfe, namentlich zur Aufwertung der Fange, Verluste von Fanggerdt und
andere Faktoren, die die Nachhaltigkeit der Fischbestéinde und Okosysteme beeintrichtigen und infolgedes-
sen auch schidliche Auswirkungen auf die Volkswirtschaften und die Erndhrungssicherheit der kleinen In-
selentwicklungslénder, der anderen Kiistenentwicklungsldnder und der Subsistenzfischerei betreibenden
Gemeinschaften haben konnen, auf ein Mindestmal} zu reduzieren,

sowie in der Erkenntnis, dass Okosystemansitze stirker in die Erhaltung und Bewirtschaftung der
Fischerei einflieBen miissen und wie wichtig es dariiber hinaus ist, Okosystemansitze auf die Regelung
menschlicher Aktivititen in den Ozeanen anzuwenden, und in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend von der
Erkldrung von Reykjavik iiber verantwortungsvolle Fischerei im Meeresokosystem'”!, von der Arbeit der
Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit Leitlinien fiir
die Anwendung des Okosystemansatzes auf die Fischereibewirtschaftung und der Bedeutung dieses Ansat-
zes im Hinblick auf die einschldgigen Bestimmungen des Durchfithrungsiibereinkommens und des Verhal-
tenskodexes sowie von dem Beschluss VII/11'"* und den anderen einschligigen Beschliissen der Konferenz
der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt,

ferner in der Erkenntnis, welche wirtschaftliche und kulturelle Bedeutung Haifische in vielen Lan-
dern haben, welche biologische Bedeutung ihnen als wichtiger Raubfischart im marinen Okosystem zu-
kommt, dass bestimmte Haiarten durch Uberfischung gefihrdet und einige vom Aussterben bedroht sind,
dass Mafinahmen ergriffen werden miissen, um die langfristige Erhaltung und Bewirtschaftung und die
nachhaltige Nutzung der Haipopulationen und der Haifischerei zu fordern, und dass der 1999 von der Er-
néhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen verabschiedete Internationale Aktions-
plan zur Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifischen die maBgebliche Leitlinie fiir die Ausarbeitung
solcher Mafinahmen bildet,

in dieser Hinsicht unter BegriiRung der Uberpriifung der Umsetzung des Internationalen Aktions-
plans zur Erhaltung und Bewirtschaftung von Haifischen durch die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorga-
nisation der Vereinten Nationen sowie der laufenden Arbeit der Organisation in diesem Bereich,

besorgt feststellend, dass nach wie vor keine grundlegenden Daten zu Haifischbestdnden und
-fangen vorliegen und dass nicht alle regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafnahmen fiir die gezielte Haifischerei sowie fiir die
Regelung des Beifangs von Haifischen bei der Befischung anderer Arten beschlossen haben,

unter BegriRung der wissenschaftlich fundierten MaBinahmen, die die Staaten zur Erhaltung und
nachhaltigen Bewirtschaftung von Haifischen ergriffen haben, und in dieser Hinsicht Kenntnis nehmend
von den Bewirtschaftungsmafnahmen der Kiistenstaaten, zu denen Fang- und Fischereiaufwandsbeschran-
kungen, technische MaBlnahmen, namentlich zur Verringerung von Beifdngen, die Festlegung von Schutz-
und Schongebieten und Schonzeiten sowie Uberwachungs-, Kontroll- und AufsichtsmaBnahmen gehéren,

"I E/CN.17/2002/PC.2/3, Anlage.
172 Siche United Nations Environment Programme, Dokument UNEP/CBD/COP/7/21, Anhang.
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feststellend, dass die Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber den internationalen
Handel mit gefédhrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen auf ihrer sechzehnten Tagung vom 3. bis
14. Mérz 2013 in Bangkok fiinf Haifischarten und zwei Arten von Mantarochen in den Anhang II des
Ubereinkommens iiber den internationalen Handel mit gefihrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen'”
aufgenommen hat,

in der Erkenntnis, wie wichtig die Meeresarten der unteren trophischen Ebenen im Okosystem und
fiir die Erndhrungssicherung sind und dass ihre langfristige Bestandfdhigkeit sichergestellt werden muss,

mit dem Ausdruck der Besorgnis dariiber, dass Seevogel, insbesondere Albatrosse und Sturmvogel,
sowie andere Meeresarten, namentlich Haie und andere Fischarten, Meeressédugetiere und Meeresschildkro-
ten, nach wie vor als Beifang der Fischerei zum Opfer fallen, gleichzeitig jedoch die betrichtlichen An-
strengungen anerkennend, die von Staaten und im Rahmen verschiedener regionaler Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung unternommen werden, um die Beifangsterblichkeit zu
verringern,

|
Herbeifihrung einer nachhaltigen Fischerei

1.  bekréaftigt die Bedeutung, die sie der langfristigen Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhalti-
gen Nutzung der lebenden Meeresressourcen der Ozeane und Meere der Welt beimisst, sowie die Verpflich-
tung der Staaten, im Hinblick auf dieses Ziel im Einklang mit dem Vélkerrecht zusammenzuarbeiten, wie
in den entsprechenden Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens'®, insbesondere den Bestimmungen
{iber Zusammenarbeit in Teil V und Teil VII Abschnitt 2 des Ubereinkommens sowie, soweit anwendbar, in
dem Durchfiihrungsiibereinkommen'®’ festgelegt;

2.  fordert alle Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, zur Verwirklichung des Ziels
der universellen Beteiligung Vertragsparteien des Seerechtsiibereinkommens zu werden, das den rechtli-
chen Rahmen fiir alle Tétigkeiten in den Ozeanen und Meeren vorgibt, unter Beriicksichtigung des Verhilt-
nisses zwischen dem Seerechtsiibereinkommen und dem Durchfiihrungsiibereinkommen;

3. stellt mit Befriedigung fest, dass sich die Staaten in ,.Die Zukunft, die wir wollen“'®® mit der

nachhaltigen Entwicklung der Fischerei befassten, den wesentlichen Beitrag der Fischerei zu den drei Di-
mensionen der nachhaltigen Entwicklung anerkannten und die entscheidende Rolle gesunder mariner Oko-
systeme, der nachhaltigen Fischerei und einer nachhaltigen Aquakultur fiir die Erndhrungssicherheit und
die Erndhrung und fiir die Existenzsicherung von Millionen Menschen betonten, und legt den Staaten nahe,
die in ,,Die Zukunft, die wir wollen* abgegebenen Zusagen zu erfiillen;

4. legt den Staaten nahe, den Durchfithrungsplan des Weltgipfels fiir nachhaltige Entwicklung
(,,Durchfiihrungsplan von Johannesburg®)'’* mit dem gebiihrenden Vorrang umzusetzen, soweit er sich
darauf bezieht, eine nachhaltige Fischerei herbeizufiihren, und insbesondere erschopfte Fischbestinde drin-
gend und nach Moglichkeit spétestens bis 2015 auf einen Stand zuriickzufiihren, der den groBtmoglich er-
reichbaren Dauerertrag sichert, und erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen*
verpflichteten, stirkere Anstrengungen zur Erreichung dieses Zieles zu unternechmen und dringend die er-
forderlichen MaBnahmen zu ergreifen, um alle Fischbestéinde mindestens auf einem Stand zu erhalten oder
auf diesen zurilickzufithren, der den grofStmoglich erreichbaren Dauerertrag sichert, und dieses Ziel unter
Beriicksichtigung der biologischen Merkmale des jeweiligen Bestands so rasch wie moglich zu erreichen
und zu diesem Zweck dringend wissenschaftlich fundierte Bewirtschaftungsplane zu erarbeiten und umzu-
setzen, die je nach dem Zustand des Bestands die Senkung der Fangmengen oder die Aussetzung der Befi-
schung umfassen, im Einklang mit dem Volkerrecht, den anwendbaren internationalen Rechtsakten und den

' United Nations, Treaty Series, Vol. 993, Nr. 14537. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1975 I S. 773; LGBI.
1980 Nr. 63; 6BGBI. Nr. 188/1982; AS 1975 1135.

174 Report of the World Summit on Sustainable Development, Johannesburg, South Africa, 26 August—4 September 2002 (Unit-
ed Nations publication, Sales No. E.03.1I.A.1 und Korrigendum), Kap. I, Resolution 2, Anlage. In Deutsch verfiigbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/jhnnsbrg/a.conf.199-20.pdf.
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einschlagigen Resolutionen der Generalversammlung und den entsprechenden Leitlinien der Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen;

5. fordert die Staaten nachdricklich auf, entweder unmittelbar oder iiber geeignete subregionale,
regionale oder globale Organisationen oder Vereinbarungen verstarkte Anstrengungen zu unternehmen, um
die Auswirkungen des globalen Klimawandels und der Versauerung der Ozeane auf die Nachhaltigkeit der
Fischbesténde und der sie tragenden Lebensraume, insbesondere der am stérksten betroffenen, zu bewerten
und gegebenenfalls anzugehen;

6. betont die Verpflichtung der Flaggenstaaten, ihre Aufgaben im Einklang mit dem Seerechts-
iibereinkommen und dem Durchfiihrungsiibereinkommen wahrzunehmen und sicherzustellen, dass die ihre
Flagge fiihrenden Schiffe die fiir die Fischereiressourcen auf Hoher See beschlossenen und geltenden Er-
haltungs- und Bewirtschaftungsmaf3nahmen einhalten;

7.  fordert alle Staaten auf, unmittelbar oder tiber die regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung und im Einklang mit dem Voélkerrecht und dem Verhaltenskodex
den Vorsorgeansatz und Okosystemansitze auf breiter Ebene auf die Erhaltung, Bewirtschaftung und Nut-
zung der Fischbestdnde anzuwenden, und fordert auBlerdem die Vertragsstaaten des Durchfiithrungsiiberein-
kommens auf, die Bestimmungen des Artikels 6 des Ubereinkommens in vollem Umfang und mit Vorrang
umzusetzen,;

8. legt den Staaten eindringlich nahe, sich bei der Ausarbeitung, BeschlieBung und Durchfiihrung
von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen in zunehmendem Mafe auf wissenschaftliche Beratung
zu stiitzen und unter anderem im Wege der internationalen Zusammenarbeit verstirkte Anstrengungen zur
Forderung der wissenschaftlichen Grundlagen von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen zu unter-
nehmen, bei denen im Einklang mit dem Vélkerrecht der Vorsorgeansatz und Okosystemansitze auf die
Fischereibewirtschaftung angewandt werden, und so das Verstindnis von Okosystemansitzen zu vertiefen,
mit dem Ziel, die langfristige Erhaltung und nachhaltige Nutzung der lebenden Meeresressourcen zu ge-
wihrleisten, und befiirwortet in diesem Zusammenhang die Durchfiihrung der Strategie der Erndhrungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen zur Verbesserung der Informationen iiber den
Stand und die Tendenzen der Fangfischerei als Rahmen zur Verbesserung und zum Verstéindnis des Stands
und der Tendenzen der Fischerei;

9. fordert alle Staaten auf, unmittelbar oder iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung bestandsspezifische vorsorgliche Bezugswerte, wie in Anlage 11
des Durchfiihrungsiibereinkommens und in dem Verhaltenskodex beschrieben, anzuwenden, um sicherzu-
stellen, dass die Populationen befischter Bestéinde und gegebenenfalls vergesellschafteter oder abhingiger
Arten auf einem nachhaltigen Stand erhalten oder auf diesen zuriickgefiihrt werden, und diese Bezugswerte
zu nutzen, um Erhaltungs- und BewirtschaftungsmaBnahmen in Gang zu setzen;

10. ermutigt die Staaten, den Vorsorgeansatz und Okosystemansitze bei der BeschlieBung und
Durchfiihrung von Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen anzuwenden, die sich unter anderem ge-
gen Beifiinge, Verschmutzung und Uberfischung richten und den Schutz besonders bedrohter Lebensriume
anstreben, und dabei die bestehenden Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen zu beriicksichtigen;

11. ermutigt die Staaten aulRerdem, einzeln oder tiber die regionalen Organisationen oder Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung Beobachtungsprogramme auszuarbeiten beziechungsweise zu
stirken, um die Erhebung von Daten unter anderem iiber Ziel- und Beifangarten zu verbessern, was auch
fiir die Uberwachungs-, Kontroll- und Aufsichtsinstrumente hilfreich sein konnte, und Normen, Formen der
Zusammenarbeit sowie andere bestehende Strukturen fiir derartige Programme, wie in Artikel 25 des
Durchfiihrungsiibereinkommens und in Artikel 5 des Verhaltenskodexes beschrieben, zu beriicksichtigen;

12. fordert die Staaten sowie die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung auf, die erforderlichen Daten iiber Fangmengen und Fischereiaufwand sowie fischerei-
bezogene Informationen vollstdndig, genau und fristgerecht zu erheben und gegebenenfalls der Erndh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen zu melden, namentlich Daten iiber gebiets-
iibergreifende Fischbestinde und Bestinde weit wandernder Fische innerhalb und auBlerhalb der Gebiete
nationaler Hoheitsbefugnisse, gesonderte Hochseefischbestéinde sowie Beifange und Riickwiirfe, und, so-
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fern es an solchen Daten mangelt, Verfahren zur Verbesserung der Datenerhebung und der Berichterstattung
durch die Mitglieder der regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung einzurichten, darunter regelmiBige Uberpriifungen der Einhaltung dieser Verpflichtungen durch die
Mitglieder, und bei Nichteinhaltung das betreffende Mitglied zu verpflichten, das Problem zu beheben,
einschlieBlich durch die Ausarbeitung von Aktionsplédnen mit vorgegebenen Fristen;

13. bittet die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung, bei der Umsetzung und Weiterentwicklung des Systems zur Uberwachung der Fische-
reiressourcen mit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen zusammenzu-
arbeiten;

14. bekréaftigt Ziffer 10 ihrer Resolution 61/105 vom 8. Dezember 2006 und fordert die Staaten
auf, unter anderem im Rahmen regionaler Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung dringend Mafinahmen auf der Grundlage der besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informatio-
nen zu beschlieBen und umzusetzen, um den Internationalen Aktionsplan zur Erhaltung und Bewirtschaf-
tung von Haifischen in Bezug sowohl auf die gezielte Haifischerei als auch den nicht gezielten Fang von
Haien voll durchzufiihren, indem sie unter anderem Fang- oder Fischereiaufwandsbeschrankungen verhén-
gen, die ihre Flagge fithrenden Schiffe zur Erhebung und regelméBigen Vorlage von Daten iiber Haifisch-
fange, darunter artenspezifische Daten, Riickwiirfe und Anlandungen, verpflichten, umfassende Abschét-
zungen der Haibestidnde, auch im Wege der internationalen Zusammenarbeit, vornehmen, Beifinge von
Haien und die Beifangsterblichkeit verringern und bei ungesicherten oder unzureichenden wissenschaftli-
chen Informationen die gezielte Haifischerei nicht ausweiten und dringend wissenschaftlich fundierte Be-
wirtschaftungsmafBBnahmen festlegen, um die langfristige Erhaltung, Bewirtschaftung und die nachhaltige
Nutzung der Haibestéinde zu gewihrleisten und den weiteren Riickgang sensibler oder bedrohter Haibe-
stdnde zu verhindern;

15. fordert die Staaten auf, sofortige konzertierte Mainahmen zu ergreifen, um die Durchfithrung
und Einhaltung der von den regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung und auf nationaler Ebene bereits getroffenen Maflnahmen zur Regulierung der Haifischerei und
der Beifdnge von Haien zu verbessern, insbesondere der Maflnahmen, die die ausschlieBlich zur Gewin-
nung von Haifischflossen betriebene Fischerei verbieten oder beschrinken, und bei Bedarf zu erwigen,
gegebenenfalls andere MaBBnahmen zu treffen, etwa indem sie vorschreiben, dass alle Haie mit sémtlichen
Flossen am Kdrper angelandet werden;

16. fordert die fiir die Regulierung weit wandernder Arten zustindigen regionalen Fischereibewirt-
schaftungsorganisationen auf, fiir die Haifischerei in den unter ihre Zustindigkeit fallenden Gebieten nach
Bedarf auf dem Vorsorgeansatz beruhende, wissenschaftlich fundierte Erhaltungs- und Bewirtschaftungs-
mafnahmen einzufiihren beziehungsweise zu verstirken, die mit dem Internationalen Aktionsplan zur Er-
haltung und Bewirtschaftung von Haifischen im Einklang stehen;

17. ermutigt die Arealstaaten und die Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, sofern
sie es nicht bereits getan haben, Unterzeichner der Gemeinsamen Absichtserklarung zur Erhaltung der
wandernden Haiarten gemiB dem Ubereinkommen zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierar-
ten'” zu werden, und bittet auBerdem die Nicht-Arealstaaten, zwischenstaatlichen Organisationen und in-
ternationalen und nationalen nichtstaatlichen Organisationen oder andere mafigebliche Organe und Einrich-
tungen, zu erwégen, Kooperationspartner zu werden;

18. ermutigt die Staaten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit fiir ihre gemeinsamen Bestinde von
Meeresarten, die in den Anhingen I und II des Ubereinkommens iiber den internationalen Handel mit ge-
fihrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen'” aufgefiihrt sind, Unbedenklichkeitsatteste zu erstellen,
im Einklang mit den Begriffen und unverbindlichen Leitgrundsitzen in der Resolution Conf. 16.7 iiber Un-
bedenklichkeitsatteste, die von der Konferenz der Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber den interna-

'7% United Nations, Treaty Series, Vol. 1651, Nr. 28395. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1984 I S. 569; LGBI.
1998 Nr. 156; 6BGBI. III Nr. 149/2005; AS 1996 2354.
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tionalen Handel mit gefdhrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen auf ihrer sechzehnten Tagung vom
3. bis 14. Mérz 2013 in Bangkok verabschiedet wurde;

19. fordert die Staaten nachdrucklich auf, die mit ihren Rechten und Verpflichtungen nach den
Ubereinkiinften der Welthandelsorganisation unvereinbaren Schranken fiir den Handel mit Fischen und
Fischereierzeugnissen in Anbetracht der Bedeutung dieses Handels, insbesondere fiir die Entwicklungslan-
der, aufzuheben,;

20. erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* verpflichteten, der Not-
wendigkeit Folge zu leisten, den Zugang zur Fischerei zu sichern, und darauf zu achten, wie wichtig es ist,
Subsistenzfischern, Kleinfischern und handwerklichen Fischern, in der Fischerei titigen Frauen sowie indi-
genen Volkern und ihren Gemeinschaften, insbesondere in Entwicklungsldndern und vor allem in kleinen
Inselentwicklungslédndern, Zugang zu den Mérkten zu verschaffen;

21. fordert die Staaten und die zustdndigen internationalen und nationalen Organisationen nach-
driicklich auf, dafiir zu sorgen, dass Vertreter der Kleinfischerei an der Ausarbeitung entsprechender Poli-
tikmaBnahmen und Strategien der Fischereibewirtschaftung mitwirken kénnen, um die Bestandfahigkeit
der Kleinfischerei langfristig zu sichern, in Ubereinstimmung mit der Verpflichtung, die geeignete Erhal-
tung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen zu gewiahrleisten;

22. legt den Staaten nahe, entweder unmittelbar oder iiber die zustindigen und geeigneten subre-
gionalen, regionalen oder globalen Organisationen und Vereinbarungen gegebenenfalls die Auswirkungen
der Fischerei auf die Meeresarten der unteren trophischen Ebenen zu analysieren;

23. begrift in dieser Hinsicht, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen weitere Untersuchungen zu den Auswirkungen der industriellen Fischerei auf die Arten der
unteren trophischen Ebenen eingeleitet hat;

24. bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, die moglichen
Auswirkungen gentechnisch verdnderter Fischarten auf die Gesundheit und Nachhaltigkeit der Wildfisch-
bestéinde zu priifen und in Ubereinstimmung mit dem Verhaltenskodex Anleitung dafiir zu geben, wie dies-
beziigliche schiadliche Auswirkungen auf ein Mindestmal} beschrankt werden kénnen;

Durchfiihrung des Ubereinkommens von 1995 zur Durchfiihrung der
Bestimmungen des Seerechtstibereinkommens der Vereinten Nationen
vom 10. Dezember 1982 Uber die Erhaltung und Bewirtschaftung von
gebietstibergreifenden Fischbestdnden und Bestanden weit
wandernder Fische

25. fordert alle Staaten sowie die im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchsta-
be b des Durchfithrungsiibereinkommens genannten Rechtstrager auf, sofern sie es nicht bereits getan ha-
ben, das Durchfiihrungsiibereinkommen zu ratifizieren beziehungsweise ihm beizutreten und in der Zwi-
schenzeit seine vorldufige Anwendung zu erwégen;

26. fordert die Vertragsstaaten des Durchflihrungsiibereinkommens auf, die Bestimmungen des
Ubereinkommens durch ihre innerstaatlichen Rechtsvorschriften und iiber die regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, mit Vorrang wirksam
umzusetzen;

27. betont, wie wichtig diejenigen Bestimmungen des Durchfiihrungsiibereinkommens sind, die
sich auf die bilaterale, subregionale und regionale Zusammenarbeit bei der Durchsetzung beziehen, und
fordert nachdriicklich zur Fortfiihrung der diesbeziiglichen Anstrengungen auf;

28. fordert die Vertragsstaaten des Durchfithrungsiibereinkommens nachdriicklich auf, im Ein-
klang mit dessen Artikel 21 Absatz 4 allen Staaten, deren Schiffe auf Hoher See in derselben Subregion
oder Region Fischfang betreiben, unmittelbar oder iiber die entsprechende subregionale oder regionale Or-
ganisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung die Art der Legitimation mitzuteilen, die
sie ihren zum Anbordgehen und zur Kontrolle gemiB den Artikeln 21 und 22 des Ubereinkommens ord-
nungsgemal bevollméchtigten Inspektoren ausgestellt haben;
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29. fordert die Vertragsstaaten des Durchfiihrungsiibereinkommens auferdem nachdriicklich auf,
im Einklang mit dessen Artikel 21 Absatz 4 eine geeignete Behorde fiir die Entgegennahme von Mitteilun-
gen nach Artikel 21 zu bezeichnen und die Bezeichnung iiber die entsprechende subregionale oder regiona-
le Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung in geeigneter Weise bekanntzuma-
chen;

30. bittet die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
sofern sie es nicht bereits getan haben, mit den Artikeln 21 und 22 des Durchfiihrungsiibereinkommens
vereinbare Verfahren fiir das Anbordgehen und die Kontrolle eines Schiffes auf Hoher See zu beschlieen;

31. fordert die Staaten auf, einzeln und gegebenenfalls {iber die fiir gesonderte Hochseefischbe-
stinde zustindigen subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung die erforderlichen MaBlnahmen zu beschlieBen, um die langfristige Erhaltung, Bewirt-
schaftung und nachhaltige Nutzung dieser Bestdnde im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen und
entsprechend dem Verhaltenskodex und den in dem Durchfiihrungsiibereinkommen enthaltenen allgemei-
nen Grundsitzen zu gewahrleisten;

32. bittet die Staaten, den Entwicklungsldndern dabei behilflich zu sein, sich verstarkt an regiona-
len Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu beteiligen, unter anderem
durch die Erleichterung des Zugangs zur Fischerei in Bezug auf gebietsiibergreifende Fischbestdnde und
Bestdnde weit wandernder Fische im Einklang mit Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b des Durchfithrungs-
iibereinkommens, und dabei zu beriicksichtigen, dass sichergestellt werden muss, dass die betreffenden
Entwicklungslander und ihre Staatsangehorigen aus diesem Zugang Nutzen ziehen konnen;

33. bittet die Staaten, die internationalen Finanzinstitutionen und die Organisationen des Systems
der Vereinten Nationen, gemal Teil VII des Durchfithrungsiibereinkommens Hilfe zu gewéhren, gegebe-
nenfalls auch indem sie spezielle Finanzmechanismen oder -instrumente schaffen, um den Entwicklungs-
landern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldandern,
dabei behilflich zu sein, eigene Kapazititen zur Nutzung von Fischereiressourcen zu entwickeln, nament-
lich durch den Aufbau einer Fischereiflotte unter der Flagge ihres Landes, eine wertschopfende Verarbei-
tung und die Ausweitung ihrer wirtschaftlichen Grundlage in der Fischereiindustrie, in Ubereinstimmung
mit der Verpflichtung, fiir eine angemessene Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen zu
sorgen;

34. legt den Staaten, zwischenstaatlichen Organisationen, internationalen Finanzinstitutionen, na-
tionalen Institutionen und nichtstaatlichen Organisationen sowie natiirlichen und juristischen Personen na-
he, freiwillige finanzielle Beitrdge an den Hilfsfonds nach Teil VII des Durchfiihrungsiibereinkommens zu
leisten;

35. ermutigt die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und die Ab-
teilung Meeresangelegenheiten und Seerecht des Sekretariats-Bereichs Rechtsangelegenheiten (,,Seerechts-
abteilung®), weitere Anstrengungen zu unternehmen, um die Verfiigbarkeit von Hilfe aus dem Hilfsfonds
bekannt zu machen,;

36. legt den Staaten nahe, einzeln und gegebenenfalls tiber die subregionalen und regionalen Or-
ganisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung bei der Umsetzung der Empfehlun-
gen der vom 22. bis 26. Mai 2006 in New York abgehaltenen Konferenz zur Uberpriifung des Durchfiih-
rungsiibereinkommens'’® und bei der Bestimmung neuer Priorititen schneller voranzuschreiten;

37. legt den Staaten nahe, einzeln und gegebenenfalls {iber die subregionalen und regionalen Or-
ganisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu erwégen, die Empfehlungen der
vom 24. bis 28. Mai 2010 in New York abgehaltenen wiederaufgenommenen Uberpriifungskonferenz'”’
nach Bedarf umzusetzen;

1% Siehe A/CONF.210/2006/15, Anhang.
' Siche A/CONF.210/2010/7, Anhang.
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38. verweist auf Ziffer 6 ihrer Resolution 56/13 vom 28. November 2001 und ersucht den General-
sekretér, im Einklang mit der bisherigen Praxis fiir April 2014 eine zweitdgige zehnte informelle Konsulta-
tionsrunde der Vertragsstaaten des Durchfithrungsiibereinkommens einzuberufen, die unter anderem die
Durchfiihrung des Ubereinkommens auf regionaler, subregionaler und globaler Ebene sowie die ersten
Vorbereitungsarbeiten fiir die Wiederaufnahme der Uberpriifungskonferenz erdrtern soll;

39. ersucht den Generalsekretér, die Staaten und die im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe b des Durchfiihrungsiibereinkommens genannten Rechtstriger, die nicht Vertragspar-
teien des Durchfiihrungsiibereinkommens sind, sowie das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen,
die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und andere Sonderorganisationen,
die Weltbank, die Globale Umweltfazilitdt und andere zustéindige internationale Finanzinstitutionen, die
subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
andere Fischereiorgane, andere zustindige zwischenstaatliche Organe sowie die in Betracht kommenden
nichtstaatlichen Organisationen einzuladen, im Einklang mit der bisherigen Praxis der zehnten informellen
Konsultationsrunde der Vertragsstaaten des Durchfiihrungsiibereinkommens als Beobachter beizuwohnen;

40. ersucht die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen erneut, Ver-
einbarungen mit den Staaten iiber die Erhebung und Verbreitung von Daten iiber die Fischerei auf Hoher
See durch ihre Flagge fiihrende Schiffe auf subregionaler und regionaler Ebene einzuleiten, falls solche
Vereinbarungen noch nicht bestehen;

41. ersucht die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen auflerdem
erneut, ihre Datenbank der globalen Fischereistatistiken zu iiberarbeiten und darin nach Fangort aufge-
schliisselte Informationen iiber gebietsiibergreifende Fischbestinde, Bestinde weit wandernder Fische und
gesonderte Hochseefischbestinde bereitzustellen;

11
Verwandte Ubereinkiinfte auf dem Gebiet der Fischerei

42. betont, wie wichtig die wirksame Durchfiihrung der Bestimmungen des Einhaltungsiiberein-
kommens'® ist, und fordert nachdriicklich weitere diesbeziigliche Anstrengungen;

43, fordert alle Staaten und die anderen in Artikel X Absatz 1 des Einhaltungsiibereinkommens
genannten Rechtstriger, die noch nicht Vertragspartei dieses Ubereinkommens geworden sind, auf, dies mit
Vorrang zu tun und in der Zwischenzeit seine vorldufige Anwendung zu erwégen;

44. fordert die Staaten und die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung nachdriicklich auf, den Verhaltenskodex innerhalb ihres Zusténdig-
keitsbereichs anzuwenden und seine Anwendung zu fordern;

45. legt den Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang nationale und gegebenenfalls regionale Ak-
tionsplédne zu erarbeiten und durchzufiihren, um die internationalen Aktionspléne der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen umzusetzen;

46. begruft in dieser Hinsicht, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen daran gearbeitet hat, die Riicklaufquote fiir die Uberwachung der Einhaltung des Verhaltens-
kodexes und der Durchfiihrung der internationalen Aktionspléne und Strategien durch die Erstellung eines
Online-Fragebogens zu erhdhen, und unterstreicht, wie wichtig die Beantwortung dieses Fragebogens ist;

47. beflurwortet, dass die zustdndigen internationalen Organisationen Leitlinien fiir bewéahrte Ver-
fahren zugunsten der Sicherheit auf See im Zusammenhang mit der Meeresfischerei erarbeiten;

48. legt den Staaten nahe, zu erwigen, das Ubereinkommen von Kapstadt von 2012 iiber die
Durchfiihrung der Bestimmungen des Torremolinos-Protokolls von 1993 zu dem Internationalen Uberein-
kommen von Torremolinos liber die Sicherheit von Fischereifahrzeugen von 1977 zu unterzeichnen, zu
ratifizieren, anzunechmen, zu genechmigen oder ihm beizutreten;
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v
Illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei

49. bringt erneut mit Nachdruck ihre ernsthafte Besorgnis dariiber zum Ausdruck, dass die illega-
le, ungemeldete und unregulierte Fischerei nach wie vor eine der grofiten Bedrohungen fiir Fischbestéinde
und marine Okosysteme darstellt und auch weiterhin ernste und schwerwiegende Folgen fiir die Erhaltung
und Bewirtschaftung der Meeresressourcen sowie die Erndhrungssicherheit und die Volkswirtschaft vieler
Staaten, insbesondere der Entwicklungsstaaten, hat, und fordert die Staaten erneut auf, allen bestehenden
Verpflichtungen in vollem Umfang nachzukommen und diese Art der Fischerei zu bekdmpfen sowie drin-
gend alle erforderlichen Schritte zur Durchfiihrung des Internationalen Aktionsplans zur Verhinderung,
Bekidmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei zu unternehmen;

50. erinnert in dieser Hinsicht daran, dass die Staaten in ,,.Die Zukunft, die wir wollen* feststellten,
dass die illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei viele Lander einer unverzichtbaren natiirlichen
Ressource beraubt und weiter eine anhaltende Bedrohung fiir ihre nachhaltige Entwicklung darstellt, und
sich erneut auf die im Durchfiihrungsplan von Johannesburg vorgesehene Beseitigung der illegalen, unge-
meldeten und unregulierten Fischerei sowie auf die Verhiitung und Bekédmpfung dieser Praktiken verpflich-
teten, unter anderem durch die Erarbeitung und Umsetzung nationaler und regionaler Aktionsplédne im Ein-
klang mit dem Internationalen Aktionsplan zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen,
ungemeldeten und unregulierten Fischerei, durch die volkerrechtskonforme Durchfithrung wirksamer und
abgestimmter Maflnahmen der Kiisten-, Flaggen- und Hafenstaaten, der charternden Nationen sowie der
Staaten der Staatsangehorigkeit der wirtschaftlichen Eigentiimer und anderen Unterstiitzer oder Betreiber
illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei, mit dem Ziel, die diese Fischerei betreibenden Schiffe
zu ermitteln und denen, die gegen die entsprechenden Bestimmungen verstoB3en, die Ertridge aus dieser Fi-
scherei zu entziehen, sowie durch die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsldndern zu dem Zweck, ihren
Bedarf systematisch zu ermitteln und ihre Kapazititen aufzubauen, einschlie8lich der Unterstiitzung von
Systemen zur Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht, zur Gewihrleistung der Einhaltung der Bestimmun-
gen und zu ihrer Durchsetzung;

51. fordert die Staaten nachdriicklich auf, eine wirksame Kontrolle iiber ihre Staatsangehdrigen,
einschlieBlich wirtschaftlicher Eigentiimer, und die ihre Flagge fithrenden Schiffe auszuiiben, um sie daran
zu hindern und davon abzuschrecken, illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei zu betreiben oder
diese Art der Fischerei betreibende Schiffe, einschlielich der von den regionalen Organisationen oder Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung als solche aufgelisteten Schiffe, zu unterstiitzen, und die
gegenseitige Hilfeleistung zu erleichtern, um sicherzustellen, dass derartige Tétigkeiten untersucht und an-
gemessene Sanktionen verhidngt werden kénnen;

52. fordert die Staaten aufRerdem nachdriicklich auf, wirksame Maf3nahmen auf nationaler, subre-
gionaler, regionaler und globaler Ebene zu treffen, um alle Schiffe von Tétigkeiten, einschlielich der ille-
galen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei, abzuschrecken, die die von den subregionalen und regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung im Einklang mit dem Vol-
kerrecht beschlossenen Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmainahmen untergraben;

53. fordert die Staaten auf, den ihre Flagge fithrenden Schiffen nicht zu gestatten, auf Hoher See
oder in Gebieten nationaler Hoheitsbefugnisse anderer Staaten Fischfang zu betreiben, es sei denn, die
Schiffe haben eine ordnungsgemiBle Genehmigung der Behorden des betreffenden Staates erhalten und
iiben ihre Tétigkeit im Einklang mit den in der Genehmigung festgelegten Bedingungen aus, und fordert sie
auf, im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens, des Durchfiih-
rungsiibereinkommens und des Einhaltungsiibereinkommens konkrete MaBnahmen zur Kontrolle der Fi-
schereitdtigkeit von Schiffen, die ihre Flagge fiihren, zu ergreifen, einschlieflich MaBinahmen, die ihre
Staatsangehorigen davon abhalten sollen, ihre Schiffe umzuflaggen;

54. fordert die Staaten nachdriicklich auf, einzeln und gemeinsam iiber die regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung geeignete Verfahren zu erarbeiten, um die
Leistung der Staaten bei der Erfiillung der in den einschligigen internationalen Ubereinkiinften enthaltenen
Verpflichtungen in Bezug auf Fischereifahrzeuge, die ihre Flagge fithren, zu bewerten;
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55. bekréftigt, dass der internationale rechtliche Rahmen fiir die zwischenstaatliche Zusammenar-
beit, insbesondere auf subregionaler und regionaler Ebene, bei der Bewirtschaftung der Fischbestdnde und
bei der in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht erfolgenden Bekiimpfung der illegalen, ungemeldeten
und unregulierten Fischerei erforderlichenfalls verstirkt werden muss und dass die Staaten und die im See-
rechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Durchfiihrungsiibereinkommens genann-
ten Rechtstriager gemeinsame Anstrengungen unternehmen miissen, um gegen derartige Fischereititigkeiten
vorzugehen;

56. fordert die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
nachdriicklich auf, ihre Mafinahmen zur Bekdmpfung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fi-
scherei weiter zu koordinieren, so etwa indem sie eine gemeinsame Liste der Schiffe ausarbeiten, von de-
nen festgestellt wird, dass sie diese Art der Fischerei betreiben, oder indem sie die von den einzelnen Orga-
nisationen oder Vereinbarungen aufgestellten Listen der Schiffe, die diese Art der Fischerei betreiben, ge-
genseitig anerkennen;

57. fordert die Staaten erneut auf, unbeschadet der Souverénitit eines Staates iiber die Hifen in
seinem Hoheitsgebiet und der Félle von hoherer Gewalt oder Seenot alle mit dem Voélkerrecht vereinbaren
notwendigen Maflnahmen zu treffen, einschlieBlich des Verbots des Einlaufens von Schiffen in ihre Héfen
mit anschlieBendem Bericht an den betreffenden Flaggenstaat, wenn klare Beweise dafiir vorliegen, dass
diese Schiffe illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei betreiben oder sie betrieben oder unter-
stiitzt haben, oder wenn sie die Auskunft dariiber verweigern, woher ihr Fang stammt oder aufgrund wel-
cher Genehmigung der Fang erfolgte;

58. bekréftigt Ziffer 53 ihrer Resolution 64/72 vom 4. Dezember 2009 im Hinblick auf die Besei-
tigung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei durch ,,Billigflaggen* fiihrende Schiffe und
die zwingende Herstellung einer ,,echten Verbindung® zwischen den Staaten und den ihre Flagge filhrenden
Fischereifahrzeugen und fordert die Staaten, die offene Register fiihren, nachdriicklich auf, alle ihre Flagge
fithrenden Fischereifahrzeuge wirksam zu kontrollieren, wie volkerrechtlich vorgeschrieben, oder andern-
falls die offene Registrierung fiir Fischereifahrzeuge einzustellen;

59. legt den Staaten nahe, entweder unmittelbar oder iiber die zustdndigen und geeigneten subre-
gionalen, regionalen oder globalen Organisationen und Vereinbarungen die Annahme vdlkerrechtskonfor-
mer Vorschriften zu erwédgen, mit denen sichergestellt werden soll, dass Vereinbarungen und Verfahren zur
Charterung von Fischereifahrzeugen die Einhaltung und Durchsetzung der einschldgigen Erhaltungs- und
BewirtschaftungsmaBBnahmen gestatten und so die Anstrengungen zur Bekdmpfung der illegalen, ungemel-
deten und unregulierten Fischerei nicht untergraben werden,;

60. erkennt an, dass es verstirkter HafenstaatmaBnahmen bedarf, um die illegale, ungemeldete und
unregulierte Fischerei zu bekdmpfen, und fordert die Staaten nachdriicklich auf, im Wege der Zusammen-
arbeit, insbesondere auf regionaler Ebene und iiber die subregionalen und regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, alle mit dem Volkerrecht vereinbaren notwendigen
HafenstaatmaBBnahmen zu beschlieBen, unter Beriicksichtigung von Artikel 23 des Durchfiihrungsiiberein-
kommens, und die Erarbeitung und Anwendung von Normen auf regionaler Ebene weiter zu férdern;

61. legt in dieser Hinsicht den Staaten und den Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, zu erwigen, das Ubereinkommen iiber HafenstaatmalB-
nahmen zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten
Fischerei® zu ratifizieren, anzunehmen, zu genehmigen oder ihm beizutreten, damit es rasch in Kraft treten
kann;

62. erinnert daran, dass die Unterzeichnerstaaten des Ubereinkommens {iber HafenstaatmaBnah-
men zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fi-
scherei in ,,Die Zukunft, die wir wollen* aufgefordert wurden, die Verfahren zu seiner Ratifikation zu be-
schleunigen, damit es rasch in Kraft treten kann;

63. beflirwortet eine verstiarkte Zusammenarbeit zwischen der Erndhrungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen und der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation, unter Beriick-
sichtigung der jeweiligen Zustdndigkeiten, Mandate und Erfahrungen der beiden Organisationen, mit dem
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Ziel, die illegale, ungemeldete und unregulierte Fischerei zu bekdmpfen und insbesondere die Erfiillung der
Flaggenstaatpflichten und die Durchfiihrung der Hafenstaatmafinahmen zu verbessern;

64. legt den Flaggenstaaten und den Hafenstaaten nahe, alles zu tun, um Daten {iber Anlandungen
und Fangquoten weiterzugeben, und legt in dieser Hinsicht den regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung nahe, zur Steigerung der Wirksamkeit der Fischereibewirt-
schaftung die Einrichtung offener Datenbanken zu erwégen, die solche Daten enthalten;

65. fordert die Staaten auf, alle erforderlichen MaBnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die
ihre Flagge fithrenden Schiffe keine Umladungen von Fischen vornehmen, die von Fischereifahrzeugen, die
illegale, nicht gemeldete und unregulierte Fischerei betreiben, gefangen wurden, indem sie fiir eine ange-
messene Regulierung, Uberwachung und Kontrolle der Umladungen von Fischen auf See sorgen, nament-
lich durch zusétzliche einzelstaatliche MaBnahmen, die auf ihre Flagge fithrende Schiffe anwendbar sind
und die Verhinderung solcher Umladungen zum Ziel haben;

66. fordert die Staaten nachdricklich auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung international vereinbarte marktbezogene Maflnahmen im
Einklang mit dem Vélkerrecht, einschlieBlich der in den Ubereinkiinften der Welthandelsorganisation fest-
gelegten Grundsétze, Rechte und Verpflichtungen, zu beschlieBen und durchzufiihren, wie im Internationa-
len Aktionsplan zur Verhinderung, Bekdmpfung und Unterbindung der illegalen, ungemeldeten und unregu-
lierten Fischerei gefordert;

67. begruft die Arbeit, die die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen derzeit zur Erstellung von Leitlinien fiir bewdhrte Verfahren fiir Fangdokumentationsregelungen und
Riickverfolgbarkeit leistet, im Einklang mit der Aufgabenstellung und den Rahmengrundsitzen, die verein-
bart wurden;

68. fordert die Staaten auf, im Rahmen der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Ver-
einten Nationen so bald wie mdglich und im Einklang mit dem Voélkerrecht, einschlieBlich der im Rahmen
der Welthandelsorganisation geschlossenen Ubereinkiinfte, mit der Erarbeitung von Leitlinien und anderen
maligeblichen Kriterien im Zusammenhang mit Fangdokumentationsregelungen, einschlielich der mogli-
chen Formate, zu beginnen;

69. beflirwortet, dass die Staaten und andere maBgebliche Akteure Informationen {iber neue markt-
und handelsbezogene Maflnahmen mit den zustéindigen internationalen Foren austauschen, da sich diese
MaBnahmen auf alle Staaten auswirken konnen, entsprechend dem bestehenden Arbeitsplan des Fischerei-
ausschusses und unter Beriicksichtigung der Technischen Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschafts-
organisation der Vereinten Nationen fiir den verantwortungsvollen Handel mit Fischereierzeugnissen;

70. erkennt an, dass die Entwicklung partizipatorischer UberwachungsmaBnahmen auf See unter
Beteiligung von Fischereigemeinschaften in Westafrika ein kosteneffizienter Weg zur Aufdeckung illegaler,
ungemeldeter und unregulierter Fischerei ist;

71. nimmt Kenntnis von der vom Fischereiausschuss zum Ausdruck gebrachten Besorgnis iiber die
Verbreitung privater Normen und Okokennzeichnungssysteme, die zur Schaffung von Handelsbarrieren
und -beschrinkungen fithren konnen, und nimmt auflerdem davon Kenntnis, dass die Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen einen Evaluierungsrahmen erarbeitet, um festzustellen,
inwieweit staatliche und private Okokennzeichnungssysteme mit den Leitlinien fiir die Okokennzeichnung
von Fisch und Fischereierzeugnissen aus der Seefischerei iibereinstimmen;

72. nimmt auRerdem Kenntnis von den Besorgnissen wegen moglicher Verbindungen zwischen der
grenziiberschreitenden organisierten Kriminalitidt und der illegalen Fischerei in bestimmten Regionen der
Welt und legt den Staaten nahe, namentlich iiber die geeigneten internationalen Foren und Organisationen
die Ursachen und Methoden der illegalen Fischerei und die dazu beitragenden Faktoren zu untersuchen, um
die Kenntnis und das Verstindnis dieser moglichen Verbindungen zu vertiefen, und die Erkenntnisse zu
veroffentlichen, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der vom Biiro der Vereinten Nationen fiir Dro-
gen- und Verbrechensbekdmpfung herausgegebenen Studie iiber die grenziiberschreitende organisierte
Kriminalitit in der Fischereiindustrie, eingedenk der unterschiedlichen Rechtsordnungen und rechtlichen
Mittel, die nach dem Volkerrecht auf die illegale Fischerei und die grenziiberschreitende organisierte Kri-
minalitidt anwendbar sind;
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Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht sowie
Einhaltung und Durchsetzung

73. fordert die Staaten auf, im Einklang mit dem Vé&lkerrecht einzeln und im Rahmen der regiona-
len Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, um-
fassende Uberwachungs-, Kontroll- und AufsichtsmaBnahmen sowie Einhaltungs- und Durchsetzungsme-
chanismen verstirkt anzuwenden beziehungsweise dort, wo es sie nicht gibt, einzuleiten, um einen geeigne-
ten Rahmen zur Férderung der Einhaltung vereinbarter Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaf3nahmen zu
schaffen, und fordert weiter mit Nachdruck eine stirkere Koordinierung dieser Anstrengungen zwischen
allen in Betracht kommenden Staaten und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung;

74. ermutigt die zustdndigen internationalen Organisationen, namentlich die Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und die subregionalen und regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, auch weiterhin Leitlinien fiir die Kontrolle der
Flaggenstaaten liber Fischereifahrzeuge zu erarbeiten;

75. fordert die Staaten nachdriicklich auf, einzeln und iiber die in Betracht kommenden regionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung obligatorische Uberwachungs-,
Kontroll- und Aufsichtssysteme fiir Fischereifahrzeuge einzurichten und insbesondere vorzuschreiben, dass
alle Fischereifahrzeuge auf Hoher See so bald wie praktisch mdglich mit Schiffsiiberwachungssystemen
ausgeriistet werden, und erinnert daran, dass in Ziffer 62 der Resolution 63/112 vom 5. Dezember 2008 die
nachdriickliche Aufforderung enthalten war, grole Fischereifahrzeuge spétestens im Dezember 2008 mit
Schiffsiiberwachungssystemen auszuriisten und Informationen iiber Durchsetzungsfragen in der Fischerei
auszutauschen;

76. fordert die Staaten auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung und in Ubereinstimmung mit ihrem innerstaatlichen Recht und dem
Volkerrecht Positiv- oder Negativlisten von Schiffen, die von einer regionalen Organisation oder Vereinba-
rung betreffend Fischereibewirtschaftung erfasste Gebiete befischen, zu erstellen bezichungsweise zu er-
weitern, um die Einhaltung der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmainahmen zu fordern und Erzeugnisse
aus illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fiangen zu identifizieren, und ermutigt zu einer besseren
Koordinierung zwischen allen Staaten und den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend
Fischereibewirtschaftung beim Austausch und bei der Nutzung dieser Informationen, unter Beriicksichti-
gung der in Artikel 25 des Durchfiihrungsiibereinkommens genannten Formen der Zusammenarbeit mit
Entwicklungsstaaten;

77. legt der Ernéhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen nahe, in Zu-
sammenarbeit mit den Staaten, den Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration, der Internationa-
len Seeschifffahrts-Organisation und gegebenenfalls den regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung beschleunigte Anstrengungen zur Aufstellung und Fiithrung eines um-
fassenden Weltregisters fiir Fischereifahrzeuge, Kiihltransportschiffe und Versorgungsschiffe zu unterneh-
men, das ein System der eindeutigen Schiffskennung einschlief3t, zunédchst unter Verwendung des Numme-
rierungssystems der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation fiir Fischereifahrzeuge mit einer Brutto-
raumzahl von iiber 100;

78. nimmt Kenntnis von der Empfehlung des Schiffssicherheitsausschusses der Internationalen
Seeschiftfahrts-Organisation, die EntschlieBung A.600(15) der Organisation so zu dndern, dass eine freiwil-
lige Anwendung des Schiffsidentifizierungssystems der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation auf
Fischereifahrzeuge ab einer Bruttoraumzahl von 100 méglich wird, und stellt fest, dass eine solche Ande-
rung dabei helfen wird, illegale, ungemeldete und unregulierte Fischereitdtigkeiten zu verhindern;

79. ersucht die Staaten und die zustindigen internationalen Organe, im Einklang mit dem Vélker-
recht und unter Beriicksichtigung der besonderen Bediirfnisse der Entwicklungsstaaten und der in Arti-
kel 25 des Durchfiihrungsiibereinkommens genannten Formen der Zusammenarbeit mit Entwicklungsstaa-
ten wirksamere MaBnahmen zur Riickverfolgung von Fischen und Fischereierzeugnissen auszuarbeiten,
damit die Einfuhrstaaten Fische oder Fischereierzeugnisse identifizieren konnen, die auf eine Weise gefan-
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gen wurden, die die im Einklang mit dem Vdlkerrecht vereinbarten internationalen Erhaltungs- und Bewirt-
schaftungsmafBinahmen untergrabt, und gleichzeitig anzuerkennen, wie wichtig der Marktzugang, im Ein-
klang mit den Bestimmungen 11.2.4, 11.2.5 und 11.2.6 des Verhaltenskodexes, fiir Fische und Fischereier-
zeugnisse ist, die auf eine mit diesen internationalen MaBnahmen {ibereinstimmende Weise gefangen wur-
den;

80. ersucht die Staaten, die erforderlichen mit dem Voélkerrecht vereinbaren MaBnahmen zu ergrei-
fen, um zu verhindern, dass Fische und Fischereierzeugnisse, die auf eine Weise gefangen wurden, die die
im Einklang mit dem Voélkerrecht beschlossenen anwendbaren Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmal3nah-
men untergrabt, in den internationalen Handel gelangen;

81. legt den Staaten nahe, im Einklang mit dem Voélkerrecht gemeinsame Aufsichts- und Durch-
setzungsmafBnahmen in die Wege zu leiten und durchzufiihren, um die Bemiithungen zur Gewéhrleistung
der Einhaltung der Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen und zur Verhinderung und Abschreckung
der illegalen, ungemeldeten und unregulierten Fischerei zu verstiarken und zu verbessern;

82. fordert die Staaten nachdriicklich auf, unmittelbar und {iber die regionalen Organisationen oder
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nach Bedarf wirksame Uberwachungs-, Kontroll- und
Aufsichtsmafinahmen fiir Umladungen, insbesondere Umladungen auf See, zu erarbeiten und zu beschlie-
en, um unter anderem die Einhaltung der Vorschriften zu tiberwachen, Fischereidaten zu erheben und zu
verifizieren und im Einklang mit dem Voélkerrecht illegale, ungemeldete und unregulierte Fischereitétigkei-
ten zu verhindern und zu unterbinden, und parallel dazu die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation
der Vereinten Nationen zu ermutigen und dabei zu unterstiitzen, die derzeitigen Umladungspraktiken zu
untersuchen und zu diesem Zweck einen Katalog von Leitlinien zu erstellen;

83. dankt den Staaten fiir die finanziellen Beitrdge zur Stirkung der Kapazititen des bestehenden
freiwilligen Internationalen Netzwerks zur Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht von Fischereititigkeiten
und legt den Staaten nahe, dem Netzwerk beizutreten und aktiv darin mitzuarbeiten und wenn angezeigt zu
erwigen, seine im Einklang mit dem Vdlkerrecht vorzunehmende Umwandlung in eine mit eigenen Mitteln
ausgestattete internationale Einrichtung, die den Mitgliedern des Netzwerks noch besser behilflich sein
kann, zu unterstiitzen, unter Beriicksichtigung der in Artikel 25 des Durchfithrungsiibereinkommens ge-
nannten Formen der Zusammenarbeit mit Entwicklungsstaaten;

84. beflrwortet die Beteiligung an dem vierten Globalen Schulungsseminar iiber die Durchsetzung
von Fischereivorschriften, das vom Internationalen Netzwerk zur Uberwachung, Kontrolle und Aufsicht
von Fischereititigkeiten vom 17. bis 21. Februar 2014 in San José ausgerichtet wird, mit dem Ziel, Infor-
mationen, Erfahrungen und Technologien auszutauschen, die Koordinierung zu férdern und die Kompetenz
der Beamten der Durchsetzungsorgane zu verbessern;

85. legt den Staaten nahe, einzeln und {iber die zustandigen internationalen Organe das Verstindnis
der Ursachen und Auswirkungen von Zwangsarbeit und Menschenhandel in der Fischerei- und der Aqua-
kulturindustrie, einschlieBlich der verarbeitenden Industrie und damit zusammenhéngender Industriezwei-
ge, zu verbessern und weiter MaBnahmen zur Bekdmpfung dieser Praktiken zu erwidgen, darunter die
Schéarfung des Bewusstseins fiir das Problem;

VI
Uberkapazitaten in der Fischerei

86. fordert die Staaten auf, sich dazu zu verpflichten, die Kapazitit der Fischereiflotten der Welt
dringend so weit abzubauen, dass die Nachhaltigkeit der Fischbestinde gewihrleistet ist, indem sie Ziel-
groBen und Pline oder andere geeignete Mechanismen fiir eine fortlaufende Kapazititsbewertung festlegen
und dabei gleichzeitig jede die nachhaltige Bewirtschaftung von Fischbestinden untergrabende Ubertra-
gung von Fangkapazititen auf andere Fischereien oder Fanggebiete, so auch auf diejenigen Gebiete, in de-
nen Uberfischung stattfindet oder die Fischbestinde erschdpft sind, vermeiden und in diesem Zusammen-
hang das legitime Recht der Entwicklungsstaaten anerkennen, ihre Befischung von gebietsiibergreifenden
Fischbestinden und Bestinden weit wandernder Fische in Ubereinstimmung mit Artikel 25 des Durchfiih-
rungsiibereinkommens, Artikel 5 des Verhaltenskodexes und Ziffer 10 des Internationalen Aktionsplans der
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Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen fiir die Steuerung der Fangkapazité-
ten auszubauen;

87. fordert die Staaten erneut auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung sicherzustellen, dass die in dem Internationalen Aktionsplan fiir
die Steuerung der Fangkapazititen geforderten dringenden MaBnahmen rasch durchgefiihrt werden und
dass seine Umsetzung unverziiglich erleichtert wird;

88. bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, iiber den Stand
der Durchfithrung des Internationalen Aktionsplans fiir die Steuerung der Fangkapazitaten Bericht zu erstat-
ten, wie in Ziffer 48 des Aktionsplans vorgesehen;

89. fordert die Staaten auf, einzeln und gegebenenfalls {iber die fiir die Regulierung weit wandern-
der Arten zustéindigen subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung die Frage der weltweiten Fangkapazitdten fir Thunfisch dringend anzugehen, unter an-
derem unter Anerkennung des legitimen Rechts der Entwicklungslénder, insbesondere der kleinen Insel-
entwicklungslénder, sich an dieser Fischerei zu beteiligen und daraus Nutzen zu ziehen, und dabei die Emp-
fehlungen der 2010 in Brisbane (Australien) abgehaltenen Gemeinsamen internationalen Arbeitstagung der
mit Thunfisch befassten regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen iiber die Bewirtschaftung der
Thunfischerei durch die regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen und die Empfehlungen der
2011 abgehaltenen dritten gemeinsamen Tagung der mit Thunfisch befassten regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu beriicksichtigen;

90. ermutigt die Staaten, die im Hinblick auf die Schaffung subregionaler und regionaler Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zusammenarbeiten, unter Beachtung der
besten verfligbaren wissenschaftlichen Informationen sowie des Vorsorgeansatzes den Fischereiaufwand in
den Gebieten, die der Regulierung durch die kiinftigen Organisationen und Vereinbarungen unterworfen
sein werden, freiwillig einzuschrinken, bis angemessene regionale Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaf-
nahmen beschlossen und durchgefiihrt werden, unter Beriicksichtigung der Notwendigkeit, die langfristige
Erhaltung, Bewirtschaftung und nachhaltige Nutzung der jeweiligen Fischbestinde zu gewihrleisten und
erhebliche schidliche Auswirkungen auf empfindliche marine Okosysteme zu verhindern;

91. fordert die Staaten nachdriicklich auf, Subventionen abzuschaffen, die zu Uberfischung und
Uberkapazititen sowie zu illegaler, ungemeldeter und unregulierter Fischerei beitragen, so auch indem sie
beschleunigt daran arbeiten, die im Rahmen der Welthandelsorganisation gefiihrten Verhandlungen iiber
Fischereisubventionen im Einklang mit der Ministererklirung von Doha 2001'7® mit dem Ziel der Kldrung
und Verbesserung der Disziplinen betreffend Fischereisubventionen und der Ministererkldrung von Hong-
kong 2005 mit dem Ziel der Stirkung dieser Disziplinen abzuschlieen, unter Beriicksichtigung der Bedeu-
tung des Fischereisektors fiir die Entwicklungslander;

92. erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“
ihre im Durchfithrungsplan von Johannesburg eingegangene Verpflichtung bekriftigten, Subventionen ab-
zuschaffen, die zu illegaler, ungemeldeter und ungeregelter Fischerei und zu Uberkapazititen beitragen,
unter Beriicksichtigung der Bedeutung dieses Sektors fiir die Entwicklungslénder, ihre Verpflichtung be-
kréftigten, die Ausarbeitung multilateraler Disziplinen betreffend Fischereisubventionen abzuschliefen,
welche den Mandaten der Doha-Entwicklungsagenda der Welthandelsorganisation'” und der Ministerer-
klarung von Hongkong zur Stirkung der Disziplinen betreffend Subventionen im Fischereisektor Wirkung
verleihen werden, namentlich durch das Verbot bestimmter Formen von Fischereisubventionen, die zu
Uberkapazititen und Uberfischung beitragen, anerkannten, dass eine geeignete und wirksame besondere
und differenzierte Behandlung fiir die Entwicklungslander und die am wenigsten entwickelten Lénder einen
untrennbaren Bestandteil der Verhandlungen iiber Fischereisubventionen im Rahmen der Welthandelsorga-
nisation bilden sollte, unter Beriicksichtigung der Bedeutung dieses Sektors fiir die Entwicklungspriorité-
ten, die Armutsminderung, die Sicherung der Existenzgrundlagen und die Erndhrungssicherheit, und einan-
der nahelegten, die Transparenz und die Berichterstattung iiber die bestehenden Fischereisubventionspro-
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gramme im Rahmen der Welthandelsorganisation zu verbessern und angesichts des Zustands der Fischerei-
ressourcen, und ohne den Mandaten von Doha und Hongkong betreffend Fischereisubventionen oder der
Notwendigkeit eines Abschlusses dieser Verhandlungen vorzugreifen, Subventionen, die zu Uberkapaziti-
ten und Uberfischung beitragen, abzuschaffen und weder neue derartige Subventionen einzufiihren noch
bereits bestehende zu verlédngern oder zu stérken;

VIl
Fischfang mit grof3en pelagischen Treibnetzen

93. bekundet ihre Besorgnis dariiber, dass trotz der Verabschiedung der Resolution 46/215 der Ge-
neralversammlung die Praxis des Fischfangs mit grolen pelagischen Treibnetzen fortbesteht und die leben-
den Meeresressourcen weiter bedroht;

94. fordert die Staaten nachdricklich auf, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung wirksame MaBnahmen zu beschlieBen oder bestehende
Mafnahmen zu verstirken, um die Bestimmungen der Resolution 46/215 und spéterer Resolutionen iiber
den Fischfang mit groflen pelagischen Treibnetzen anzuwenden und durchzusetzen, mit dem Ziel, der Nut-
zung grofer pelagischer Treibnetze in allen Meeren und Ozeanen ein Ende zu setzen, was bedeutet, dass
die Anstrengungen zur Durchfithrung der Resolution 46/215 nicht dazu fiihren sollen, dass Treibnetze, de-
ren Verwendung im Widerspruch zu der genannten Resolution steht, in andere Teile der Welt verbracht
werden;

95. fordert die Staaten aulerdem nachdriicklich auf, einzeln und {iber die regionalen Organisatio-
nen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung wirksame Mafinahmen zu beschlieen oder
bestehende MafBinahmen zu verstirken, um das gegenwartige weltweite Moratorium fiir die Nutzung grofer
pelagischer Treibnetze auf Hoher See anzuwenden und durchzusetzen, und fordert die Staaten auf, dafiir zu
sorgen, dass die ihre Flagge fithrenden Schiffe, denen eine ordnungsgemifle Genehmigung fiir die Nutzung
groB3er Treibnetze in den Gewdssern ihrer nationalen Hoheitsbefugnisse erteilt wurde, diese Netze nicht fiir
die Fischerei auf Hoher See einsetzen;

VI
Beifange und Rickwurfe in der Fischerei

96. fordert die Staaten, die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen be-
treffend Fischereibewirtschaftung und die anderen zusténdigen internationalen Organisationen nachdriick-
lich auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, im Einklang mit dem Volkerrecht und den einschligigen
internationalen Ubereinkiinften, einschlieBlich des Verhaltenskodexes, namentlich unter Beriicksichtigung
der Interessen der Kiistenentwicklungsldnder und gegebenenfalls der Subsistenzfischerei betreibenden Ge-
meinschaften Schritte zur Verringerung oder Beseitigung von Beifangen, Féangen durch verloren gegangene
oder aufgegebene Fanggerite, Fischriickwiirfen und Verlusten nach dem Fang, namentlich bei Jungfischen,
zu unternehmen, insbesondere zu erwigen, Maflnahmen, gegebenenfalls auch technische MaBinahmen, in
Bezug auf Fischgrofle, Maschengrofle oder Gerédte, Riickwiirfe, Schonzeiten und -bereiche sowie bestimm-
ten Fischereitétigkeiten, insbesondere der handwerklichen Fischerei, vorbehaltene Gebiete zu ergreifen,
Mechanismen zur Weitergabe von Informationen {iber Gebiete mit einer hohen Konzentration von Jungfi-
schen zu schaffen, unter Beriicksichtigung dessen, dass es wichtig ist, die Vertraulichkeit dieser Informatio-
nen zu wahren, sowie Studien und Forschungsarbeiten mit dem Ziel der Verringerung oder Beseitigung der
Beifinge von Jungfischen zu unterstiitzen, und sicherzustellen, dass diese Mainahmen mit der groBtmdogli-
chen Wirksamkeit durchgefiihrt werden;

97. begruBt es, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* verpflichteten, die Mafinah-
men zur Einddmmung von Beifdangen, Fischriickwiirfen und anderen schiadlichen Auswirkungen der Fi-
scherei auf die Okosysteme zu verstirken, namentlich indem sie destruktive Fangpraktiken beseitigen, im
Einklang mit dem Vélkerrecht, den anwendbaren internationalen Rechtsakten und den einschldgigen Reso-
lutionen der Generalversammlung und den entsprechenden Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen;
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98. fordert die Staaten auf, einzeln, gemeinsam oder iiber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung weiterhin wirksame Bewirtschaftungsmafinahmen zur
Verringerung von Beifdngen zu untersuchen, auszuarbeiten und zu beschlie3en, unter Beriicksichtigung der
besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informationen iiber Fischereimethoden, einschlieBlich Fischsam-
melvorrichtungen;

99. fordert die Staaten aulRerdem auf, einzeln, gemeinsam oder iiber die regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung die notwendigen Daten zu erheben, um die Nut-
zung grofler Fischsammelvorrichtungen und gegebenenfalls anderer Vorrichtungen sowie ihre Auswirkun-
gen auf die Thunfischbestinde und das Verhalten von Thunfischen und auf vergesellschaftete oder abhin-
gige Arten zu bewerten und genau zu iiberwachen, die Bewirtschaftungsverfahren zu verbessern, um die
Zahl, Art und Nutzung dieser Geréte zu iiberwachen, und die moglichen negativen Auswirkungen auf das
Okosystem, namentlich auf Jungfische, und den Beifang von Nichtzielarten, insbesondere Haien und
Schildkréten, zu verringern, und nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von den Mallnahmen, die verschiedene
regionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung beschlossen haben;

100. fordert die Staaten, die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung und gegebenenfalls die anderen zusténdigen internationalen Organisa-
tionen nachdricklich auf, zur Verringerung der Haufigkeit des Fangs von Nichtzielarten wirksame Bewirt-
schaftungsmafnahmen auszuarbeiten und durchzufiihren, die gegebenenfalls auch den Einsatz selektiver
Fanggerdte umfassen konnen;

101. fordert die Staaten und die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung auf, MaBnahmen zu beschlieen oder zu verbessern, um die Auswir-
kungen ihrer Fischerei auf die als Beifinge gefangenen Arten zu bewerten und die Vollstidndigkeit und Ge-
nauigkeit der Angaben und Berichte iiber unerwiinschte Beifinge von Arten zu verbessern, so auch durch
eine ausreichende Uberwachung durch Beobachter und den Einsatz moderner Technologien, und den Ent-
wicklungsldandern Hilfe bei der Erfiillung ihrer Datenerhebungs- und Berichtspflichten zu gewéhren;

102. ersucht die Staaten und gegebenenfalls die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung, Datenerhebungsprogramme einzufithren oder zu verstirken, um zu-
verldssige artenspezifische Schétzungen der Beifdnge von Haifischen, Meeresschildkréten, Fischen, Mee-
ressdugetieren und Seevdgeln zu erhalten, und weitere Forschungen iiber selektive Fanggerite und
-methoden sowie iiber den Einsatz geeigneter Maflnahmen zur Beifangreduzierung zu fordern;

103. legt den Staaten und den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung nahe, bei der Erarbeitung und Anwendung klarer, standardisierter Protokolle fiir die
Erhebung und Meldung von Daten iiber Beifinge von Nichtzielarten, insbesondere gefahrdeten, bedrohten
und geschiitzten Arten, abgestimmt vorzugehen und dabei den von den zustéindigen internationalen Organi-
sationen und Vereinbarungen, namentlich der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen und dem Ubereinkommen zur Erhaltung der Albatrosse und Sturmvégel'”, erteilten Rat zu be-
wiahrten Verfahren zu beriicksichtigen;

104. legt den Staaten und den im Seerechtsiibereinkommen und in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b
des Durchfithrungsiibereinkommens genannten Rechtstridgern nahe, gegebenenfalls die Mitwirkung in sub-
regionalen und regionalen Ubereinkiinften und Organisationen zu erwégen, zu deren Auftrag es gehort,
beim Fischfang unbeabsichtigt gefangene Nichtzielarten zu erhalten;

105. legt den Staaten nahe, soweit erforderlich und unter Beriicksichtigung der bewahrten Verfah-
ren fiir die Bewirtschaftung von Nichtzielarten die Kapazitdten der subregionalen und regionalen Organisa-
tionen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, deren Mitglied sie sind, zu stirken, um die
angemessene Erhaltung der beim Fischfang unbeabsichtigt gefangenen Nichtzielarten zu gewahrleisten,
und ihre in dieser Hinsicht unternommenen Anstrengungen zu beschleunigen;

17 United Nations, Treaty Series, Vol. 2258, Nr. 40228.

125



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

126

106. ersucht die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, die in den Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen von 2004 zur Verringerung der Sterblichkeit von Meeresschildkréten in der Fischerei und ih-
rem Internationalen Aktionsplan zur Verringerung der Beifdnge von Seevdgeln bei der Langleinenfischerei
empfohlenen Mafinahmen, soweit angezeigt, dringend durchzufithren, um den Riickgang der Meeresschild-
kroten- und Seevogelpopulationen zu verhindern, indem sie bei ihren Fischereitétigkeiten Beifinge mini-
mieren und die Uberlebenschancen wiederausgesetzter Tiere erhdhen, namentlich durch die Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet alternativer Fanggerite und Koder, die Forderung des Einsatzes der bestehen-
den Technologien zur Beifangreduzierung sowie die Einfiihrung und Stirkung von Datenerhebungspro-
grammen mit dem Ziel, standardisierte Informationen fiir die zuverldssige Schitzung der Beifinge dieser
Arten zu gewinnen;

107. fordert die Staaten nachdriicklich auf, einzeln oder iiber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung die Internationalen Leitlinien der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen fiir Beifangmanagement und die Verringerung von
Riickwiirfen umzusetzen;

108. ersucht die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung, weiterhin dringend Schritte zu unternehmen, um die Beifénge von Seevogeln, na-
mentlich Albatrossen und Sturmvogeln, in der Fischerei zu verringern, indem sie Erhaltungsmafinahmen
beschlieen und durchfiihren, die den technischen Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen von 2009 fiir bewéhrte Verfahren zur Unterstiitzung der Umsetzung des Inter-
nationalen Aktionsplans zur Verringerung der Beifidnge von Seevogeln bei der Langleinenfischerei entspre-
chen, und die Arbeit im Rahmen des Ubereinkommens zur Erhaltung der Albatrosse und Sturmvégel und
von Organisationen wie der Kommission zur Erhaltung der lebenden Meeresschétze der Antarktis beriick-
sichtigen;

IX
Subregionale und regionale Zusammenarbeit

109. fordert die Kiistenstaaten und die Staaten, die Hochseefischerei betreiben, nachdriicklich auf,
sich im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen, dem Durchfiihrungsiibereinkommen und anderen ein-
schligigen Ubereinkiinften um eine Zusammenarbeit in Bezug auf gebietsiibergreifende Fischbestinde und
Bestdnde weit wandernder Fische zu bemiihen, entweder unmittelbar oder iiber die geeigneten subregiona-
len oder regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, um die wirk-
same Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Bestande sicherzustellen;

110. legt den Staaten, die gebietsiibergreifende Fischbestdnde und Bestéinde weit wandernder Fi-
sche auf Hoher See befischen, sowie den betreffenden Kiistenstaaten eindringlich nahe, dort, wo eine sub-
regionale oder regionale Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung befugt ist,
Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmafinahmen fiir solche Bestdnde zu treffen, ihre Pflicht zur Zusammen-
arbeit zu erfiillen, indem sie Mitglied der Organisation werden, sich an der Vereinbarung beteiligen oder der
Anwendung der im Rahmen dieser Organisation oder Vereinbarung festgelegten Erhaltungs- und Bewirt-
schaftungsmafBBnahmen zustimmen, oder auf andere Weise sicherzustellen, dass kein ihre Flagge fithrendes
Schiff die Genehmigung erhélt, auf Fischereiressourcen zuzugreifen, die in den Zustindigkeitsbereich re-
gionaler Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung fallen oder auf die von
solchen Organisationen oder Vereinbarungen festgelegte Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmainahmen
angewandt werden;

111. bittet in dieser Hinsicht die subregionalen und regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung, dafiir zu sorgen, dass alle Staaten, die ein tatsdchliches Interesse
an der betreffenden Fischerei haben, im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen, dem Durchfithrungs-
iibereinkommen und dem Verhaltenskodex Mitglied solcher Organisationen werden beziehungsweise sich
an solchen Vereinbarungen beteiligen kdnnen;

112. legt den betreffenden Kiistenstaaten und Staaten, die gebietsiibergreifende Fischbestdnde
oder Bestdnde weit wandernder Fische auf Hoher See befischen, nahe, falls keine subregionale oder regio-
nale Organisation oder Vereinbarung betreffend Fischereibewirtschaftung zur Festlegung von Erhaltungs-
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und Bewirtschaftungsmalnahmen fiir diese Bestdnde vorhanden ist, zusammenzuarbeiten, um eine solche
Organisation zu schaffen oder sonstige geeignete Vereinbarungen einzugehen, die die Erhaltung und Be-
wirtschaftung dieser Bestdnde sicherstellen, und sich an der Arbeit der Organisation oder der Vereinbarung
zu beteiligen;

113.  legt den Unterzeichnerstaaten des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung
der Fischereiressourcen im Siidostatlantik'® und den anderen Staaten, deren Schiffe im Gebiet des Uber-
einkommens Fischereiressourcen befischen, die von dem Ubereinkommen erfasst werden, eindringlich
nahe, mit Vorrang Vertragsparteien des Ubereinkommens zu werden und in der Zwischenzeit sicherzustellen,
dass die ihre Flagge fiihrenden Schiffe die beschlossenen Maflnahmen vollsténdig befolgen;

114. erinnert an das Inkrafttreten des Ubereinkommens iiber die Fischerei im siidlichen Indischen
Ozean und befilirwortet weitere Ratifikationen, Annahmen und Genehmigungen dieses Ubereinkommens
und Beitritte zu ihm;

115. erinnert auRerdem an das Inkrafttreten des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Bewirt-
schaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im Siidpazifik und befiirwortet weitere Ratifikationen,
Annahmen und Genehmigungen dieses Ubereinkommens und Beitritte zu ihm;

116. legt den Staaten, den Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration und den in Arti-
kel 1 Absatz 2 Buchstabe b des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereires-
sourcen der Hohen See im Siidpazifik genannten Rechtstrigern, die an seiner Aushandlung beteiligt waren,
nahe, bis zur Festlegung von Erhaltungs- und BewirtschaftungsmaBnahmen die freiwilligen einstweiligen
MaBnahmen, die zur Umsetzung der Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105 der Generalversamm-
lung beschlossen wurden, vollstdndig durchzufiihren;

117.  begriiRt die jiingsten Unterzeichnungen und jiingste Ratifikation des Ubereinkommens iiber
die Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im Nordpazifik und befiirwortet
weitere Ratifikationen, Annahmen und Genehmigungen dieses Ubereinkommens und Beitritte zu ihm;

118. legt den Staaten, die an der Aushandlung des Ubereinkommens iiber die Erhaltung und Be-
wirtschaftung der Fischereiressourcen der Hohen See im Nordpazifik beteiligt waren, nahe, die gemaB den
Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105 und den Ziffern 117, 119, 120, 122 und 123 der Resolution
64/72 beschlossenen freiwilligen einstweiligen Mafinahmen vollstdndig durchzufiihren;

119. vermerkt die Anstrengungen, die die Mitglieder der Thunfischkommission fiir den Indischen
Ozean weiterhin unternechmen, um die Arbeitsweise der Kommission zu stirken, damit sie ihr Mandat
wirksamer erfiillen kann, und bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen, den Mitgliedern der Kommission die diesbeziiglich benédtigte Hilfe zu gewéhren;

120. legt den Unterzeichnerstaaten und den Staaten, die ein tatsidchliches Interesse haben, nahe,
Vertragsparteien des Ubereinkommens zur Stirkung der Interamerikanischen Kommission fiir Tropischen
Thunfisch, die mit dem Ubereinkommen von 1949 zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und der
Republik Costa Rica eingesetzt wurde, zu werden;

121.  legt den Vertragsparteien des Ubereinkommens iiber die kiinftige multilaterale Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Fischerei im Nordwestatlantik'*' nahe, sofern sie es nicht bereits getan haben, die
2007 vorgenommene Anderung dieses Ubereinkommens zu genehmigen, damit sie rasch in Kraft treten
kann;

122. fordert die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaf-
tung nachdriicklich auf, im Einklang mit dem Vélkerrecht ihre Anstrengungen zur Starkung und Moderni-
sierung ihrer Mandate und der von diesen Organisationen oder Vereinbarungen beschlossenen Mafinahmen
mit Vorrang fortzusetzen und moderne Ansétze der Fischereibewirtschaftung entsprechend dem Durchfiih-
rungsiibereinkommen und anderen einschléigigen internationalen Ubereinkiinften zu verwirklichen, indem

'8 Bbd., Vol. 2221, Nr. 39486. Amtliche deutschsprachige Fassung: ABl. EG 1996 Nr. L 177 S. 24.
81 Ebd., Vol. 1135, Nr. 17799. Amtliche deutschsprachige Fassung: ABL. EG 1978 Nr. L 378 S. 30.
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sie sich auf die besten verfligbaren wissenschaftlichen Informationen stiitzen, den Vorsorgeansatz anwen-
den und einen Okosystemansatz fiir die Fischereibewirtschaftung sowie Erwigungen der biologischen Viel-
falt, einschlieBlich der Erhaltung und Bewirtschaftung 6kologisch verwandter und abhéngiger Arten und des
Schutzes ihrer Lebensrdume, einbeziehen, sofern diesbeziiglich noch Liicken bestehen, um sicherzustellen,
dass sie einen wirksamen Beitrag zur langfristigen Erhaltung und Bewirtschaftung und zur nachhaltigen Nut-
zung der lebenden Meeresressourcen leisten, und begriiit die Schritte, die einige regionale Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung in diese Richtung unternommen haben;

123. fordert die fiir die Erhaltung und Bewirtschaftung von Bestdnden weit wandernder Fische
zustiindigen regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen, die noch keine an den besten verfiigbaren
wissenschaftlichen Informationen ausgerichteten wirksamen Mafnahmen zur Erhaltung und Bewirtschaf-
tung der unter ihr Mandat fallenden Besténde beschlossen haben, auf, dies dringend zu tun;

124. fordert die Staaten nachdriicklich auf, die Zusammenarbeit zwischen den bestehenden und
sich entwickelnden regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung,
deren Mitglied sie sind, zu stirken und auszuweiten, namentlich durch verbesserte Kommunikation und
weitere Koordinierung der MaBBnahmen, etwa im Wege gemeinsamer Konsultationen, und die Integration,
Koordinierung und Zusammenarbeit dieser regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung mit anderen zustidndigen Fischereiorganisationen, Regionalmeervereinbarungen und
anderen zusténdigen internationalen Organisationen zu stérken;

125. fordert die fiinf fiir die Bewirtschaftung weit wandernder Arten zustindigen regionalen Fi-
schereibewirtschaftungsorganisationen nachdriicklich auf, weiterhin Maflnahmen zur Durchfithrung des
Vorgehensplans zu ergreifen, der auf der zweiten gemeinsamen Tagung der mit Thunfisch befassten regio-
nalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung verabschiedet wurde, und
die Empfehlungen der dritten gemeinsamen Tagung der mit Thunfisch befassten regionalen Organisationen
und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung zu priifen;

126. Dbittet die Staaten und die fiir die Bewirtschaftung gebietsiibergreifender Fischbestinde zu-
standigen regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, Erfahrungen
und bewihrte Verfahren auszutauschen, beispielsweise indem sie erwégen, gegebenenfalls gemeinsame
Tagungen abzuhalten;

127. legt den regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
eindringlich nahe, die Transparenz zu verbessern und dafiir zu sorgen, dass ihre Entscheidungsprozesse fair
und transparent sind, auf den besten verfiigbaren wissenschaftlichen Informationen beruhen, den Vorsor-
geansatz und Okosystemansitze einbeziehen und die Teilnehmerrechte regeln, auch durch die Ausarbeitung
transparenter Kriterien fiir die Aufteilung von Fangmoglichkeiten, wobei den einschldgigen Bestimmungen
des Durchfiihrungsiibereinkommens entsprechend Rechnung zu tragen ist, unter anderem unter gebiihren-
der Beriicksichtigung der jeweiligen Bestandslage und der jeweiligen Interessen an der Fischerei;

128. begrifit es, dass einige regionale Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung Leistungsiiberpriiffungen durchgefiihrt haben, und regt an, die aus ihren jeweiligen
Uberpriifungen hervorgegangenen Empfehlungen gegebenenfalls mit Vorrang umzusetzen;

129. fordert die Staaten nachdriicklich auf, im Rahmen ihrer Beteiligung an den regionalen Orga-
nisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, die noch keine Leistungsiiberpriifun-
gen durchgefiihrt haben, diese Organisationen und Vereinbarungen vordringlich einer solchen Uberpriifung
zu unterziehen, entweder auf Initiative der Organisation oder Vereinbarung selbst oder mit externen Part-
nern, namentlich in Zusammenarbeit mit der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen, unter Anwendung transparenter Kriterien auf der Grundlage der Bestimmungen des Durchfiih-
rungsiibereinkommens und anderer einschligiger Ubereinkiinfte und unter Beriicksichtigung der bewihrten
Verfahrensweisen der regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung
und gegebenenfalls eines von den Staaten oder anderen regionalen Organisationen oder Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung erarbeiteten Katalogs von Kriterien, und befiirwortet es, dass diese
Leistungsiiberpriifungen auch eine unabhéngige Evaluierung enthalten und gegebenenfalls Wege zur Ver-
besserung der Arbeitsweise der jeweiligen Organisation oder Vereinbarung aufzeigen;
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130. fordert die Staaten auf, im Rahmen ihrer Beteiligung an den regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung die Leistung dieser Organisationen und Vereinbarun-
gen regelmdBig zu iiberpriifen und die Ergebnisse offentlich verfiigbar zu machen, die daraus hervorgegan-
genen Empfehlungen umzusetzen und diese Uberpriifungen im Zeitverlauf nach Bedarf umfassender zu
machen;

131. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen die Notwendigkeit von
Transparenz und Rechenschaftslegung in der Fischereibewirtschaftung durch die regionalen Fischereibe-
wirtschaftungsorganisationen anerkannten sowie die Anstrengungen derjenigen regionalen Fischereibewirt-
schaftungsorganisationen anerkannten, die bereits unabhéngige Leistungsiiberpriifungen vorgenommen
hatten, alle diese Organisationen aufforderten, solche Uberpriifungen regelmiBig durchzufiihren und die
Ergebnisse offentlich verfiigbar zu machen, die Umsetzung der daraus hervorgegangenen Empfehlungen
befiirworteten und empfahlen, diese Uberpriifungen im Zeitverlauf nach Bedarf umfassender zu machen;

132. fordert die Staaten nachdrtcklich auf, unter Beriicksichtigung dieser Leistungsiiberpriifungen
an der Erarbeitung von Leitlinien fiir bewdhrte Verfahren fiir regionale Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung mitzuwirken und diese Leitlinien in den Organisationen und Vereinba-
rungen, deren Mitglied sie sind, so weit wie moglich anzuwenden;

133. ermutigt zur Erarbeitung regionaler Leitlinien, auf die die Staaten zuriickgreifen konnen, um
in Féllen der Nichteinhaltung durch ihre Flagge fiihrende Schiffe und ihre Staatsangehdrigen Sanktionen
gegen sie zu verhingen, die im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht anzuwenden sind und ausreichend
streng sind, um die Einhaltung wirksam sicherzustellen, von weiteren Verstoen abzuschrecken und den
Tatern die Friichte ihrer illegalen Aktivititen zu entziehen, und die die Staaten fiir die Evaluierung ihrer
Sanktionssysteme nutzen konnen, um zu gewdhrleisten, dass diese wirksam die Einhaltung sicherstellen
und von Verstoflen abschrecken;

134. st sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, fiir die Transparenz der Berichterstattung iiber Fi-
schereitdtigkeiten im Rahmen regionaler Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung zu sorgen, um die Anstrengungen zur Bekdmpfung der illegalen, ungemeldeten und unregulierten
Fischerei zu erleichtern, und wie wichtig es ist, die im Rahmen dieser Organisationen und Vereinbarungen
bestehenden Berichtspflichten einzuhalten, nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von den MaBnahmen, die die
Internationale Kommission fiir die Erhaltung der Thunfischbestinde im Atlantik'®* und die Thunfischkom-
mission fiir den Indischen Ozean' angenommen haben, und legt anderen regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nahe, die Einfiihrung dhnlicher Malnahmen zu erwégen;

X
Verantwortungsvolle Fischerei im marinen Okosystem

135. fordert die Staaten nachdriicklich auf, sich unter Beriicksichtigung von Ziffer 30 d) des
Durchfithrungsplans von Johannesburg einzeln oder iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarun-
gen betreffend Fischereibewirtschaftung verstirkt um die Anwendung eines Okosystemansatzes in der Fi-
scherei zu bemiihen;

136. legt den Staaten nahe, einzeln oder iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung und andere zustidndige internationale Organisationen darauf hinzuwir-
ken, dass die Erhebung von Fischerei- und anderen Okosystemdaten auf koordinierte und integrierte Weise
erfolgt, die bei Bedarf die Einbindung in globale Beobachtungsinitiativen erleichtert;

137. fordert die Staaten und die regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fi-
schereibewirtschaftung auf, in Zusammenarbeit mit anderen zustéindigen Organisationen, einschlieBlich der
Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, der Zwischenstaatlichen Ozeanogra-
phischen Kommission und der Weltorganisation fiir Meteorologie, gegebenenfalls Malnahmen zu be-

'8 International Commission for the Conservation of Atlantic Tunas, Empfehlung 11-16.

183 Indian Ocean Tuna Commission, Resolutionen 12/07 und 13/07.
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schlielen, die zum Ziel haben, au3erhalb der Gebiete nationaler Hoheitsbefugnisse verankerte Bojensyste-
me zur Erfassung von Ozeandaten vor Aktivitdten zu schiitzen, die ihren Betrieb beeintréchtigen;

138.  legt den Staaten nahe, die wissenschaftliche Forschung iiber das marine Okosystem im Ein-
klang mit dem Vélkerrecht zu verstirken;

139. fordert die Staaten, die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
und andere Sonderorganisationen, bei Bedarf die subregionalen und regionalen Organisationen und Verein-
barungen betreffend Fischereibewirtschaftung sowie die sonstigen in Betracht kommenden zwischenstaatli-
chen Organe auf, bei der Herbeifiilhrung einer nachhaltigen Aquakultur zusammenzuarbeiten, namentlich
indem sie Informationen austauschen, gleichwertige Normen zu Fragen wie etwa der Gesundheit von Was-
sertieren und der menschlichen Gesundheit und Sicherheit erarbeiten, die moglichen positiven und negati-
ven Auswirkungen der Aquakultur, einschlieBlich der soziodkonomischen, auf die Meeres- und Kiistenum-
welt, einschlieSlich der biologischen Vielfalt, bewerten und geeignete Methoden und Verfahren beschlie-
Ben, um die nachteiligen Auswirkungen auf ein Mindestmal} zu beschranken und abzumildern, und befiir-
wortet in dieser Hinsicht die Durchfiihrung der Strategie und des Rahmenplans der Erndhrungs- und Land-
wirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen von 2007 zur Verbesserung der Informationen iiber den
Stand und die Tendenzen der Aquakultur als Rahmen zur Verbesserung und zum Versténdnis des Stands
und der Tendenzen der Aquakultur;

140. fordert die Staaten auf, umgehend einzeln und {iber die regionalen Organisationen und Ver-
einbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung und entsprechend dem Vorsorgeansatz und den Okosys-
temansidtzen MaBnahmen zur weiteren Umsetzung der Internationalen Leitlinien der Erndhrungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen von 2008 fiir die Bewirtschaftung der Tiefseefischerei
auf Hoher See (,,Leitlinien von 2008°) zu ergreifen, um die Fischbestinde nachhaltig zu bewirtschaften und
empfindliche marine Okosysteme, einschlieBlich der Seeberge, hydrothermalen Quellen und Kaltwasserko-
rallen, vor destruktiven Fischfangpraktiken zu schiitzen, in Anbetracht der enormen Bedeutung und des
enormen Wertes der Tiefseedkosysteme und ihrer biologischen Vielfalt;

141. erinnert daran, dass sich die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* verpflichteten, die
MaBnahmen zum Schutz empfindlicher mariner Okosysteme vor erheblichen Schiden zu verstirken, na-
mentlich durch den wirksamen Einsatz von Folgenabschitzungen, im Einklang mit dem Vélkerrecht, den
anwendbaren internationalen Rechtsakten und den einschligigen Resolutionen der Generalversammlung
und den entsprechenden Leitlinien der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio-
nen;

142. bekraftigt die Bedeutung der Ziffern 80 bis 90 der Resolution 61/105, der Ziffern 113 bis 127
der Resolution 64/72 und der Ziffern 121 bis 136 der Resolution 66/68 vom 6. Dezember 2011 betreffend
die Auswirkungen der Grundfischerei auf empfindliche marine Okosysteme und die langfristige Nachhal-
tigkeit der Tiefseefischbestinde sowie der in den genannten Resolutionen geforderten MaBinahmen und
betont, dass alle Staaten und zusténdigen regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung die Verpflichtungen, die sie nach den genannten Ziffern eingegangen sind, dringend in
vollem Umfang erfiillen miissen;

143. weist darauf hin, dass die die Auswirkungen der Grundfischerei auf empfindliche marine
Okosysteme betreffenden Ziffern der Resolutionen 61/105, 64/72 und 66/68 die souverinen Rechte der
Kiistenstaaten an ihrem Festlandsockel oder die Ausiibung der Hoheitsbefugnisse der Kiistenstaaten im
Hinblick auf ihren Festlandsockel nach dem Voélkerrecht, wie im Seerechtsiibereinkommen, insbesondere
seinem Artikel 77, niedergelegt, unberiihrt lassen;

144. stellt in dieser Hinsicht fest, dass bestimmte Kiistenstaaten Erhaltungsmafinahmen im Hinblick
auf ihren Festlandsockel beschlossen haben, um die Auswirkungen der Grundfischerei auf empfindliche
marine Okosysteme zu bewiltigen, und dass sie Anstrengungen unternehmen, um die Einhaltung dieser
MaBnahmen zu gewéhrleisten;

145.  begrit die bedeutenden Fortschritte, die die Staaten, die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung und die Staaten, die an Verhandlungen iiber die Schaf-
fung einer fiir die Regulierung der Grundfischerei zustdndigen regionalen Organisation oder Vereinbarung
betreffend Fischereibewirtschaftung beteiligt sind, erzielt haben, im Hinblick auf die Umsetzung der Zif-
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fern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105, der Ziffern 113, 117 und 119 bis 124 der Resolution 64/72 und
der Ziffern 121, 126, 129, 130 und 132 bis 134 der Resolution 66/68 und die Bewaltigung der Auswirkun-
gen der Grundfischerei auf empfindliche marine Okosysteme;

146.  begrift aulRerdem die maBigebliche Arbeit, die die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen hinsichtlich der Bewirtschaftung der Tiefseefischerei auf Hoher See und des
Schutzes empfindlicher mariner Okosysteme weiterhin leistet, und fordert die Staaten und die regionalen
Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung nachdriicklich auf, sicherzustel-
len, dass ihre MaBBnahmen zur nachhaltigen Bewirtschaftung der Tiefseefischerei und zur Umsetzung der
Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105, der Ziffern 113 und 119 bis 124 der Resolution 64/72 und
der Ziffern 121, 129, 130 und 132 bis 134 der Resolution 66/68 mit den Leitlinien von 2008 im Einklang
stehen;

147. erklart, wie wichtig es ist, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Verein-
ten Nationen als Teil ihres laufenden Programms fiir Tiefseefischerei die in den Ziffern 135 und 136 der
Resolution 66/68 vorgesehenen Aufgaben weiter durchfiihrt;

148. nimmt davon Kenntnis, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen vom 8. bis 12. April 2013 in Swakopmund (Namibia) ein regionales Arbeitsseminar tiber emp-
findliche marine Okosysteme im Siidostatlantik abgehalten hat;

149. ermutigt zu schnelleren Fortschritten bei der Aufstellung von Kriterien filir die Ziele und die
Bewirtschaftung von Meeresschutzgebieten fiir Fischereizwecke, begriifit in dieser Hinsicht die Ausarbei-
tung technischer Leitlinien iiber Meeresschutzgebiete und Fischerei durch die Ernédhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen und fordert nachdriicklich zur Koordinierung und Zusammen-
arbeit zwischen allen zusténdigen internationalen Organisationen und Organen auf;

150. fordert alle Staaten nachdricklich auf, das Weltaktionsprogramm von 1995 zum Schutz der
Meeresumwelt gegen vom Lande ausgehende Titigkeiten'®* durchzufiihren und beschleunigt MaBnahmen
zum Schutz des marinen Okosystems, einschlieBlich Fischbestéinden, vor Verschmutzung und physischer
Schadigung zu ergreifen, unter Beriicksichtigung der Zunahme toter Zonen in den Ozeanen;

151. nimmt Kenntnis von den schwerwiegenden 6kologischen Auswirkungen auf die Meeresum-
welt, die durch aufgegebene, verloren gegangene oder anderweitig zuriickgelassene Fanggeréte verursacht
werden, und legt den Staaten nahe, in Anbetracht der Empfehlungen des Berichts des Umweltprogramms
der Vereinten Nationen und der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen von
2009 MaBnahmen zur Reduzierung dieser Geréte zu ergreifen;

152.  bekraftigt die Bedeutung, die sie den Ziffern 77 bis 81 der Resolution 60/31 vom 29. No-
vember 2005 beimisst, in denen das Problem der verloren gegangenen, aufgegebenen oder zuriickgelasse-
nen Fanggerdte und des damit verbundenen Meeresmiills sowie die nachteiligen Auswirkungen von Mee-
resmiill und aufgegebenen Fanggeriten unter anderem auf die Fischbestdnde, die Lebensrdume und andere
Meeresarten behandelt wurden, und fordert die Staaten und die regionalen Organisationen und Vereinba-
rungen betreffend Fischereibewirtschaftung mit Nachdruck zu rascheren Fortschritten bei der Umsetzung
der genannten Ziffern auf;

153. beflirwortet weitere Untersuchungen, namentlich durch die Erndhrungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen, iiber die Auswirkungen von Unterwasserldrm auf die Fischbe-
stinde und die Fischfangquoten sowie {iber die damit verbundenen sozio6konomischen Auswirkungen;

154. fordert die Staaten auf, namentlich iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung eine aktive Rolle bei den weltweiten Anstrengungen zur Erhaltung und
nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen zu iibernehmen und so zur biologischen Vielfalt der
Meere beizutragen;

'8 A/51/116, Anlage I1.
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155. legt den Staaten nahe, einzeln oder gegebenenfalls iiber die regionalen Organisationen und
Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung Laich- und Aufwuchsgebiete fiir Fischbestinde in
ihrem Hoheits- oder Zustindigkeitsbereich zu ermitteln und erforderlichenfalls wissenschaftlich fundierte
MaBnahmen zur Erhaltung solcher Bestdnde wéhrend dieser kritischen Lebensphasen zu beschlieen;

156. st sich der breit gefacherten Auswirkungen der Versauerung der Ozeane auf die marinen
Okosysteme bewusst und fordert die Staaten auf, gegen die Ursachen dieser Versauerung anzugehen und
ihre Auswirkungen weiter zu untersuchen;

157. betont, wie wichtig es ist, anpassungsfahige Strategien filir die Bewirtschaftung der Meeres-
ressourcen zu entwickeln und verstirkt Kapazititen fiir die Umsetzung dieser Strategien aufzubauen, um
die Widerstandsfihigkeit der marinen Okosysteme zu erhdhen und so die breit geficherten Auswirkungen
der Versauerung der Ozeane auf Meeresorganismen und die von ihr ausgehende Bedrohung der Erndh-
rungssicherheit zu minimieren, insbesondere die Auswirkungen auf die Féhigkeit von kalkhaltigem Plank-
ton, Korallenriffen, Krusten- und Schalentieren, Schalen und Skelettstrukturen zu bilden, sowie die Bedro-
hungen, die dies fiir die Proteinversorgung bedeuten konnte;

Xl
Kapazitatsaufbau

158. erklart erneut, wie entscheidend wichtig es ist, dass die Staaten unmittelbar oder gegebenen-
falls tiber die zustdndigen subregionalen und regionalen Organisationen sowie iiber andere internationale
Organisationen, einschlieBlich der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen im
Rahmen ihres FishCode-Programms, zusammenarbeiten, einschlieBlich durch die Gewéhrung finanzieller
und/oder technischer Hilfe, im Einklang mit dem Durchfiihrungsiibereinkommen, dem Einhaltungsiiberein-
kommen, dem Verhaltenskodex und den damit verbundenen internationalen Aktionsplédnen, um die Ent-
wicklungsldnder besser in die Lage zu versetzen, die in dieser Resolution geforderten Ziele und MaBnah-
men zu verwirklichen;

159. begrifit, dass die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen der-
zeit Leitlinien fiir die erforderlichen Strategien und Maflnahmen zur Schaffung eines forderlichen Umfelds
fiir die nachhaltige Kleinfischerei ausarbeitet, und ermutigt zur Durchfithrung von Studien iiber die Schaf-
fung moglicher alternativer Existenzgrundlagen fiir Kiistengemeinden;

160. erinnert daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen“ anerkannten, wie wichtig es
ist, die Kapazititen der Entwicklungslédnder auszubauen, damit sie von der Erhaltung und nachhaltigen
Nutzung der Ozeane und Meere und deren Ressourcen profitieren konnen, und in dieser Hinsicht die Not-
wendigkeit betonten, bei der wissenschaftlichen Meeresforschung zusammenzuarbeiten, um die Bestim-
mungen des Seerechtsiibereinkommens und die Ergebnisse der grolen Gipfeltreffen iiber nachhaltige Ent-
wicklung umzusetzen, und den Technologietransfer zu gewéhrleisten, unter Beriicksichtigung der Kriterien
und Leitlinien der Zwischenstaatlichen Ozeanographischen Kommission fiir die Weitergabe von Meeres-
technologie;

161. erinnert aulerdem daran, dass die Staaten in ,,Die Zukunft, die wir wollen* eindringlich dazu
aufforderten, bis 2014 Strategien festzulegen und allgemein anzuwenden, die den Entwicklungslédndern,
insbesondere den am wenigsten entwickelten Landern und den kleinen Inselentwicklungsldndern, weiter
dabei behilflich sind, ihre nationalen Kapazitdten zur Erhaltung, nachhaltigen Bewirtschaftung und Nut-
zung der Vorteile der nachhaltigen Fischerei auszubauen, namentlich durch verbesserten Marktzugang fiir
Fischerzeugnisse aus Entwicklungslédndern;

162. ermutigt die Staaten, die internationalen Finanzinstitutionen und die zustindigen zwischen-
staatlichen Organisationen und Organe in Anbetracht dessen, dass die Erndhrungs- und Existenzsicherheit
von der Fischerei abhéngen kann, den Kapazitatsaufbau und die technische Hilfe fiir Fischer, insbesondere
Kleinfischer, in den Entwicklungsléndern, vor allem in den kleinen Inselentwicklungslédndern, entsprechend
der 6kologischen Nachhaltigkeit zu verstérken;

163. legt den Staaten nahe, unmittelbar oder tiber das System der Vereinten Nationen, namentlich
die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, eng zusammenzuarbeiten, mit



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

dem Ziel, in den Entwicklungslédndern, insbesondere den kleinen Inselentwicklungsldndern, durch Ausbil-
dungs- und Schulungsmalinahmen verstarkt Kapazitdten auf dem Gebiet der Fischerei aufzubauen;

164. anerkennt in dieser Hinsicht die Arbeit des Fischerei-Schulungsprogramms der Universitét
der Vereinten Nationen in Island, das seit 15 Jahren zum Aufbau entsprechender Kapazititen in Entwick-
lungsliandern beitrégt, von 280 Stipendiaten aus 47 Landern absolviert wurde und zusitzlich in 12 Landern
36 Kurzschulungen abgehalten hat;

165. legt der internationalen Gemeinschaft nahe, die Chancen fiir eine nachhaltige Entwicklung in
den Entwicklungslédndern, insbesondere in den am wenigsten entwickelten Lindern, den kleinen Inselent-
wicklungslédndern und den afrikanischen Kiistenstaaten, zu erhohen, indem sie diese Staaten ermutigt, sich
starker an den genehmigten Fischereititigkeiten zu beteiligen, die innerhalb der Gebiete ihrer nationalen
Hoheitsbefugnisse von Fernfischerei betreibenden Staaten im Einklang mit dem Seerechtsiibereinkommen
unternommen werden, damit Entwicklungslédnder bessere wirtschaftliche Ertrdge aus den Fischereiressour-
cen in den Gebieten ihrer nationalen Hoheitsbefugnisse erzielen und ihre Rolle in der regionalen Fische-
reibewirtschaftung ausbauen koénnen, und indem sie in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht, insbesonde-
re dem Seerechtsiibereinkommen und dem Durchfiihrungsiibereinkommen, und unter Beriicksichtigung
von Artikel 5 des Verhaltenskodexes die Féahigkeit der Entwicklungslénder stérkt, ihre eigene Fischerei zu
entwickeln und sich an der Hochseefischerei zu beteiligen, namentlich indem sie ihnen den Zugang dazu
eroffnet;

166. ersucht die Fernfischerei betreibenden Staaten, die Aushandlung von Zugangsabkommen und
-vereinbarungen mit Kiistenentwicklungslidndern auf eine ausgewogene und nachhaltige Grundlage zu stel-
len und deren legitime Erwartung, aus der nachhaltigen Nutzung der natiirlichen Ressourcen ihrer aus-
schlieBlichen Wirtschaftszonen in vollem Umfang Nutzen zu ziehen, zu beriicksichtigen, sicherzustellen,
dass die ihre Flagge fithrenden Schiffe die im Einklang mit dem Vdlkerrecht verabschiedeten Gesetze und
sonstigen Vorschriften der Kiistenentwicklungslidnder einhalten, und verstirkte Aufmerksamkeit auf die
Fischverarbeitung und die Fischverarbeitungseinrichtungen im nationalen Hoheitsbereich des Kiistenent-
wicklungslands zu richten, um diesem dabei behilflich zu sein, aus der Entwicklung der Fischereiressour-
cen Nutzen zu ziehen, und auch dem Technologietransfer und der Unterstiitzung bei der Uberwachung,
Kontrolle und Aufsicht sowie der Einhaltung und Durchsetzung in den Gebieten der nationalen Hoheitsbe-
fugnisse des Kiistenentwicklungslands, das den Zugang zur Fischerei gewahrt, mehr Aufmerksamkeit zu
widmen, unter Beriicksichtigung der in Artikel 25 des Durchfiihrungsiibereinkommens und Artikel 5 des
Verhaltenskodexes genannten Formen der Zusammenarbeit;

167. legt den Staaten nahe, einzeln und iiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen
betreffend Fischereibewirtschaftung den Entwicklungsldndern bei der Konzipierung, Einfiihrung und An-
wendung einschligiger Vereinbarungen, Ubereinkiinfte und Instrumente fiir die Erhaltung und nachhaltige
Bewirtschaftung von Fischbestidnden verstirkt und auf kohérentere Weise behilflich zu sein, namentlich bei
der Konzipierung und Stiarkung ihrer innerstaatlichen Fischereiregulierungspolitik und einer entsprechen-
den Politik der regionalen Organisationen oder Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung in ihrer
jeweiligen Region sowie beim Ausbau der Forschungs- und wissenschaftlichen Kapazitéten iiber vorhande-
ne Fonds wie den Hilfsfonds nach Teil VII des Durchfiihrungsiibereinkommens, die bilaterale Hilfe, die
Hilfsfonds der regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirtschaftung, das
FishCode-Programm, das globale Fischereiprogramm der Weltbank und die Globale Umweltfazilitit;

168. legt den Staaten nahe, den Entwicklungsldndern technische und finanzielle Unterstiitzung zu
gewihren, um ihren besonderen Bediirfnissen und Problemen bei der Umsetzung der Leitlinien von 2008
zu entsprechen;

169. fordert die Staaten auf, durch einen stidndigen Dialog und die im Einklang mit den Arti-
keln 24 bis 26 des Durchfithrungsiibereinkommens gewihrte Hilfe und Zusammenarbeit weitere Ratifika-
tionen des Ubereinkommens beziehungsweise weitere Beitritte dazu zu fordern, indem sie unter anderem
das Problem des Kapazitits- und Ressourcenmangels angehen, das Entwicklungsldnder daran hindern
konnte, Vertragsparteien zu werden;

170. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der vom Sekretariat angefertigten Zusammenstellung
des Bedarfs der Entwicklungsldnder an Kapazititsaufbau und Hilfe fir die Erhaltung und Bewirtschaftung
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von gebietsiibergreifenden Fischbestdnden und Bestdnden weit wandernder Fische und der Quellen der
ihnen zur Deckung dieses Bedarfs zur Verfiigung stehenden Hilfe;

171. ermutigt die Staaten, die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fische-
reibewirtschaftung und die anderen zustdndigen Organe, den Entwicklungsldndern bei der Durchfiihrung
der in den Ziffern 80 und 83 bis 87 der Resolution 61/105, den Ziffern 113, 117 und 119 bis 124 der Reso-
lution 64/72 und den Ziffern 121, 126, 129, 130 und 132 bis 134 der Resolution 66/68 geforderten Maf3-
nahmen behilflich zu sein;

172. fordert die Staaten und die Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration nachdriick-
lich auf, einzeln und tiber die regionalen Organisationen und Vereinbarungen betreffend Fischereibewirt-
schaftung die Anstrengungen zur Unterstlitzung der Entwicklungslénder, insbesondere der am wenigsten
entwickelten Lander und der kleinen Inselentwicklungslénder, in andere relevante internationale Entwick-
lungsstrategien zu integrieren, mit dem Ziel, die internationale Koordinierung zu verbessern und die Lander
damit in die Lage zu versetzen, eigene Kapazititen zur Nutzung von Fischereiressourcen zu entwickeln, in
Ubereinstimmung mit der Verpflichtung, fiir die Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Ressourcen zu sor-
gen, und ersucht in dieser Hinsicht den Generalsekretér, die Organisationen, Fonds und Programme des
Systems der Vereinten Nationen, einschlieBlich auf der Ebene der regionalen Wirtschaftskommissionen, im
Rahmen ihres jeweiligen Mandats in vollem Umfang zu mobilisieren und zu koordinieren;

173. ersucht die Staaten und die regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen, Strategien
zu entwickeln, um den Entwicklungslindern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Léndern und
den kleinen Inselentwicklungslandern, weiter dabei behilflich zu sein, aus der Befischung von gebietsiiber-
greifenden Fischbestinden und Bestinden weit wandernder Fische vollen Nutzen zu ziehen und die regio-
nalen Anstrengungen zur nachhaltigen Erhaltung und Bewirtschaftung dieser Bestéinde zu verstirken, und
in dieser Hinsicht entsprechende Informationen zur Verfiigung zu stellen;

X1l
Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen

174. ersucht die in Betracht kommenden Teile des Systems der Vereinten Nationen, die interna-
tionalen Finanzinstitutionen und die Geberorganisationen, Unterstiitzung fiir den Ausbau der Kapazititen
der regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen und ihrer Mitgliedstaaten zur Durchsetzung und
Einhaltung der Regelungen zu gewihren;

175. bittet die Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, die Vorkeh-
rungen, die sie mit den Organisationen der Vereinten Nationen hinsichtlich der Zusammenarbeit bei der
Umsetzung der internationalen Aktionspléne getroffen hat, beizubehalten und dem Generalsekretdr iiber die
Prioritdten bei der Zusammenarbeit und der Koordinierung dieser Arbeiten Bericht zu erstatten, damit er
diese Angaben in seinen Jahresbericht iiber die nachhaltige Fischerei aufnehmen kann;

X1
Tatigkeiten der Abteilung Meeresangelegenheiten und Seerecht

176. bekundet dem Generalsekretér ihre Anerkennung fiir die Tatigkeiten der Seerechtsabteilung,
in denen die hohe Qualitit der Hilfe zum Ausdruck kommt, die die Abteilung den Mitgliedstaaten bereit-
stellt;

177. ersucht den Generalsekretir, die ihm mit dem Seerechtsiibereinkommen, dem Durchfiih-
rungsiibereinkommen und den entsprechenden Resolutionen der Generalversammlung iibertragenen Auf-
gaben und Funktionen auch kiinftig wahrzunehmen und sicherzustellen, dass der Seerechtsabteilung im
Rahmen des fiir die Organisation gebilligten Haushaltsplans ausreichende Mittel zur Durchfiihrung ihrer
Tatigkeit zugewiesen werden;
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X1V

Neunundsechzigste Tagung der Generalversammliung

178. ersucht den Generalsekretér, die Aufmerksamkeit der zustdndigen zwischenstaatlichen Orga-
nisationen, der Organisationen und Organe des Systems der Vereinten Nationen, der subregionalen und
regionalen Fischereibewirtschaftungsorganisationen und der zustiandigen nichtstaatlichen Organisationen
auf diese Resolution zu lenken;

179. stellt fest, dass der Wunsch besteht, die Effizienz der informellen Konsultationen iiber die
jahrliche Resolution der Generalversammlung betreffend nachhaltige Fischerei sowie die wirksame Beteili-
gung der Delegationen daran weiter zu verbessern, beschlieit, dass die informellen Konsultationen iiber
diese Resolution in einer einzigen sechstidgigen Konsultationsrunde im November stattfinden werden, und
bittet die Staaten, dem Koordinator der informellen Konsultationen spétestens fiinf Wochen vor deren Be-
ginn Textvorschlidge zur Aufnahme in die Resolution vorzulegen;

180. beschlieBt, den Unterpunkt ,,Nachhaltige Fischerei, namentlich durch das Ubereinkommen
von 1995 zur Durchfiihrung der Bestimmungen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 iiber die Erhaltung und Bewirtschaftung von gebietsiibergreifenden Fischbestinden und
Bestéinden weit wandernder Fische und damit zusammenhéngende Ubereinkiinfte unter dem Punkt ,,Ozea-
ne und Seerecht” in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen und die
Moglichkeit zu erwégen, diesen Unterpunkt kiinftig alle zwei Jahre in die vorlaufige Tagesordnung aufzu-
nehmen.

RESOLUTION 68/98

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 11. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.26 und Add.1, eingebracht von: Agypten, Andorra, Antigua und Barbuda, Australien, Baha-
mas, Barbados, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Indien, Indonesien,
Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Marokko, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Myanmar, Neuseeland, Niederlande, Norwegen,
Osterreich, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruméanien, Russische Foderation, San Marino, Schwe-
den, Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sudafrika, Suriname,
Thailand, Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Tirkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Konigreich GroRbritannien und Nord-
irland, Vietnam, Zypern.

68/98. Globale Gesundheit und AuRenpolitik
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 63/33 vom 26. November 2008, 64/108 vom 10. Dezember
2009, 65/95 vom 9. Dezember 2010, 66/115 vom 12. Dezember 2011 und 67/81 vom 12. Dezember 2012,

unter Begriiung der Ergebnisse der groBen Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen,
die zur Forderung der globalen Gesundheitsagenda beigetragen haben, namentlich des Ergebnisdokuments
von 2013 der Sonderveranstaltung zur Weiterverfolgung der Anstrengungen zur Erreichung der Millenni-
ums-Entwicklungsziele'®, des Ergebnisdokuments von 2013 der Tagung der Generalversammlung auf ho-
her Ebene iiber die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen international ver-
einbarten Entwicklungsziele fiir Menschen mit Behinderungen — Der weitere Weg: eine behinderteninklusi-
ve Entwicklungsagenda bis 2015 und danach'®, des Ergebnisdokuments von 2012 der Konferenz der Ver-
einten Nationen iiber nachhaltige Entwicklung mit dem Titel ,,Die Zukunft, die wir wollen“'®’, der Politi-

185 Resolution 68/6.
18 Resolution 68/3.
187 Resolution 66/288, Anlage.
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schen Erkldrung von Rio iiber soziale Determinanten von Gesundheit, die auf der 2011 abgehaltenen Welt-
konferenz iiber soziale Determinanten von Gesundheit verabschiedet wurde, der Politischen Erkldrung von
2011 zu HIV und Aids: Verstirkung unserer Bemithungen zur Beseitigung von HIV und Aids'®®, der Politi-
schen Erkldrung von 2011 der Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene iiber die Pravention und
Bekimpfung nichtiibertragbarer Krankheiten'®’, der Resolution 66.11 der Weltgesundheitsversammlung
vom 27. Mai 2013 iiber Gesundheit in der Post-2015-Entwicklungsagenda, der auf der Achten Globalen
Konferenz zur Gesundheitsforderung verabschiedeten Erkldrung von Helsinki iiber Gesundheit in allen
Politikbereichen sowie der Empfehlung Nr. 202 betreffend den innerstaatlichen sozialen Basisschutz, die
von der Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer 101. Tagung angenommen wurde, und in Bekréftigung
des im September 1994 in Kairo verabschiedeten Aktionsprogramms der Internationalen Konferenz iiber
Bevélkerung und Entwicklung'®, der SchliisselmaBnahmen zur weiteren Durchfiihrung des Aktionspro-

gramms'' und der Erklirung und der Aktionsplattform von Beijing'*,

sowie unter Begrifung der Verabschiedung der Resolution 2013/12 des Wirtschafts- und Sozialrats
vom 22. Juli 2013 iiber die Interinstitutionelle Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen iiber die Pravention
und Bekdmpfung nichtiibertragbarer Krankheiten,

in Bekraftigung des Rechts eines jeden Menschen, ohne Unterschied, auf das fiir ihn erreichbare
Hochstmall an korperlicher und geistiger Gesundheit sowie auf einen Lebensstandard, der seine und seiner
Familie Gesundheit und Wohl gewéhrleistet, einschlieBlich ausreichender Erndhrung, Bekleidung und Un-
terbringung, und auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen,

mit besonderer Besorgnis feststellend, dass fiir Millionen Menschen die Verwirklichung des Rechts
auf das fiir sie erreichbare Hochstmal} an korperlicher und geistiger Gesundheit, einschlielich des Zugangs
zu hochwertigen Medikamenten, immer noch in weiter Ferne liegt, dass insbesondere fiir Frauen, die sozial
Schwichsten, Kinder und in Armut lebende Menschen die Wahrscheinlichkeit der Erreichung dieses Ziels
in immer weitere Ferne riickt, dass jedes Jahr Millionen Menschen wegen katastrophal hoher eigener Aus-
gaben fiir die Gesundheitsversorgung unter die Armutsgrenze geraten und dass tiberhohte Eigenzahlungen
arme Menschen davon abhalten konnen, sich in Behandlung zu begeben oder eine Behandlung fortzuset-
zen,

in Bekréaftigung des Rechts, die Bestimmungen in dem Ubereinkommen der Welthandelsorganisa-
tion iiber handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS-Ubereinkommen), der Er-
klirung von Doha iiber das TRIPS-Ubereinkommen und die éffentliche Gesundheit, dem Beschluss des
Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisation vom 30. August 2003 iiber die Durchfiihrung von Ziffer 6
der Erklidrung von Doha iiber das TRIPS-Ubereinkommen und die ffentliche Gesundheit und, sobald die
Verfahren zur formlichen Annahme abgeschlossen sind, der vom Allgemeinen Rat der Welthandelsorgani-
sation in seinem Beschluss vom 6. Dezember 2005 vorgeschlagenen Anderung von Artikel 31 des TRIPS-
Ubereinkommens, die Flexibilitdten fiir den Schutz der 6ffentlichen Gesundheit vorsehen, in vollstem Um-
fang anzuwenden und insbesondere den Zugang zu Medikamenten fiir alle zu fordern und zur Gewédhrung
diesbeziiglicher Hilfe an die Entwicklungslédnder zu ermutigen, und mit der Aufforderung zur breiten und
raschen Annahme der Anderung von Artikel 31 des TRIPS-Ubereinkommens,

in der Erkenntnis, dass der Schutz des geistigen Eigentums bei der Entwicklung neuer Medikamente
wichtig sein kann,

'8 Resolution 65/277, Anlage.
'8 Resolution 66/2, Anlage.

19 Report of the International Conference on Population and Development, Cairo, 5-13 September 1994 (United Nations
publication, Sales No. E.95.XII1.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.

191 Resolution S-21/2, Anlage.

192 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 September 1995 (United Nations publication,
Sales No. E.96.IV.13), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/
conf/beijing/beij bericht.html.
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sowie in der Erkenntnis, dass Gesundheit eine Voraussetzung und ein Ergebnis und Indikator aller
drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung ist und dass trotz einiger Fortschritte nach wie vor Heraus-
forderungen auf dem Gebiet der globalen Gesundheit bestehen, die anhaltende Aufmerksamkeit verlangen,
darunter groBe Ungleichheiten und Schwachstellen innerhalb der Lénder, Regionen und Bevdlkerungs-
gruppen und im Vergleich untereinander,

in Bekréaftigung des Bekenntnisses zur Erreichung aller Millenniums-Entwicklungsziele und beto-
nend, dass weiter Initiativen zugunsten rascherer Fortschritte unterstiitzt werden miissen, damit diese Ziele
bis 2015 erreicht werden,

unter BegriiBung der Fortschritte im Hinblick auf die Millenniums-Entwicklungsziele im Gesund-
heitsbereich, die eine grundlegende Voraussetzung fiir die Erreichung aller Ziele sind, feststellend, dass die
Ziele miteinander verflochten sind und Fortschritte bei der Erreichung eines Ziels die Fortschritte bei ande-
ren Zielen verstirken, in dieser Hinsicht mit Besorgnis feststellend, dass bei Ziel 8 nach wie vor eine Dis-
krepanz zwischen den Zusagen und ihrer Einhaltung besteht, und betonend, dass mehr getan werden muss,
um die Ziele bis 2015 zu erreichen,

im Bewusstsein der wichtigen entwicklungsfordernden Rolle von Partnerschaften mit einem breiten
Spektrum von Akteuren, darunter nationale Regierungen, lokale Behdrden, internationale Institutionen,
Unternehmen, zivilgesellschaftliche Organisationen, Stiftungen, Philanthropen und Investoren in Projekte
mit sozialer Wirkung, Wissenschaftler und Akademiker sowie Einzelpersonen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretirs mit dem Titel ,,Ein Leben in Wiirde fiir
alle: Beschleunigung der Fortschritte bei der Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele und Weiter-
fiihrung der Entwicklungsagenda nach 2015¢«'%,

in Anerkennung der von den Mitgliedstaaten unternommenen, durch internationale Zusammenarbeit
unterstiitzten Anstrengungen, ihre Gesundheitssysteme zu finanzieren und zu stirken, um Gesundheitsziele
zu erreichen, Fortschritte beim allgemeinen Zugang zu Gesundheitsdiensten zu erzielen und Gesundheits-
probleme, darunter iibertragbare und nichtiibertragbare Krankheiten, sowie die ihnen zugrundeliegenden
Determinanten, die mit den sozialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten und den Umweltbedingungen
verbunden sind, anzugehen,

sowie in Anerkennung dessen, dass die Forderung der gesundheitlichen Chancengleichheit fiir die
nachhaltige Entwicklung, eine hohere Lebensqualitit und das Wohlbefinden aller unverzichtbar ist, was
wiederum zu Frieden und Sicherheit beitragen kann, und dass die gesundheitliche Chancengleichheit ein
gemeinsames Ziel und eine geteilte Verantwortung ist und das Engagement aller Bereiche des Staates und
der Gesellschaft und aller Mitglieder der internationalen Gemeinschaft erfordert,

im Bewusstsein des Zusammenhangs zwischen Fortschritten auf dem Weg zu einer allgemeinen Ge-
sundheitsversorgung und vielen anderen auflenpolitischen Themen, wie etwa der sozialen Dimension der
Globalisierung, der Kohésion und der Stabilitét, einem inklusiven und ausgewogenen Wachstum und einer
nachhaltigen Entwicklung sowie der Tragfihigkeit der nationalen Finanzierungsmechanismen in diesem
Bereich,

unterstreichend, dass Partnerschaften fiir globale Gesundheit notwendig sind, um dafiir zu sorgen,
dass eine wirksame Umsetzung der allgemeinen Gesundheitsversorgung auf der Grundlage der Solidaritét
auf nationaler und internationaler Ebene gefordert wird,

sowie unterstreichend, dass es weitreichender Partnerschaften fiir globale Gesundheit bedarf, um
unter anderem die Forderung der Gleichstellung der Geschlechter und der Erméchtigung der Frauen, der
sexuellen und reproduktiven Gesundheit und des vollen Genusses aller Menschenrechte durch Frauen und
Maidchen zu unterstiitzen und so zur Beseitigung der Armut und zur wirtschaftlichen und sozialen Entwick-
lung, einschlieBlich besserer Ergebnisse im Gesundheitsbereich, beizutragen,

193 A/68/202 und Corr.1.
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in Anbetracht der Rolle der Initiative fiir AuBenpolitik und globale Gesundheit bei der Foérderung
von Synergien zwischen Auflenpolitik und globaler Gesundheit sowie des Beitrags der Osloer Ministerer-
klarung vom 20. Mirz 2007 mit dem Titel ,,Globale Gesundheit: ein dringendes auBlenpolitisches Thema
unserer Zeit“'**, die durch das Ministerkommuniqué vom 23. September 2013 mit neuerlichen MaBnahmen
und Zusagen bekraftigt wurde,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von der Mitteilung des Generalsekretirs zur Ubermittlung des Be-
richts der Generaldirektorin der Weltgesundheitsorganisation iiber globale Gesundheit und AuBenpolitik'**;

2. fordert erneut, dass der Gesundheit als einer wichtigen politischen Querschnittsfrage auf der
internationalen Agenda mehr Aufmerksamkeit gewidmet wird, da sie eine Voraussetzung und ein Ergebnis
und Indikator aller drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung ist, und dass anerkannt wird, dass Her-
ausforderungen auf dem Gebiet der globalen Gesundheit konzertierte und anhaltende Anstrengungen erfor-
dern;

3. fordert die Mitgliedstaaten nachdrucklich auf, bei der Formulierung ihrer AuBenpolitik auch
weiterhin Gesundheitsfragen zu berticksichtigen;

4. verlangt, dass die Mitgliedstaaten und andere maBgebliche Interessentriger aus dem o6ffentli-
chen und dem privaten Sektor, einschlieBlich der Zivilgesellschaft und akademischer Kreise, vermehrt
Partnerschaften eingehen, mit dem Ziel, die Gesundheit fiir alle zu verbessern, insbesondere durch Unter-
stiitzung des Aufbaus zukunftsfédhiger und umfassender Gesundheitssysteme, die Gewahrleistung des all-
gemeinen Zugangs zu hochwertigen Gesundheitsdiensten, die Forderung von Innovationen zur Deckung
der gegenwirtigen und zukiinftigen Gesundheitsbediirfnisse und die Forderung der Gesundheit wahrend
des gesamten Lebens;

5. betont, dass sich die Partnerschaften fiir globale Gesundheit an den Grundsétzen der nationalen
Eigenverantwortung, der Ergebnisorientierung und der Wirksamkeit, der Transparenz, der geteilten Verant-
wortung, der gegenseitigen Rechenschaftspflicht, der Inklusivitat und der Nachhaltigkeit orientieren sollen;

6. fordert die Mitgliedstaaten auf, ihren Dialog mit dem Privatsektor sowie mit den Akteuren der
Zivilgesellschaft und akademischen Kreisen nach Bedarf zu férdern und zu stirken, um ihr Engagement
und ihren Beitrag zur Losung globaler Gesundheitsprobleme zu maximieren, und gleichzeitig die Interessen
im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit durch Risikomanagement, die Starkung der Sorgfalts- und Rechen-
schaftspflicht sowie ein transparenteres Engagement vor ungebiihrlicher Beeinflussung durch echte, wahr-
genommene oder potenzielle Interessenkonflikte aller Art zu schiitzen;

7. bekréftigt die Rolle, die die Weltgesundheitsorganisation im Einklang mit ihrer Satzung als
Leit- und Koordinierungsstelle fiir internationale Arbeiten im Gesundheitswesen wahrnimmt, und nimmt
Kenntnis von den laufenden Erdrterungen iiber Partnerschaften und das Zusammenwirken mit nichtstaatli-
chen Akteuren im Zusammenhang mit der Reform der Weltgesundheitsorganisation;

8.  legt den Mitgliedstaaten und den Partnerschaften fiir globale Gesundheit nahe, die Gesundheit
auf ganzheitliche Weise zu betrachten, einen sektoriibergreifenden Ansatz zu verfolgen und fiir den letzten
Anlauf zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele und als Vorbereitung fiir die Post-2015-
Entwicklungsagenda Maflnahmen hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und umweltbezogenen Deter-
minanten zu ergreifen;

9.  fordert die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, den Verpflichtungen nachzukommen, die sie im
Hinblick auf die vereinbarten Ziele und Zielvorgaben im Gesundheitsbereich eingegangen sind, und anhal-
tende und beschleunigte Anstrengungen zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele, vor allem der
gesundheitsbezogenen Ziele, zu unternehmen, insbesondere in Anbetracht der Bedeutung, die unter ande-
rem der Politischen Erklarung von 2011 zu HIV und Aids: Verstirkung unserer Bemiihungen zur Beseiti-
gung von HIV und Aids'®®, der Politischen Erklirung von 2011 der Tagung der Generalversammlung auf

194 A/63/591, Anlage.
195 A/68/394.
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hoher Ebene iiber die Privention und Bekdmpfung nichtiibertragbarer Krankheiten'®’, dem im September
1994 in Kairo verabschiedeten Aktionsprogramm der Internationalen Konferenz iiber Bevolkerung und
Entwicklung'”’, den SchliisselmaBnahmen zur weiteren Umsetzung des Aktionsprogramms'®' und der Er-
klirung und der Aktionsplattform von Beijing'** zukommt;

10. fordert die Mitgliedstaaten auflerdem nachdricklich auf, den Verpflichtungen nachzukommen,
die sie im Rahmen der Initiative des Generalsekretirs zur Rettung des Lebens von 4,6 Millionen Kindern
und Miittern binnen 1.000 Tagen eingegangen sind;

11. legt den Mitgliedstaaten und allen Interessentrdgern nahe, bei der Erarbeitung der Post-2015-
Entwicklungsagenda der Bedeutung von Gesundheitsfragen die entsprechende Aufmerksamkeit zu widmen
und insbesondere die allgemeine Gesundheitsversorgung, die gesundheitsbezogenen Millenniums-
Entwicklungsziele und die nichtiibertragbaren Krankheiten gebiihrend zu berticksichtigen;

12. fordert die Partnerschaften fiir globale Gesundheit auf, die Mitgliedstaaten bei der Wahrneh-
mung ihrer Verantwortlichkeiten zur Beschleunigung des Ubergangs zu einer allgemeinen Gesundheitsver-
sorgung zu unterstiitzen, was bedeutet, dass alle Menschen ohne Diskriminierung Zugang zu einem auf
nationaler Ebene festgelegten Katalog notwendiger Basisgesundheitsdienste im Bereich der Gesundheits-
forderung, der Pravention, der Heilung, der Rehabilitation und der Palliativversorgung sowie zu unentbehr-
lichen, sicheren, erschwinglichen, wirksamen und hochwertigen Medikamenten haben, insbesondere durch
die Forderung der primédren Gesundheitsversorgung, und dass gleichzeitig sichergestellt ist, dass den Nut-
zern, insbesondere den armen, schwicheren und marginalisierten Teilen der Bevolkerung, durch die Inan-
spruchnahme dieser Dienste keine finanziellen Hérten entstehen;

13. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Qualitét der Gesundheitssysteme zu stirken und zu verbes-
sern, was unter anderem eine Erhohung der Gesundheitsausgaben und des Fachpersonals im Gesundheits-
wesen, die Erweiterung des Zugangs zu Medikamenten und Impfstoffen, einschlieBlich ihrer Beschaffung,
Verteilung und Verfiigbarkeit, den Ausbau der Infrastruktur und der Informationssysteme, eine bessere
Leistungserbringung und einen verstédrkten politischen Willen auf der Fiihrungs- und Lenkungsebene erfor-
dert, sowie Fairness zu fordern, und legt auBerdem den Partnerschaften fiir globale Gesundheit nahe, die
Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht starker zu unterstiitzen;

14. legt den Mitgliedstaaten und den mafBigeblichen Interessentrdgern nahe, freiwillige innovative
Finanzierungsmechanismen zu erwégen, die dazu beitragen, die Entwicklungsldnder bei der Mobilisierung
zusitzlicher Mittel fiir die Entwicklung des Gesundheitswesens auf dauerhafter, berechenbarer und freiwil-
liger Grundlage zu unterstiitzen, und betont, dass diese Finanzierung traditionelle Finanzierungsquellen
nicht ersetzen, sondern ergénzen soll;

15. legt den Mitgliedstaaten nahe, fiir alle Seiten nutzbringende Partnerschaften in der Forschung
und Entwicklung im Gesundheitswesen gegebenenfalls zu stirken und die Entwicklung von Pharmazeuti-
ka, Diagnoseverfahren, Impfstoffen, medizinischen Diensten und Geréten und anderen Technologien und
Innovationen im Bereich der Gesundheit zu erleichtern;

16. legt den Mitgliedstaaten aulRerdem nahe, Partnerschaften fiir den Kapazititsaufbau bei der ein-
zelstaatlichen Regulierung von Pharmazeutika und Rohstoffen, bei der Qualitdtskontrolle und bei der Steu-
erung der Lieferkette zu fordern und gegebenenfalls die nationalen und regionalen Produktionskapazititen,
insbesondere fiir lebenswichtige Medikamente und Ausriistung, zu erhdhen;

17. stellt fest, wie wichtig es ist, die Nord-Siid- und Siid-Siid-Zusammenarbeit und die Dreiecks-
kooperation zu fordern, wenn es darum geht, beispielhafte Initiativen herauszustellen, Erfahrungen und
bewihrte Verfahrensweisen weiterzugeben und Kapazititen im Gesundheitsbereich aufzubauen, insbeson-
dere um den Technologietransfer zu einvernehmlich festgelegten Bedingungen fiir integrierte MaBBnahmen
zur Bekdmpfung von Ungleichheiten im Gesundheitsbereich im Einklang mit den nationalen Priorititen zu
erleichtern;

18. fordert die Stirkung der weltweiten Entwicklungspartnerschaft mit einer inklusiven und den
Menschen in den Mittelpunkt stellenden Entwicklungsagenda, um die Verpflichtungen der internationalen
Gemeinschaft zur Armutsbeseitigung und zur nachhaltigen Entwicklung zu bekriftigen, eingedenk dessen,
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dass nach wie vor Herausforderungen auf dem Gebiet der globalen Gesundheit bestehen, die anhaltende
Aufmerksamkeit verlangen;

19. ersucht den Generalsekretér, in enger Zusammenarbeit mit der Generaldirektorin der Weltge-
sundheitsorganisation und den zustindigen Institutionen, der Generalversammlung auf ihrer neunundsech-
zigsten Tagung unter dem Punkt ,,Globale Gesundheit und AuBenpolitik* einen Bericht iiber Partnerschaf-
ten fiir globale Gesundheit vorzulegen, in dem er eine Bewertung der globalen Gesundheitspolitik vor-
nimmt, auf die Zusammenhénge zwischen der Gesundheit und allen Determinanten, einschlieBlich sozialer,
wirtschaftlicher und umweltbezogener Determinanten, eingeht und Mainahmen empfiehlt, die die maf3geb-
lichen Interessentrdger treffen konnen, um eine bessere globale Gesundheitspolitik herbeizufiihren, insbe-
sondere unter Beriicksichtigung der Menschenrechte, einer verantwortungsvollen Amtsfithrung, der gegen-
seitigen Achtung, der Chancengleichheit, der Nachhaltigkeit, der Solidaritdt, der geteilten Verantwortung
der internationalen Gemeinschaft und eines Ansatzes, der den Menschen in den Mittelpunkt stellt.

RESOLUTION 68/99

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 13. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.21 und Add.1, eingebracht von: Agypten, Andorra, Arabische Republik Syrien, Argentinien,
Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, China, Deutschland,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland,
Island, Israel, Italien, Japan, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Lettland, Luxemburg, Malaysia, Malta, Mexiko,
Monaco, Mongolei, Montenegro, Niederlande, Norwegen, Paraguay, Polen, Portugal, Republik Moldau, Russische
Foderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Tschechische
Republik, Turkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Kdnigreich GroR3bri-
tannien und Nordirland, Zypern.

68/99.  Verstarkung der internationalen Zusammenarbeit und Koordinierung der
Anstrengungen zur Untersuchung, Milderung und Minimierung der Folgen
der Katastrophe von Tschernobyl

Die Generalversammlung,

in Bekréftigung ihrer Resolutionen 45/190 vom 21. Dezember 1990, 46/150 vom 18. Dezember
1991, 47/165 vom 18. Dezember 1992, 48/206 vom 21. Dezember 1993, 50/134 vom 20. Dezember 1995,
52/172 vom 16. Dezember 1997, 54/97 vom 8. Dezember 1999, 56/109 vom 14. Dezember 2001, 58/119
vom 17. Dezember 2003, 60/14 vom 14. November 2005, 62/9 vom 20. November 2007 und 65/131 vom
15. Dezember 2010 sowie ihrer Resolution 55/171 vom 14. Dezember 2000 iiber die Stilllegung des Kern-
kraftwerks Tschernobyl und Kenntnis nehmend von den Beschliissen, die von den Organen, Organisationen
und Programmen des Systems der Vereinten Nationen zur Durchfiihrung der genannten Resolutionen ver-
abschiedet wurden,

unter Hinweis auf die Resolutionen des Wirtschafts- und Sozialrats 1990/50 vom 13. Juli 1990,
1991/51 vom 26. Juli 1991 und 1992/38 vom 30. Juli 1992 sowie auf den Ratsbeschluss 1993/232 vom
22. Juli 1993,

im Bewusstsein der langfristigen Auswirkungen der Katastrophe im Kernkraftwerk Tschernobyl, die
von ihren Ausmafien und ihrer Komplexitét her eine technologische GroBkatastrophe war und die die ganze
Menschheit betreffende humanitére, 6kologische, soziale, wirtschaftliche und gesundheitliche Folgen und
Probleme nach sich gezogen hat, deren Losung eine umfassende und aktive internationale Zusammenarbeit
und die Koordinierung internationaler und nationaler Mainahmen auf diesem Gebiet erfordert,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die Auswirkungen, die der Unfall nach wie vor auf das
Leben und die Gesundheit der Menschen, insbesondere der Kinder, in den betroffenen Gebieten von Bela-
rus, der Russischen Foderation und der Ukraine sowie in den anderen betroffenen Landern hat,

Kenntnis nehmend von dem Konsens zwischen den Mitgliedern des Tschernobyl-Forums {iber die
okologischen, gesundheitlichen und soziodkonomischen Auswirkungen der Katastrophe von Tschernobyl,
insbesondere indem sie eine Botschaft des Riickhalts und des praktischen Rats an die Bevolkerung gerich-
tet haben, die in den von der Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebieten lebt,
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in dem Bewusstsein, wie wichtig die nationalen Bemiihungen sind, die die Regierungen von Belarus,
der Russischen Foderation und der Ukraine unternehmen, um die Folgen der Katastrophe von Tschernobyl
zu mildern und auf ein Mindestmal} zu beschranken,

in Anerkennung des Beitrags, den die Organisationen der Zivilgesellschaft, namentlich die nationa-
len Rotkreuz-Gesellschaften von Belarus, der Russischen Foderation und der Ukraine und die Internationa-
le Foderation der Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften, in Reaktion auf die Katastrophe von
Tschernobyl und zur Unterstiitzung der von den betroffenen Landern unternommenen Anstrengungen leis-
ten,

mit Anerkennung den entwicklungsbezogenen Ansatz fiir die Bewaltigung der durch die Katastrophe
von Tschernobyl verursachten Probleme begriiend, dessen Ziel darin besteht, die Lage der betroffenen
Personen und Gemeinschaften mittel- und langfristig zu normalisieren,

unter Betonung der auBergewdhnlichen Bediirfnisse im Zusammenhang mit Tschernobyl, insbeson-
dere in den Bereichen Gesundheit, Umwelt und Forschung, beim Ubergang der Maflnahmen zur Minderung
der Folgen der Katastrophe von Tschernobyl von der Nothilfe- zur Wiederherstellungsphase,

Kenntnis nehmend von der Koordinierungsrolle des Entwicklungsprogramms der Vereinten Natio-
nen in Fragen betreffend Tschernobyl,

mit Anerkennung die Fortschritte begriiend, die bei den technischen Projekten zur Uberfiihrung der
beschédigten Reaktoranlage in einen stabilen und umweltvertrdglichen Zustand erzielt worden sind, und
insbesondere feststellend, dass fiir den Abschluss der Konstruktion und des Baus einer neuen, sicheren
Schutzhiille fiir den Reaktor betrachtliche Mittel erforderlich sind,

unter Betonung der Notwendigkeit weiterer Koordinierung durch das Entwicklungsprogramm der
Vereinten Nationen und einer verbesserten Mobilisierung von Ressourcen durch das System der Vereinten
Nationen, um die Aktivititen zu unterstiitzen, die auf die Wiederherstellung der von der Katastrophe von
Tschernobyl betroffenen Gebiete abzielen, unter anderem gemeinwesengestiitzte Entwicklungsprojekte,
Unterstiitzung fiir die Férderung von Investitionen und die Schaffung von neuen Arbeitsplitzen und Klein-
unternehmen, Lobbyarbeit und auf Antrag die Gewahrung einschldgiger Politikberatung sowie die mog-
lichst weite Verbreitung der Erkenntnisse des Tschernobyl-Forums durch das Internationale Forschungs-
und Informationsnetz zu Tschernobyl,

betonend, wie bedeutsam der bevorstehende dreiligste Jahrestag des Unfalls fiir die Entwicklung
von Ansitzen fiir die Organisation der weiteren internationalen Zusammenarbeit im Hinblick auf Tscherno-
byl nach 2016 ist,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretérs betreffend die Durchfiihrung der Resolu-
tion 65/131'% sowie von den einschligigen Teilen der Berichte der Einrichtungen und Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen,

1. begruBt den Beitrag der Staaten und der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen
zur Forderung der Zusammenarbeit zur Milderung und Minimierung der Folgen der Katastrophe von
Tschernobyl, die Aktivititen regionaler und sonstiger sowie nichtstaatlicher Organisationen sowie die Akti-
vitdten auf bilateraler Ebene;

2. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Anstrengungen, die die der Interinstitutionellen Ar-
beitsgruppe fiir Tschernobyl angehdrenden Einrichtungen des Systems der Vereinten Nationen und anderen
internationalen Organisationen unternehmen, um bei der Untersuchung, Milderung und Minimierung der
Folgen der Katastrophe von Tschernobyl weiter einen entwicklungsbezogenen Ansatz zu verfolgen, insbe-
sondere durch die Ausarbeitung konkreter Projekte, und betont, dass die Interinstitutionelle Arbeitsgruppe
ihre diesbeziiglichen Tétigkeiten weiterfithren muss, namentlich durch die Koordinierung der Anstrengun-
gen auf dem Gebiet der Mobilisierung von Ressourcen;

19 A/68/498.
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3. erkennt die Schwierigkeiten an, mit denen die am stirksten betroffenen Lander bei der Mini-
mierung der Folgen der Katastrophe von Tschernobyl konfrontiert sind, und bittet die Staaten, insbesondere
die Geberstaaten und alle zustéindigen Organisationen, Fonds und Programme des Systems der Vereinten
Nationen, insbesondere die Bretton-Woods-Institutionen, sowie die nichtstaatlichen Organisationen, die
Anstrengungen, die Belarus, die Russische Foderation und die Ukraine laufend zur Milderung der Folgen
der Katastrophe von Tschernobyl unternehmen, weiterhin zu unterstiitzen, namentlich durch die Veran-
schlagung angemessener Mittel zur Unterstiitzung der mit der Katastrophe zusammenhéngenden medizini-
schen, sozialen, wirtschaftlichen und 6kologischen Programme;

4.  bekréaftigt, dass die Vereinten Nationen bei der Stirkung der internationalen Zusammenarbeit
zur Untersuchung, Milderung und Minimierung der Folgen der Katastrophe von Tschernobyl auch weiter-
hin eine wichtige Katalysator- und Koordinierungsfunktion iibernehmen sollten;

5. ersucht den Generalsekretir und die Koordinatorin der Vereinten Nationen fiir die internationa-
le Zusammenarbeit zugunsten von Tschernobyl, in ihrer Eigenschaft als Administratorin des Entwicklungs-
programms der Vereinten Nationen und Vorsitzende der Gruppe der Vereinten Nationen fiir Entwicklungs-
fragen, weiter geeignete praktische Maflnahmen zu ergreifen, um die Koordinierung der internationalen
Anstrengungen auf diesem Gebiet zu verstérken;

6. begruft die Anstrengungen der Regierung der Ukraine, den Bau der Ummantelung und die
damit zusammenhéngenden Projekte fiir nukleare Sicherheit in Tschernobyl unter Einhaltung internationa-
ler Standards abzuschlieBen, um die Anlage in einen stabilen und umweltvertraglichen Zustand zu tiberfiih-
ren, und die fiir diesen Zweck geleisteten Beitridge der Staaten, internationalen Organisationen und Finanz-
institutionen, die an der Beitragsankiindigungskonferenz fiir Tschernobyl teilgenommen haben, und fordert
alle Parteien nachdriicklich auf, sicherzustellen, dass ein starkes, langfristiges Engagement auf hoher Ebene
bestehen bleibt, um den erfolgreichen Abschluss dieser unerldsslichen Arbeiten zu gewihrleisten;

7.  begrult auBerdem die Aktivitdten der Botschafterin des Guten Willens fiir das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen, der Spitzentennisspielerin Maria Scharapowa, die sich fiir Sanierungs-
mafnahmen nach der Katastrophe von Tschernobyl einsetzt, und lobt das persénliche Engagement, mit dem
sie eine Reihe von Sanierungsprojekten zugunsten lokaler Gemeinwesen in Belarus, der Russischen Fode-
ration und der Ukraine unterstiitzt;

8. nimmt mit Befriedigung Kenntnis vom Abschluss des Programms fiir Zusammenarbeit bei der
Sanierung in Belarus und des Sanierungs- und Entwicklungsprogramms fiir Tschernobyl in der Ukraine, die
in den betroffenen Gebieten bessere Lebensbedingungen und eine nachhaltige Entwicklung fordern sollten;

9.  begruBt die Ergebnisse des von dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, dem
Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und dem Bevolkerungsfonds der Vereinten Nationen durchgefiihr-
ten dreijdhrigen Projekts zur Verbesserung des menschlichen Wohls und der menschlichen Sicherheit in den
von der Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebieten und das Projekt der gebietsbezogenen Entwick-
lung in den von der Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebieten in Belarus sowie die Ausweitung
des Konzepts der gebietsbezogenen Entwicklung, das in der von der Katastrophe betroffenen Region der
Ukraine erprobt wurde, auf das ganze Land;

10. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Hilfe der Internationalen Atomenergie-Organisation
fiir Belarus, die Russische Foderation und die Ukraine bei der Wiederherstellung landwirtschaftlicher und
stadtischer Rdume, bei kosteneffizienten landwirtschaftlichen Schutzmafnahmen und bei der Beobachtung
der Strahlenbelastung der Menschen in den von der Katastrophe von Tschernobyl betroffenen Gebieten;

11. nimmt auerdem mit Befriedigung Kenntnis von den Fortschritten, die die Regierungen der
betroffenen Lénder bei der Umsetzung nationaler Strategien zur Milderung der Folgen der Katastrophe von
Tschernobyl erzielt haben, ruft die Organisationen der Vereinten Nationen und die multilateralen und bilate-
ralen Geber auf, ihre Hilfe auch weiterhin mit den Vorrangbereichen der nationalen Strategien der betroffe-
nen Staaten in Einklang zu bringen, und betont, wie wichtig es ist, bei deren Umsetzung im Geiste der Zu-
sammenarbeit zu kooperieren;

12. begriBt die Erfolge des Internationalen Forschungs- und Informationsnetzes zu Tschernobyl,
das wissenschaftliche Informationen iiber die Folgen des Unfalls bereitstellen und den o6rtlichen Gemein-
wesen in den betroffenen Gebieten von Belarus, der Russischen Foderation und der Ukraine praktischen
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Rat erteilen soll, indem die Erkenntnisse des Tschernobyl-Forums verbreitet werden, so auch indem der von
dem Unfall betroffenen Bevolkerung genaue Informationen iiber die Auswirkungen der Strahlung in ver-
standlicher, nichttechnischer Sprache in Form praktischer Mitteilungen {iber gesunde und produktive Le-
bensweisen bereitgestellt werden, um sie in die Lage zu versetzen, die soziale und wirtschaftliche Erholung
und die nachhaltige Entwicklung unter allen Aspekten zu maximieren;

13. betont, wie wichtig es ist, im dritten Jahrzehnt nach der Katastrophe von Tschernobyl (2006-
2016) die in ihrer Resolution 62/9 verkiindete Dekade fiir die Wiederherstellung und die nachhaltige Ent-
wicklung der betroffenen Regionen voll durchzufiihren, deren Hauptziel darin besteht, den betroffenen
Gemeinwesen soweit wie innerhalb dieses Zeitrahmens mdglich zur Riickkehr zu einem normalen Leben
zu verhelfen;

14. ersucht das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, im Rahmen der vorhandenen
Ressourcen die Anstrengungen zur Durchfithrung der Dekade innerhalb des Systems der Vereinten Natio-
nen sowie mit den sonstigen in Betracht kommenden Akteuren zu koordinieren und den Fragen der Wie-
derherstellung nach der Katastrophe von Tschernobyl auf der interinstitutionellen und der internationalen
Agenda weiter einen hohen Stellenwert einzurdumen;

15. begruBt und anerkennt die Teilnahme der internationalen Gemeinschaft an der vom 20. bis
22. April 2011 in Kiew auf Initiative der Ukraine veranstalteten und von Belarus und der Russischen Fode-
ration mitgetragenen internationalen Konferenz mit dem Titel ,,25 Jahre nach der Katastrophe von Tscher-
nobyl: Sicherheit fiir die Zukunft* sowie ihre Beitrdge zu dieser Konferenz;

16. nimmt davon Kenntnis, dass an dem Gipfeltreffen von Kiew {iber die sichere und innovative
Nutzung der Kernenergie, das am 19. April 2011 auf Initiative der Regierung der Ukraine stattfand, hoch-
rangige internationale Vertreter teilnahmen;

17. begrift die Initiativen der Regierungen von Belarus, der Russischen Foderation und der Ukra-
ine, zur Begehung des dreifligsten Jahrestags des Unfalls von Tschernobyl internationale Veranstaltungen
auszurichten, und bittet die Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, die Geberldnder und sons-
tige Entwicklungsorganisationen, zu ihrer effektiven Verwirklichung beizutragen;

18. fordert die zustdndigen Organe der Vereinten Nationen, die Sonderorganisationen und die
sonstigen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen auf, sich aktiv an den Vorbereitungen fiir
diese Veranstaltungen zu beteiligen und sie im Rahmen der vorhandenen Mittel zu finanzieren;

19. ermutigt die Regierungen, die zwischenstaatlichen und die nichtstaatlichen Organisationen, die
wichtigen Gruppen, den Privatsektor und die sonstigen Geber, Beitrdge zu den entsprechenden Vorberei-
tungsprozessen zu leisten;

20. ersucht den Generalsekretér, nach Bedarf die volle Mitwirkung der residierenden Koordinato-
ren und der Landesteams in Belarus, der Russischen Foderation und der Ukraine an den Vorbereitungen fiir
die genannten Veranstaltungen sicherzustellen;

21. ersucht den Présidenten der Generalversammlung, am 26. April 2016 eine Sondergedenksit-
zung der Versammlung zur Begehung des dreiligsten Jahrestags der Katastrophe von Tschernobyl einzube-
rufen;

22. ersucht den Generalsekretir, seine Bemiithungen um die Durchfiihrung der einschldgigen Reso-
lutionen der Generalversammlung fortzusetzen und iiber die vorhandenen Koordinierungsmechanismen,
insbesondere die Koordinatorin der Vereinten Nationen fiir die internationale Zusammenarbeit zugunsten
von Tschernobyl, die enge Zusammenarbeit mit den Organisationen des Systems der Vereinten Nationen
und den Mitgliedstaaten sowie mit den regionalen und den sonstigen zustédndigen Organisationen iiber die
Zukunft der interinstitutionellen Zusammenarbeit im Hinblick auf die Katastrophe von Tschernobyl weiter-
zufiihren und in dem Dialog eine Fiihrungsrolle zu libernehmen sowie gleichzeitig konkrete Tschernobyl
betreffende Programme und Projekte durchzufiihren;

23. ersucht die Koordinatorin der Vereinten Nationen fiir die internationale Zusammenarbeit zu-
gunsten von Tschernobyl, im Rahmen der vorhandenen Ressourcen und in Zusammenarbeit mit den Regie-
rungen von Belarus, der Russischen Foderation und der Ukraine, den Organisationen des Systems der Ver-
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einten Nationen, den Geberldndern und sonstigen Entwicklungsorganisationen eine Priifung der wéhrend
der Dekade erzielten Fortschritte zu organisieren sowie weitere Konzepte der internationalen Zusammenar-
beit zugunsten von Tschernobyl zu erdrtern, und begriifit in diesem Zusammenhang das groBziigige Ange-
bot von Belarus, die entsprechende Veranstaltung 2014 auszurichten;

24. ersucht die Koordinatorin der Vereinten Nationen fiir die internationale Zusammenarbeit zu-
gunsten von Tschernobyl auBerdem, auch kiinftig alle bei der Bewéltigung der menschlichen Folgen des
nuklearen Unfalls von Tschernobyl gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse zu sammeln, zu dokumen-
tieren und zu verbreiten, um diese bei anderen nuklearen Katastrophen anwenden und iibernehmen zu koén-
nen, und diese Erfahrungen in den Bereichen Verringerung des Katastrophenrisikos, Vorbereitung auf den
Katastrophenfall, Katastrophenbewiltigung und Wiederherstellung weltweit umfassend zu nutzen;

25. ersucht den Generalsekretér, der Generalversammlung auf ihrer einundsiebzigsten Tagung un-
ter einem gesonderten Unterpunkt einen Bericht vorzulegen, der eine umfassende Bewertung der Durchfiih-
rung aller Aspekte dieser Resolution und insbesondere des Aktionsplans zugunsten von Tschernobyl bis
2016 enthilt.

RESOLUTION 68/100

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 13. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.22 und Add.1, eingebracht von: Andorra, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien,
Burkina Faso, Danemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Irland, Island, Italien, Japan, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Malta, Monaco, Montenegro, Namibia, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Peru, Polen,
Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruméanien, Russische Fdderation, San Marino, Schweden, Senegal,
Serbien, Seychellen, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Zypern.

68/100. Hilfe fur das palastinensische Volk
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 67/86 vom 13. Dezember 2012 sowie ihre fritheren Resolutionen
zu dieser Frage,

sowie unter Hinweis auf die am 13. September 1993 in Washington erfolgte Unterzeichnung der
Prinzipienerkldrung {iber voriibergehende Selbstverwaltung durch die Regierung des Staates Israel und die
Palistinensische Befreiungsorganisation, die Vertreterin des palistinensischen Volkes'”’, und die darauffol-
genden, von den beiden Seiten geschlossenen Durchfiihrungsabkommen,

ferner unter Hinweis auf das gesamte einschldgige Volkerrecht, einschlieBlich des humanitéren
Volkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, und insbesondere auf den Internationalen
Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte'*®, den Internationalen Pakt iiber wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte'”®, das Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes'” sowie das Ubereinkommen zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau®”,

in ernster Besorgnis iiber die schwierigen Lebensbedingungen und die humanitére Lage des palésti-
nensischen Volkes, insbesondere der Frauen und Kinder, im gesamten besetzten paldstinensischen Gebiet,

197 A/48/486-5/26560, Anlage.

'8 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 1973 II S. 1533; LGBl 1999
Nr. 58; 6BGBL. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBI. 1973 II S. 1569; LGBI. 1999 Nr. 57; 6BGBI. Nr. 590/1978;
AS 1993 725 (Sozialpakt).

19 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL 1992 11 S. 121; LGBL
1996 Nr. 163; 6BGBI. Nr. 7/1993; AS 1998 2055.

% Ebd., Vol. 1249, Nr. 20378. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1985 II S. 647; LGBI. 1996 Nr. 164; 6BGBI.
Nr. 443/1982; AS 1999 1579.
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im Bewusstsein der dringenden Notwendigkeit einer Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen
Infrastruktur des besetzten Gebiets,

in diesem Zusammenhang begrifend, dass Projekte, insbesondere Infrastrukturprojekte, ausgearbei-
tet werden, um die paldstinensische Wirtschaft wiederzubeleben und die Lebensbedingungen des palésti-
nensischen Volkes zu verbessern, betonend, dass geeignete Bedingungen geschaffen werden miissen, um
die Durchfiihrung dieser Projekte zu erleichtern, und Kenntnis nehmend von dem Beitrag der Partner in der
Region und der internationalen Gemeinschaft,

sich dessen bewusst, dass die Entwicklung unter einem Besatzungsregime schwierig ist und dass sie
am besten in einem Klima des Friedens und der Stabilitit gedeiht,

im Hinblick auf die groBen wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen, denen sich das palés-
tinensische Volk und seine Fithrung gegeniibersehen,

betonend, dass die Sicherheit und das Wohl aller Menschen, insbesondere der Frauen und Kinder, in
der gesamten Nahostregion wichtige Ziele sind, deren Férderung unter anderem in einem stabilen und si-
cheren Umfeld erleichtert wird,

tief besorgt tiber die nachteiligen Folgen, namentlich die gesundheitlichen und psychologischen
Folgen, die die Gewalt fiir das gegenwértige und kiinftige Wohl der Kinder in der Region hat,

im Bewusstsein der dringenden Notwendigkeit, dem paléstinensischen Volk unter Beriicksichtigung
der paléstinensischen Prioritéten internationale Hilfe zu gewéhren,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis iiber die humanitire Lage in Gaza und unterstreichend,
wie wichtig Nothilfe und humanitéire Hilfe sind,

unter BegriiBung der Ergebnisse der am 1. Oktober 1993 in Washington abgehaltenen Konferenz zur
Unterstiitzung des Friedens im Nahen Osten, der Einsetzung des Ad-hoc-Verbindungsausschusses fiir die
Koordinierung der internationalen Hilfe fiir die Palédstinenser und der von der Weltbank als dessen Sekreta-
riat geleisteten Arbeit, der Einsetzung der Beratungsgruppe sowie aller Folgetreffen und internationalen
Mechanismen, die eingerichtet wurden, um Hilfe fiir das paléstinensische Volk zu gewihren,

unterstreichend, wie wichtig die am 2. Mérz 2009 in Scharm esch-Scheich (Agypten) abgehaltene
Internationale Konferenz zur Unterstiitzung der palédstinensischen Wirtschaft fiir den Wiederaufbau Gazas
war, um die dringliche humanitire Lage in Gaza anzugehen und Geber zu mobilisieren, die finanzielle und
politische Unterstiitzung fiir die Paldstinensische Behdrde bereitstellen, um die soziodkonomische und hu-
manitére Lage, in der sich das paléstinensische Volk befindet, abzumildern,

unter Hinweis auf die am 17. Dezember 2007 in Paris abgehaltene Internationale Geberkonferenz
fiir den paléstinensischen Staat, die am 24. Juni 2008 abgehaltene Berliner Konferenz zur Unterstiitzung der
paléstinensischen zivilen Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit und die vom 21. bis 23. Mai 2008 und am
2. und 3. Juni 2010 in Bethlehem abgehaltenen Paléstina-Investitionskonferenzen,

unter Begrlung der jiingsten Tagungen des Ad-hoc-Verbindungsausschusses fiir die Koordinierung
der internationalen Hilfe fiir die Paléstinenser, die am 19. Mérz 2013 in Briissel und am 25. September
2013 in New York abgehalten wurden,

sowie unter Begriung der Titigkeit des Gemeinsamen Verbindungsausschusses, der als ein Forum
fungiert, in dem mit der Paléstinensischen Behorde wirtschaftspolitische und praktische Angelegenheiten
im Zusammenhang mit der Geberhilfe erortert werden,

ferner unter Begrifung der Durchfiihrung des Palédstinensischen nationalen Entwicklungsplans
2011-2013 fiir Regierungsfiihrung, Wirtschaft, soziale Entwicklung und Infrastruktur und unter Betonung
der Notwendigkeit fortgesetzter internationaler Unterstiitzung fiir den Prozess der Errichtung eines palésti-
nensischen Staates, wie in der Zusammenfassung des Vorsitzes der am 25. September 2013 abgehaltenen
Tagung des Ad-hoc-Verbindungsausschusses dargestellt,

betonend, dass die Vereinten Nationen an dem Prozess des Aufbaus paldstinensischer Institutionen
voll mitwirken und dem paléstinensischen Volk weitreichende Unterstiitzung gewéhren miissen,
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unter BegruBung der jlingsten Schritte zur Lockerung der Einschridnkungen der Bewegungsfreiheit
und des Zugangs im Westjordanland, gleichzeitig betonend, dass es weiterer Schritte in diese Richtung be-
darf, und in der Erkenntnis, dass durch diese Schritte die Lebensbedingungen und die Lage vor Ort verbes-
sert wiirden und die Entwicklung der paldstinensischen Wirtschaft weiter gefordert werden konnte,

Kenntnis nehmend von den MaBnahmen, die Israel hinsichtlich des Zugangs zum Gazastreifen be-
kanntgegeben hat, und gleichzeitig fordernd, dass diese vollstindig durchgefiihrt und ergédnzende MaBnah-
men ergriffen werden, die der Notwendigkeit eines grundlegenden Politikwechsels Rechnung tragen, der
die dauerhafte und regelmiBige Offnung der Grenziibergiinge fiir den Personen- und Giiterverkehr, nament-
lich fiir den Wiederaufbau und die wirtschaftliche Erholung Gazas, erlaubt,

unter BegriBung der Tétigkeit des Sonderbeauftragten des Quartetts, Herrn Tony Blairs, der ge-
meinsam mit der Regierung der Paléstinensischen Behorde eine mehrjahrige Agenda zur Starkung der Insti-
tutionen, zur Forderung der Wirtschaftsentwicklung und zur Mobilisierung internationaler Gelder ausarbei-
ten soll,

betonend, wie dringlich es ist, im Wege der vollstindigen Durchfiihrung der Resolution 1860 (2009)
des Sicherheitsrats vom 8. Januar 2009 eine dauerhafte Losung der Krise in Gaza herbeizufiihren,

sowie betonend, wie wichtig die geregelte Offnung der Grenziibergiinge fiir den Personen- und Gii-
terverkehr fiir humanitére wie auch gewerbliche Zwecke ist,

Kenntnis nehmend von der aktiven Mitwirkung des Sonderkoordinators der Vereinten Nationen fiir
den Nahost-Friedensprozess und Personlichen Beauftragten des Generalsekretirs bei der Paldstinensischen
Befreiungsorganisation und der Paléstinensischen Behorde an der Téatigkeit der Sondergesandten des Quar-
tetts,

es begrifend, dass sich der Sicherheitsrat in der Resolution 1515 (2003) vom 19. November 2003
den ergebnisorientierten Fahrplan fiir eine dauerhafte Zwei-Staaten-Losung zur Beilegung des israelisch-
palistinensischen Konflikts®' zu eigen gemacht hat, und betonend, dass dieser umgesetzt und eingehalten
werden muss,

in Wirdigung dessen, dass innerhalb des aus den Vereinigten Staaten von Amerika, der Europii-
schen Union, den Vereinten Nationen und der Russischen Foderation bestehenden Quartetts energisch auf
eine Zwei-Staaten-Losung hingewirkt wird, feststellend, dass das Quartett zu einem weiteren aktiven Enga-
gement entschlossen ist und dass zur Forderung des Friedensprozesses eine starke internationale Unterstiit-
zung erforderlich ist, und mit der Forderung, die Verhandlungen zwischen der israelischen und der paldsti-
nensischen Seite zur umfassenden Beilegung des arabisch-israelischen Konflikts auf der Grundlage der
einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrats und des Rahmens der Konferenz von Madrid wiederaufzu-
nehmen und zu beschleunigen, mit dem Ziel, zu einer politischen Losung zu gelangen, die zwei Staaten —
Israel und einen unabhéngigen, demokratischen und lebensfahigen paldstinensischen Staat mit einem zu-
sammenhingenden Hoheitsgebiet — vorsieht, die Seite an Seite in Frieden und Sicherheit leben,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretirs>",
mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis iiber die anhaltende Gewalt gegen Zivilpersonen,
1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretirs>";

2. dankt dem Generalsekretér fiir seine rasche Reaktion und seine Bemiihungen in Bezug auf die
Hilfe fiir das paldstinensische Volk;

3. dankt auBerdem den Mitgliedstaaten, den Organen der Vereinten Nationen sowie den zwi-
schenstaatlichen, regionalen und nichtstaatlichen Organisationen, die dem paléstinensischen Volk Hilfe
gewihrt haben und weiterhin gewéhren;

21 5/2003/529, Anlage.
202 A/68/76-E/2013/65.
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4. unterstreicht die Wichtigkeit der Arbeit des Sonderkoordinators der Vereinten Nationen flir den
Nahost-Friedensprozess und Personlichen Beauftragten des Generalsekretérs bei der Paldstinensischen Be-
freiungsorganisation und der Paléstinensischen Behorde sowie der unter der Schirmherrschaft des General-
sekretérs ergriffenen MaBnahmen zur Schaffung eines Koordinierungsmechanismus fiir die Tatigkeit der
Vereinten Nationen in den gesamten besetzten Gebieten;

5.  fordert die Mitgliedstaaten, die internationalen Finanzinstitutionen des Systems der Vereinten
Nationen, die zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen sowie die regionalen und interregio-
nalen Organisationen nachdricklich auf, dem paldstinensischen Volk in enger Zusammenarbeit mit der
Palastinensischen Befreiungsorganisation und iiber offizielle palédstinensische Institutionen so rasch und
grofziigig wie moglich wirtschaftliche und soziale Hilfe zu gewiahren;

6. begruft in dieser Hinsicht die am 19. Mérz und am 25. September 2013 abgehaltenen Tagun-
gen des Ad-hoc-Verbindungsausschusses fiir die Koordinierung der internationalen Hilfe fiir die Paléstinen-
ser und erinnert an die Ergebnisse der Internationalen Konferenz zur Unterstiitzung der palédstinensischen
Wirtschaft fiir den Wiederaufbau Gazas, die am 2. Mirz 2009 in Scharm esch-Scheich (Agypten) stattfand
und auf der die Geber etwa 4,5 Milliarden US-Dollar zur Deckung des Bedarfs des paldstinensischen Vol-
kes zusagten;

7. verweist auf die am 17. Dezember 2007 in Paris abgehaltene Internationale Geberkonferenz fiir
den paléstinensischen Staat, die am 24. Juni 2008 abgehaltene Berliner Konferenz zur Unterstiitzung der
paléstinensischen zivilen Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit und die vom 21. bis 23. Mai 2008 und am
2.und 3. Juni 2010 in Bethlehem abgehaltenen Paldstina-Investitionskonferenzen;

8.  betont, wie wichtig es ist, FolgemaBinahmen zu den Ergebnissen der Internationalen Konferenz
zur Unterstiitzung der paldstinensischen Wirtschaft fiir den Wiederautbau Gazas zu ergreifen;

9. fordert die Geber, die ihre Zusagen zur Stiitzung des Haushalts noch nicht in Auszahlungen
umgesetzt haben, auf, so rasch wie moglich Gelder zu iiberweisen, legt allen Gebern nahe, ihre Direkthilfe
fiir die Paléstinensische Behorde im Einklang mit deren Regierungsprogramm zu erhéhen, damit sie einen
lebensfahigen und prosperierenden paléstinensischen Staat aufbauen kann, unterstreicht, dass die Geber die
aus diesen Bemithungen erwachsenden Lasten ausgewogen teilen miissen, und legt den Gebern nahe, eine
Anpassung ihrer Finanzierungszyklen an den Zyklus des Nationalhaushalts der Paldstinensischen Behorde
zu erwéigen;

10. fordert die zustindigen Organisationen und Einrichtungen des Systems der Vereinten Nationen
auf, ihre Hilfe zu verstirken, um entsprechend den von der paléstinensischen Seite festgelegten Prioritéten
auf die dringenden Bediirfnisse des paléstinensischen Volkes einzugehen;

11. bekundet ihre Anerkennung fiir die Arbeit des Hilfswerks der Vereinten Nationen fiir Paldstina-
fliichtlinge im Nahen Osten und anerkennt die unverzichtbare Rolle des Hilfswerks bei der Gewéhrung
humanitérer Hilfe an das paldstinensische Volk, insbesondere im Gazastreifen;

12. fordert die internationale Gemeinschaft zur Bereitstellung dringend bendétigter Hilfe und
Dienste auf, um die schwierige humanitire Lage abzumildern, in der sich die paldstinensischen Frauen,
Kinder und ihre Familien befinden, und zum Wiederaufbau und zur Entwicklung der mafigeblichen paldsti-
nensischen Institutionen beizutragen;

13. unterstreicht die Rolle, die alle Finanzierungsinstrumente, einschlieflich des Paléstinensisch-
europdischen Mechanismus zur Verwaltung der soziodkonomischen Unterstiitzung der Europiischen
Kommission und des Treuhandfonds der Weltbank, bei der Gewdhrung von Direkthilfe an das paldstinensi-
sche Volk spielen;

14. fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, ihre Mérkte fiir Ausfuhren paléstinensischer
Erzeugnisse zu den giinstigsten Bedingungen und im Einklang mit den entsprechenden Handelsregeln zu
offnen und die bestehenden Handels- und Kooperationsabkommen in vollem Umfang durchzufiihren;

15. fordert die internationale Gebergemeinschaft auf, dem palastinensischen Volk die zugesagte
Hilfe beschleunigt zur Verfiigung zu stellen, um seinen dringenden Bedarf zu decken;
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16. betont in diesem Zusammenhang, wie wichtig es ist, den freien Zugang humanitirer Hilfsleis-
tungen zum paléstinensischen Volk und den freien Personen- und Giiterverkehr zu gewéhrleisten;

17. betont auBerdem, dass das Abkommen tiber die Bewegungsfreiheit und den Zugang sowie die
Einvernehmlichen Grundsitze fiir den Grenziibergang Rafah, beide vom 15. November 2005, von beiden
Parteien uneingeschrinkt angewandt werden miissen, damit die palédstinensische Zivilbevdlkerung sich
innerhalb des Gazastreifens frei bewegen und ihn ungehindert betreten und verlassen kann sowie Ein- und
Ausfuhren getétigt werden kdnnen;

18. betont ferner, dass die Sicherheit des humanitiren Personals und der entsprechenden R&dum-
lichkeiten, Einrichtungen, Ausriistung, Fahrzeuge und Versorgungsgiiter gewéhrleistet sowie dafiir gesorgt
werden muss, dass der Zugang des humanitaren Personals und die Auslieferung von Versorgungsgiitern und
Ausriistung sicher und ungehindert erfolgt, damit dieses Personal seine Aufgabe, der betroffenen Zivilbe-
volkerung behilflich zu sein, effizient wahrnehmen kann;

19. fordert die internationale Gebergemeinschaft, die Einrichtungen und Organisationen der Ver-
einten Nationen und die nichtstaatlichen Organisationen nachdriicklich auf, dem paléstinensischen Volk so
rasch wie moglich wirtschaftliche und humanitére Nothilfe zu gewihren, insbesondere im Gazastreifen, um
den Auswirkungen der gegenwértigen Krise entgegenzutreten;

20. betont die Notwendigkeit der weiteren Verwirklichung des Pariser Protokolls vom 29. April
1994 iiber wirtschaftliche Beziehungen, des fiinften Anhangs zu dem am 28. September 1995 in Washing-
ton unterzeichneten Israelisch-paléstinensischen Interimsabkommen iiber das Westjordanland und den Ga-
zastreifen®”, namentlich in Bezug auf den vollstindigen, raschen und regelmiBigen Transfer der palésti-
nensischen Einnahmen aus indirekten Steuern;

21. ersucht den Generalsekretér, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
tiber den Wirtschafts- und Sozialrat einen Bericht liber die Durchfiihrung dieser Resolution vorzulegen, der
Folgendes enthilt:

a) eine Evaluierung der Hilfe, die das paldstinensische Volk tatsachlich erhalten hat;

b) eine Evaluierung des noch ungedeckten Bedarfs sowie konkrete Vorschldge, wie diesem wirk-
sam entsprochen werden kann;

22. beschlieBt, den Unterpunkt ,Hilfe fiir das paldstinensische Volk* unter dem Punkt ,,Verstirkte
Koordinierung der humanitiren Nothilfe und Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen, insbesondere der
Wirtschaftssonderhilfe* in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/101

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 13. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.24 und Add.1, eingebracht von: Albanien, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Bel-
gien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Danemark, Deutschland, ehemalige jugo-
slawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Irland, Is-
land, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco,
Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Republik Korea, Repu-
blik Moldau, Rumanien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische
Republik, Tunesien, Turkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Konigreich
GroRbritannien und Nordirland, Zypern.

68/101. Sicherheit des humanitaren Personals und Schutz des Personals der Vereinten Nationen
Die Generalversammlung,

in Bekraftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezember 1991 iiber die verstirkte Koordinierung
der humanitédren Nothilfe der Vereinten Nationen,

23 A/51/889-S/1997/357, Anlage.
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unter Hinweis auf alle einschldgigen Resolutionen iiber die Sicherheit des humanitiren Personals
und den Schutz des Personals der Vereinten Nationen, namentlich ihre Resolution 67/85 vom 13. Dezember
2012, sowie die Resolution 1502 (2003) des Sicherheitsrats vom 26. August 2003 und die einschldgigen
Erklérungen des Prisidenten des Rates,

sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen des Sicherheitsrats und Erkldrungen seines Prisidenten
sowie die Berichte des Generalsekretirs an den Rat betreffend den Schutz von Zivilpersonen in bewatfne-
ten Konflikten,

in Bekraftigung der Grundsitze, Regeln und einschligigen Bestimmungen des Volkerrechts, ein-
schlieSlich des humanitiren Volkerrechts und der internationalen Menschenrechtsnormen, sowie aller ein-
schligigen Vertrage®™ und der Notwendigkeit, ihre Achtung weiter zu fordern und zu gewéhrleisten,

zutiefst besorgt iiber die vielfach zu beobachtende kontinuierliche Aushohlung der Achtung der
Grundsétze und Regeln des Volkerrechts, insbesondere des humanitiaren Volkerrechts,

erneut erklarend, dass bei der Bereitstellung humanitérer Hilfe die Grundsétze der Menschlichkeit,
der Neutralitdt, der Unparteilichkeit und der Unabhéngigkeit gelten,

daran erinnernd, dass nach dem Voélkerrecht die Hauptverantwortung fiir die Sicherheit und den
Schutz von humanitdrem Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal bei
der Regierung liegt, die einen nach der Charta der Vereinten Nationen oder im Rahmen von Vereinbarungen
mit zustdndigen Organisationen durchgefiihrten Einsatz der Vereinten Nationen in ihrem Lande aufnimmt,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regierungen, die die international vereinbarten Grundsitze
zum Schutz des humanitdren Personals und des Personals der Vereinten Nationen achten, gleichzeitig je-
doch mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis iiber die mangelnde Achtung dieser Grundsétze in einigen Gebie-
ten,

mit der nachdricklichen Aufforderung an alle an bewaffneten Konflikten beteiligten Parteien, ihren
Verpflichtungen aus dem humanitdren Volkerrecht, insbesondere den Genfer Abkommen vom 12. August
19497 und den dazugehérigen Zusatzprotokollen vom 8. Juni 1977*% nachzukommen, die Sicherheit und
den Schutz des gesamten humanitiren Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des bei-
geordneten Personals zu gewahrleisten,

es begriiRend, dass die Anzahl der Vertragsstaaten des am 15. Januar 1999 in Kraft getretenen Uber-
einkommens iiber die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal®”’ wei-
ter angestiegen ist und nunmehr 91 betriigt, eingedenk der Notwendigkeit, die Universalitiit des Uberein-
kommens zu fordern, und es begriiBend, dass das Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen iiber die Si-

2% Dazu gehoren insbesondere, soweit anwendbar, das Ubereinkommen vom 13. Februar 1946 iiber die Vorrechte und Immu-

nititen der Vereinten Nationen, das Ubereinkommen vom 21. November 1947 iiber die Vorrechte und Immunititen der Son-
derorganisationen, das Ubereinkommen vom 9. Dezember 1994 {iber die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und
beigeordnetem Personal, das Fakultativprotokoll vom 8. Dezember 2005 zum Ubereinkommen iiber die Sicherheit von Perso-
nal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal, das Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze von Zi-
vilpersonen in Kriegszeiten und die Zusatzprotokolle vom 8. Juni 1977 zu den Genfer Abkommen sowie das Protokoll II in
der am 3. Mai 1996 geinderten Fassung zu dem Ubereinkommen vom 10. Oktober 1980 iiber das Verbot oder die Beschrin-
kung des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die iibermafige Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken koénnen.

2% United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1954 1 S. 781; LGBI.
1989 Nr. 18-21; 6BGBI. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207 228 300.

2% Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBIL. 1990 II S. 1550; LGBI. 1989 Nr. 62;
6BGBI. Nr. 527/1982; AS 1982 1362 (Protokoll I); dBGBI. 1990 II S. 1637, LGBI. 1989 Nr. 63; 6BGBI. Nr. 527/1982;
AS 1982 1432 (Protokoll IT).

7 Ebd., Vol. 2051, Nr. 35457. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL. 1997 II S. 230; LGBI. 2001 Nr. 4; 56BGBI. III
Nr. 180/2000; AS 2007 6919.
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cherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal®®, das den Umfang des Rechts-
schutzes nach dem Ubereinkommen ausweitet, am 19. August 2010 in Kraft trat,

zutiefst besorgt tiber die Gefahren und Sicherheitsrisiken, denen humanitéres Personal sowie Perso-
nal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal bei Einsdtzen im Feld unter zunehmend komplexen
Verhiltnissen ausgesetzt ist,

hervorhebend, dass die Achtung und der Schutz, die die Flagge der Vereinten Nationen und der Cha-
rakter humanitirer Arbeit gebieten und gewihrleisten sollten, bewahrt werden miissen, und betonend, wie
wichtig es ist, die mit den einschligigen internationalen Ubereinkiinften festgelegten Verpflichtungen in
Bezug auf die Nutzung von Fahrzeugen und Réumlichkeiten des humanitéren Personals sowie des Perso-
nals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals wie auch die Verpflichtungen in Bezug auf
die in den Genfer Abkommen anerkannten Schutzzeichen uneingeschrankt zu achten,

in Wirdigung des Mutes und der Einsatzbereitschaft derjenigen, die haufig unter groBBer Gefahr fiir
ihr eigenes Leben an humanitéren Einsétzen teilnehmen, insbesondere der Ortskrafte,

feststellend, dass im Jahr 2012 1.793 Personen, was 1,2 Prozent des Personals des Systems der Ver-
einten Nationen entspricht, von signifikanten Sicherheitsvorkommnissen betroffen waren®”’, und ernsthaft
besorgt {iber den weiteren Anstieg der Zahl der Angehodrigen des humanitéren Personals sowie des Perso-
nals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals, die von Sicherheitsvorkommnissen betroffen
waren, namentlich die weitere starke Zunahme von Entfiilhrungen im Jahr 2012 und in den ersten sechs
Monaten des Jahres 20132,

mit dem Ausdruck ihres tiefen Bedauerns iiber die Todesfélle unter dem internationalen und nationa-
len auf dem Gebiet der humanitiren Hilfe titigen Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Per-
sonal sowie dem Personal humanitirer Organisationen und Sanititspersonal, das humanitire Aufgaben
wahrnimmt, und iiber die gegen dieses Personal gerichteten Gewalthandlungen und nachdriicklich die ge-
zielten Angriffe auf dieses Personal sowie die Opfer unter diesem Personal in komplexen humanitiren Not-
lagen, insbesondere in bewaffneten Konflikten und Postkonfliktsituationen, beklagend,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die einschneidenden und dauerhaften Auswirkungen
der gegen humanitires Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal gerich-
teten Angriffe und Drohungen,

unter nachdrucklicher Verurteilung der Morde und der sonstigen Formen von Gewalt, Vergewalti-
gung und sexueller N6tigung und aller Formen der Gewalt, die insbesondere gegen Frauen und Kinder be-
gangen wird, sowie der Einschiichterung, des bewaffneten Raubs, der Entfiihrung und Geiselnahme, der
Drangsalierung und der widerrechtlichen Festnahme und Inhaftierung, denen diejenigen, die sich an huma-
nitdren Einsdtzen beteiligen, ausgesetzt sind, sowie der Angriffe auf humanitire Konvois und der Akte der
Zerstoérung und Pliinderung von Eigentum,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis dariiber, dass die gegen humanitires Personal sowie Perso-
nal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal gerichteten Angriffe und Drohungen einen Faktor
darstellen, der die Gewdhrung von Hilfe und Schutz fiir bediirftige Bevdlkerungsgruppen in zunehmendem
MafBe einschréankt, und in Wiirdigung der Entschlossenheit des Personals der Vereinten Nationen und sons-
tigen humanitdren Personals, vor Ort zu bleiben und die wichtigsten Programme durchzufiihren, selbst in
einem geféahrlichen Umfeld,

bekraftigend, dass die Staaten sicherstellen miissen, dass diejenigen, die in ihrem Hoheitsgebiet An-
griffe auf humanitdres Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal sowie
gegen ihre Rdumlichkeiten oder ihre Vermogenswerte begehen, nicht ungestraft handeln und dass die Téter

2% Resolution 60/42, Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBIL. 2007 II S. 1306; 6BGBI. III Nr. 84/2010;
AS 2010 3449.

29 A/68/489, Ziff. 10.
210 Bpd., Ziff. 15 und 16.
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entsprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und den volkerrechtlichen Verpflichtungen vor Ge-
richt gestellt werden,

daran erinnernd, dass vorsétzliche Angriffe auf Personal, das an einer humanitdren Hilfsmission
oder friedenserhaltenden Mission in Ubereinstimmung mit der Charta beteiligt ist, solange es Anspruch auf
den Schutz hat, der Zivilpersonen oder zivilen Objekten nach dem internationalen Recht des bewaffneten
Konflikts gewidhrt wird, als Kriegsverbrechen in das Romische Statut des Internationalen Strafgerichts-
hofs®'" aufgenommen wurden, sowie in Anbetracht der Rolle, die der Gerichtshof in geeigneten Fillen da-
bei spielen kann, die fiir schwere VerstoBe gegen das humanitire Volkerrecht Verantwortlichen vor Gericht
zu bringen,

bekraftigend, dass es zu den grundlegenden Pflichten der Organisation gehort, ein ausreichendes
MaB an Sicherheit fiir das Personal der Vereinten Nationen und das beigeordnete humanitire Personal, ein-
schlieBlich der Ortskrifte, zu gewéhrleisten, und eingedenk der Notwendigkeit, das Sicherheitsbewusstsein
innerhalb der Organisationskultur der Vereinten Nationen und eine Kultur der Rechenschaftspflicht auf
allen Ebenen zu fordern und zu verstdrken sowie das Bewusstsein und die Sensibilitét fiir nationale und lo-
kale Kulturen und Gesetze weiter zu fordern,

ernsthaft besorgt iiber die hohe Zahl der Unfille und der Unfallopfer unter dem Personal der Verein-
ten Nationen und dem beigeordneten Personal und sich der Wichtigkeit der StraBenverkehrssicherheit und
Flugsicherheit bewusst, wenn es darum geht, die Kontinuitit der humanitiren Einsédtze der Vereinten Na-
tionen zu gewéhrleisten und Opfer unter der Zivilbevolkerung und dem Personal der Vereinten Nationen
und dem beigeordneten Personal zu verhiiten, und in dieser Hinsicht den Tod von Zivilpersonen infolge
solcher Vorfille bedauernd,

betonend, dass die Akzeptanz des Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Perso-
nals durch die Regierung des Gastlands, die lokalen Behorden und die 6rtliche Bevolkerung zu seiner Si-
cherheit beitragt,

feststellend, wie wichtig es ist, dass die Vereinten Nationen und das Gastland ihre enge Zusammen-
arbeit bei der Eventualplanung, dem Informationsaustausch und der Risikobewertung im Rahmen einer
guten wechselseitigen Zusammenarbeit in Fragen der Sicherheit des Personals der Vereinten Nationen und
des beigeordneten Personals verstarken,

sowie feststellend, dass fiir das wirksame Funktionieren des Sicherheitsmanagementsystems der
Vereinten Nationen neben anderen Elementen ausreichende und berechenbare Ressourcen sowie die recht-
zeitige Entsendung von Sicherheitspersonal erforderlich sind, das iiber die geeigneten Fahigkeiten und
Felderfahrung und die fiir die Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderliche Ausriistung verfiigt, einschlief3-
lich Fahrzeugen und Telekommunikationsmitteln, die bei der Forderung der Sicherheit von humanitéirem
Personal sowie Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal eine wesentliche Rolle spie-
len,

1. begriRt den Bericht des Generalsekretirs®'?;

2.  fordert alle Staaten nachdriicklich auf, alles zu tun, um die volle und wirksame Umsetzung der
einschldgigen Grundsitze und Regeln des Volkerrechts, einschlieBlich des humanitdren Vélkerrechts und
der internationalen Menschenrechtsnormen und des Fliichtlingsvolkerrechts, soweit anwendbar, betreffend
die Sicherheit des humanitdren Personals und des Personals der Vereinten Nationen sicherzustellen;

3. fordert alle Staaten mit groem Nachdruck auf, die fiir die Fortsetzung und erfolgreiche Durch-
filhrung der Einsdtze der Vereinten Nationen notwendigen MaBnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit des
nationalen und internationalen humanitéren Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des
beigeordneten Personals zu gewihrleisten und die Unverletzlichkeit der Rdumlichkeiten der Vereinten Na-
tionen zu achten und deren Achtung zu gewihrleisten;

2! United Nations, Treaty Series, Vol. 2187, Nr. 38544. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 2000 11 S. 1394; LGBI.
2002 Nr. 90; 5BGBL. III Nr. 180/2002; AS 2002 3743.

212 A /68/489.

151



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

152

4. fordert alle Regierungen und Parteien in komplexen humanitéren Notlagen, insbesondere in
bewaffneten Konflikten und Postkonfliktsituationen in Landern, in denen humanitires Personal im Einsatz
ist, auf, in Ubereinstimmung mit den einschligigen Bestimmungen des Vélkerrechts und den innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften uneingeschrankt mit den Vereinten Nationen und den anderen humanitiren Ein-
richtungen und Organisationen zusammenzuarbeiten und den sicheren und ungehinderten Zugang des hu-
manitdren Personals sowie die Auslieferung von Hilfsgiitern und Ausriistung zu gewahrleisten, damit dieses
Personal seine Aufgabe der Unterstiitzung der betroffenen Zivilbevolkerung, namentlich der Fliichtlinge
und Binnenvertriebenen, wirksam wahrnehmen kann;

5.  fordert alle Staaten auf, zu erwigen, Vertragsparteien der einschligigen internationalen Uber-
einkiinfte zu werden und ihre entsprechenden Verpflichtungen uneingeschréinkt zu achten;

6. fordert alle Staaten auBerdem auf, zu erwégen, Vertragsparteien des Romischen Statuts des
Internationalen Strafgerichtshofs*'' zu werden;

7. fordert alle Staaten ferner auf, zu erwégen, Vertragsparteien des Fakultativprotokolls zum
Ubereinkommen iiber die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal®™®
zu werden, und fordert die Vertragsstaaten nachdriicklich auf, je nach Bedarf geeignete nationale Rechts-
vorschriften zu erlassen, um seine wirksame Durchfithrung zu ermoglichen;

8.  fordert alle Staaten, alle an bewaffneten Konflikten beteiligten Parteien und alle humanitiren
Akteure auf, die Grundsétze der Menschlichkeit, der Neutralitit, der Unparteilichkeit und der Unabhéngig-
keit bei der Bereitstellung humanitérer Hilfe zu achten;

9. bekundet ihre tiefe Besorgnis iiber die weiter zunechmenden Bedrohungen der Sicherheit des
humanitiren Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals und
die gezielten Angriffe auf dieses Personal sowie iiber den beunruhigenden Trend, dass solche Angriffe aus
politischen oder verbrecherischen Beweggriinden begangen werden;

10. begruft den Beitrag des weiblichen Personals der Vereinten Nationen und beigeordneten Per-
sonals bei humanitdren Einsdtzen der Vereinten Nationen, bekundet ihre Besorgnis dariiber, dass dieses
Personal in einigen Féllen bestimmten Formen der Kriminalitit sowie Akten der Einschiichterung und der
Beldstigung unverhéltnismaBig stark ausgesetzt ist, und fordert das System der Vereinten Nationen und die
Mitgliedstaaten mit allem Nachdruck auf, geeignete und geschlechtersensible Maflnahmen zugunsten der
Sicherheit dieses Personals zu ergreifen;

11. verurteilt nachdricklich jede Gewaltandrohung und Gewalthandlung gegen humanitéres Per-
sonal sowie Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal, bekriftigt, dass diejenigen, die
fiir solche Handlungen verantwortlich sind, zur Rechenschaft gezogen werden miissen, fordert alle Staaten
mit groBem Nachdruck auf, energischere Maflnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass jede derartige
Handlung, die in ihrem Hoheitsgebiet veriibt wird, umfassend untersucht wird und dass die Téter im Ein-
klang mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und den volkerrechtlichen Verpflichtungen vor Gericht
gestellt werden, und fordert die Staaten nachdriicklich auf, der Straflosigkeit fiir solche Handlungen ein
Ende zu setzen;

12. betont, wie wichtig eine fortlaufende enge Koordinierung und Konsultation mit den Regierun-
gen der Gastldnder im Hinblick auf die Funktionsweise des Systems der Gefahrenstufen und der dazugeho-
rigen Instrumente ist, und legt diesbeziiglich dem Generalsekretér nahe, auch kiinftig mit den Regierungen
der Gastlander Konsultationen zu fiihren;

13. fordert alle Staaten auf, ihren Verpflichtungen nach dem humanitéren Volkerrecht, namentlich
nach dem Genfer Abkommen vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten®'”,
uneingeschriankt nachzukommen, um Zivilpersonen, namentlich das humanitdre Personal, in den ihrer Ho-
heitsgewalt unterstehenden Gebieten zu achten und zu schiitzen;

*3 United Nations, Treaty Series,Vol. 75, Nr. 973. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1954 11 S. 781, 917; LGBI.
1989 Nr. 21; 6BGBI. Nr. 155/1953; AS 1951 300.
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14. betont die Verpflichtung, Sanititspersonal sowie ausschlieflich medizinische Aufgaben wahr-
nehmendes humanitires Personal, die Transportmittel und die Ausriistung dieses Personals sowie Kranken-
hiuser und andere medizinische Einrichtungen im Einklang mit dem humanitiren Vélkerrecht und den in-
nerstaatlichen Gesetzen und Vorschriften, soweit anwendbar, unter allen Umstdnden zu achten und zu
schiitzen;

15. fordert alle Staaten auf, fiir den Fall, dass humanitires Personal oder Personal der Vereinten
Nationen und beigeordnetes Personal festgenommen oder inhaftiert wird, rasch ausreichende Informationen
zur Verfiigung zu stellen, um diesem Personal die erforderliche medizinische Hilfe zukommen zu lassen,
unabhéngigen medizinischen Teams zu gestatten, die Inhaftierten aufzusuchen und ihren Gesundheitszu-
stand zu untersuchen, und ihr Recht auf Rechtsbeistand zu gewéhrleisten, und fordert die Staaten nach-
driicklich auf, die erforderlichen MaBnahmen zur raschen Freilassung derjenigen zu ergreifen, die unter
VerstoB3 gegen die in dieser Resolution genannten einschligigen Ubereinkiinfte und das anwendbare huma-
nitdre Volkerrecht festgenommen oder inhaftiert wurden;

16. fordert alle anderen an bewaffneten Konflikten beteiligten Parteien auf, die Entfiihrung und die
Geiselnahme von humanitidrem Personal oder Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal
oder die Inhaftierung dieses Personals unter Verstol gegen die in dieser Resolution genannten einschlagi-
gen Ubereinkiinfte und das anwendbare humanitire Volkerrecht zu unterlassen und jede entfiihrte oder in-
haftierte Person rasch, unversehrt und ohne die Bedingung von Zugestindnissen freizulassen;

17. ersucht den Generalsekretir, die notwendigen Mafinahmen zur Forderung der vollen Achtung
der Menschenrechte und der Vorrechte und Immunitidten des Personals der Vereinten Nationen und des
sonstigen in Erfiillung des Mandats eines Einsatzes der Vereinten Nationen titigen Personals zu ergreifen,
und ersucht den Generalsekretir auBerdem, darauf hinzuwirken, dass die anwendbaren Bestimmungen, die
in dem Ubereinkommen iiber die Vorrechte und Immunititen der Vereinten Nationen?', dem Uberein-
kommen iiber die Vorrechte und Immunititen der Sonderorganisationen®'® und dem Ubereinkommen iiber
die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal®”’ enthalten sind, in die
Aushandlung von Amtssitz- und sonstigen Missionsabkommen betreffend Personal der Vereinten Nationen
und beigeordnetes Personal einbezogen werden;

18. empfiehlt dem Generalsekretér, auch kiinftig darauf hinzuwirken, und den Gastldndern, dafiir
zu sorgen, dass in kiinftige und nach Bedarf auch in bestehende Abkommen iiber die Rechtsstellung der
Truppen, Abkommen {iiber die Rechtsstellung der Mission sowie Gaststaatabkommen und sonstige damit
zusammenhédngende Abkommen zwischen den Vereinten Nationen und den Gastldndern Schliisselbestim-
mungen des Ubereinkommens iiber die Sicherheit von Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem
Personal aufgenommen werden, unter anderem betreffend die Verhiitung von Angriffen auf Mitarbeiter des
Einsatzes, die Erkldrung solcher Angriffe zu nach dem Gesetz mit Strafe bedrohten Verbrechen sowie die
strafrechtliche Verfolgung oder Auslieferung der Téter, eingedenk dessen, wie wichtig es ist, solche Ab-
kommen ohne Verzug auszuhandeln, und ermutigt zu weiteren Anstrengungen in dieser Hinsicht;

19. erklart erneut, dass alle Angehorigen des humanitaren Personals sowie des Personals der Ver-
einten Nationen und des beigeordneten Personals verpflichtet sind, im Einklang mit dem Vélkerrecht und
der Charta der Vereinten Nationen die Gesetze des Landes, in dem sie tétig sind, zu achten und, soweit er-
forderlich, einzuhalten;

20. betont, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass das humanitire Personal sowie das Personal der
Vereinten Nationen und das beigeordnete Personal sich der nationalen und lokalen Sitten und Gebrauche
seines Einsatzlands bewusst ist und diesen gegentiber Sensibilitdt wahrt und der ortlichen Bevolkerung die
verfolgten Zwecke und Ziele klar vermittelt, um seine Akzeptanz zu erhdhen und dadurch zu seiner Sicher-
heit beizutragen;

214 Resolution 22 A (I). Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBL 1980 II S. 941; LGBL 1993 Nr. 66; 6BGBL
Nr. 126/1957; AS 2012 5683.

215 Resolution 179 (II). Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1954 11 S. 639; 6BGBI. Nr. 248/1950; AS 2012 5695.
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21. ersucht den Generalsekretir, auch weiterhin die notwendigen MaBinahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass Personal der Vereinten Nationen und sonstiges Personal, das in Erfilllung des Mandats
eines Einsatzes der Vereinten Nationen titig ist, entsprechend iiber die Mindestnormen der operationellen
Sicherheit und die einschldgigen Verhaltenskodexe informiert ist und im Einklang mit diesen handelt und
entsprechend iiber die jeweiligen Einsatzbedingungen und iiber die einzuhaltenden Normen, insbesondere
auch soweit sie Bestandteil der anwendbaren innerstaatlichen Rechtsvorschriften und des Volkerrechts
sind, informiert ist und dass dieses Personal eine angemessene Ausbildung in den Bereichen Sicherheit,
Menschenrechte und humanitéres Volkerrecht erhélt, um seine Sicherheit und Effektivitit bei der Erfiillung
seiner Aufgaben zu erhdhen, und erkldrt erneut, dass alle anderen humanitidren Organisationen ihr Personal
in dhnlicher Weise unterstiitzen miissen;

22. ersucht den Generalsekretér auBerdem, in Abstimmung mit den Mitgliedstaaten auch weiterhin
durch entsprechende Mafinahmen dafiir zu sorgen, dass alle Rdumlichkeiten und Vermogenswerte der Ver-
einten Nationen, einschlieflich der Wohnungen der Bediensteten, den Mindestnormen der operationellen
Sicherheit der Vereinten Nationen und anderen einschlidgigen Sicherheitsnormen der Vereinten Nationen
geniigen, und die laufende Bewertung der Raumlichkeiten der Vereinten Nationen und der physischen Si-
cherheit weltweit fortzufiihren;

23. begrufBt die laufenden Bemiihungen des Generalsekretirs, dafiir zu sorgen, dass das gesamte
Personal der Vereinten Nationen eine angemessene Sicherheitsschulung erhilt, betont, dass die Schulungen
weiter verbessert werden miissen, um vor einem Feldeinsatz das interkulturelle Bewusstsein zu steigern
und die Kenntnis der einschldgigen Rechtsvorschriften, einschlieBlich des humanitéren Volkerrechts, zu
verbessern, und erklért erneut, dass alle anderen humanitéren Organisationen ihr Personal in dhnlicher Wei-
se unterstiitzen miissen;

24. begruRt auBerdem die Bemiithungen des Generalsekretirs, fiir von Sicherheitsvorkommnissen
betroffene Mitarbeiter der Vereinten Nationen Beratungs- und Unterstiitzungsdienste bereitzustellen, betont,
wie wichtig es ist, fiir das Personal im gesamten System der Vereinten Nationen Dienste im Bereich der
Stressbewaltigung, der geistigen Gesundheit und in verwandten Bereichen anzubieten, und legt allen hu-
manitdren Organisationen nahe, ihr Personal in dhnlicher Weise zu unterstiitzen;

25. nimmt mit Anerkennung davon Kenntnis, dass der Generalsekretér und das System der Verein-
ten Nationen laufend Mafinahmen zur Erhéhung der Stralenverkehrssicherheit ergreifen, darunter bessere
Schulungsmafinahmen sowie Initiativen zur Férderung der StraBenverkehrssicherheit, um die durch Ver-
kehrsgefahren verursachten Unfdlle zu verringern und insbesondere die Todesfille und Verletzungen in-
folge dieser Unfille unter dem Personal der Vereinten Nationen und humanitérem Personal und unter der
Zivilbevolkerung des Gastlands zu verringern, und ersucht den Generalsekretér, die Erhebung und Analyse
von Daten fortzusetzen und iiber Unfélle im Stralenverkehr, namentlich iiber zivile Opfer von Stralenver-
kehrsunfillen, Bericht zu erstatten;

26. begruBt die Fortschritte bei der weiteren Stérkung des Sicherheitsmanagementsystems der Ver-
einten Nationen, unterstiitzt das bewéihrte Verfahren, vor Ort zu bleiben und das Mandat zu erfiillen, bei
gleichzeitiger Ausrichtung auf ein wirksames Management der Risiken, denen das Personal ausgesetzt ist,
damit das System der Vereinten Nationen die wichtigsten Programme durchfiihren kann, selbst in einem
risikoreichen Umfeld;

27. fordert die Vereinten Nationen und die sonstigen maBgeblichen humanitiren Akteure nach-
dricklich auf, den Aufbau von guten Beziehungen und Vertrauen zu nationalen Regierungen und Kommu-
nalverwaltungen sowie die Forderung der Akzeptanz durch lokale Gemeinschaften und alle mafigeblichen
Akteure in ihre Risikomanagementstrategie aufzunehmen;

28. legt dem Generalsekretdr nahe, auch weiterhin geeignete Verfahren zu entwickeln, die den
Einsatz entsprechend qualifizierten Sicherheitspersonals der Vereinten Nationen erleichtern, mit dem Ziel,
die Sicherheitsmafinahmen der Vereinten Nationen zu verbessern und so die Féhigkeit der Vereinten Natio-
nen zur Durchfilhrung ihrer Programme, Mandate und Aktivititen, einschlieBlich der humanitéren Pro-
gramme, zu stirken;

29. ersucht den Generalsekretir, unter anderem tiber das Interinstitutionelle Netzwerk fiir Sicher-
heitsmanagement, die verstirkte Zusammenarbeit zwischen den Hauptabteilungen, Organisationen, Fonds
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und Programmen der Vereinten Nationen und angeschlossenen internationalen Organisationen, namentlich
zwischen ihren Amtssitzen und Feldbiiros, bei der Planung und Durchfithrung von Maflnahmen fortzufiih-
ren, die die Sicherheit und die Ausbildung des Personals verbessern und sein Sicherheitsbewusstsein erho-
hen sollen, und fordert alle in Betracht kommenden Hauptabteilungen, Organisationen, Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen und die angeschlossenen internationalen Organisationen auf, diese Bemii-
hungen zu unterstiitzen;

30. fordert alle maBgeblichen Akteure auf, mit aller Tatkraft in ihren 6ffentlichen Erkldrungen fiir
ein fiir die Sicherheit des humanitéren Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des bei-
geordneten Personals giinstiges Umfeld einzutreten;

31. betont, dass es notwendig ist, der Sicherheit des vor Ort rekrutierten humanitdren Personals
und des Personals der Vereinten Nationen, unter denen die gro3e Mehrheit der Opfer zu verzeichnen ist und
die Angriffen besonders ausgesetzt sind, namentlich in Fallen von Entfithrung, Drangsalierung, Banditen-
tum und Einschiichterung, besondere Aufmerksamkeit zu widmen, ersucht den Generalsekretér, die ein-
schldgige Sicherheitspolitik der Vereinten Nationen fortlaufend zu iiberpriifen und die Sicherheit der Orts-
kréfte zu verbessern und zugleich die operative Wirksamkeit zu bewahren, und fordert die Vereinten Na-
tionen und die humanitéren Organisationen auf, dafiir zu sorgen, dass ihr Personal im Hinblick auf die ein-
schldgigen Sicherheitsmafinahmen, -pldne und -initiativen der jeweiligen Organisation, die mit den an-
wendbaren innerstaatlichen Rechtsvorschriften und dem Volkerrecht iibereinstimmen sollen, angemessen
konsultiert, informiert und geschult wird,

32. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den vermeldeten Fortschritten bei der Umsetzung der
Empfehlungen der Unabhéngigen Gruppe zur Frage der Sicherheit des Personals und der Raumlichkeiten
der Vereinten Nationen weltweit;

33. ersucht die Sekretariats-Hauptabteilung Sicherheit, die Analyse der Bedrohungen weiter zu
vertiefen und auch kiinftig ein wirksames, modernes und flexibles System fiir das Informationsmanagement
anzuwenden und zu verbessern, das die Erfiillung der analytischen und operativen Anforderungen unter-
stiitzt, einschlieBlich der laufenden systemweiten Analyse der bewahrten Verfahren und der Informationen
iiber die Bandbreite und das Ausmal} von Sicherheitsvorkommnissen, von denen humanitéires Personal so-
wie Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetes Personal betroffen ist, einschlieBlich Angriffen auf
dieses Personal, mit dem Ziel, objektive und empirisch abgesicherte Entscheidungen dariiber zu treffen, wie
die im Einsatzumfeld der Vereinten Nationen entstehenden Risiken gemindert werden konnen;

34. begrufRt die Anstrengungen des Generalsekretérs, im Interesse der Sicherheit des Personals die
Sicherheitskooperation mit den Regierungen der Gastlinder zu verstérken, namentlich die Anstrengungen
zur Unterstilitzung der zustdndigen Bediensteten der Vereinten Nationen bei der Zusammenarbeit mit den
Behorden des Gastlands;

35. betont, dass die Sicherheitsmafinahmen auf Landesebene nur dann wirksam greifen konnen,
wenn eine gemeinsame Kapazitét fiir Sicherheitspolitik und Standards, Koordinierung, Kommunikation,
Einhaltungsfragen sowie Bedrohungs- und Risikobewertung vorhanden ist, und nimmt Kenntnis von dem
daraus entstehenden Nutzen fiir das Personal der Vereinten Nationen und das beigeordnete Personal, na-
mentlich infolge der Tétigkeit der Hauptabteilung Sicherheit seit ihrer Einrichtung;

36. begruBt die vom Generalsekretér bisher unternommenen Schritte und ermutigt zu weiteren
Anstrengungen, sowohl am Amtssitz als auch auf Feldebene die Abstimmung und Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und anderen humanitéren und nichtstaatlichen Organisationen in Fragen der
Sicherheit des humanitiren Personals sowie des Personals der Vereinten Nationen und des beigeordneten
Personals zu verbessern, mit dem Ziel, den jeweiligen Sicherheitsanliegen im Feld gerecht zu werden, auf
der Grundlage der Initiative ,,Saving Lives Together” (Gemeinsam Leben retten) und der anderen diesbe-
ziiglich relevanten nationalen und lokalen Initiativen, und ersucht den Generalsekretir in dieser Hinsicht,
weitere kooperationsorientierte Initiativen zur Erfiillung der Sicherheitsbediirfnisse ihrer Durchfithrungs-
partner zu befiirworten, namentlich durch verstirkten Informationsaustausch und, soweit angezeigt, Ausbil-
dung, bittet die Mitgliedstaaten, die verstirkte Unterstiitzung dieser Initiativen zu erwégen, und ersucht den
Generalsekretir, iiber die in dieser Hinsicht unternommenen Schritte Bericht zu erstatten;
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37. unterstreicht, dass fiir die Sicherheit des Personals der Vereinten Nationen dringend ausrei-
chende und berechenbare Ressourcen aus dem ordentlichen Haushalt und aus auflerplanméfigen Quellen,
namentlich iiber den Prozess der konsolidierten Hilfsappelle, bereitgestellt werden miissen, und legt allen
Staaten nahe, Beitrdge an den Treuhandfonds fiir die Sicherheit der Bediensteten des Systems der Vereinten
Nationen zu leisten, unter anderem mit dem Ziel, die Hauptabteilung Sicherheit bei ihren Anstrengungen
zur Erfiillung ihres Mandats und ihrer Aufgaben zu stirken und somit die sichere Programmdurchfiihrung
zu ermdglichen;

38. unterstreicht auBerdem die Notwendigkeit einer besseren Koordinierung zwischen den Verein-
ten Nationen und den Regierungen der Gastliander, im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen des
Volkerrechts und den innerstaatlichen Rechtsvorschriften, in Bezug auf die Nutzung und den Einsatz der
Ausriistung, die unbedingt erforderlich ist, um die Sicherheit des an der Bereitstellung humanitirer Hilfe
durch Organisationen der Vereinten Nationen beteiligten Personals der Vereinten Nationen und beigeordne-
ten Personals zu gewihrleisten;

39. fordert die Staaten auf, den Beitritt zu dem Ubereinkommen von Tampere vom 18. Juni 1998
iiber die Bereitstellung von Telekommunikationsmitteln zur Katastrophenmilderung und fiir Katastrophen-
hilfseinsitze?'’, das am 8. Januar 2005 in Kraft trat, beziechungsweise seine Ratifikation in Erwigung zu
ziehen, und legt ihnen eindringlich nahe, bei diesen und anderen Hilfseinsétzen die Nutzung von Kommu-
nikationsgerdt im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften und den fiir sie geltenden interna-
tionalen Verpflichtungen zu erleichtern und zu beschleunigen, indem sie unter anderem die Beschrinkun-
gen, die dem Personal der Vereinten Nationen und dem beigeordneten Personal bei der Nutzung von Kom-
munikationsgerit auferlegt werden, verringern und, wann immer mdéglich, rasch aufheben;

40. ersucht den Generalsekretér, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
einen umfassenden und aktualisierten Bericht {iber die Sicherheit des humanitdren Personals und den
Schutz des Personals der Vereinten Nationen sowie iiber die Durchfiihrung dieser Resolution vorzulegen,
der eine Bewertung der Entwicklung, der Umsetzung und der Ergebnisse der Mafinahmen, Strategien und
Initiativen des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Sicherheit enthilt.

RESOLUTION 68/102

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 13. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.25 und Add.1, eingebracht von: Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Belgien, Bosni-
en und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Ddnemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Guatemala, Indien, Irland, Island,
Israel, ltalien, Japan, Kanada, Kroatien, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Mongolei,
Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau,
Rumanien, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Tschechische
Republik, Turkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Kdnigreich GrofR3britannien und
Nordirland, Zypern.

68/102. Verstéarkte Koordinierung der humanitéaren Nothilfe der Vereinten Nationen
Die Generalversammlung,

in Bekraftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezember 1991 und der in der dazugehdrigen An-
lage enthaltenen Leitlinien, der anderen einschldgigen Resolutionen der Generalversammlung und des
Wirtschafts- und Sozialrats sowie der vereinbarten Schlussfolgerungen des Rates,

Kenntnis nehmend von den Berichten des Generalsekretirs iiber die verstirkte Koordinierung der

humanitiren Nothilfe der Vereinten Nationen?'” und iiber den Zentralen Fonds fiir die Reaktion auf Not-

situationen®'?,

216 United Nations, Treaty Series, Vol. 2296, Nr. 40906. Amtliche deutschsprachige Fassungen: LGBL 2011 Nr. 429; AS 2011 3839.
1 A/68/84-E/2013/77.
1% A/68/87.
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in Bekraftigung der Grundsitze der Menschlichkeit, der Neutralitét, der Unparteilichkeit und der
Unabhéngigkeit bei der Bereitstellung humanitdrer Hilfe sowie erneut erkldrend, dass alle an der Bereitstel-
lung humanitérer Hilfe in komplexen Notsituationen und bei Naturkatastrophen beteiligten Akteure diese
Grundsitze fordern und voll achten miissen,

in groRer Sorge iiber globale Herausforderungen, darunter die anhaltenden nachteiligen Auswirkun-
gen der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise, die negativen Auswirkungen der Nahrungsmittelpreis-
schwankungen auf die Erndhrungssicherheit und die Erndhrung und die rasche Wanderung von Bevolke-
rungsgruppen in die Stidte, und iiber deren Wirkung auf die zunehmende Verwundbarkeit von Bevolke-
rungsgruppen und den Bedarf an humanitarer Hilfe und Entwicklungshilfe und deren Erbringung,

hervorhebend, dass rechtzeitig ausreichende, berechenbare und flexible Ressourcen fiir humanitére
Hilfe auf der Grundlage des ermittelten Bedarfs und in einem angemessenen Verhéltnis dazu mobilisiert
werden miissen, mit dem Ziel, eine umfassendere Deckung der Bediirfnisse in allen Sektoren und humani-
tiaren Notlagen sicherzustellen, und in dieser Hinsicht die Leistungen des Zentralen Fonds fiir die Reaktion
auf Notsituationen anerkennend,

erneut erklarend, dass die Mitgliedstaaten, die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen
und die anderen mafgeblichen Akteure die Geschlechterperspektive durchgéngig in die humanitire Hilfe
integrieren miissen, namentlich indem sie den besonderen Bediirfnissen von Frauen, Madchen, Jungen und
Mainnern umfassend und konsequent Rechnung tragen, und dass sie die Bediirfnisse der betroffenen Bevol-
kerungsgruppen, einschlieBlich Menschen mit Behinderungen, beriicksichtigen miissen,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis tiber die wachsenden Herausforderungen, die sich infolge
von Naturkatastrophen, namentlich im Zusammenhang mit den anhaltenden Auswirkungen des Klimawan-
dels, fiir die Mitgliedstaaten und das System der Vereinten Nationen fiir humanitire Mainahmen und ihre
Kapazititen ergeben, und bekriftigend, wie wichtig es ist, den Hyogo-Rahmenaktionsplan 2005-2015:
Stirkung der Widerstandskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen®'® umzusetzen, unter
anderem indem ausreichende Ressourcen fiir die Verringerung des Katastrophenrisikos, einschlieBlich
Investitionen in die Vorbereitung auf den Katastrophenfall und den Aufbau von Kapazititen, bereitgestellt
werden und indem in allen Phasen von der Nothilfe bis zur Entwicklung auf einen besseren Wiederaufbau
hingearbeitet wird,

in der Erkenntnis, dass Entwicklungsldnder, insbesondere die am wenigsten entwickelten Lander
und die kleinen Inselentwicklungslidnder, nach wie vor &duflerst anfillig fiir Naturgefahren sind und in dieser
Hinsicht einer angemessenen internationalen Zusammenarbeit bediirfen, um ihre Resilienz zu stirken,

sowie in der Erkenntnis, dass Wirtschaftswachstum und nachhaltige Entwicklung unerlésslich sind,
wenn es darum geht, Naturkatastrophen und anderen Notsituationen vorzubeugen und entsprechende Vor-
sorge zu treffen,

ferner in der Erkenntnis, dass der Aufbau nationaler und lokaler Vorsorge- und Reaktionskapazitéten
von entscheidender Bedeutung fiir eine berechenbarere und wirksamere Reaktion ist und zur Erreichung
von humanitdren Zielen und Entwicklungszielen, einschlieBlich einer erhdhten Resilienz und eines verrin-
gerten Bedarfs an humanitdren MaBnahmen, beitragt,

betonend, dass es unerlésslich ist, die internationale Zusammenarbeit bei der humanitiren Nothilfe
zu verstarken, und in Bekréftigung ihrer Resolution 67/231 vom 21. Dezember 2012 iiber internationale
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der humanitdren Hilfe bei Naturkatastrophen, von der Nothilfe zur Ent-
wicklung,

sowie unter Betonung des grundlegend zivilen Charakters der humanitéren Hilfe und erneut erkla-
rend, dass militérische Kapazititen und Mittel in Situationen, in denen sie als letztes Mittel zur Unterstiit-
zung der Leistung humanitirer Hilfe genutzt werden, mit Zustimmung des betroffenen Staates und im Ein-
klang mit dem Volkerrecht, namentlich dem humanitiren Volkerrecht, und den humanitiren Grundsétzen
eingesetzt werden miissen,

219 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 2.
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unter Verurteilung der steigenden Zahl gezielter Drohungen und gewaltsamer Angriffe auf humani-
tiare Helfer und Einrichtungen, darunter Sanitétspersonal und medizinische Einrichtungen, besorgt Kenntnis
nehmend von den negativen Folgen fiir die Bereitstellung humanitérer Hilfe an bediirftige Bevolkerungs-
gruppen, und in dieser Hinsicht unter BegriiBung der Anstrengungen, im Hinblick auf die schwerwiegenden
und ernsten humanitéren Folgen dieser Gewalt das Bewusstsein zu schérfen und die Vorsorge zu fordern,

in Anbetracht der hohen Zahl der von humanitiren Notlagen betroffenen Menschen, einschlieSlich
der steigenden Zahl Binnenvertriebener, deren Mehrzahl Frauen und Kinder sind, wobei den staatlichen
Behorden die Hauptverpflichtung und -verantwortung daflir zukommt, Binnenvertriebenen in ihrem Zu-
standigkeitsbereich Schutz und humanitére Hilfe zu gewéhren, eingedenk ihrer besonderen Bediirfnisse,
und in dieser Hinsicht das Inkrafttreten und den laufenden Prozess der Ratifikation und Durchfiihrung des
Ubereinkommens der Afrikanischen Union iiber Schutz und Hilfe fiir Binnenvertriebene in Afrika begrii-
Bend, das einen Meilenstein auf dem Weg zur Starkung des innerstaatlichen und regionalen normativen
Rahmens fiir den Schutz und die Hilfe fiir Binnenvertriebene in Afrika darstellt,

sowie in Anbetracht der Wichtigkeit der Genfer Abkommen von 1949%%°, die einen unverzichtbaren
Rechtsrahmen fiir den Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten bilden, einschliefSlich fiir die Bereitstel-
lung humanitérer Hilfe,

mit ernsthafter Besorgnis feststellend, dass sich Gewalt, darunter geschlechtsspezifische, insbeson-
dere sexuelle Gewalt sowie Gewalt gegen Kinder, in vielen Notsituationen nach wie vor gezielt gegen die
Zivilbevolkerung richtet,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Anstrengungen, die die Vereinten Nationen nach wie
vor unternehmen, um die humanitidren Mainahmen zu verbessern, namentlich durch die Starkung der dies-
beziiglichen Kapazititen, die Verbesserung der Koordinierung auf diesem Gebiet, die vermehrte Bereitstel-
lung berechenbarer und ausreichender Finanzmittel und die Starkung der Rechenschaftspflicht aller Interes-
sentrdger, und in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, die Verwaltungsverfahren und die Finanzierung fiir
Notfille zu stiarken, um solchen Situationen wirksam und bedarfsorientiert begegnen zu kdnnen,

in der Erkenntnis, dass die Organisationen des Systems der Vereinten Nationen bei der Stirkung der
Koordinierung der humanitdren Hilfe im Feld die nationalen Regierungen weiter konsultieren und in enger
Abstimmung mit ihnen vorgehen sollen,

1. begruft die Ergebnisse des zum sechzehnten Mal humanitiren Angelegenheiten gewidmeten

Tagungsteils der Arbeitstagung 2013 des Wirtschafts- und Sozialrats*';

2. ersucht die Nothilfekoordinatorin, sich auch weiterhin um eine Stirkung der Koordinierung
und Rechenschaftslegung im Bereich der humanitdren Hilfe und der Fithrung innerhalb des Systems der
Vereinten Nationen fiir humanitdre Malnahmen zu bemiihen, namentlich iiber die transformative Agenda
des Stindigen interinstitutionellen Ausschusses, und fordert die zustindigen Organisationen der Vereinten
Nationen und die sonstigen zustindigen zwischenstaatlichen Organisationen sowie die anderen humanité-
ren Akteure und Entwicklungsakteure auf, zur Verbesserung der Koordinierung, der Wirksamkeit und der
Effizienz der humanitédren Hilfe weiter mit dem Sekretariats-Amt fiir die Koordinierung humanitérer Ange-
legenheiten zusammenzuarbeiten;

3. ersucht die Nothilfekoordinatorin auflerdem, den Dialog mit allen Mitgliedstaaten iiber die
einschldgigen Prozesse, Aktivitidten und Beratungen des Stindigen interinstitutionellen Ausschusses weiter
zu verbessern;

4. legt den Mitgliedstaaten und dem Amt fiir die Koordinierung humanitirer Angelegenheiten
nahe, den Dialog iiber humanitire Fragen und die diesbeziigliche Zusammenarbeit, einschlieBlich in Bezug
auf politische Grundsatzfragen, weiter zu verbessern, um ein stirker konsultationsorientiertes, integrative-
res Konzept der humanitéren Hilfe zu fordern;

220 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBI. 1954 II S. 781; LGBL
1989 Nr. 18-21; 6BGBI. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207 228 300.

22! Sjehe Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 3 (A/68/3/Rev.1), Kap. IX.
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5. begruBt die jiingsten Bemiithungen des Amtes flir die Koordinierung humanitérer Angelegen-
heiten um den Aufbau von Partnerschaften mit Regionalorganisationen und dem Privatsektor und legt den
Mitgliedstaaten und dem System der Vereinten Nationen nahe, die Partnerschaften auf globaler, regionaler,
nationaler und lokaler Ebene zur Unterstiitzung der nationalen Anstrengungen weiter zu verstirken, um bei
der Bereitstellung humanitérer Hilfe fiir bediirftige Menschen eine wirksame Zusammenarbeit zu gewéhr-
leisten und sicherzustellen, dass bei ihren gemeinschaftlichen MaBBnahmen die Grundsitze der Menschlich-
keit, der Neutralitéit, der Unparteilichkeit und der Unabhingigkeit eingehalten werden;

6. legt den Mitgliedstaaten, dem System der Vereinten Nationen und den humanitdren und Ent-
wicklungsorganisationen nahe, zusammen mit anderen mafigeblichen Interessentrigern, einschlielich des
Privatsektors, auch weiterhin zu priifen, wie Innovationen systematischer identifiziert und nachhaltig in die
humanitdren MaBBnahmen integriert werden kdnnen, und diesen Prozess zu verbessern sowie den Austausch
von bewihrten Verfahren und Erfahrungen im Hinblick auf innovative Instrumente, Prozesse und Ansétze,
namentlich denjenigen aus groBen Naturkatastrophen, zu fordern, die die Wirksamkeit und Qualitét der
humanitdren MaBlnahmen verbessern konnten, und legt in dieser Hinsicht allen maB3geblichen Interessen-
trigern nahe, die Bemiihungen der Mitgliedstaaten, insbesondere der Entwicklungsldander, um den Ausbau
ihrer Kapazititen weiter zu unterstiitzen, namentlich durch die Erleichterung des Zugangs zu Informations-
und Kommunikationstechnologien;

7.  fordert die zustéindigen Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sowie gegebenen-
falls die anderen maBgeblichen humanitiren Akteure auf, die Anstrengungen zur Verbesserung der humani-
taren Reaktion auf natiirliche und vom Menschen verursachte Katastrophen sowie komplexe Notsituationen
fortzusetzen, indem sie die Kapazitéten fiir humanitire Maflnahmen auf allen Ebenen weiter ausbauen, die
Bereitstellung und Koordinierung der humanitdren Hilfe auf globaler Ebene und im Feld weiter verstarken,
unter anderem iiber bestehende Koordinierungsmechanismen nach dem Schwerpunktgruppen-Ansatz und
bei Bedarf in Unterstiitzung der nationalen Behorden des betroffenen Staates, und indem sie die Effizienz,
die Transparenz, die Leistungserbringung und die Rechenschaftslegung weiter verbessern;

8. erkennt an, dass die Einbezichung der zustindigen humanitiren Akteure und die Abstimmung
mit ihnen fiir die Wirksamkeit der humanitidren MaBnahmen von Vorteil ist, und legt den Vereinten Natio-
nen nahe, sich auch weiterhin darum zu bemiihen, die Partnerschaften auf globaler Ebene mit der Interna-
tionalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung, den zustéindigen nichtstaatlichen humanitiren Organisa-
tionen und anderen Mitwirkenden des Stdndigen interinstitutionellen Ausschusses zu starken;

9. ersucht den Generalsekretir, den residierenden/humanitdren Koordinatoren der Vereinten Na-
tionen sowie den Landesteams der Vereinten Nationen weiterhin verstirkte Unterstiitzung zu gewéhren,
namentlich durch die Bereitstellung der notwendigen Schulungsmafinahmen, die Ermittlung von Ressour-
cen, die Verbesserung der Verfahren zur Benennung und Auswahl der residierenden/humanitéren Koordina-
toren der Vereinten Nationen und die Erhohung ihrer Leistungsverantwortung;

10. fordert die Vorsitzende der Gruppe der Vereinten Nationen fiir Entwicklungsfragen und die
Nothilfekoordinatorin auf, einander auch kiinftig verstérkt zu konsultieren, bevor sie abschlieBende Emp-
fehlungen tiber den Auswahlprozess fiir residierende Koordinatoren in Léndern mit einem voraussichtlich
hohen Bedarf an humanitiren Hilfeeinsitzen abgeben;

11. ersucht die Vereinten Nationen, weitere Wege zum Ausbau ihrer Fihigkeit aufzuzeigen, ange-
messen hochrangiges, qualifiziertes und erfahrenes humanitéres Personal schnell und flexibel zu rekrutie-
ren und einzusetzen und dabei als ausschlaggebendes Kriterium ein Hochstmall an Leistungsfahigkeit,
fachlicher Eignung und Integritdt zugrunde zu legen sowie der Gleichstellung der Geschlechter und der
Rekrutierung auf moglichst breiter geografischer Grundlage gebiihrend Rechnung zu tragen, und legt in
dieser Hinsicht der Gruppe der Vereinten Nationen fiir Entwicklungsfragen nahe, das System der residie-
renden Koordinatoren, auf dem das System der humanitdren Koordinatoren beruht, zu stirken, um die un-
eingeschrinkte Umsetzung des Management- und Rechenschaftssystems der Gruppe und des Systems der
residierenden Koordinatoren zu gewéhrleisten;

12. erkennt an, dass die Rechenschaftslegung ein fester Bestandteil wirksamer humanitirer Hilfe
ist, und betont, dass die Rechenschaftslegung der humanitéren Akteure in allen Phasen der humanitiren
Hilfe verbessert werden muss;
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13. bekréaftigt die Wichtigkeit der Umsetzung des Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stér-
kung der Widerstandskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen®'?, erklirt erneut, wie
wichtig es ist, die Wirksamkeit der nationalen und lokalen Vorbereitung auf Katastrophenfille im Einklang
mit Schwerpunkt Fiinf des Rahmenaktionsplans zu erhdhen, nimmt Kenntnis von der vierten Tagung der
Weltweiten Plattform zur Verringerung des Katastrophenrisikos, die vom 19. bis 23. Mai 2013 in Genf
stattfand, und legt den Staaten, dem System der Vereinten Nationen und allen Interessentrdgern nahe, sich
weiterhin an den Beratungen iiber den Nachfolger des Rahmenaktionsplans zu beteiligen, die auf der vom
14. bis 18. Mérz 2015 in Sendai (Japan) abzuhaltenden Dritten Weltkonferenz iiber die Verringerung des
Katastrophenrisikos abgeschlossen werden sollen;

14. fordert die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen und die humanitdren und Entwick-
lungsorganisationen auf, die Kapazititen fiir eine bessere Gefahrenvorsorge und eine bessere Katastro-
phenbewaltigung und -nachsorge auf allen Regierungsebenen und innerhalb lokaler Organisationen und
Gemeinschaften weiter zu stirken;

15. fordert die Mitgliedstaaten und die internationale Gemeinschaft auf, zur Starkung der Resilienz
rechtzeitig ausreichende, flexible und berechenbare Ressourcen fiir die Verringerung des Katastrophenrisi-
kos zuzusagen und ihren Umfang zu erh6hen, namentlich iiber komplementére humanitdre Programme und
Entwicklungsprogramme und durch den weiteren Ausbau der nationalen und lokalen Kapazititen zur Ver-
hinderung von humanitdren Notlagen, zur Vorbereitung darauf sowie zu ihrer Bewiltigung, und ermutigt
ferner die nationalen Interessentrdger, die humanitiren Akteure und die Entwicklungsakteure, in dieser
Hinsicht enger zusammenzuarbeiten;

16. ermutigt das System der Vereinten Nationen, die humanitéren Organisationen und die Entwick-
lungsorganisationen, sich auch weiterhin zu bemiihen, die Vorsorge, frithzeitige Maflnahmen und die friih-
zeitige Wiederherstellung durchgéngig in ihre Programmierung einzubeziehen, erkennt an, dass weitere
Finanzmittel fiir die Vorsorge, frithzeitige Maflnahmen und die frithzeitige Wiederherstellung bereitgestellt
werden sollen, und befiirwortet in dieser Hinsicht die rasche Bereitstellung flexibler, berechenbarer und
ausreichender Ressourcen, gegebenenfalls auch aus dem Haushalt fiir humanitdre MafBnahmen und dem
Entwicklungshaushalt;

17. fordert die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen und die anderen zustdndigen Organisatio-
nen hachdricklich auf, weitere Schritte zu unternehmen, um in Notsituationen mit koordinierten MaBnah-
men auf den Nahrungsmittel- und Erndhrungsbedarf betroffener Bevolkerungsgruppen zu reagieren, und
dabei sicherzustellen, dass diese MaBinahmen die jeweiligen nationalen Strategien und Programme zur Er-
hohung der Erndhrungssicherheit unterstiitzen;

18. bekundet ihre Besorgnis iiber die Herausforderungen unter anderem in Verbindung mit dem
sicheren Zugang zu Brennstoff, Brennholz, alternativer Energie, Wasser und sanitiren Einrichtungen,
Wohnraum, Nahrungsmitteln und Gesundheitsdiensten und ihrer sicheren Nutzung in humanitéren Notla-
gen und nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Initiativen auf nationaler und internationaler Ebene, die
eine wirksame Zusammenarbeit in dieser Hinsicht fordern;

19. legt der internationalen Gemeinschaft, einschlieflich der zustédndigen Organisationen der Ver-
einten Nationen und der Internationalen Fdderation der Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften, nahe,
die Anstrengungen zu unterstiitzen, die die Mitgliedstaaten unternechmen, um ihre Kapazititen zur Vorberei-
tung auf Katastrophenfélle und zu deren Bewiltigung zu stirken, sowie gegebenenfalls die Anstrengungen
zur Stirkung der Systeme, insbesondere der Friihwarnsysteme, fiir die Ermittlung und Uberwachung von
Katastrophenrisiken, darunter Anfélligkeit und Naturgefahren, zu unterstiitzen;

20. begriBt die Zunahme der auf regionaler und nationaler Ebene eingeleiteten Initiativen zur For-
derung der Umsetzung der Leitlinien fiir die innerstaatliche Erleichterung und Regulierung der internatio-
nalen Katastrophenhilfe und ersten Wiederaufbauhilfe, ermutigt die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls die
Regionalorganisationen, weitere Schritte zur Uberpriifung und Stirkung der operativen und rechtlichen
Rahmenbedingungen fiir die internationale Katastrophenhilfe zu unternehmen und dabei nach Bedarf die
Leitlinien zu beriicksichtigen, und begriifit die jiingsten Anstrengungen der Internationalen Foderation der
Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften, des Amtes fiir die Koordinierung humanitérer Angelegenhei-
ten sowie der Interparlamentarischen Union, ein Mustergesetz zu diesem Thema zu erarbeiten;
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21. legt den Staaten nahe, ein forderliches Umfeld fiir den Aufbau der Kapazitéiten lokaler Behor-
den sowie nationaler und lokaler nichtstaatlicher Organisationen und Gemeinwesenorganisationen zu schaf-
fen, damit diese besser fiir die rasche Bereitstellung wirksamer und berechenbarer humanitérer Hilfe geriis-
tet sind, und legt den Vereinten Nationen und den humanitéren Organisationen nahe, diese Anstrengungen
zu unterstiitzen, unter anderem nach Bedarf durch den Transfer von Technologien und Sachverstand an die
Entwicklungsldnder und durch die Unterstiitzung von Programmen zum Ausbau der Koordinierungskapa-
zititen der betroffenen Staaten;

22. fordert die Mitgliedstaaten, die Vereinten Nationen und die humanitdren Organisationen auf,
Nothilfe auf eine Weise bereitzustellen, die nach Bedarf zur Wiederherstellung und zur langfristigen Ent-
wicklung beitragt, so auch indem humanitiren Instrumenten Vorrang eingerdumt wird, die die Resilienz
stirken, wie unter anderem Bargeldtransfers, der Beschaffung von Nahrungsmitteln und Dienstleistungen
vor Ort und sozialen Sicherheitsnetzen;

23. legt den Mitgliedstaaten und den zustédndigen Organisationen der Vereinten Nationen nahe,
ihre eigenen Finanzierungsmechanismen daraufhin zu tberpriifen, inwieweit eine raschere und flexiblere
Bereitstellung von Finanzmitteln fiir die Vorbereitung auf den Katastrophenfall, die Katastrophenbewdélti-
gung und den Ubergang von der Nothilfe zur Wiederherstellung moglich ist;

24. nimmt Kenntnis von den Bemiihungen der Mitgliedstaaten, des Systems der Vereinten Natio-
nen und der internationalen Gemeinschaft, die Vorbereitung auf den Katastrophenfall und lokale, nationale
und regionale Kapazititen fiir humanitdre MaBnahmen zu stirken, und fordert die Vereinten Nationen und
die einschldgigen Partner auf, ihre diesbeziigliche Unterstiitzung fortzusetzen,;

25. beflrwortet Mainahmen zur Bereitstellung von Bildungsleistungen fiir alle, insbesondere fiir
Maidchen und Jungen, in humanitiren Notlagen, um so unter anderem zu einem reibungslosen Ubergang
von der Nothilfe zur Entwicklung beizutragen;

26. legt dem Amt fiir die Koordinierung humanitérer Angelegenheiten nahe, weiterhin mit den
Mitgliedstaaten und den zustindigen Institutionen der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten, um den
Austausch aktueller, zutreffender und verlédsslicher Informationen zu erleichtern, namentlich durch allseits
verstandliche harmonisierte Daten, und so eine bessere Bedarfsermittlung zu gewihrleisten und die Vorbe-
reitung auf den Katastrophenfall und die humanitdren Malnahmen zu verbessern;

27. fordert die zustdndigen Organisationen der Vereinten Nationen auf, die Verbesserung des Pro-
zesses der konsolidierten Hilfsappelle zu unterstiitzen, unter anderem indem sie gemeinsame Bedarfsermitt-
lungen und gemeinsame humanitdre Aktionspldne und Prioritéten ausarbeiten, namentlich durch eine besse-
re Analyse der fiir Geschlechterfragen zugewiesenen Mittel, um den Prozess unter anderem durch eine ko-
ordiniertere, raschere und umfassendere Priifung des Bedarfs und der gemeinsamen humanitdren Aktions-
pléne fiir eine bestimmte Notsituation als ein Instrument der strategischen Planung und der Prioritdtenset-
zung der Vereinten Nationen weiter auszubauen, und indem sie andere zustindige humanitire Organisatio-
nen in den Prozess einbeziehen, wobei erneut zu erkléren ist, dass die konsolidierten Hilfsappelle im Be-
nehmen mit den betroffenen Staaten ausgearbeitet werden sollen;

28. ersucht die Mitgliedstaaten, die zustindigen humanitéren Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen und die anderen maf3geblichen humanitiren Akteure, dafiir zu sorgen, dass alle Aspekte der
humanitdren MaBinahmen, einschlielich der Vorbereitung auf den Katastrophenfall und der Bedarfsermitt-
lungen, den konkreten humanitiren Bediirfnissen aller Teile der betroffenen Bevolkerung Rechnung tragen,
insbesondere der Méddchen, Jungen, Frauen, dlteren Menschen und der Menschen mit Behinderungen, na-
mentlich bei der Gestaltung und Durchfiihrung der Programme zur Verringerung des Katastrophenrisikos,
der humanitdren Programme und der Wiederherstellungsprogramme und gegebenenfalls beim Wiederauf-
bau nach humanitiren Notlagen, und befiirwortet in dieser Hinsicht Bemiithungen, die systematische Be-
riicksichtigung der Geschlechterperspektive sicherzustellen, und hebt hervor, wie wichtig die volle Mitwir-
kung insbesondere von Frauen und Menschen mit Behinderungen an Entscheidungsprozessen im Zusam-
menhang mit humanitdren MaBBnahmen ist;

29. fordert die humanitdren Organisationen der Vereinten Nationen auf, gegebenenfalls im Be-
nehmen mit den Mitgliedstaaten die empirische Grundlage fiir die humanitire Hilfe zu stirken, indem sie
gemeinsame Mechanismen weiterentwickeln, um die Qualitét, die Transparenz und die Zuverldssigkeit der
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gemeinsamen Ermittlung des humanitdren Bedarfs zu verbessern und dabei weitere Fortschritte zu erzielen,
namentlich durch die verbesserte Erhebung, Analyse und Meldung von nach Geschlecht, Alter und Behin-
derung aufgeschliisselten Daten, um ihre Leistung bei der Bereitstellung von Hilfe zu bewerten und sicher-
zustellen, dass diese Organisationen die humanitéren Ressourcen mdglichst wirksam einsetzen;

30. fordert die Vereinten Nationen und ihre humanitidren Partner auf, die Rechenschaftslegung
gegeniiber den Mitgliedstaaten, einschlieBlich der betroffenen Staaten, und allen anderen Interessentrigern
zu verbessern und die humanitiren Mafinahmen weiter zu stirken, so auch indem sie die Erbringung ihrer
humanitiren Hilfe {iberwachen und evaluieren, den Erkenntnisgewinn in die Programmplanung einflieBen
lassen und sich mit den betroffenen Bevolkerungsgruppen abstimmen, damit deren Bediirfnissen angemes-
sen Rechnung getragen wird;

31. fordert die Geber auf, auf der Grundlage des ermittelten Bedarfs und in einem angemessenen
Verhéltnis dazu rechtzeitig ausreichende, berechenbare und flexible Ressourcen zur Verfiigung zu stellen,
namentlich fiir unterfinanzierte und vergessene Notlagen, frithzeitige und mehrjdhrige Mittelzusagen fiir
gebiindelte humanitire Fonds zu erwédgen und auch weiterhin vielféltige Finanzierungsquellen fiir humani-
tdre MaBinahmen zu unterstiitzen, befiirwortet Anstrengungen zur Einhaltung der Grundsitze und Guten
Praktiken fiir Geber humanitirer Hilfe?”? und zur Verbesserung der Lastenteilung unter den Gebern und
ermutigt in dieser Hinsicht den Privatsektor, die Zivilgesellschaft und andere maf3gebliche Einrichtungen,
einschligige Beitridge zu leisten, die die aus anderen Quellen stammenden Beitrdge ergéinzen;

32. fordert alle Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, auf, ihre freiwilligen Beitrdge flir hu-
manitire Notlagen zu erh6hen, und erklirt in dieser Hinsicht erneut, dass das Amt fiir die Koordinierung
humanitirer Angelegenheiten iiber ausreichende und besser berechenbare Finanzmittel verfiigen soll;

33. begruBt die wichtigen Leistungen, die der Zentrale Fonds fiir die Reaktion auf Notsituationen
erbracht hat, um fiir eine raschere und berechenbarere Reaktion auf humanitdre Notlagen zu sorgen, betont,
wie wichtig es ist, die Funktionsweise des Fonds weiter zu verbessern, und legt in dieser Hinsicht den
Fonds, Programmen und Sonderorganisationen der Vereinten Nationen nahe, erforderlichenfalls die
Grundsétze und Praktiken ihrer Partnerschaft zu tiberpriifen und zu evaluieren, um die rechtzeitige Auszah-
lung von Mitteln aus dem Fonds an die Durchfiihrungspartner sicherzustellen und so zu gewéhrleisten, dass
die Mittel so effizient, wirksam, verantwortungsvoll und transparent wie moglich eingesetzt werden;

34. fordert alle Mitgliedstaaten auf und bittet den Privatsektor und alle in Betracht kommenden
Personen und Institutionen, die Erhdhung ihrer freiwilligen Beitrédge an den Zentralen Fonds fiir die Reak-
tion auf Notsituationen zu erwigen, und betont, dass die Beitrdge zusétzlich zu den bereits eingegangenen
Verpflichtungen zugunsten humanitdrer Programme und nicht zulasten der fiir die internationale Entwick-
lungszusammenarbeit zur Verfiigung gestellten Mittel geleistet werden sollen;

35. legt den Mitgliedstaaten nahe, in Zusammenarbeit mit den zustidndigen humanitiren Organisa-
tionen der Vereinten Nationen zu gewéhrleisten, dass den grundlegenden humanitiren Bediirfnissen der
betroffenen Bevdlkerung, darunter Nahrungsmittel, Unterkunft, Gesundheitsversorgung, sauberes Wasser
und Schutz, im Rahmen der humanitdren Mallnahmen entsprochen wird, namentlich durch die rechtzeitige
Bereitstellung ausreichender Ressourcen, und zugleich sicherzustellen, dass bei ihren gemeinsamen Bemii-
hungen die humanitéren Grundsitze vollstindig eingehalten werden;

36. bekréftigt, dass alle Staaten und an einem bewaffneten Konflikt beteiligten Parteien verpflich-
tet sind, Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten im Einklang mit dem humanitéren Voélkerrecht zu schiit-
zen, und bittet die Staaten, eine Kultur des Schutzes zu fordern, unter Beriicksichtigung der besonderen
Bediirfnisse von Frauen, Kindern, dlteren Menschen und Menschen mit Behinderungen;

37. bekréftigt aulerdem, dass alle Staaten und an einem bewaffneten Konflikt beteiligten Parteien
nach dem humanitdren Volkerrecht verpflichtet sind, humanitéres Personal zu achten und zu schiitzen, ein-
schlieBlich des Sanitatspersonals und medizinischer Einrichtungen, Transporte und Tatigkeiten, die nicht

222 A/58/99-E/2003/94, Anlage II.
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angegriffen werden diirfen, und sicherzustellen, dass Verwundete und Kranke so umfassend und so schnell
wie moglich die erforderliche medizinische Pflege und Betreuung erhalten;

38. fordert die Staaten auf, vorbeugende Malinahmen und wirksame Gegenmafnahmen gegen in
bewaffneten Konflikten an der Zivilbevolkerung begangene Gewalthandlungen zu ergreifen und sicherzu-
stellen, dass die Verantwortlichen umgehend vor Gericht gestellt werden, entsprechend den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften und den volkerrechtlichen Verpflichtungen;

39. fordert alle Mitgliedstaaten nachdriicklich auf, gegen geschlechtsspezifische Gewalt in huma-
nitdren Notlagen vorzugehen und sicherzustellen, dass sie iiber angemessene Gesetze und Institutionen
verfiigen, um Akte geschlechtsspezifischer Gewalt zu verhiiten, umgehend zu untersuchen und strafrecht-
lich zu verfolgen, und fordert die Staaten, die Vereinten Nationen und alle zustdndigen humanitdren Orga-
nisationen auf, ihre Koordinierung zu verbessern, ihre Reaktionen aufeinander abzustimmen und ihre Ka-
pazititen auszubauen, mit dem Ziel, diese Gewalt zu reduzieren und sicherzustellen, dass deren Opfer und
Uberlebende schon in der Anfangsphase von NothilfemaBnahmen Unterstiitzungsdienste erhalten;

40. anerkennt die Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen®* als einen wichtigen internationalen
Rahmen fiir den Schutz von Binnenvertriebenen, legt den Mitgliedstaaten und den humanitéren Hilfsorga-
nisationen nahe, sich auch weiterhin gemeinsam und in Zusammenarbeit mit den Aufnahmegemeinschaften
um eine berechenbarere Reaktion auf die Bediirfnisse von Binnenvertriebenen zu bemithen, und ruft in
dieser Hinsicht die internationale Gemeinschaft auf, die KapazititsaufbaumaBBnahmen der Staaten auf An-
trag laufend und verstérkt zu unterstiitzen;

41. fordert alle Staaten und Parteien in komplexen humanitdren Notlagen, insbesondere bewaffne-
ten Konflikten und Postkonfliktsituationen in Landern, in denen humanitires Personal im Einsatz ist, auf, in
Ubereinstimmung mit den einschligigen Bestimmungen des Vélkerrechts und den innerstaatlichen Rechts-
vorschriften uneingeschrinkt mit den Vereinten Nationen und den anderen humanitéren Einrichtungen und
Organisationen zusammenzuarbeiten und den sicheren und ungehinderten Zugang des humanitéren Perso-
nals sowie von Hilfsgiitern und Ausriistung zu gewihrleisten, damit das Personal seine Aufgabe der Unter-
stiitzung der betroffenen Zivilbevolkerung, namentlich der Fliichtlinge und Binnenvertriebenen, wirksam
wahrnehmen kann;

42. begrifBt die Fortschritte bei der weiteren Stirkung des Sicherheitsmanagementsystems der Ver-
einten Nationen und unterstiitzt den vom Generalsekretér verfolgten Ansatz, die Bemiihungen dieses Sys-
tems darauf auszurichten, das System der Vereinten Nationen durch ein wirksames Management der Risi-
ken, denen das Personal namentlich bei der Erbringung humanitérer Hilfe ausgesetzt ist, zur Durchfithrung
seiner Mandate, Programme und Aktivititen zu beféhigen;

43, legt den Vereinten Nationen und den sonstigen mafigeblichen humanitiren Akteuren nahe, den
Aufbau von guten Beziehungen und Vertrauen zu nationalen Regierungen und Kommunalverwaltungen in
ihre Risikomanagementstrategie aufzunehmen und die Akzeptanz durch lokale Gemeinschaften und alle
malBgeblichen Akteure zu fordern, um eine Bereitstellung humanitéirer Hilfe im Einklang mit den humanité-
ren Grundsitzen zu ermoglichen;

44. ersucht den Generalsekretir, Uiber die Mafinahmen Bericht zu erstatten, die den Vereinten Na-
tionen den weiteren Ausbau ihrer Féhigkeiten ermdglichen, Personal rasch und flexibel zu rekrutieren und
einzusetzen, Nothilfegiiter und -dienste zligig, kosteneffizient und gegebenenfalls vor Ort zu beschaffen
und Mittel schnell auszuzahlen, um die Regierungen und die Landesteams der Vereinten Nationen bei der
Koordinierung der internationalen humanitdren Hilfe zu unterstiitzen;

45. begrifBt die Initiative des Generalsekretérs, 2016 in Istanbul (Tiirkei) den ersten Weltgipfel fiir
humanitire Hilfe abzuhalten, auf dem Wissen und bewéhrte Verfahren im humanitiren Bereich ausge-
tauscht werden sollen, um die Koordinierung, die Leistungsfahigkeit und die Wirksamkeit humanitirer
MafBnahmen zu verbessern, und ersucht das Amt fiir die Koordinierung humanitiarer Angelegenheiten, einen
alle Seiten einschlieBenden, konsultativen und transparenten Vorbereitungsprozess zu gewéhrleisten;

3 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/e-cnd-1998-53-add.2.pdf.
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46. legt den Mitgliedstaaten nahe, bei den Erorterungen iiber die Post-2015-Entwicklungsagenda
die Verringerung des Katastrophenrisikos, namentlich die Stirkung der Resilienz und der nationalen und
lokalen Vorsorge- und Reaktionskapazititen, angemessen zu berticksichtigen;

47. ersucht den Generalsekretér, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
auf dem Weg iiber die Arbeitstagung 2014 des Wirtschafts- und Sozialrats {iber die Fortschritte im Hinblick
auf eine stirkere Koordinierung der humanitiren Nothilfe der Vereinten Nationen Bericht zu erstatten und
der Versammlung einen detaillierten Bericht {iber den Einsatz des Zentralen Fonds fiir die Reaktion auf
Notsituationen vorzulegen.

RESOLUTION 68/103

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 13. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.27 und Add.1, eingebracht von: Australien, Danemark, Deutschland, Fidschi (im Namen der
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas), Finnland, Island, Isra-
el, Italien, Japan, Mexiko, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Russische Fdderation, Schweden, Serbien, Slo-
wenien, Spanien, Turkei.

68/103. Internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der humanitaren Hilfe bei
Naturkatastrophen, von der Nothilfe zur Entwicklung

Die Generalversammlung,

in Bekraftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezember 1991, deren Anlage die Leitlinien fiir
die stirkere Koordinierung der humanitiren Nothilfe des Systems der Vereinten Nationen enthilt, sowie
aller ihrer Resolutionen iiber die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet der humanitiren Hilfe bei
Naturkatastrophen, von der Nothilfe zur Entwicklung, und unter Hinweis auf die Resolutionen der humani-
taren Angelegenheiten gewidmeten Tagungsteile der Arbeitstagungen des Wirtschafts- und Sozialrats,

sowie erneut erklérend, dass bei der Gewéhrung humanitérer Hilfe die Grundsétze der Menschlich-
keit, der Neutralitdt, der Unparteilichkeit und der Unabhingigkeit gelten,

ferner in Bekréaftigung der Erklirung von Hyogo™*, des Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015:
Stirkung der Widerstandskraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen® sowie der gemein-
samen Erkldrung der Sondertagung iiber die Katastrophe im Indischen Ozean: Risikominderung fiir eine
sicherere Zukunft*®, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in Kobe (Hyogo, Japan) abgehaltenen Welt-
konferenz fiir Katastrophenvorsorge verabschiedet wurden, und eingedenk dessen, dass die Umsetzung des
Hyogo-Rahmenaktionsplans 2015 ausléuft,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Ergebnissen der Halbzeitiiberpriifung des Hyogo-
Rahmenaktionsplans, Kenntnis nehmend von den Ergebnissen der vom 19. bis 23. Mai 2013 in Genf abge-
haltenen vierten Tagung der Weltweiten Plattform zur Verringerung des Katastrophenrisikos und anerken-
nend, dass diese Plattform auf globaler Ebene das Hauptforum fiir die Koordinierung der strategischen Be-
ratung und den Aufbau von Partnerschaften fiir die Verringerung des Katastrophenrisikos ist,

in Anbetracht dessen, dass die Dritte Weltkonferenz {iber die Verringerung des Katastrophenrisikos
vom 14. bis 18. Mérz 2015 in Sendai (Japan) stattfinden wird, mit dem Auftrag, die Umsetzung des Hyogo-
Rahmenaktionsplans zu iiberpriifen und einen Rahmen fiir die Verringerung des Katastrophenrisikos nach
2015 zu verabschieden,

unter Betonung des grundlegend zivilen Charakters der humanitéren Hilfe,

sowie betonend, dass der betroffene Staat die Hauptverantwortung fiir die Einleitung, die Organisa-
tion, die Koordinierung und die Durchfithrung humanitdrer HilfsmaBnahmen in seinem Hoheitsgebiet so-

224 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
25 Ebd., Resolution 2.
26 A/CONF.206/6 und Corr.1, Anhang I1.
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wie fiir die Erleichterung der Arbeit der humanitdren Organisationen bei der Begrenzung der Folgen von
Naturkatastrophen tragt,

ferner betonend, dass die Staaten jeweils die Hauptverantwortung dafiir tragen, Anstrengungen zur
Verringerung des Katastrophenrisikos, namentlich durch die Umsetzung und Weiterverfolgung des Hyogo-
Rahmenaktionsplans, sowie zur Katastrophenbewiltigung und frithzeitigen Wiederherstellung zu unter-
nehmen, um die Auswirkungen von Naturkatastrophen mdglichst gering zu halten, und gleichzeitig aner-
kennend, wie wichtig die internationale Zusammenarbeit ist, um die betroffenen Lénder, deren diesbeziigli-
che Kapazititen moglicherweise beschrinkt sind, bei ihren Anstrengungen zu unterstiitzen,

mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis iiber die wachsenden Herausforderungen, die sich ange-
sichts der Auswirkungen globaler Probleme, namentlich der Konsequenzen des Klimawandels, der anhal-
tenden nachteiligen Auswirkungen der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise, der nachteiligen Auswir-
kungen der schwankenden Nahrungsmittelpreise auf die Erndhrungssicherheit und die Erndhrung sowie
anderer wesentlicher Faktoren, die die Verwundbarkeit von Bevolkerungsgruppen und die Gefahrdung
durch Naturgefahren und die Auswirkungen von Naturkatastrophen verschérfen, fiir die Mitgliedstaaten
und die Kapazititen der Vereinten Nationen im humanitéren Bereich zur Bewaltigung der Folgen von Na-
turkatastrophen ergeben,

sowie mit dem Ausdruck ihrer tiefen Besorgnis dariiber, dass arme ldndliche und stddtische Ge-
meinwesen in den Entwicklungsldndern am stdrksten von den Auswirkungen des erhohten Katastrophenri-
sikos betroffen sind,

Kenntnis nehmend von den Auswirkungen der rasanten Verstddterung im Fall von Naturkatastro-
phen und in der Erkenntnis, dass die Stiddte, um auf Katastrophenfille vorbereitet zu sein und sie zu bewél-
tigen, geeignete Strategien zur Verringerung des Katastrophenrisikos, einschlielich bei der Stadtplanung,
Strategien fiir die frithzeitige Wiederherstellung, die von der ersten Phase der Hilfseinsétze an umgesetzt
werden, sowie Strategien fiir die Milderung, die Rehabilitation und die nachhaltige Entwicklung benétigen,

feststellend, dass bei den meisten Katastrophen die 6rtlichen Gemeinwesen als erste reagieren miis-
sen, die entscheidende Rolle unterstreichend, die den in den Landern vorhandenen Kapazititen bei der Ver-
ringerung des Katastrophenrisikos, einschlieflich der Vorbereitung auf Katastrophenfille, sowie bei der
Katastrophenbewiltigung und der Wiederherstellung zukommt, und anerkennend, dass die Mitgliedstaaten
bei ihren Anstrengungen zum Auf- und Ausbau der nationalen und lokalen Kapazititen, die fiir eine verbes-
serte Bereitstellung humanitérer Hilfe insgesamt wesentlich sind, unterstiitzt werden miissen,

in Anbetracht der hohen Zahl der von Naturkatastrophen betroffenen Personen, zu denen in dieser
Hinsicht auch Binnenvertriebene gehoren, und der Notwendigkeit, den humanitéren Bediirfnissen und den
Entwicklungsbediirfnissen Rechnung zu tragen, die sich aus den durch Naturkatastrophen verursachten
Binnenvertreibungen in der ganzen Welt ergeben, und allen maf3geblichen Akteuren nahelegend, die An-
wendung der Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen®’ zu erwégen, wenn sie sich mit Situationen der
Binnenvertreibung befassen,

bekréaftigend, wie wichtig die internationale Zusammenarbeit ist, um die betroffenen Staaten beim
Umgang mit Naturkatastrophen in allen Phasen, insbesondere bei der Vorbereitung auf Katastrophenfille,
der Katastrophenbewiltigung und in der Frithphase der Wiederherstellung, zu unterstiitzen, und wie wichtig
der Ausbau der Kapazitéiten der betroffenen Lander zur Katastrophenbewaltigung ist,

in Anerkennung der Fortschritte der Plattform der Vereinten Nationen fiir raumfahrtgestiitzte Infor-
mationen fiir Katastrophenmanagement und Notfallmafnahmen (UN-SPIDER) bei ihrer Mission, den Mit-
gliedstaaten nahelegend, auf freiwilliger Basis jede erforderliche Unterstiitzung, einschlieflich finanzieller
Art, fir UN-SPIDER bereitzustellen, damit die Plattform ihren Arbeitsplan fiir 2014-2015 durchfiihren
kann, und erneut erklérend, wie wichtig es ist, die internationale Koordinierung und Zusammenarbeit im
Bereich des Katastrophenmanagements und der Notfallmainahmen weltweit zu verbessern, indem allen
Landern erméglicht wird, verstirkt auf weltraumgestiitzte Dienste zuzugreifen und sie zu nutzen, und in-

227 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/wiso/e-cnd-1998-53-add.2.pdf.
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dem der Kapazititsaufbau und die institutionelle Stirkung im Bereich des Katastrophenmanagements, ins-
besondere in den Entwicklungslidndern, gefordert werden,

Kenntnis nehmend von den Fortschritten bei der Schaffung des Globalen Rahmenwerks fiir Klima-
dienstleistungen, das auf wissenschaftlicher Grundlage beruhende Klimainformationen und -prognosen fiir
das Management von Klimarisiken und die Anpassung an Klimavariabilitdt und -wandel entwickeln und
bereitstellen soll, und der Aufnahme seiner Tatigkeit mit Interesse entgegensehend,

unter BegriiRung der wichtigen Rolle der Mitgliedstaaten, einschlieBlich Entwicklungsldndern, die
den von Naturkatastrophen heimgesuchten Landern und Volkern anhaltend und groBziigig die notwendige
Hilfe gewéhrt haben,

in Anerkennung der bedeutenden Rolle, die die nationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-
Gesellschaften als Teil der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung auf den Gebieten vorbe-
reitende Mallnahmen und Risikominderung, Katastrophenbewiltigung, Rehabilitation und Entwicklung
iibernehmen,

betonend, dass in enger Zusammenarbeit aller ma3geblichen Akteure und Sektoren das Problem der
Verwundbarkeit angegangen und die Risikominderung, einschlieBlich vorbereitender Mafinahmen, in alle
Phasen des Managements von Naturkatastrophen, des Wiederaufbaus nach einer Naturkatastrophe und der
Entwicklungsplanung einbezogen werden muss,

bekréaftigend, dass die Stirkung der Resilienz zur Widerstands- und Anpassungsfahigkeit gegeniiber
Katastrophen und zu ihrer raschen Uberwindung beitrigt,

in Anbetracht dessen, dass die Bemiithungen um die Herbeifiihrung wirtschaftlichen Wachstums und
einer nachhaltigen Entwicklung und um die Erreichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschlieBlich der Millenniums-Entwicklungsziele, durch Naturkatastrophen beeintrichtigt werden kdnnen,
sowie im Hinblick auf den positiven Beitrag, den diese Bemiithungen zur Stirkung der Widerstandsfahigkeit
der Bevolkerung gegeniiber solchen Katastrophen leisten konnen,

sowie in der Erkenntnis dessen, dass eine klare Verbindung zwischen NotfallmaBnahmen, Rehabili-
tation und Entwicklung besteht, und bekraftigend, dass Nothilfe auf eine dem kurz- und mittelfristigen
Wiederaufbau und der langfristigen Entwicklung forderliche Weise gewéhrt werden muss, um einen rei-
bungslosen Ubergang von der Nothilfe zur Rehabilitation und zur Entwicklung sicherzustellen, und dass
bestimmte Notmalinahmen als Schritt auf dem Weg zu nachhaltiger Entwicklung angesehen werden sollten,

in diesem Zusammenhang betonend, wie wichtig die Rolle der Entwicklungsorganisationen und
anderer maligeblicher Interessentréger ist, wenn es darum geht, die nationalen Anstrengungen zur Begren-
zung der Folgen von Naturkatastrophen zu unterstiitzen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretéirs?*%;

2. bringt ihre tiefe Besorgnis zum Ausdruck iiber die zunehmenden Folgen von Naturkatastro-
phen, durch die es weltweit zu massiven Verlusten an Menschenleben und Sachwerten kommt, insbesonde-
re in verwundbaren Gesellschaften, die nicht iiber ausreichende Kapazititen zur wirksamen Milderung der
negativen sozialen, wirtschaftlichen und 6kologischen Langzeitfolgen von Naturkatastrophen verfiigen;

3. fordert die Mitgliedstaaten, das System der Vereinten Nationen und die anderen mafigeblichen
Akteure im humanitiren und im Entwicklungsbereich auf, die vollstindige Umsetzung der Erklirung von
Hyogo™* und des Hyogo-Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stirkung der Widerstandskraft von Nationen
und Gemeinwesen gegen Katastrophen® zu beschleunigen, insbesondere die Verpflichtungen zur Gewih-
rung von Hilfe fiir katastrophengefdhrdete Entwicklungslénder und von Katastrophen heimgesuchte Staa-
ten, die sich in der Ubergangsphase zu einer nachhaltigen physischen, sozialen und wirtschaftlichen Erho-
lung befinden, zugunsten von Risikominderungsaktivititen bei der Katastrophennachsorge und von Rehabi-
litationsprozessen;
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4. betont, dass vorbereitende MaBnahmen fiir Katastrophen auf allen Ebenen gefordert und ge-
starkt werden miissen, insbesondere in gefdhrdeten Gebieten, und ermutigt die Mitgliedstaaten, das System
der Vereinten Nationen und die anderen maf3geblichen Akteure im humanitéren und im Entwicklungsbe-
reich, die Finanzierung und Zusammenarbeit zugunsten der Mafinahmen zur Verringerung des Katastro-
phenrisikos, einschlieBlich der Vorbereitung auf Katastrophenfille, zu steigern;

5. legt den Mitgliedstaaten nahe, im Rahmen eines harmonisierten, flexiblen und komplementa-
ren Ansatzes, der die Optionen und das Potenzial der Finanzierung von humanitéren Maflnahmen und Ent-
wicklungsmafinahmen voll ausschopft und ihre Koordinierung unterstiitzt, zweckgebundene finanzielle
Beitrdge fiir Maflnahmen zur Vorbereitung auf Katastrophenfille, zur Katastrophenbewiltigung und zur
Wiederherstellung zu leisten;

6. fordert alle Staaten auf, erforderlichenfalls die notwendigen gesetzgeberischen und sonstigen
geeigneten Mallnahmen zur Milderung der Auswirkungen von Naturkatastrophen zu ergreifen beziehungs-
weise weiterhin wirksam durchzufiihren und Strategien zur Verringerung des Katastrophenrisikos zu einem
Teil ihrer Entwicklungsplanung zu machen sowie die Geschlechterperspektive in die Politik, die Planung
und die Finanzierung einzubezichen, und ersucht die internationale Gemeinschaft in dieser Hinsicht, den
Entwicklungs- sowie den Transformationsldandern erforderlichenfalls auch kiinftig behilflich zu sein;

7. st sich dessen bewusst, dass der Klimawandel neben anderen Faktoren zur Umweltzerstorung
und zur Zunahme der Schwere und Haufigkeit extremer Klima- und Wetterereignisse beitrégt, was das Ri-
siko von Naturkatastrophen erhoht, und ermutigt in dieser Hinsicht die Mitgliedstaaten sowie die zustindi-
gen internationalen, regionalen und subregionalen Organisationen, im Einklang mit ihrem jeweiligen Man-
dat die Anpassung an die nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels zu unterstiitzen und die Systeme
zur Verringerung des Katastrophenrisikos und zur Frithwarnung zu stirken, um die humanitiren Folgen von
Naturkatastrophen moglichst gering zu halten, unter anderem durch die Bereitstellung von Technologie und
von Unterstiitzung fiir den Kapazititsaufbau in den Entwicklungslédndern;

8. begruft die wachsende Zahl der auf regionaler und nationaler Ebene eingeleiteten Initiativen
zur Forderung der Umsetzung der Leitlinien fiir die innerstaatliche Erleichterung und Regulierung der in-
ternationalen Katastrophenhilfe und ersten Wiederaufbauhilfe, ermutigt die Mitgliedstaaten und gegebenen-
falls die Regionalorganisationen, weitere Schritte zur Uberpriifung und Stirkung der operativen und recht-
lichen Rahmenbedingungen fiir die internationale Katastrophenhilfe zu unternehmen und die Leitlinien
dabei nach Bedarf zu beriicksichtigen, und begriif3it die jiingsten Anstrengungen der Internationalen Fodera-
tion der Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften, des Sekretariats-Amtes fiir die Koordinierung huma-
nitdrer Angelegenheiten und der Interparlamentarischen Union, ein Mustergesetz zu diesem Thema auszu-
arbeiten;

9.  begruBt auBerdem die wirksame Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Staaten, den zu-
staindigen Organen des Systems der Vereinten Nationen, den Geberlédndern, den regionalen und internatio-
nalen Finanzinstitutionen, anderen zustdndigen Organisationen, wie der Internationalen Rotkreuz- und Rot-
halbmond-Bewegung, und der Zivilgesellschaft bei der Koordinierung und Bereitstellung von Soforthilfe
und unterstreicht, dass diese Zusammenarbeit und Hilfe im gesamten Verlauf der Hilfseinsétze und der mit-
tel- und langfristigen Rehabilitations- und Wiederaufbaumafinahmen so fortgesetzt werden miissen, dass
die Anfalligkeit fiir kiinftige Naturgefahren gemindert wird;

10. bekundet erneut ihre Entschlossenheit, mit Vorrang die Anstrengungen zu unterstiitzen, welche
die Lénder, insbesondere die Entwicklungslédnder, unternehmen, um ihre Kapazititen zur Verringerung des
Katastrophenrisikos, zur Vorbereitung auf Naturkatastrophen, zur raschen Reaktion und zur Begrenzung der
Folgen auf allen Ebenen auszubauen;

11. fordert die Mitgliedstaaten nachdricklich auf, im Einklang mit dem Hyogo-Rahmenaktions-
plan Frithwarnsysteme sowie Mallnahmen zur Vorbereitung auf Katastrophenfille und zur Risikominde-
rung auf allen Ebenen zu erarbeiten, zu aktualisieren und zu stirken, unter Beriicksichtigung ihrer eigenen
Gegebenheiten und Kapazititen und gegebenenfalls in Abstimmung mit den relevanten Akteuren, und er-
mutigt die internationale Gemeinschaft und die zustdndigen Institutionen der Vereinten Nationen, die dies-
beziiglichen nationalen Anstrengungen auch weiterhin zu unterstiitzen;
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12. fordert die Mitgliedstaaten aulerdem nachdriicklich auf, ihre Reaktion auf Friihwarninforma-
tionen zu verbessern, um sicherzustellen, dass der Friithwarnung rasche Mainahmen folgen, und legt allen
Akteuren nahe, die diesbeziiglichen Anstrengungen der Mitgliedstaaten zu unterstiitzen;

13. ermutigt die Mitgliedstaaten, die Ausarbeitung ihrer nationalen Plattformen fiir Katastrophen-
vorsorge und deren Vorlage an das Sekretariat der Internationalen Strategie zur Katastrophenvorsorge im
Einklang mit dem Hyogo-Rahmenaktionsplan zu erwégen, und ermutigt die Staaten aulerdem, zusammen-
zuarbeiten, um dieses Ziel zu erreichen;

14. erkennt an, wie wichtig es ist, bei der Vorbereitung auf Katastrophenfille ein Mehrfachrisiko-
konzept zu verfolgen, und ermutigt die Mitgliedstaaten, unter Beriicksichtigung ihrer besonderen Gegeben-
heiten, sowie das System der Vereinten Nationen, bei ihren Bereitschaftsmafinahmen weiter einen solchen
Ansatz zu verfolgen und dabei auch den von Industrie- und Technologieunfillen ausgehenden sekundiren
Umweltgefahren gebiihrende Beachtung zu schenken;

15. betont, dass im Hinblick auf die weitere Erhohung der Wirksamkeit der humanitiren Hilfe
besondere Anstrengungen im Bereich der internationalen Zusammenarbeit unternommen werden sollen, um
die Nutzung der nationalen und lokalen sowie bei Bedarf der regionalen und subregionalen Kapazititen zur
Vorbereitung auf Katastrophenfille und zu deren Bewiltigung, die in gréferer Nahe zum Katastrophenort
sowie effizienter und zu geringeren Kosten zur Verfligung gestellt werden konnen, weiter zu verstdrken und
auszubauen;

16. betont in diesem Zusammenhang auf3erdem, wie wichtig es ist, dass die internationale Zusam-
menarbeit bei der raschen Bereitstellung humanitérer Hilfe in allen Phasen einer Katastrophe, von der Not-
hilfe und Wiederherstellung bis zur Entwicklung, verstirkt wird, insbesondere durch den wirksamen Ein-
satz multilateraler Mechanismen sowie durch die Bereitstellung angemessener Ressourcen;

17. legt allen maBgeblichen Interessentridgern, einschlieBlich der Mitgliedstaaten, nahe, geeignete
MaBnahmen zu ergreifen, um die Sendung nicht angeforderter, nicht benétigter oder ungeeigneter Hilfsgii-
ter im Rahmen der Reaktion auf Katastrophen zu reduzieren und ihr entgegenzuwirken;

18. ermutigt alle Mitgliedstaaten, den Transit der im Rahmen internationaler Bemiihungen er-
brachten humanitiren Nothilfe und Entwicklungshilfe moglichst zu erleichtern, einschlielich wéhrend der
Ubergangsphase von der Nothilfe zur Entwicklung, im vollen Einklang mit den Bestimmungen der Resolu-
tion 46/182 und ihrer Anlage und unter voller Achtung der humanitiren Grundsdtze der Menschlichkeit, der
Neutralitdt, der Unparteilichkeit und der Unabhéngigkeit und ihrer Verpflichtungen nach dem Vélkerrecht,
einschlieBlich des humanitiren Volkerrechts;

19. legt den Mitgliedstaaten nahe, gegebenenfalls Zollmainahmen einzufithren, um die Wirksam-
keit der Reaktion auf Naturkatastrophen zu erhohen;

20. bekréaftigt die fiihrende Rolle, die dem Amt fiir die Koordinierung humanitérer Angelegenhei-
ten als Koordinierungsstelle innerhalb des gesamten Systems der Vereinten Nationen fiir die Férderung und
Koordinierung der humanitéren Hilfstatigkeit der humanitdren Organisationen der Vereinten Nationen und
anderer humanitérer Partner zukommt;

21. begriRt den wichtigen Beitrag, den das Katastrophenabschatzungs- und Koordinierungssystem
der Vereinten Nationen zur Wirksamkeit der humanitdren Hilfe leistet, indem es die Mitgliedstaaten, auf
deren Antrag, sowie das System der Vereinten Nationen bei der Vorbereitung auf Katastrophenfélle und bei
humanitdren MalBnahmen unterstiitzt, und befiirwortet die fortgesetzte Einbezichung von Sachverstindigen
aus katastrophengefdahrdeten Entwicklungslédndern in diesen Mechanismus;

22. begruft auBerdem den wichtigen Beitrag der Internationalen Beratungsgruppe fiir Such- und
Rettungsdienste zur Wirksamkeit der internationalen Hilfe fiir Such- und Rettungsmafinahmen in Stédten
und legt den Mitgliedstaaten nahe, die Beratungsgruppe weiter zu unterstiitzen, im Einklang mit Resolution
57/150 der Generalversammlung vom 16. Dezember 2002;

23. legt den Mitgliedstaaten, dem System der Vereinten Nationen und den anderen humanitiren
Akteuren eindringlich nahe, bei der Entwicklung und Umsetzung von Strategien fiir die Verringerung des
Katastrophenrisikos, die Katastrophenvorbeugung, die Katastrophenmilderung, die Vorbereitung auf Kata-
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strophenfille, die humanitére Hilfe und die friihzeitige Wiederherstellung die spezifischen und differenzier-
ten Folgen von Naturkatastrophen in landlichen wie in stddtischen Gebieten zu beriicksichtigen und dabei
den Schwerpunkt insbesondere auf die Deckung der Bediirfnisse der Menschen zu legen, die in armen, ka-
tastrophengefahrdeten ldndlichen und stadtischen Gebieten leben;

24. begruBt die Anstrengungen des Amtes flir die Koordinierung humanitirer Angelegenheiten,
Partnerschaften mit Regionalorganisationen und dem Privatsektor aufzubauen, und legt den Mitgliedstaaten
und dem System der Vereinten Nationen nahe, die auf globaler, regionaler, nationaler und lokaler Ebene
bestehenden Partnerschaften zur Unterstiitzung der nationalen Anstrengungen im Naturkatastrophenfall
weiter zu stirken, um bei der Bereitstellung humanitirer Hilfe fiir notleidende Menschen wirksam zu ko-
operieren und sicherzustellen, dass bei ihren gemeinschaftlichen Anstrengungen die Grundsitze der
Menschlichkeit, der Neutralitit, der Unparteilichkeit und der Unabhéngigkeit eingehalten werden;

25. erkennt an, dass Informations- und Telekommunikationstechnologien eine wichtige Rolle bei
der Katastrophenbewiltigung spielen kdnnen, ermutigt die Mitgliedstaaten, Telekommunikationskapazité-
ten fiir die Reaktion auf Notfille aufzubauen, ermutigt die internationale Gemeinschaft, die Anstrengungen
der Entwicklungslénder auf diesem Gebiet bei Bedarf zu unterstiitzen, einschlieBlich in der Wiederherstel-
lungsphase, und legt den Mitgliedstaaten in dieser Hinsicht nahe, zu erwigen, dem Ubereinkommen von
Tampere tiber die Bereitstellung von Telekommunikationsmitteln fiir Katastrophenschutz und Katastro-
phenhilfseinsitze® beizutreten oder es zu ratifizieren, sofern sie es nicht bereits getan haben;

26. beflirwortet, soweit angebracht, den weiteren Einsatz von weltraum- und bodengestiitzten
Fernerkundungstechniken, einschlieBlich der im Rahmen der Plattform der Vereinten Nationen fiir raum-
fahrtgestiitzte Informationen fiir Katastrophenmanagement und NotfallmafSinahmen (UN-SPIDER) bereit-
gestellten Techniken, sowie den Austausch geografischer Daten fiir die Vorbeugung, die Begrenzung und
das Management von Naturkatastrophen und bittet die Mitgliedstaaten, auch weiterhin ihre Unterstiitzung
zu gewéhren, damit die Vereinten Nationen ihre Kapazititen auf dem Gebiet satellitengestiitzter geografi-
scher Informationen fiir die Friihwarnung, die Vorbereitung auf Katastrophenfille, die Katastrophenbewil-
tigung und die frithzeitige Wiederherstellung konsolidieren kdnnen;

27. st sich dessen bewusst, dass neue Technologien, wenn sie koordiniert eingesetzt werden und
auf humanitdren Grundsitzen beruhen, das Potenzial haben, die Wirksamkeit der humanitiaren Maflnahmen
zu erhdhen und die damit verbundene Rechenschaftslegung zu verbessern, und legt den Mitgliedstaaten,
den Vereinten Nationen und ihren humanitiren Partnern nahe, unter anderem ein Zusammenwirken mit
Freiwilligen und der Fachwelt zu erwégen, um bei Notfdllen und MaBinahmen zur Senkung des Katastro-
phenrisikos die verfiigbare Vielfalt an Daten und Informationen zu nutzen;

28. ermutigt die Mitgliedstaaten, die zustidndigen Organisationen der Vereinten Nationen und die
internationalen Finanzinstitutionen, die globalen Kapazititen fiir eine nachhaltige Katastrophennachsorge
in Bereichen wie der Koordinierung mit traditionellen und nichttraditionellen Partnern, der Ermittlung und
Verbreitung der gewonnenen Erfahrungen, der Entwicklung gemeinsamer Instrumente und Mechanismen
zur Ermittlung des Nachsorgebedarfs, der Strategie- und Programmentwicklung und der Einbeziehung der
Risikominderung in alle Nachsorgeprozesse auszubauen, und begriilt die derzeit zu diesem Zweck unter-
nommenen Bemithungen;

29. ermutigt die Mitgliedstaaten und das System der Vereinten Nationen, nationale Initiativen zu
unterstiitzen, die den unterschiedlichen Auswirkungen von Naturkatastrophen auf die betroffene Bevolke-
rung Rechnung tragen, einschlieBlich durch die Erhebung und Analyse von unter anderem nach Geschlecht,
Alter und Behinderung aufgeschliisselten Daten, auch unter Verwendung vorhandener, von den Staaten
vorgelegter Angaben, und durch die Entwicklung von Instrumenten, Methoden und Verfahren, die zu einer
zeitndheren und niitzlicheren ersten Bedarfsermittlung fithren, aus der sich eine gezieltere und wirksamere
Hilfe ergibt;

30. fordert die humanitédren Organisationen der Vereinten Nationen auf, gegebenenfalls im Be-
nehmen mit den Mitgliedstaaten die empirische Grundlage fiir eine wirksame humanitidre Hilfe zu stirken,
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indem sie gemeinsame Mechanismen weiterentwickeln, um die Qualitdt, die Transparenz und die Zuverlds-
sigkeit der gemeinsamen humanitiren Bedarfsermittlung zu verbessern und dabei weitere Fortschritte zu
erzielen, ihre Leistung bei der Erbringung von Hilfe zu bewerten und sicherzustellen, dass diese Organisa-
tionen die humanitdren Ressourcen moglichst wirksam einsetzen;

31. legt den Mitgliedstaaten nahe, Schritte zu unternehmen, um die Erhebung und Analyse von
Daten aufzubauen oder zu verbessern und den Informationsaustausch mit den humanitdren Organisationen
der Vereinten Nationen zu erleichtern und so die Mafinahmen zur Vorbereitung auf Katastrophenfille zu
unterstiitzen und die Wirksamkeit bedarfsorientierter humanitirer Malnahmen zu verbessern, und legt dem
System der Vereinten Nationen, soweit angezeigt, sowie den anderen mafBigeblichen Akteuren nahe, den
Entwicklungslandern auch weiterhin bei ihren Anstrengungen zum Aufbau lokaler und nationaler Kapazité-
ten fiir die Datenerhebung und -analyse behilflich zu sein;

32. legt den Mitgliedstaaten, den Regionalorganisationen, den Vereinten Nationen und den huma-
nitdren und Entwicklungsorganisationen nahe, die Ermittlung, Kartierung und Analyse von Risiken und
Gefahrdungen, namentlich die lokalen Auswirkungen von Faktoren, die das Katastrophenrisiko in der Zu-
kunft erhdhen werden, sowie die Ausarbeitung und Durchfithrung geeigneter Strategien und Programme zu
ihrer Bewiltigung weiterhin zu verbessern, und legt in dieser Hinsicht allen mafigeblichen Interessentré-
gern nahe, die Regierungen gegebenenfalls durch den Austausch von Fachwissen und Instrumenten und die
Bereitstellung der notwendigen Ressourcen beim Kapazititsaufbau zu unterstiitzen, auch auf regionaler und
lokaler Ebene, um sicherzustellen, dass im Einklang mit den nationalen Priorititen fiir das Management
von Katastrophenrisiken wirksame Pline und Kapazititen fiir das Katastrophenmanagement vorhanden
sind;

33. betont, wie wichtig die volle und gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an Entscheidungspro-
zessen und die durchgéngige Beriicksichtigung der Geschlechterperspektive bei der Ausarbeitung und Um-
setzung von Strategien fiir die Verringerung des Katastrophenrisikos, die Vorbereitung auf Katastrophenfil-
le, die Katastrophenbewiltigung und die Wiederherstellung nach Katastrophen sind, und ersucht den Gene-
ralsekretdr in dieser Hinsicht, auch weiterhin dafiir zu sorgen, dass die Geschlechterperspektive bei allen
Aspekten humanitirer MaBinahmen und Tatigkeiten durchgéngiger beriicksichtigt wird;

34. legt den Regierungen, den lokalen Behorden, dem System der Vereinten Nationen und den
Regionalorganisationen nahe und bittet die Geber und andere Hilfe leistende Lénder, den Gefdhrdungen
und Kapazitdten von Frauen und Méadchen durch eine geschlechtersensible Programmplanung Rechnung zu
tragen, namentlich durch Mittel zur Bekdmpfung sexueller und geschlechtsspezifischer Gewalt und der
vielfaltigen Formen der Ausbeutung nach Katastrophen sowie durch die Zuweisung von Mitteln im Rah-
men ihrer Anstrengungen zur Verringerung des Katastrophenrisikos, zur Katastrophenbewéltigung und zur
Wiederherstellung nach Katastrophen in Abstimmung mit den Regierungen der betroffenen Lénder;

35. ermutigt die Mitgliedstaaten und die zustindigen regionalen und internationalen Organisatio-
nen, bewahrte Verfahren fiir die Verbesserung der Vorbereitung auf Katastrophenfille, der Katastrophenbe-
wiltigung und der frithzeitigen Wiederherstellung zu ermitteln und diese stirker zu verbreiten sowie gege-
benenfalls erfolgreiche 6rtliche Initiativen auszuweiten;

36. ersucht die humanitiren Organisationen und Entwicklungsorganisationen der Vereinten Natio-
nen, ihre Koordinierung der Katastrophennachsorgemafinahmen von der Nothilfe zur Entwicklung zu ver-
bessern, unter anderem indem sie die institutionellen Maflnahmen sowie die Mafinahmen der Koordinie-
rung und strategischen Planung im Bereich des Katastrophenschutzes, der Stirkung der Resilienz und der
Katastrophennachsorge zur Unterstiitzung der nationalen Behdrden verstdrken und sicherstellen, dass die
im Entwicklungsbereich téitigen Akteure frithzeitig an der strategischen Planung beteiligt sind;

37. legt den Vereinten Nationen und den humanitéren Organisationen und Entwicklungsorganisa-
tionen nahe, die staatlichen Stellen und die Gemeinschaften auf nationaler, subnationaler und kommunaler
Ebene in ihrer Aufgabe zu unterstiitzen, langfristige Strategien und mehrjdhrige operative Pline fiir die Ka-
tastrophenvorsorge auszuarbeiten, die in Strategien zur Verringerung des Katastrophenrisikos und zur Stér-
kung der Resilienz eingebettet sind, im Einklang mit dem Hyogo-Rahmenaktionsplan;
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38. fordert das System der Vereinten Nationen und die anderen humanitéren Akteure auf, die Instru-
mente und Dienste zur Unterstiitzung einer starkeren Verringerung des Katastrophenrisikos, insbesondere zur
Vorbereitung auf den Katastrophenfall, sowie der friihzeitigen Wiederherstellung besser zu verbreiten;

39. fordert die zustdndigen humanitiren Organisationen und Entwicklungsorganisationen der Ver-
einten Nationen auf, in Absprache mit den Mitgliedstaaten die Instrumente und Mechanismen zu stirken,
mit denen sichergestellt werden soll, dass die Bediirfnisse in der Frithphase der Wiederherstellung und die
dafiir gewéhrte Unterstiitzung in die Planung und Durchfithrung der MaBBnahmen zur Vorbereitung auf Ka-
tastrophenfille, der humanitiren MaBBnahmen beziehungsweise der Aktivititen auf dem Gebiet der Ent-
wicklungszusammenarbeit integriert werden;

40. ermutigt das System der Vereinten Nationen und die humanitiren Organisationen, ihre An-
strengungen zur Integration der frithzeitigen Wiederherstellungsmaf3inahmen in die humanitaren Programme
fortzusetzen, erkennt an, dass frithzeitige WiederherstellungsmaBnahmen ein wichtiger Schritt zur Stirkung
der Resilienz sind und weitere Finanzmittel dafiir bereitgestellt werden sollen, und ermutigt zur raschen
Bereitstellung flexibler und berechenbarer Finanzmittel fiir frithzeitige Wiederherstellungsmafinahmen,
auch iiber bestehende und komplementare humanitére Mechanismen und Entwicklungsmechanismen;

41. betont, dass die Resilienz auf allen Ebenen gestarkt werden muss, und legt in dieser Hinsicht
den Mitgliedstaaten, dem System der Vereinten Nationen und den anderen mafBgeblichen Akteuren nahe,
gegebenenfalls Anstrengungen zu unterstiitzen, die darauf gerichtet sind, den Aspekt der Resilienz in die
humanitdren Programme und Entwicklungsprogramme zu integrieren;

42. ermutigt das System der Vereinten Nationen und die anderen zustindigen Akteure im humani-
taren und im Entwicklungsbereich, die humanitiren und die residierenden Koordinatoren zu unterstiitzen,
um sie verstirkt in die Lage zu versetzen, unter anderem der Gastregierung bei der Durchfithrung von
MaBnahmen zur Vorbereitung auf Katastrophenfille beizustehen und in Unterstiitzung der nationalen An-
strengungen die vorbereitenden MaBnahmen der Landesteams zu koordinieren, und ermutigt das System
der Vereinten Nationen und die anderen zustindigen humanitiren Akteure, ihre Fahigkeit zur raschen und
flexiblen Entsendung humanitirer Fachkréfte zur Unterstiitzung von Regierungen und Landesteams unmit-
telbar nach einer Katastrophe weiter zu starken;

43. hebt die Notwendigkeit hervor, ausreichende, flexible und nachhaltige Ressourcen fiir Wieder-
herstellungs-, Vorbereitungs- und RisikominderungsmafBinahmen bei Katastrophen zu mobilisieren, um ei-
nen berechenbaren und raschen Zugang zu Ressourcen fiir humanitére Hilfe in Notféllen zu gewahrleisten,
die durch mit Naturgefahren einhergehende Katastrophen verursacht werden;

44. begrifit die Leistungen des Zentralen Fonds fiir die Reaktion auf Notsituationen und seinen
Beitrag zur Forderung und Verbesserung frithzeitiger humanitérer MaBnahmen, fordert alle Mitgliedstaaten
auf und bittet den Privatsektor und alle in Betracht kommenden Personen und Institutionen, die Erh6hung
ihrer freiwilligen Beitrdge an den Fonds zu erwégen und in diesem Rahmen nach Mdglichkeit mehrjéhrige
und frithzeitige Mittelzusagen abzugeben, und betont, dass die Beitrige zusétzlich zu den bereits abgegebe-
nen Zusagen zugunsten humanitdrer Programme und nicht zulasten der fiir die internationale Entwick-
lungszusammenarbeit zur Verfiigung gestellten Mittel geleistet werden sollen;

45. ermutigt nachdricklich dazu, die Verringerung des Katastrophenrisikos und die Stirkung der
Resilienz gegeniiber Katastrophen im Rahmen der Post-2015-Entwicklungsagenda gebiihrend zu beriick-
sichtigen und einen komplementéren und kohérenten Ansatz zwischen dieser Agenda und dem Post-2015-
Rahmen fiir die Verringerung des Katastrophenrisikos zu fordern;

46. bittet die Mitgliedstaaten, den Privatsektor und alle in Betracht kommenden Personen und In-
stitutionen, freiwillige Beitrdge an sonstige Mechanismen zur Finanzierung humanitirer Hilfe zu erwégen;

47. begruft die Initiative des Generalsekretirs, den ersten Weltgipfel fiir humanitédre Hilfe 2016 in
Istanbul (Tirkei) abzuhalten, auf dem Wissen und bewéhrte Verfahren auf dem Gebiet der humanitiren
Hilfe ausgetauscht werden sollen, um die Koordinierung, die Leistungsfahigkeit und die Wirksamkeit hu-
manitirer Mafnahmen zu verbessern, und ersucht das Amt fiir die Koordinierung humanitirer Angelegen-
heiten, einen alle Seiten einschlieBenden, auf Konsultation beruhenden und transparenten Vorbereitungs-
prozess zu gewihrleisten;
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48. ersucht den Generalsekretir, sich weiter fir die Verbesserung der internationalen Mafinahmen
zur Bewiltigung von Naturkatastrophen einzusetzen, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigs-
ten Tagung dariiber Bericht zu erstatten und in seinen Bericht Empfehlungen dariiber aufzunehmen, wie
sichergestellt werden kann, dass die humanitire Hilfe so bereitgestellt wird, dass sie den Ubergang von der
Nothilfe zur Entwicklung unterstiitzt.

RESOLUTION 68/125

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.28 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Angola, Antigua und Barbuda, Argen-
tinien, Bahamas, Bangladesch, Belarus, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina,
Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Céte d’'lvoire, Demokratische Re-
publik Kongo, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, El Salvador,
Eritrea, Fidschi, Georgien, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati,
Kuba, Kuwait, Lesotho, Libyen, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauritius, Mongolei, Mon-
tenegro, Mosambik, Myanmar, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan, Palau, Paraguay, Peru, Philippi-
nen, Republik Korea, Russische Fdderation, Salomonen, Sambia, Samoa, Saudi-Arabien, Senegal, Seychellen,
Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Sudan, Suri-
name, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Turkmenistan,
Uganda, Vanuatu, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam.

68/125. Folgemalinahmen zu der Erklarung und dem Aktionsprogramm fiir eine Kultur des
Friedens

Die Generalversammlung,

eingedenk der Charta der Vereinten Nationen, einschlieflich der darin enthaltenen Ziele und
Grundsétze, und insbesondere ihres Bestrebens, kiinftige Geschlechter vor der Geilel des Krieges zu be-
wahren,

unter Hinweis auf die Satzung der Organisation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissenschaft
und Kultur, in der es heif}t, dass, ,,da Kriege im Geist der Menschen entstehen, auch die Bollwerke des
Friedens im Geist der Menschen errichtet werden miissen®,

in der Erkenntnis, wie wichtig die Erklirung iiber eine Kultur des Friedens™" und das Aktionspro-
gramm fiir eine Kultur des Friedens®! sind, die der internationalen Gemeinschaft, insbesondere dem Sys-
tem der Vereinten Nationen, als universales Mandat fiir die Forderung einer Kultur des Friedens und der
Gewaltlosigkeit dienen, die der Menschheit und insbesondere den kiinftigen Generationen zugutekommt,

unter Hinweis auf ihre fritheren Resolutionen iiber eine Kultur des Friedens, insbesondere die Reso-
lution 52/15 vom 20. November 1997, mit der sie das Jahr 2000 zum Internationalen Jahr fiir eine Kultur
des Friedens erklirte, die Resolution 53/25 vom 10. November 1998, mit der sie den Zeitraum 2001-2010
zur Internationalen Dekade fiir eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit zugunsten der Kinder der
Welt erklarte, und die Resolutionen 56/5 vom 5. November 2001, 57/6 vom 4. November 2002, 58/11 vom
10. November 2003, 59/143 vom 15. Dezember 2004, 60/3 vom 20. Oktober 2005, 61/45 vom 4. Dezember
2006, 62/89 vom 17. Dezember 2007, 63/113 vom 5. Dezember 2008, 64/80 vom 7. Dezember 2009, 65/11
vom 23. November 2010, 66/116 vom 12. Dezember 2011 und 67/106 vom 17. Dezember 2012, die unter
ihrem Tagesordnungspunkt ,,Kultur des Friedens* verabschiedet wurden,

in Bekraftigung der Millenniums-Erkldrung der Vereinten Nationen®”, in der die aktive Forderung
einer Kultur des Friedens verlangt wird,

230 Resolution 53/243 A.
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Kenntnis nehmend von dem auf der Plenartagung der Generalversammlung auf hoher Ebene verab-
schiedeten Ergebnis des Weltgipfels 20052,

es begruRend, dass der 2. Oktober als der von den Vereinten Nationen proklamierte Internationale
Tag der Gewaltlosigkeit begangen wird***,

sich dessen bewusst, dass alle Anstrengungen, die das System der Vereinten Nationen im Allgemei-
nen und die gesamte internationale Gemeinschaft im Hinblick auf Friedenssicherung, Friedenskonsolidie-
rung, Konfliktverhiitung, Abriistung, nachhaltige Entwicklung, Forderung der Menschenwiirde und der
Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, gute Regierungsfiihrung und die Gleichstellung der Ge-
schlechter auf nationaler wie auf internationaler Ebene unternehmen, erheblich zur Kultur des Friedens
beitragen,

sowie sich dessen bewusst, wie wichtig es ist, die religiose und kulturelle Vielfalt iiberall auf der
Welt zu achten und zu verstehen, sich fiir Verhandlungen statt Konfrontation zu entscheiden und miteinan-
der statt gegeneinander zu arbeiten,

unter BegriBung des gemif Resolution 67/106 vorgelegten und vom Generalsekretér tibermittelten
Berichts der Generaldirektorin der Organisation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissenschaft und

Kultur iiber die Umsetzung der Erklirung und des Aktionsprogramms fiir eine Kultur des Friedens®*,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretirs tiber die Forderung des Dialogs, der Ver-
236

standigung und der Zusammenarbeit zwischen den Religionen und Kulturen zugunsten des Friedens™,

unter Hinweis darauf, dass die Organisation der Vereinten Nationen fiir Erzichung, Wissenschaft
und Kultur den 21. Februar zum Internationalen Tag der Muttersprache erklart hat, mit dem Ziel, die
sprachliche und kulturelle Vielfalt und die Mehrsprachigkeit zu schiitzen, zu férdern und zu erhalten und so
eine Kultur des Friedens, der sozialen Harmonie, des interkulturellen Dialogs und des gegenseitigen Ver-
standnisses zu pflegen und zu bereichern,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Organisation der Vereinten Nationen fiir Erzichung, Wissen-
schaft und Kultur den 30. April zum Internationalen Tag des Jazz erklart hat, der das Ziel verfolgt, den Aus-
tausch und die Verstidndigung zwischen den Kulturen weiterzuentwickeln und zu verstérken, um das gegen-
seitige Verstdndnis, die Toleranz und eine Kultur des Friedens zu foérdern,

mit dem Ausdruck ihrer Anerkennung fiir die Anstrengungen, die die Allianz der Zivilisationen der
Vereinten Nationen laufend unternimmt, um in Zusammenarbeit mit Regierungen, internationalen Organi-
sationen, Stiftungen und zivilgesellschaftlichen Gruppen sowie mit Medien und dem Privatsektor mittels
einer Reihe praktischer Projekte auf den Gebieten Jugend, Bildung, Medien und Migration eine Kultur des
Friedens zu fordern,

begriRend, dass das von ihrem Prisidenten einberufene Hochrangige Forum der Generalversamm-
lung iiber die Kultur des Friedens am 6. September 2013 erfolgreich und mit hochrangigen Teilnehmern
abgehalten wurde und dass auf dem Forum eine breite Partnerschaft und alle Seiten einschlieBende Zu-
sammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten, internationalen Organisationen und der Zivilgesellschaft demons-
triert wurde,

sowie begriiRend, dass die Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Nationen fiir Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur auf ihrer sechsunddreifigsten Tagung ein Aktionsprogramm fiir eine Kultur
des Friedens und der Gewaltlosigkeit verabschiedete, und feststellend, dass die Ziele dieses Aktionspro-
gramms mit der Erkldrung und dem Aktionsprogramm fiir eine Kultur des Friedens, die von der General-
versammlung verabschiedet wurden, libereinstimmen,

33 Resolution 60/1.
4 Resolution 61/271.
25 A/68/216.

36 A/68/286.
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die zivilgesellschaftlichen Organisationen in aller Welt ermutigend, ihre Bemithungen und Aktivita-
ten zur Forderung einer Kultur des Friedens entsprechend der Erklarung und dem Aktionsprogramm wei-
terzufithren und auszubauen,

1. erklart erneut, dass mit der wirksamen Durchfiihrung des Aktionsprogramms fiir eine Kultur
des Friedens™' das Ziel verfolgt wird, nach der Begehung der Internationalen Dekade fiir eine Kultur des
Friedens und der Gewaltlosigkeit zugunsten der Kinder der Welt 2001-2010 die weltweite Bewegung fiir
eine Kultur des Friedens weiter zu stirken, und fordert alle Beteiligten auf, ihre Aufmerksamkeit erneut auf
dieses Ziel zu richten;

2. stellt fest, dass der Generalsekretir in dem Bericht?>® erwihnt hat, dass bei der Erarbeitung der

Post-2015-Entwicklungsagenda der Frieden gebiihrend beriicksichtigt werden sollte;

3.  bittet die Mitgliedstaaten, ihren Tétigkeiten zur Férderung einer Kultur des Friedens auf natio-
naler, regionaler und internationaler Ebene auch kiinftig grofieres Gewicht zu verleihen, sie auszuweiten
und dafiir zu sorgen, dass Frieden und Gewaltlosigkeit auf allen Ebenen vorangebracht werden;

4.  bittet die Institutionen des Systems der Vereinten Nationen, im Rahmen ihres jeweiligen Man-
dats gegebenenfalls die acht Aktionsbereiche des Aktionsprogramms in ihre Aktivitdtenprogramme einzu-
gliedern, um eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene zu fordern;

5. wardigt die Organisation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissenschaft und Kultur, fiir
die die Forderung einer Kultur des Friedens Ausdruck ihres grundlegenden Auftrags ist, fiir die weitere
Verstiarkung ihrer Tétigkeiten zur Férderung einer Kultur des Friedens;

6. wardigt die praktischen Initiativen und MaBnahmen der zustiandigen Organe der Vereinten Na-
tionen, insbesondere des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen, der Einheit der Vereinten Nationen flr
Gleichstellung und Erméchtigung der Frauen (UN-Frauen) und der Friedensuniversitdt, sowie ihre Tatig-
keiten zur weiteren Forderung einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit, namentlich die Férderung
der Friedenserziehung und die Tétigkeiten im Zusammenhang mit den im Aktionsprogramm benannten
konkreten Bereichen, und legt ihnen nahe, ihre Anstrengungen fortzusetzen, weiter zu verstarken und aus-
zuweiten;

7. legt der Kommission fiir Friedenskonsolidierung nahe, bei den auf Landesebene unternomme-
nen FriedenskonsolidierungsmaBinahmen nach Konflikten auch weiterhin Aktivititen zur Friedenskonsoli-
dierung zu fordern und eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu begiinstigen;

8. legt den zustindigen Behorden nahe, den Kindern in den Schulen eine altersgerechte Bildung
zu vermitteln, die eine Kultur des Friedens schafft und zu gegenseitigem Verstindnis, Toleranz, aktivem
Biirgerengagement und zur Achtung der Menschenrechte erzieht;

9.  beflirwortet, dass die Medien, vor allem die Massenmedien, in die Forderung einer Kultur des
Friedens und der Gewaltlosigkeit einbezogen werden, insbesondere im Hinblick auf Kinder und Jugendli-
che;

10. wirdigt die Zivilgesellschaft, die nichtstaatlichen Organisationen und die jungen Menschen fiir
ihre Tétigkeiten zur weiteren Forderung einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit, unter anderem
durch ihre Kampagne zur Schirfung des Bewusstseins fiir eine Kultur des Friedens und fiir die friedliche
Beilegung von Streitigkeiten;

11. ermutigt die Zivilgesellschaft und die nichtstaatlichen Organisationen, ihre Anstrengungen zur
Forderung einer Kultur des Friedens weiter zu verstérken, unter anderem durch die Verabschiedung eines
eigenen Aktivititenprogramms zur Ergdnzung der Initiativen der Mitgliedstaaten, der Organisationen des
Systems der Vereinten Nationen und anderer internationaler und regionaler Organisationen, im Einklang
mit der Erkldrung® und dem Aktionsprogramm fiir eine Kultur des Friedens;

12. betont die Rolle der Organisation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissenschaft und
Kultur bei der Mobilisierung aller mafigeblichen Interessentréger innerhalb und auflerhalb des Systems der
Vereinten Nationen fiir die Unterstiitzung einer Kultur des Friedens, der kulturellen Vielfalt und des inter-
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kulturellen Dialogs und bittet die Organisation, die Kommunikation und die Kontaktarbeit weiter zu ver-
starken, unter anderem iiber die Website fiir die Kultur des Friedens;

13. bittet die Mitgliedstaaten, alle Teile des Systems der Vereinten Nationen und die zivilgesell-
schaftlichen Organisationen, der Begehung des Internationalen Friedenstags am 21. September jedes Jahres
als eines Tages, an dem weltweit Waffenruhe und Gewaltlosigkeit herrschen, im Einklang mit Resolution
55/282 der Generalversammlung vom 7. September 2001, zunehmende Aufmerksamkeit zu widmen;

14. ersucht den Prisidenten der Generalversammlung, gegebenenfalls und im Rahmen der vorhan-
denen Mittel die Einberufung eines hochrangigen Forums zu erwégen, das der Durchfithrung des Aktions-
programms gewidmet ist und das anlésslich des Jahrestags seiner Verabschiedung am oder um den 13. Sep-
tember abgehalten wird;

15. bittet den Generalsekretir, im Rahmen der vorhandenen Mittel, im Benehmen mit den Mit-
gliedstaaten und unter Beriicksichtigung der Bemerkungen der zivilgesellschaftlichen Organisationen Me-
chanismen und Strategien, insbesondere Strategien auf dem Gebiet der Informations- und Kommunika-
tionstechnologie, fiir die Umsetzung der Erkldarung und des Aktionsprogramms zu erkunden und eine In-
formationskampagne einzuleiten, um das Aktionsprogramm und seine acht Aktionsbereiche weltweit besser
bekannt zu machen und so ihre Durchfithrung zu férdern;

16. ersucht den Generalsekretir, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
einen Bericht iiber die systemweit von allen in Betracht kommenden Institutionen der Vereinten Nationen
zur Durchfiihrung dieser Resolution ergriffenen Mainahmen und iiber verstarkte Aktivitdten der Vereinten
Nationen und der ihnen angeschlossenen Organisationen zur Durchfiihrung des Aktionsprogramms und zur
Forderung einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit vorzulegen;

17. beschlieBt, den Punkt ,,Kultur des Friedens“ in die vorldufige Tagesordnung ihrer neunund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/126

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.30 und Add.1, eingebracht von: Agypten, Algerien, Bahamas, Bangladesch, Brunei Darus-
salam, Chile, China, Demokratische Volksrepublik Laos, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Italien, Japan,
Kamerun, Katar, Kirgisistan, Libanon, Luxemburg, Malaysia, Montenegro, Myanmar, Osterreich, Pakistan, Peru,
Philippinen, Polen, Russische Foderation, Seychellen, Singapur, Slowenien, Thailand, Togo, Tunesien, Tirkei,
Turkmenistan, Ungarn, Vietnam.

68/126. Forderung des Dialogs, der Verstandigung und der Zusammenarbeit zwischen den
Religionen und Kulturen zugunsten des Friedens

Die Generalversammlung,

in Bekraftigung der in der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklérung der Men-
schenrechte?’ verankerten Ziele und Grundsitze, insbesondere des Rechts auf Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit,

unter Hinweis auf ihre Resolution 67/104 vom 17. Dezember 2012 iiber die Férderung des Dialogs,
der Verstindigung und der Zusammenarbeit zwischen den Religionen und Kulturen zugunsten des Friedens
und ihre anderen damit zusammenhéngenden Resolutionen,

sowie unter Hinweis darauf, dass die Generalversammlung in ihrer Resolution 67/104 den Zeitraum
2013-2022 zur Internationalen Dekade der Anndherung der Kulturen erklérte,

in dieser Hinsicht unter Befurwortung von Aktivititen, die darauf abzielen, den interreligiésen und
interkulturellen Dialog zu férdern und so den Frieden und die gesellschaftliche Stabilitét, die Achtung der
Vielfalt und die gegenseitige Achtung zu stirken sowie auf globaler und ebenso auf regionaler, nationaler

237 Resolution 217 A (I1I). In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf.

175



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

176

und lokaler Ebene ein Umfeld zu schaffen, das dem Frieden und der gegenseitigen Verstdndigung forderlich
ist,

unter Hinweis auf ihre Resolution 64/14 vom 10. November 2009 iiber die Allianz der Zivilisatio-
nen, in der sie die Anstrengungen begriifite, ein groferes Verstindnis und mehr Achtung zwischen Men-
schen verschiedener Zivilisationen, Kulturen und Religionen zu fordern,

eingedenk des wertvollen Beitrags, den der interreligiose und interkulturelle Dialog zu einem besse-
ren Bewusstsein und Verstindnis der von allen Menschen geteilten gemeinsamen Werte leisten kann,

feststellend, dass der interreligiése und interkulturelle Dialog maBgeblich zur gegenseitigen Ver-
standigung, Toleranz und Achtung sowie zur Férderung einer Kultur des Friedens und zur Verbesserung der
allgemeinen Beziehungen zwischen Menschen unterschiedlichen kulturellen und religiésen Hintergrunds
sowie zwischen Nationen beigetragen hat,

in der Erkenntnis, dass die kulturelle Vielfalt und das Streben aller V6lker und Nationen nach kultu-
reller Entwicklung Quellen der gegenseitigen Bereicherung des kulturellen Lebens der Menschen darstel-
len,

eingedenk dessen, dass Toleranz gegeniiber kultureller, ethnischer, religiéser und sprachlicher Viel-
falt zu Frieden, gegenseitiger Verstindigung und Freundschaft zwischen Menschen verschiedener Kulturen
und Nationen beitrdgt und dass diese Vielfalt gegebenenfalls Bestandteil der Bemiithungen um interkulturel-
len und interreligidsen Dialog werden sollte,

betonend, wie wichtig die Kultur fiir die Entwicklung ist und wie wichtig ihr Beitrag fiir die Errei-
chung der Millenniums-Entwicklungsziele ist, und in dieser Hinsicht feststellend, dass zwischen kultureller
Vielfalt, Dialog und Entwicklung enge Verbindungen bestehen,

in Anbetracht der verschiedenen einander verstirkenden und miteinander verkniipften Initiativen auf
lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene zur Vertiefung des Dialogs, der Verstindigung und
der Zusammenarbeit zwischen den Religionen, Kulturen und Zivilisationen,

unter Begriung der fithrenden Rolle der Organisation der Vereinten Nationen fiir Erziechung, Wis-
senschaft und Kultur bei der Forderung des interkulturellen Dialogs sowie unter BegriiBung der Tétigkeit
der Allianz der Zivilisationen der Vereinten Nationen und der Anna-Lindh-Stiftung und der laufenden Be-
mithungen des Internationalen Konig Abdullah Bin Abdulaziz Zentrums fiir interreligiosen und interkultu-
rellen Dialog in Wien,

sowie unter BegriiRung der den interreligiosen Dialog betreffenden Bestimmungen der Erklérung
von Vientiane, die am 6. November 2012 vom Asien-Europa-Treffen verabschiedet wurde, und in Anerken-
nung der Bedeutung, die darin dem interreligiésen Dialog und seinem wertvollen Beitrag zur Férderung des
sozialen Zusammenbhalts, des Friedens und der Entwicklung beigemessen wird,

in Anerkennung des positiven Beitrags von Einzelpersonen sowie von mafigeblichen Organisationen
der Zivilgesellschaft zur Forderung des Dialogs und der Verstdndigung zwischen den Religionen und Kul-
turen und zur Kultur des Friedens,

anerkennend, dass die Medien und die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien dazu
beitragen, das Verstindnis der unterschiedlichen Kulturen und Religionen durch die Menschen zu fordern,
namentlich indem sie den Dialog fordern,

erneut erklarend, wie wichtig es ist, den Prozess der Einbeziehung aller Interessentréger, einschlief3-
lich junger Ménner und Frauen als maB3gebliche Akteure, in den interreligidsen und interkulturellen Dialog
aufrechtzuerhalten, der im Rahmen der entsprechenden Initiativen auf den verschiedenen Ebenen gefiihrt
wird und darauf abzielt, vorgefasste Ideen zu hinterfragen und die gegenseitige Verstéindigung zu verbes-
sern,

in der Erkenntnis, dass alle Religionen dem Frieden verpflichtet sind und dass die gemafigten
Stimmen aller Religionen und Weltanschauungen vereint darauf hinwirken miissen, eine sicherere und
friedlichere Welt zu schaffen,
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1. erklart erneut, dass gegenseitige Verstindigung und interreligioser und interkultureller Dialog
wichtige Dimensionen des Dialogs zwischen den Zivilisationen und der Kultur des Friedens darstellen;

2. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretirs>®;

3. erkennt an, wie wichtig der interreligiose Dialog ist und welchen wertvollen Beitrag er zur
Forderung des sozialen Zusammenhalts, des Friedens und der Entwicklung leistet, und fordert die Mitglied-
staaten auf, gegebenenfalls und wo anwendbar, den interreligidsen und interkulturellen Dialog als wichtiges
Instrument bei den Anstrengungen zur Herbeiflihrung von Frieden und gesellschaftlicher Stabilitdt und zur
vollen Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele in Betracht zu ziehen;

4.  erkennt aulerdem an, dass sich mafigebliche Interessentréger fiir ein friedliches und harmoni-
sches Zusammenleben innerhalb der Gesellschaften einsetzen, indem sie die Achtung der religiésen und
kulturellen Vielfalt fordern und namentlich einen dauerhaften und robusten Austausch zwischen verschie-
denen Teilen der Gesellschaft bewirken;

5. nimmt Kenntnis von der fiihrenden Rolle der Organisation der Vereinten Nationen flir Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur im Bereich des interkulturellen Dialogs, ihrem Beitrag zum interreligidsen
Dialog und ihren Aktivitidten im Zusammenhang mit der Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit sowie
ihrer Ausrichtung auf konkrete MaBBnahmen auf globaler, regionaler und subregionaler Ebene;

6. begruft die Eroffnung der Internationalen Dekade der Anndherung der Kulturen (2013-2022),
fiir die die Organisation der Vereinten Nationen fiir Erziehung, Wissenschaft und Kultur im Benehmen mit
den Mitgliedstaaten und den zustindigen zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen einen
Aktionsplan zur Verstirkung des interreligiosen und interkulturellen Dialogs und zur Férderung von Tole-
ranz und gegenseitiger Verstindigung bereitstellen wird;

7.  bekréftigt die feierliche Selbstverpflichtung aller Staaten, ihren Verpflichtungen zur Férderung
der allgemeinen Achtung, der Einhaltung und des Schutzes aller Menschenrechte und Grundfreiheiten fiir
alle im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte™’
und anderen menschen- und vélkerrechtlichen Ubereinkiinften nachzukommen, da der universale Charakter
dieser Rechte und Freiheiten auBer Frage steht;

8. begrut das Ergebnis des 2011 in Manila abgehaltenen Siebenten Interreligiosen Dialogs des
Asien-Europa-Treffens betreffend die Nutzung der Vorteile und die Bewéltigung der Herausforderungen
der Migration durch interreligiosen und interkulturellen Dialog und sieht der Internationalen Konferenz auf
hoher Ebene des Asien-Europa-Treffens iiber den interkulturellen und interreligiésen Dialog, die im Ju-
11 2014 in St. Petersburg (Russische Foderation) stattfinden wird, mit Interesse entgegen;

9.  begruRt aulerdem das Ergebnisdokument des am 27. und 28. Februar 2013 in Wien abgehalte-
nen Fiinften Globalen Forums der Allianz der Zivilisationen der Vereinten Nationen mit dem Titel ,,Wiener
Erklérung tiber die Allianz der Zivilisationen und sieht dem Sechsten Globalen Forum der Allianz der Zi-
vilisationen der Vereinten Nationen, das im August 2014 in Bali (Indonesien) stattfinden wird, mit Interesse
entgegen;

10. unterstreicht, wie wichtig MaBigung als Wert in den Gesellschaften ist, um den Extremismus
in all seinen Aspekten zu bekdmpfen und weiter zur Forderung des Dialogs, der Toleranz, der Verstandi-
gung und der Zusammenarbeit zwischen den Religionen und Kulturen beizutragen;

11. begriBt die Anstrengungen der Medien, den interreligiésen und interkulturellen Dialog zu for-
dern, ermutigt zur weiteren Forderung des Dialogs zwischen den Medien aller Kulturen und Zivilisationen,
betont, dass jeder das Recht auf freie MeinungsduBerung hat, und bekraftigt, dass die Ausiibung dieses
Rechts mit besonderen Pflichten und einer besonderen Verantwortung verbunden ist und daher bestimmten,
gesetzlich vorgesehenen Einschriankungen unterworfen werden kann, die erforderlich sind fiir die Achtung
der Rechte oder des Rufs anderer, fiir den Schutz der nationalen Sicherheit, der 6ffentlichen Ordnung, der
Volksgesundheit oder der 6ffentlichen Sittlichkeit;

12. begriBt auRerdem die Anstrengungen, die Informations- und Kommunikationstechnologie,
namentlich das Internet, zur Férderung des interreligidsen und interkulturellen Dialogs zu nutzen, nament-

238 A/68/286.
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lich durch das Internetportal fiir den interreligiésen Dialog, das im Anschluss an die 2010 in Manila abge-
haltene AuB3erordentliche Ministertagung der Bewegung der nichtgebundenen Lénder {iber Dialog und Zu-
sammenarbeit zwischen den Religionen zugunsten des Friedens und der Entwicklung eingerichtet wurde,
und legt den maBigeblichen Interessentragern nahe, die Gelegenheit zu nutzen, um ihre bewihrten Verfahren
und ihre Erfahrungen mit dem interreligiosen und interkulturellen Dialog weiterzugeben, indem sie zum
Internetportal fiir den interreligiosen Dialog beitragen;

13. legt den Mitgliedstaaten nahe, gegebenenfalls Initiativen zu priifen, in deren Rahmen Bereiche
fiir konkrete Maflnahmen in allen Teilen und Schichten der Gesellschaft zur Foérderung des Dialogs, der
Toleranz, der Verstindigung und der Zusammenarbeit zwischen den Religionen und Kulturen aufgezeigt
werden, unter anderem die Ideen, die wéahrend des im Oktober 2007 in New York gefiihrten Dialogs auf
hoher Ebene iiber interreligiose und interkulturelle Verstdndigung und Zusammenarbeit im Dienste des
Friedens vorgeschlagen wurden, namentlich die Idee einer Verstirkung des Prozesses des Dialogs zwischen
den Weltreligionen, sowie die Ideen, die wéhrend der im November 2012 in Paris abgehaltenen dritten Ta-
gung der Hochrangigen Gruppe fiir Frieden und Dialog zwischen den Kulturen vorgeschlagen wurden;

14. erkennt an, dass das System der Vereinten Nationen bei der Férderung des interreligiésen und
interkulturellen Dialogs und bei der Zusammenfiithrung von Menschen unterschiedlicher Kulturen, Religio-
nen und Weltanschauungen sowie unterschiedlichen Glaubens zur Erdrterung gemeinsamer Fragen und
Ziele aktiv mit religiosen Organisationen und mafigeblichen nichtstaatlichen Organisationen zusammen-
wirkt;

15. anerkennt auBerdem die wichtige Rolle der Zivilgesellschaft, einschlieflich der akademischen
Welt, bei der Forderung des interreligiosen und interkulturellen Dialogs und ermutigt zur Unterstiitzung
praktischer Maflnahmen zur Mobilisierung der Zivilgesellschaft, unter anderem bei der Schaffung von Ka-
pazititen, Chancen und Rahmen fiir die Zusammenarbeit;

16. Dbittet die Mitgliedstaaten, die Aussohnung weiter zu fordern, um dauerhaften Frieden und eine
nachhaltige Entwicklung gewahrleisten zu helfen, namentlich durch Ausséhnungsmafinahmen und Dienst
am Néchsten sowie durch Ermutigung zur Vergebung und zum Mitgefiihl untereinander;

17. erkennt an, dass das Biiro fiir Unterstiitzung des Wirtschafts- und Sozialrats und Koordination
in der Sekretariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten eine wertvolle Rolle als fiir
diese Fragen zustindige Anlaufstelle innerhalb des Sekretariats spielt, und legt dem Biiro nahe, weiter mit
den zustdndigen Institutionen des Systems der Vereinten Nationen zusammenzuwirken, sich mit ihnen ab-
zustimmen und ihren Beitrag zu dem auf die Forderung des interkulturellen und interreligiosen Dialogs
ausgerichteten zwischenstaatlichen Prozess zu koordinieren;

18. ersucht den Generalsekretir, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
iiber die Durchfithrung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 68/127

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.31 und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Algerien, Arabische Republik Syrien,
Aserbaidschan, Belarus, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, China, Ecuador, Indien, Indo-
nesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Italien, Japan, Kuba, Libanon, Libyen, Montenegro, Nicaragua, Philippi-
nen, Russische Fdderation, Schweiz, Serbien, Sierra Leone, Somalia, Thailand, Tirkei, Venezuela (Bolivarische
Republik).

68/127. Eine Welt gegen Gewalt und gewalttatigen Extremismus

Die Generalversammlung,

geleitet von den in der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erkldrung der Men-
schenrechte?’ verankerten Zielen und Grundsitzen,

39 Resolution 217 A (I1I). In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf.
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unter Hinweis auf ihre Resolutionen 2625 (XXV) vom 24. Oktober 1970, 36/103 vom 9. Dezember
1981, 39/11 vom 12. November 1984, 49/60 vom 9. Dezember 1994, 53/243 vom 13. September 1999,
55/282 vom 7. September 2001, 56/6 vom 9. November 2001, 60/288 vom 8. September 2006, 64/14 vom
10. November 2009, 66/171 vom 19. Dezember 2011, 67/99 vom 14. Dezember 2012 und 67/173, 67/178
und 67/179 vom 20. Dezember 2012 sowie die Erklirung und die Aktionsplattform von Beijing®*’,

in Bekréaftigung der in der Charta verankerten Ziele und Grundsétze, zu denen unter anderem gehort,
freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der
Volker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln, andere geeignete Maflnahmen zur
Festigung des Weltfriedens zu treffen und eine internationale Zusammenarbeit herbeizufiihren, um interna-
tionale Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitérer Art zu 16sen und die Achtung vor
den Menschenrechten und Grundfreiheiten fiir alle ohne Unterschied wie insbesondere der Rasse, der Haut-
farbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen
oder sozialen Herkunft, des Vermogens, der Geburt oder des sonstigen Status zu fordern und zu festigen,

unterstreichend, dass sich alle Mitgliedstaaten verpflichtet haben, in ihren internationalen Bezie-
hungen jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder politische Unabhéngigkeit eines Staates gerichtete
oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt zu
unterlassen,

hochst beunruhigt iber die Akte der Intoleranz, des gewalttitigen Extremismus, der Gewalt, ein-
schlieBlich sektiererischer Gewalt, und des Terrorismus in verschiedenen Teilen der Welt, durch die un-
schuldige Menschen getotet, Zerstdrungen verursacht und Menschen vertrieben werden, sowie den Einsatz
von Gewalt ungeachtet der Beweggriinde ablehnend,

bekraftigend, dass sich alle Staaten nach der Charta verpflichtet haben, die allgemeine Achtung und
Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten ohne Unterschied zu fordern und zu festigen,
sowie bekriftigend, dass die Staaten zum Schutz und zur Achtung aller Menschenrechte und Grundfreihei-
ten fiir alle Personen verpflichtet sind,

in der Uberzeugung, dass Kriege und bewaffnete Konflikte zu Radikalisierung und zur Ausbreitung
des gewalttatigen Extremismus fiihren, die Entwicklung menschlicher Gesellschaften stéren und das Wohl
der Menschheit zunichtemachen kénnen,

in der Erkenntnis, dass es zur Hauptverantwortung eines jeden Staates gehort, ein friedliches und
gewaltfreies Leben fiir seine Bevolkerung sicherzustellen und dabei gleichzeitig die Menschenrechte ohne
irgendeinen Unterschied zu achten, mit seinen Nachbarn in Frieden zusammenzuleben, unter voller Ach-
tung der politischen Unabhingigkeit und des Grundsatzes der souverdnen Gleichheit anderer, und den Welt-
frieden und die internationale Sicherheit wahren zu helfen,

unter Hinweis darauf, dass in der Praambel der Charta bekraftigt wird, dass Duldsamkeit zu den
Grundsétzen gehort, die zur Erreichung der von den Vereinten Nationen angestrebten Ziele der Verhiitung
von Kriegen und der Wahrung des Friedens anzuwenden sind, und in der Uberzeugung, dass die Achtung
und der Schutz aller Menschrechte und Grundfreiheiten fiir alle sowie Toleranz, die Anerkennung und
Wiirdigung anderer und die Féahigkeit, mit anderen zusammenzuleben und ihnen zuzuhdren, eine solide
Grundlage fiir jede Gesellschaft und fiir den Frieden bilden,

unter BegruBung der von dem Generalsekretir und seinem Hohen Beauftragten fiir die Allianz der
Zivilisationen unternommenen Anstrengungen, mehr Verstindnis und grofere Achtung zwischen den Zivi-
lisationen, Kulturen und Religionen zu foérdern,

erneut erklarend, dass der gewalttitige Extremismus fiir alle Mitgliedstaaten einen ernsten Grund
zur Sorge darstellt, da er die Sicherheit und das Wohl menschlicher Gesellschaften bedroht, und in der Uber-
zeugung, dass es fiir gewalttitigen Extremismus, ungeachtet der Beweggriinde, keine Rechtfertigung gibt,

0 Report of the Fourth World Conference on Women, Beijing, 4-15 September 1995 (United Nations publication, Sales
No. E.96.1V.13), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfligbar unter http:/www.un.org/Depts/german/cont/
beijing/beij_bericht.html.
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in Anerkennung der Notwendigkeit eines umfassenden Ansatzes zur Bekdmpfung des gewalttitigen
Extremismus und zur Auseinandersetzung mit den Bedingungen, die seine Ausbreitung fordern,

betonend, dass die Staaten sicherstellen miissen, dass jede von ihnen ergriffene MaBinahme zur Be-
kdmpfung des gewalttitigen Extremismus mit ihren Verpflichtungen nach dem Vélkerrecht, insbesondere
den internationalen Menschenrechtsnormen, dem Fliichtlingsvdlkerrecht und dem humanitiren Volker-
recht, im Einklang steht, und unterstreichend, dass MaBnahmen zur Terrorismusbekdmpfung sowie der
Schutz der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der Rechtsstaatlichkeit Ziele sind, die nicht im Wider-
spruch zueinander stehen, sondern einander ergénzen, sich gegenseitig verstidrken und ein wesentlicher
Bestandteil einer erfolgreichen Bekdmpfung des gewalttitigen Extremismus sind,

in dem Bewusstsein, dass sich alle Religionen zum Frieden bekennen, und entschlossen, den gewalt-
tatigen Extremismus, der Hass verbreitet und Leben bedroht, zu verurteilen,

bekréaftigend, dass der gewalttitige Extremismus in all seinen Arten und Erscheinungsformen nicht
mit einer bestimmten Religion, Nationalitdt, Zivilisation oder ethnischen Gruppe in Verbindung gebracht
werden kann und soll,

1. betont die nach der Charta der Vereinten Nationen und dem Volkerrecht bestehenden interna-
tionalen Verpflichtungen aller Staaten, insbesondere in ihren internationalen Bezichungen jede gegen die
territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhéngigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den
Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt zu unterlassen und
ihre internationalen Streitigkeiten durch friedliche Mittel auf der Grundlage der Charta beizulegen;

2. verurteilt gezielte Angriffe auf die Zivilbevolkerung, darunter Frauen und Kinder, unter Ver-
sto3 gegen das Vdlkerrecht, insbesondere die internationalen Menschenrechtsnormen und das humanitire
Volkerrecht, einschlieBlich derjenigen, die von gewalttitigen Extremisten begangen werden, sowie die Ver-
suche, Menschen an ihrem Streben nach politischen Reformen, MéBigung und einer inklusiven Entwick-
lung in unterschiedlichen Gesellschaften zu hindern und sie von der harten Arbeit der Entwicklung abzu-
bringen und zur Gewalt hinzulenken;

3. misshilligt die unter Versto gegen das Voélkerrecht, insbesondere die internationalen Men-
schenrechtsnormen und das humanitire Volkerrecht, veriibten Angriffe auf religiose Orte und Heiligtiimer
und kulturelle Stitten, namentlich jede vorsétzliche Zerstérung von Relikten und Denkmélern;

4.  fordert alle Mitgliedstaaten nachdrucklich auf, sich gegen den gewalttitigen Extremismus in
allen seinen Arten und Erscheinungsformen sowie sektiererische Gewalt zu vereinen, befiirwortet die An-
strengungen fithrender Personlichkeiten, in ihren Gemeinschaften die Ursachen des gewalttitigen Extre-
mismus und der Diskriminierung zu diskutieren und Strategien zu entwickeln, um diese Ursachen anzuge-
hen, und unterstreicht, dass den Staaten, den Regionalorganisationen, nichtstaatlichen Organisationen, reli-
gidsen Organisationen und den Medien eine wichtige Rolle bei der Férderung der Toleranz und der Ach-
tung der religiosen und kulturellen Vielfalt zukommt;

5. betont, wie wichtig es ist, dass die Staaten alle Formen der Gewalt gegen Frauen nachdriicklich
verurteilen und darauf verzichten, Brauch, Tradition oder religiose Beweggriinde geltend zu machen, um
sich den ihnen nach der Erklirung iiber die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen®*' obliegenden Verpflich-
tungen im Hinblick auf die Beseitigung dieser Gewalt zu entziehen;

6. legt allen Staaten und internationalen Organisationen nahe, der Offentlichkeit die Gefahren
von Intoleranz und sektiererischer Gewalt bewusst zu machen und sie dariiber aufzukléren und mit erneu-
tem Engagement und entsprechenden Mafinahmen zur Férderung der Toleranz und der Menschenrechte zu
reagieren, und bittet sie, auch kiinftig zu beachten, wie wichtig die Zusammenarbeit, die gegenseitige Ver-
stindigung und der Dialog sind, um MéBigung und Toleranz und die Achtung der Menschenrechte zu férdern;

7.  fordert alle Staaten auf, in ihrem Kampf gegen den gewalttétigen Extremismus alle Menschen-
rechte und Grundfreiheiten sowie die Rechtsstaatlichkeit zu achten und zu schiitzen und alle MaBnahmen

1 Resolution 48/104.
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auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebene in Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft zu
unterstiitzen, die das Ziel haben, Verstdndigung, Toleranz und Gewaltlosigkeit zu fordern, unter anderem
durch Programme und Institutionen in den Bereichen Bildung, Wissenschaft, Kultur, Kommunikation und
Information, die demokratischen Institutionen zu stirken, sicherzustellen, dass der Entwicklungsprozess
alle einschliefit, alle Formen der Intoleranz und der Gewalt zu beseitigen, Armut und Analphabetismus zu
beseitigen und die Ungleichgewichte innerhalb der Nationen und zwischen ihnen abzubauen, damit nie-
mand zuriickgelassen wird;

8. unterstreicht die entscheidende Bedeutung, die der Bildung, einschliellich der Menschen-
rechtsbildung, als dem wirksamsten Mittel zur Foérderung der Toleranz dabei zukommt, Achtung vor dem
Leben zu vermitteln und die Praxis der Gewaltlosigkeit, der MaBigung, des Dialogs und der Zusammenar-
beit zu fordern und so die Ausbreitung des Extremismus zu verhiiten, und legt allen Staaten, den Sonderor-
ganisationen der Vereinten Nationen und den zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen na-
he, aktiv zu diesen Bemiihungen beizutragen, unter anderem indem sie auf allen Ebenen der formalen, der
informellen und der nicht formalen Bildung besonderen Wert auf die staatsbiirgerliche Erziechung, Lebens-
kompetenzen und demokratische Grundsdtze und Vorgehensweisen legen;

9. empfiehlt die Forderung des Engagements der Gemeinschaft zur Bekdmpfung des gewalttéti-
gen Extremismus, namentlich durch die Stirkung der Beziehungen zwischen den Gemeinschaften und die
Hervorhebung ihrer gemeinsamen Bindungen und Interessen;

10. fordert die Mitgliedstaaten auf, fiir Toleranz und gegenseitige Achtung einzutreten und Infor-
mationen dariiber zu verbreiten, und unterstreicht den Beitrag, den die Medien und die neuen Kommunika-
tionstechnologien einschlieBlich des Internets dazu leisten konnen, die Achtung aller Menschenrechte zu
fordern, ein besseres gegenseitiges Verstidndnis aller Religionen, Weltanschauungen, Kulturen und Voélker
zu entwickeln, die Toleranz und die gegenseitige Achtung zu erhéhen und so die Ablehnung des gewalttéti-
gen Extremismus zu verstirken;

11. anerkennt den positiven Beitrag, den die Ausiibung des Rechts auf freie Meinungséduflerung,
insbesondere durch die Medien und neue Technologien einschlieBlich des Internets, und die volle Achtung
der Freiheit, Informationen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten, bei der Bekdmpfung von Rassis-
mus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhéngender Intoleranz leisten kon-
nen, und erklért erneut, dass die redaktionelle Unabhéngigkeit und Autonomie der Medien in dieser Hin-
sicht gewahrt werden miissen;

12. verurteilt nachdriicklich jedes Eintreten fiir nationalen, rassischen oder religiésen Hass, durch
das zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt wird;

13. Dbittet alle Mitgliedstaaten, Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, regionalen und
nichtstaatlichen Organisationen und sonstigen mafigeblichen Interessentrdger, geeignete Maflnahmen zur
Erfiillung der in dieser Resolution dargelegten Ziele zu ergreifen;

14. ersucht den Generalsekretdr, der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Tagung iiber die
Durchfiihrung dieser Resolution Bericht zu erstatten und Mittel und Wege zu empfehlen, wie das System
der Vereinten Nationen und das Sekretariat im Rahmen der vorhandenen Ressourcen den Mitgliedstaaten
auf Antrag dabei behilflich sein kénnen, der Offentlichkeit die Gefahren der Intoleranz bewusst zu machen
sowie Verstindigung und Gewaltlosigkeit zu fordern.

RESOLUTION 68/128

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.29 und Add.1, eingebracht von: Argentinien, Armenien, Australien, Belgien, Brasilien, Bulga-
rien, Danemark, Demokratische Republik Kongo, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Oster-
reich, Polen, Portugal, Rumanien, Russische Fdderation, Schweden, Schweiz, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Sudafrika, Thailand, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Kdnigreich GroRbritannien und
Nordirland, Zypern.

181



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

182

68/128. Die konfliktférdernde Rolle von Diamanten: Zerschlagung der Verbindung zwischen dem
illegalen Handel mit Rohdiamanten und bewaffneten Konflikten als Beitrag zur Verhiitung
und Beilegung von Konflikten

Die Generalversammlung,

in Anbetracht dessen, dass der Handel mit Konfliktdiamanten nach wie vor ein ernstes Problem fiir
die internationale Gemeinschaft darstellt, das unmittelbar mit der Schiirung bewaffneter Konflikte, den Ak-
tivitdten von Rebellenbewegungen zur Untergrabung oder zum Sturz rechtmifBiger Regierungen sowie dem
unerlaubten Handel mit Riistungsgiitern, insbesondere Kleinwaffen und leichten Waffen, und deren Verbrei-
tung in Verbindung gebracht werden kann,

sowie in Anbetracht der verheerenden Auswirkungen, die durch den Handel mit Konfliktdiamanten
geschiirte Konflikte auf den Frieden und die Sicherheit der Menschen in den betroffenen Lindern haben,
und der bei solchen Konflikten begangenen systematischen und schweren Menschenrechtsverletzungen,

in Anbetracht der negativen Auswirkungen solcher Konflikte auf die regionale Stabilitét sowie der
Verpflichtungen, welche die Charta der Vereinten Nationen den Staaten im Hinblick auf die Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit auferlegt,

anerkennend, dass unbedingt auch weiterhin Maflnahmen zur Eindimmung des Handels mit Kon-
fliktdiamanten getroffen werden miissen,

mit Anerkennung feststellend, dass die Beratungen im Rahmen des Kimberley-Prozesses, einer in-
ternationalen, von den Regierungen der teilnehmenden Staaten getragenen Initiative, unter Mitwirkung
aller Interessentrager gefiihrt wurden, einschlieBlich der Diamanten produzierenden, ausfiihrenden und ein-
fiihrenden Staaten, der Diamantenindustrie und der Zivilgesellschaft sowie der den Beitritt anstrebenden
Staaten und internationalen Organisationen,

daran erinnernd, dass die Entfernung von Konfliktdiamanten aus dem rechtméBigen Handel das
Hauptziel des Kimberley-Prozesses ist, und betonend, dass dieser seine Aktivitdten fortsetzen muss, damit
dieses Ziel erreicht wird,

unter BegriiBung des wichtigen Beitrags des Kimberley-Prozesses, der von den Diamanten produ-
zierenden Landern Afrikas eingeleitet wurde, und mit der Aufforderung an die Teilnehmerstaaten des Kim-
berley-Prozesses sowie an die Diamantenindustrie und an die zivilgesellschaftlichen Organisationen als
Beobachter, ihren Verpflichtungen konsequent nachzukommen,

in Anerkennung der erfolgreichen Rolle, die der Kimberley-Prozess in den vergangenen zehn Jahren
seines Bestehens dabei gespielt hat, dem Strom von Konfliktdiamanten Einhalt zu gebieten, und der bedeu-
tenden Entwicklungswirkung, die er durch die Verbesserung der Lebensbedingungen der vom Diamanten-
handel abhéngenden Menschen gehabt hat, und darauf hinweisend, dass sich die Plenartagung des Prozes-
ses verpflichtet hat, auch in Zukunft sicherzustellen, dass der Prozess als ein relevantes und glaubwiirdiges
Instrument zur Einddmmung des illegalen Stroms von Rohdiamanten erhalten bleibt,

sowie anerkennend, dass der Diamantensektor ein wichtiger Katalysator flir die Forderung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung ist, die notwendig ist, um in vielen produzierenden Léndern, insbe-
sondere Entwicklungsldandern, die Armut zu verringern und die Vorgaben fiir die Millenniums-Entwick-
lungsziele zu erfiillen,

eingedenk der Vorteile des rechtmédfligen Diamantenhandels fiir die produzierenden Lander und un-
terstreichend, dass weitere Mallnahmen auf internationaler Ebene getroffen werden miissen, um zu verhin-
dern, dass das Problem der Konfliktdiamanten den rechtméfigen Diamantenhandel beeintrachtigt, der einen
entscheidenden Beitrag zur Volkswirtschaft der Diamanten produzierenden, ausfithrenden und einfiihrenden
Staaten leistet,

feststellend, dass die weitaus meisten der weltweit produzierten Rohdiamanten rechtméBiger Her-
kunft sind,
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unter Hinweis auf die Charta sowie alle einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrats zum Thema
Konfliktdiamanten und entschlossen, zur Durchfithrung der in den genannten Resolutionen vorgesehenen
Mafnahmen beizutragen und diese zu unterstiitzen,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1459 (2003) des Sicherheitsrats vom 28. Januar 2003, in der
der Rat das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses®** als einen wertvollen Beitrag gegen den Han-
del mit Konfliktdiamanten nachdriicklich unterstiitzte,

mit Befriedigung feststellend, dass die Anwendung des Zertifikationssystems des Kimberley-
Prozesses die Rolle von Konfliktdiamanten bei der Forderung bewaftneter Konflikte weiter einschrianken
hilft und dazu beitragen diirfte, den rechtmafligen Handel zu schiitzen und die wirksame Durchfiihrung der
einschldgigen Resolutionen iiber den Handel mit Konfliktdiamanten sicherzustellen,

anerkennend, dass die aus dem Kimberley-Prozess gewonnenen Erkenntnisse fiir die Arbeit der
Kommission fiir Friedenskonsolidierung gegebenenfalls von Nutzen sein konnen, wenn sie die auf ihrer
Tagesordnung stehenden Lénder behandelt,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/56 vom 1. Dezember 2000, 56/263 vom 13. Mirz 2002,
57/302 vom 15. April 2003, 58/290 vom 14. April 2004, 59/144 vom 15. Dezember 2004, 60/182 vom
20. Dezember 2005, 61/28 vom 4. Dezember 2006, 62/11 vom 26. November 2007, 63/134 vom 11. De-
zember 2008, 64/109 vom 11. Dezember 2009, 65/137 vom 16. Dezember 2010, 66/252 vom 25. Januar
2012 und 67/135 vom 18. Dezember 2012, in denen sie dazu aufforderte, Vorschldge fiir ein einfaches,
wirksames und pragmatisches internationales Zertifikationssystem fiir Rohdiamanten auszuarbeiten und
umzusetzen und dieses regelmifBig zu iiberpriifen,

in diesem Zusammenhang begriflend, dass das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses so
angewandt wird, dass es weder den rechtmifigen Diamantenhandel behindert noch die Regierungen oder
die Industrie, insbesondere die kleineren Produzenten, iiber Gebiihr belastet noch die Entwicklung der Dia-
mantenindustrie behindert,

sowie begrifiend, dass die 54 Teilnehmer des Kimberley-Prozesses, die 81 Lander vertreten, darun-
ter die von der Europdischen Kommission vertretenen 28 Mitglieder der Européischen Union, beschlossen
haben, das Problem der Konfliktdiamanten zu bekdmpfen, indem sie sich an dem Prozess beteiligen und
das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses anwenden,

Kenntnis nehmend von den Ergebnissen der elften Plenartagung des Kimberley-Prozesses, die Siid-
afrika vom 19. bis 22. November 2013 in Johannesburg ausrichtete,

unter BegriBung des wichtigen Beitrags zur Erfiillung der Ziele des Kimberley-Prozesses, den zi-
vilgesellschaftliche Organisationen aus allen Teilnehmerldndern und die Diamantenindustrie, insbesondere
der Weltdiamantenrat, der alle Aspekte der Diamantenindustrie in dem Prozess représentiert, zu den inter-
nationalen Anstrengungen zur Beendigung des Handels mit Konfliktdiamanten geleistet haben und nach
wie vor leisten,

sowie unter BegruBung der vom Weltdiamantenrat angekiindigten Initiativen zur freiwilligen
Selbstkontrolle der Diamantenindustrie und anerkennend, dass ein derartiges System freiwilliger Selbstkon-
trolle dazu beitragt, wie in der Erkldrung von Interlaken vom 5. November 2002 iiber das Zertifikationssys-
tem des Kimberley-Prozesses fiir Rohdiamanten®** beschrieben, die Wirksamkeit einzelstaatlicher interner
Kontrollsysteme fiir Rohdiamanten zu gewéhrleisten,

anerkennend, dass die Souverénitit der Staaten voll zu achten ist und die Grundsétze der Ausgewo-
genheit, des gegenseitigen Nutzens und des Konsenses einzuhalten sind,

sowie in Anbetracht dessen, dass das am 1. Januar 2003 in Kraft getretene Zertifikationssystem des
Kimberley-Prozesses nur dann glaubhaft sein wird, wenn alle Teilnehmer iiber die erforderlichen nationa-
len Rechtsvorschriften in Verbindung mit wirksamen und glaubwiirdigen internen Kontrollsystemen verfii-
gen, mittels deren sie Konfliktdiamanten innerhalb ihres Hoheitsgebiets aus der Kette der Produktion, der

2 Siehe A/57/489.
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Ausfuhr und der Einfuhr von Rohdiamanten entfernen koénnen, wobei zu beriicksichtigen ist, dass unter-
schiedliche Produktionsmethoden und Handelsbrauche sowie Unterschiede bei den entsprechenden institu-
tionellen Kontrollen unter Umsténden unterschiedliche Ansétze zur Erfiillung der Mindestnormen erfor-
dern,

unter BegruBung der Bemiihungen, den normativen Rahmen des Kimberley-Prozesses durch die
Ausarbeitung neuer Vorschriften und Verfahrensnormen zur Regelung der Tétigkeit seiner Arbeitsorgane,
Teilnehmer und Beobachter und die Straffung der Verfahren zur Erarbeitung und Annahme seiner Be-
schliisse und Dokumente zu verbessern und so die Wirksamkeit des Zertifikationssystems des Kimberley-
Prozesses zu steigern,

1. bekréaftigt ihre nachdriickliche und anhaltende Unterstitzung fiir das Zertifikationssystem des
Kimberley-Prozesses**” und den Kimberley-Prozess insgesamt;

2. erkennt an, dass das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses dazu beitragen kann, die
wirksame Durchfiihrung der einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrats zu gewihrleisten, die Sanktio-
nen gegen den Handel mit Konfliktdiamanten vorsehen, und dass es zur Verhiitung kiinftiger durch Dia-
manten geschiirter Konflikte beitrdgt, und fordert die vollstdndige Durchfiihrung der vom Rat bereits be-
schlossenen MafBinahmen zur Bekdmpfung des illegalen Handels mit Rohdiamanten, insbesondere mit Kon-
fliktdiamanten, die eine konfliktférdernde Rolle spielen;

3. begruBt es, dass Mali im Juni 2013 nach Genehmigung im schriftlichen Verfahren als Vollteil-
nehmer in den Kimberley-Prozess aufgenommen wurde;

4.  erkennt an, welchen wichtigen Beitrag die internationalen Anstrengungen zur Bewéltigung des
Problems der Konfliktdiamanten, namentlich das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses, zur Beile-
gung der Konflikte und zur Konsolidierung des Friedens in Angola, Liberia und Sierra Leone geleistet ha-
ben;

5. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen, die Anwendung des Kimberley-Prozesses weiter zu
stirken, einschlieBlich der Anstrengungen, die Anwendung der Anforderungen des Zertifikationssystems
des Kimberley-Prozesses bei grenziiberschreitenden Verkdufen iiber das Internet weiterhin zu priifen;

6. nimmt auerdem Kenntnis von dem Beschluss des Allgemeinen Rates der Welthandelsorgani-
sation vom 15. Mai 2003, eine Ausnahmeregelung mit Wirkung vom 1. Januar 2003 bis 31. Dezember 2006
fir die zur Anwendung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses getroffenen MaBinahmen zu
gewihren, von dem Beschluss des Allgemeinen Rates vom 17. November 2006, eine Verlingerung der
Ausnahmeregelung bis zum 31. Dezember 2012 zu gewéhren, und von dem Beschluss des Allgemeinen
Rates vom 11. Dezember 2012, eine Verlangerung der Ausnahmeregelung bis zum 31. Dezember 2018 zu
gewihren;

7. nimmt Kenntnis von dem geméf Resolution 67/135 der Generalversammlung vorgelegten Be-
richt des Vorsitzes des Kimberley-Prozesses®* und begliickwiinscht die teilnehmenden Regierungen, die
Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration**, die Diamantenindustrie und die Organisationen der
Zivilgesellschaft, die an dem Prozess mitwirken, zu ihrem Beitrag zur Ausarbeitung, Anwendung und
Uberwachung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses;

8. anerkennt die 2013 von den Arbeitsgruppen, Teilnehmern und Beobachtern des Kimberley-
Prozesses erzielten Fortschritte bei der Erfiillung der von dem Vorsitz festgelegten Ziele, die darin beste-
hen, die Anwendung des Systems der gegenseitigen Uberpriifung zu stirken, die Transparenz und Genauig-
keit der Statistiken zu erhohen, Forschungsarbeiten betreffend die Riickverfolgbarkeit von Diamanten zu
fordern, durch die verstidrkte Einbeziehung der Regierungen, der Industrie und der Zivilgesellschaft in das
Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses den Kreis der Beteiligten zu erweitern, bei den Teilnehmern

3 A/68/649, Anlage.

244 e .
Européische Union.



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

ein Gefiihl der Eigenverantwortung zu fordern, den Informations- und Kommunikationsfluss zu verbessern
und das Zertifikationssystem besser zur Reaktion auf kiinftige Herausforderungen zu beféhigen;

9.  stellt fest, dass der Prozess der jéhrlichen Berichterstattung tiber die Anwendung des Zertifika-
tionssystems des Kimberley-Prozesses die Hauptquelle umfassender und regelmifiger, von den Teilneh-
mern bereitgestellter Informationen iiber die Anwendung des Prozesses ist, und fordert die Teilnehmer auf,
konsistente und sachbezogene Jahresberichte vorzulegen, um diese Anforderung zu erfiillen;

10. dankt Cote d’Ivoire, Liberia, der Russischen Foderation, Singapur, Siidafrika und Vietnam
dafiir, dass sie 2013 Uberpriifungsbesuche oder Delegationen empfangen haben, begriiBt die Zusage dieser
Linder, ihre Zertifikationssysteme laufend fiir Uberpriifungen und Verbesserungen zu 6ffnen, und fordert
die anderen Teilnehmer auf, sofern sie es noch nicht getan haben, sich bereitzuerkliren, Uberpriifungsbesu-
che zu empfangen,;

11. nimmt Kenntnis von den im Rahmen des Kimberley-Prozesses unternommenen Anstrengun-
gen, die Anwendung und Durchsetzung zu starken und insbesondere die Koordinierung der Mafinahmen
des Kimberley-Prozesses in Bezug auf das Vorliegen gefélschter Zertifikate zu gewahrleisten, Wachsamkeit
zu iiben und sicherzustellen, dass Lieferungen verdachtigen Ursprungs entdeckt und gemeldet werden, und
bei Verstoflen den Informationsaustausch zu erleichtern, und nimmt mit Dank Kenntnis von der verstiarkten
diesbeziiglichen Zusammenarbeit der Teilnehmer untereinander und mit der Weltzollorganisation;

12. betont, dass eine moglichst breite Beteiligung an dem Zertifikationssystem des Kimberley-
Prozesses von entscheidender Bedeutung ist, ermutigt die Mitgliedstaaten, zur Tétigkeit des Kimberley-
Prozesses beizutragen, indem sie die Mitgliedschaft anstreben, sich aktiv an dem Zertifikationssystem be-
teiligen und den darin enthaltenen Verpflichtungen nachkommen, und ist sich bewusst, wie wichtig die er-
hohte Mitwirkung zivilgesellschaftlicher Organisationen an dem Prozess ist;

13. fordert die Teilnehmer des Kimberley-Prozesses auf, auch kiinftig Regeln und Verfahren zur
weiteren Steigerung der Wirksamkeit des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses festzulegen und
die bestehenden Regeln und Verfahren zu verbessern, und stellt mit Befriedigung fest, dass der Prozess im
Hinblick auf die Aufstellung transparenter und einheitlicher Regeln und Verfahren und die Verbesserung
des prozessinternen Konsultations- und Koordinierungsmechanismus jetzt systematischer arbeitet, nament-
lich durch die Verabschiedung von Regeln beziiglich Nichteinhaltung und statistischer Anomalien;

14. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Bereitschaft der Teilnehmer und Beobachter des
Kimberley-Prozesses, diejenigen Teilnehmer, denen die Einhaltung der Anforderungen des Zertifikations-
systems des Kimberley-Prozesses voriibergehend Schwierigkeiten bereitet, zu unterstiitzen und ihnen tech-
nische Hilfe zu gewéhren;

15. erkennt an, wie wichtig der Kimberley-Prozess fiir die Férderung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung ist, insbesondere im Sektor des handwerklichen und in kleinem Umfang betriebenen Diamanten-
abbaus, und spricht sich dafiir aus, entwicklungsbezogenen Fragen mehr Aufmerksamkeit zu widmen, na-
mentlich im Rahmen der Tétigkeit der Diamantenentwicklungsinitiative;

16. nimmt mit Anerkennung davon Kenntnis, dass der Kimberley-Prozess in der Frage der Diaman-
ten aus Cote d’Ivoire weiterhin mit den Vereinten Nationen zusammenarbeitet, im Einklang mit der Resolu-
tion 2101 (2013) des Sicherheitsrats vom 25. April 2013 und entsprechend dem Verwaltungsbeschluss iiber

. . . . 245
den Informationsaustausch mit den Vereinten Nationen™";

17. begriBt die Schlussfolgerungen und Empfehlungen der Uberpriifungsmission, die Cote
d’Ivoire vom 30. September bis 4. Oktober 2013 besuchte, anerkennt die wichtigen Schritte, die Cote
d’Ivoire unternommen hat, um die Einhaltung der Mindestanforderungen des Zertifikationssystems des
Kimberley-Prozesses gemill Resolution 2101 (2013) des Sicherheitsrats zu gewihrleisten, stellt fest, dass
die Plenartagung des Kimberley-Prozesses in ihrem Schlusskommuniqué von 2013 anerkannte, dass Cote
d’Ivoire die Mindestanforderungen in dem Maf3e, wie es unter dem Embargo der Vereinten Nationen mog-

5 Sjehe A/64/559, Anlage, Anhang 1.

185



I. Resolutionen ohne Uberweisung an einen Hauptausschuss

186

lich war, erfiillt hat, und erinnert daran, dass der Rat im Einklang mit seiner Resolution 2101 (2013) die
MaBnahmen im Lichte der Fortschritte bei der Anwendung des Kimberley-Prozesses iiberpriifen wird,;

18. legt den Freunden Coéte d’Ivoires nahe, das Land weiterhin zu unterstiitzen, um es auf die An-
wendung des Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses vorzubereiten;

19. legt dem Kimberley-Prozess nahe, auch weiterhin aktiv mit der nach Resolution 1584 (2005)
des Sicherheitsrats vom 1. Februar 2005 eingesetzten Sachverstindigengruppe der Vereinten Nationen fiir
Cote d’Ivoire zusammenzuarbeiten und mit Cote d’Ivoire dabei Verbindung zu halten, mit dem Endziel, die
Voraussetzungen fiir die Aufhebung der Sanktionen der Vereinten Nationen gegen den Handel mit Rohdia-
manten aus Cote d’Ivoire zu erfullen;

20. anerkennt die aktive Beteiligung Liberias an der Arbeit des Regionalteams des Kimberley-
Prozesses fiir Zusammenarbeit in der Mano-Fluss-Region, legt dem Prozess nahe, Liberia in Zusammenar-
beit mit der nach Resolution 2025 (2011) des Sicherheitsrats vom 14. Dezember 2011 eingesetzten Sach-
verstandigengruppe fiir Liberia bei den Anstrengungen zu unterstiitzen, sein System der internen Kontrollen
weiter zu verstdrken und die Probleme bei der Anwendung des Zertifikationssystems des Kimberley-
Prozesses weiter anzugehen, und nimmt Kenntnis von dem Uberpriifungsbesuch in Liberia vom 18. bis
27. Mirz 2013;

21. begruBt die Initiative von Teilnehmern des Kimberley-Prozesses in Westafrika, bei der An-
wendung des Kimberley-Prozesses und den Anstrengungen zur Politikharmonisierung im Rahmen des re-
gionalen Ansatzes fiir die Mano-Fluss-Region verstirkt zusammenzuarbeiten, und nimmt Kenntnis von den
Planen der Region fiir die Ausarbeitung einer regionalen Strategie und eines regionalen Fahrplans als Er-
gebnis eines fiir Anfang 2014 angesetzten Arbeitsseminars auf hoher Ebene iiber die regionale Zusammen-
arbeit in Westafrika;

22. nimmt davon Kenntnis, dass die Plenartagung des Kimberley-Prozesses den am 23. Mai 2013
im schriftlichen Verfahren genehmigten Verwaltungsbeschluss iiber die voriibergehende Suspendierung der
Zentralafrikanischen Republik bekréftigt hat und dass die Zentralafrikanische Republik Berichten zufolge
bereit ist, die Probleme der Nichteinhaltung der Mindestanforderungen des Zertifikationssystems des Kim-
berley-Prozesses anzugehen und ihre internen Kontrollsysteme zu starken;

23. erinnert an den Beschluss der Plenartagung iiber die weitere Teilnahme der Bolivarischen Re-
publik Venezuela an dem Kimberley-Prozess, erkennt an, dass die von der Bolivarischen Republik Vene-
zuela in Antwort auf den Beschluss der Plenartagung vorgelegten Unterlagen einen positiven Schritt dar-
stellen, und bittet die Bolivarische Republik Venezuela um die Fortsetzung ihrer Bemiithungen, sich durch
die in dem Kommuniqué des Kimberley-Prozesses vom 30. November 2012%*® beschriebenen Schritte wie-
der voll in das Zertifikationssystem des Kimberley-Prozesses einzugliedern;

24. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Rolle des Mechanismus fiir administrative Unter-
stiitzung des Kimberley-Prozesses, der 2013 beim Weltdiamantenrat angesiedelt sein wird,

25. stellt fest, dass 2013 das Thema der Reformen des Kimberley-Prozesses und neben anderen
Vorschligen auch die vorgeschlagenen Anderungen der Definition von , Konfliktdiamanten* erdrtert wur-
den, stellt auBerdem fest, dass in der Frage der Anderung der Definition von ,,Konfliktdiamanten* kein
Konsens erzielt wurde, und stellt ferner fest, dass dem Vorsitz, den Teilnehmern und den Beobachtern na-
hegelegt wurde, den Dialog iiber diese Frage fortzufiihren;

) 26. nimmt davon Kenntnis, dass die Plenartagung des Kimberley-Prozesses einen Vorschlag fiir
Anderungen am Grundlagendokument des Kimberley-Prozesses angenommen hat, die das Zertifikations-
system des Kimberley-Prozesses innerhalb seines gegenwirtigen Anwendungsbereichs stirken sollen;

27. nimmt davon Kenntnis, dass die Plenartagung des Kimberley-Prozesses sieben Verwaltungsbe-
schliisse zu folgenden Themen angenommen hat: technische Definitionen, Leitlinien fiir die Erstellung,
Uberpriifung und Analyse der statistischen Daten des Kimberley-Prozesses, Vorsitz der Arbeitsorgane des

6 A/67/640, Anlage, Beilage.
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Kimberley-Prozesses, Antrige der Teilnehmer des Kimberley-Prozesses auf Mitgliedschaft und Mitwirkung
in den Arbeitsorganen, Schutzrichtlinien fiir die Verwendung des Logos des Kimberley-Prozesses, Auflo-
sung des Mitgliedschafts- und des Auswahlausschusses und Bildung des Ausschusses flir Mitgliedschaft
und Vorsitz sowie technische Zertifikate fiir wissenschaftliche Forschung;

28. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der anhaltenden Unterstiitzung des Weltdiamantenzen-
trums in Antwerpen fiir die Website des Kimberley-Prozesses, die erheblich verbessert wurde, um sie zu
einem effizienteren und wirksameren Instrument zu machen;

29. erklart erneut, wie wichtig der Dreiparteiencharakter des Kimberley-Prozesses ist, und begriifit
das Eintreten der Plenartagung fiir ein weiteres konstruktives Zusammenwirken mit der Zivilgesellschaft in
Anerkennung der Rolle, die die Zivilgesellschaft im Kimberley-Prozess spielt;

30. beflirwortet weitere Verbesserungen bei der Durchsetzung des Zertifikationssystems des Kim-
berley-Prozesses und stellt fest, dass neue Anstrengungen unternommen wurden, um den Informationsaus-
tausch und die Zusammenarbeit bei der Durchsetzung zu verstérken;

31. nimmt mit hochster Anerkennung Kenntnis von dem wichtigen Beitrag, den Stdafrika, das
2013 den Vorsitz des Kimberley-Prozesses fiihrte, zur Eindémmung des Handels mit Konfliktdiamanten
geleistet hat, und begriiit es, dass China als Vorsitz und Angola als stellvertretender Vorsitz des Prozesses
fiir das Jahr 2014 ausgewahlt wurden;

32. ersucht den Vorsitz des Kimberley-Prozesses, der Generalversammlung auf ihrer neunund-
sechzigsten Tagung einen Bericht iiber die Anwendung des Prozesses vorzulegen,;

33. beschliet, den Punkt ,,Die konfliktférdernde Rolle von Diamanten“ in die vorldufige Tages-
ordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/129

Verabschiedet auf der 69. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.32 und Add.1, eingebracht von: Agypten, Belgien, El Salvador, Estland, Finnland, Frank-
reich, Japan, Kanada, Luxemburg, Niederlande, Polen, Slowenien, Spanien, Vereinigtes Konigreich GroRbritanni-
en und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

68/129. Hilfe fur die Uberlebenden des Vélkermords von 1994 in Ruanda, insbesondere fiir
Waisen, Witwen und Opfer sexueller Gewalt

Die Generalversammlung,

geleitet von der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte®*’,

unter Hinweis auf die Ergebnisse und Empfehlungen der vom Generalsekretér mit Zustimmung des
Sicherheitsrats in Auftrag gegebenen unabhéngigen Untersuchung des Verhaltens der Vereinten Nationen
withrend des Volkermords in Ruanda 1994%*,

sowie unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 2005**°, vor allem seine Feststellung, dass

alle Menschen, insbesondere die schwichsten, Anspruch auf Freiheit von Furcht und Freiheit von Not ha-
ben, mit gleichen Moglichkeiten, alle ihre Rechte auszuiiben und ihr menschliches Potenzial voll zu entfal-
ten,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 59/137 vom 10. Dezember 2004, in der sie den General-
sekretdr ersuchte, die zustdndigen Organisationen, Fonds und Programme des Systems der Vereinten Natio-
nen dazu zu ermutigen, mit der Regierung Ruandas auch weiterhin bei der Entwicklung und Durchfiihrung

7 Resolution 217 A (I1I). In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf.

8 Siche $/1999/1257.
24 Resolution 60/1.
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von Programmen zusammenzuarbeiten, deren Ziel die Unterstiitzung der weiter unter den Auswirkungen
des Volkermords von 1994 leidenden schutzbediirftigen Gruppen ist,

unter Hinweis auf ihre Resolution 60/225 vom 23. Dezember 20035, in der sie die Mitgliedstaaten
nachdriicklich aufforderte, Erziehungsprogramme zu den Lehren aus dem Vélkermord in Ruanda zu erar-
beiten, und auflerdem den Generalsekretédr aufforderte, ein Informationsprogramm zum Gedenken an die
Opfer des Volkermords in Ruanda und fiir die Erziehung gegen Volkermord aufzustellen, um zu verhin-
dern, dass es in Zukunft wieder zu V6lkermordhandlungen kommt,

in Anerkennung der zahlreichen Schwierigkeiten, denen sich die Uberlebenden des Volkermords
von 1994 in Ruanda gegeniibersehen, insbesondere die Waisen, Witwen und Opfer sexueller Gewalt, die
infolge des Volkermords drmer und schutzbediirftiger sind, insbesondere die vielen Opfer sexueller Gewalt,
die mit dem HI-Virus infiziert wurden und seither verstorben oder ernsthaft an Aids erkrankt sind,

in Wirdigung der erheblichen Anstrengungen, die von der Regierung und dem Volk Ruandas und
den zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie auf internationaler Ebene unternommen werden, um die
Wiirde der Uberlebenden wiederherstellen zu helfen, namentlich der Tatsache, dass die Regierung jedes
Jahr 5 Prozent des Staatshaushalts fiir die Unterstiitzung der schutzbediirftigsten Uberlebenden des Vol-
kermords bereitstellt,

unter Hinweis auf die Resolution 1966 (2010) des Sicherheitsrats vom 22. Dezember 2010, in der
der Rat den Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung der Personen, die fiir V6lkermord und andere
schwere Verstole gegen das humanitire Volkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar
1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehoriger, die fiir wéh-
rend desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Volkermord und andere derar-
tige VerstoBBe verantwortlich sind, ersuchte, alle ihm moglichen MaBBnahmen zu treffen, um seine gesamte
verbleibende Arbeit ziigig und spétestens bis zum 31. Dezember 2014 abzuschlieBen, seine Aufldsung vor-
zubereiten und fiir einen reibungslosen Ubergang zu dem Internationalen Residualmechanismus fiir die Ad-
hoc-Strafgerichtshife zu sorgen,

fest Uiberzeugt von der Notwendigkeit, die Wiirde der Uberlebenden des Vélkermords von 1994 in
Ruanda wiederherzustellen, was den Aussdhnungs- und Heilungsprozess in Ruanda fordern wiirde,

unter BegriiBung des Berichts des Generalsekretirs®",

1. verweist auf ihre Resolution 58/234 vom 23. Dezember 2003, in der sie den 7. April 2004 zum
Internationalen Tag des Gedenkens an den Volkermord in Ruanda bestimmte, und fordert die Vereinten
Nationen und die internationale Gemeinschaft auf, im April 2014 gemeinsam mit dem ruandischen Volk
des Volkermords in Ruanda vor zwanzig Jahren zu gedenken und sich erneut auf die Bekdmpfung von
Volkermord iiberall auf der Welt zu verpflichten;

2. ersucht den Generalsekretir, die zustidndigen Organisationen, Fonds und Programme des Sys-
tems der Vereinten Nationen auch weiterhin zu ermutigen, die Resolution 59/137 rasch durchzufiihren, un-
ter anderem indem sie Hilfe zugunsten der Bildung von Waisen, der medizinischen Versorgung und Be-
handlung der Opfer sexueller Gewalt, namentlich HIV-positiver Opfer, der Trauma- und psychologischen
Beratung, der Vermittlung von Fertigkeiten sowie der Kleinstkreditprogramme zur Forderung der Eigen-
standigkeit und zur Linderung der Armut gewihren;

3. fordert die Mitgliedstaaten und das System der Vereinten Nationen auf, die Empfehlungen im
Bericht des Generalsekretirs® dringend umzusetzen;

4. ersucht den Generalsekretdr, die Aktivitdten des Informationsprogramms ,,Der V6lkermord in
Ruanda und die Vereinten Nationen®, diec dem Gedenken an die Opfer des Volkermords in Ruanda und der
Erziehung gegen Volkermord dienen, fortzusetzen, um verhindern zu helfen, dass es in Zukunft wieder zu
Voélkermordhandlungen kommt;
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5. stellt fest, wie wichtig die noch verbleibenden Fragen sind, darunter Zeugenschutz und Opfer-
hilfe, die Archive des Internationalen Strafgerichtshofs fiir Ruanda und Justizfragen sowie der Kapazitits-
aufbau im ruandischen Justizsystem und in der Einheit des Justizministeriums der Regierung Ruandas fiir
die Suche nach den fliichtigen Vélkermdrdern, und unterstreicht, dass diesen Fragen verstiarkt und langfris-
tig Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;

6. begruBt die Verabschiedung der Resolution 1966 (2010) des Sicherheitsrats, in der der Rat
beschloss, den Internationalen Residualmechanismus fiir die Ad-hoc-Strafgerichtshéfe zu schaffen, fordert
den Mechanismus in dieser Hinsicht auf, die verbleibenden Fille innerhalb des in Resolution 1966 (2010)
genannten Anfangszeitraums abzuschlieen, und fordert die Mitgliedstaaten auf, diese Anstrengungen zu
unterstiitzen;

7. ersucht den Generalsekretir, in Absprache mit der Regierung Ruandas die zustdndigen Organi-
sationen, Fonds und Programme des Systems der Vereinten Nationen weiter dazu zu ermutigen, geeignete
Mafnahmen zu ergreifen, um insbesondere die Anstrengungen zur Stirkung des Kapazititsaufbaus im Jus-
tizsystem, der Transparenz und der Opferhilfe in Ruanda zu unterstiitzen;

8. ersucht den Generalsekretir auBerdem, angesichts der kritischen Situation der Uberlebenden
des Volkermords von 1994 in Ruanda und der Abschlussstrategie des Internationalen Strafgerichtshofs fiir
Ruanda weiter alle zur Durchfiihrung dieser Resolution notwendigen und durchfithrbaren Mafnahmen zu
treffen und der Generalversammlung auf ihrer siebzigsten Tagung einen Bericht dariiber vorzulegen und
dabei konkrete Empfehlungen zu geeigneten Losungen in Bezug auf die verbleibenden Bediirfnisse der
Uberlebenden des Vélkermords von 1994 in Ruanda zu unterbreiten;

9.  beschlieRt, den Punkt ,Hilfe fiir die Uberlebenden des Vélkermords von 1994 in Ruanda, ins-
besondere fiir Waisen, Witwen und Opfer sexueller Gewalt™ in die vorldufige Tagesordnung ihrer siebzigs-
ten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 68/237

Verabschiedet auf der 72. Plenarsitzung am 23. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/68/L.34, vorgelegt vom Prasidenten der Generalversammlung.

68/237.  Verkiindung der Internationalen Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 52/111 vom 12. Dezember 1997, mit der sie beschloss, die Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhéngende
Intoleranz einzuberufen, und ihre Resolutionen 56/266 vom 27. Mirz 2002, 57/195 vom 18. Dezember
2002, 58/160 vom 22. Dezember 2003, 59/177 vom 20. Dezember 2004 und 60/144 vom 16. Dezember
2005, in denen sie den Weg fiir die umfassende Weiterverfolgung der Weltkonferenz und die wirksame
Umsetzung der Erklirung und des Aktionsprogramms von Durban®' vorgab,

erneut darauf hinweisend, dass alle Menschen frei und gleich an Wiirde und Rechten geboren sind
und einen konstruktiven Beitrag zur Entwicklung und zum Wohlergehen ihrer Gesellschaften leisten kon-
nen und dass jede Lehre rassischer Uberlegenheit wissenschaftlich falsch, moralisch verwerflich sowie
sozial ungerecht und gefahrlich ist und zusammen mit Theorien, mit denen versucht wird, die Existenz ge-
trennter menschlicher Rassen nachzuweisen, abzulehnen ist,

in Anerkennung der Anstrengungen und Initiativen, die Staaten unternechmen, um Diskriminierung
und Segregation zu verbieten und den vollen Genuss der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte
sowie der biirgerlichen und politischen Rechte zu bewirken,

unterstreichend, dass trotz der in dieser Hinsicht unternommenen Anstrengungen noch immer Mil-
lionen von Menschen Opfer von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-

3! Sjehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. 1. In Deutsch verfiigbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac189-12.pdf.
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sammenhédngender Intoleranz, einschlieBlich ihrer zeitgendssischen Auspragungen, die teilweise mit Ge-
walt einhergehen, sind,

sowie unter Hervorhebung ihrer Resolution 64/169 vom 18. Dezember 2009, mit der sie das Jahr
2011 zum Internationalen Jahr der Menschen afrikanischer Abstammung erklirte,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 3057 (XXVIII) vom 2. November 1973, 38/14 vom 22. No-
vember 1983 und 48/91 vom 20. Dezember 1993, mit denen sie die drei Dekaden zur Bekdmpfung von
Rassismus und Rassendiskriminierung verkiindete, und sich der Tatsache bewusst, dass die Ziele dieser
Dekaden noch nicht erreicht sind,

unter Hervorhebung ihrer Resolution 67/155 vom 20. Dezember 2012, in der sie den Présidenten
der Generalversammlung ersuchte, im Benehmen mit den Mitgliedstaaten, den zustindigen Programmen
und Organisationen der Vereinten Nationen und der Zivilgesellschaft, einschlieBlich der nichtstaatlichen
Organisationen, einen informellen Beratungs- und Vorbereitungsprozess fiir die Verkiindung der Internatio-
nalen Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung unter dem Motto ,,Menschen afrikanischer Ab-
stammung: Anerkennung, Gerechtigkeit und Entwicklung® einzuleiten, mit dem Ziel, die Internationale
Dekade 2013 zu verkiinden,

unter Hinweis auf Ziffer 61 ihrer Resolution 66/144 vom 19. Dezember 2011, in der sie die Arbeits-
gruppe von Sachverstidndigen fiir Menschen afrikanischer Abstammung ermutigte, ein vom Menschen-
rechtsrat zu verabschiedendes Aktionsprogramm, einschlieBlich eines Mottos, zu entwickeln, und in dieser
Hinsicht Kenntnis nehmend von der Resolution 21/33 des Rates vom 28. September 2012°*, in der der Rat
den Entwurf des Aktionsprogramms fiir die Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung®* begriifite
und beschloss, ihn der Generalversammlung zur Annahme zu tibermitteln,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von der Arbeit, die die Arbeitsgruppe von Sachverstindigen fiir
Menschen afrikanischer Abstammung mit der Erstellung des Entwurfs eines umfassenden Aktionspro-
gramms geleistet hat, das ein breites Spektrum von Bereichen abdeckt, die als weit gefasster Rahmen fiir
das Aktionsprogramm fiir die Internationale Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung dienen
konnten, und von dem Bericht des Generalsekretérs {iber Schritte zur wirksamen Gestaltung der Internatio-
nalen Dekade®*,

1. verkindet die Internationale Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung, vom 1. Januar
2015 bis zum 31. Dezember 2024, unter dem Motto ,,Menschen afrikanischer Abstammung: Anerkennung,
Gerechtigkeit und Entwicklung®, deren Auftakt unmittelbar im Anschluss an die Generaldebatte der neun-
undsechzigsten Tagung der Generalversammlung stattfinden soll;

2. ersucht den Prisidenten der Generalversammlung, die Konsultationen mit den Mitgliedstaaten
der Generalversammlung und anderen Interessentrdgern iiber den Moderator fortzufithren, um auf der
Grundlage eines von der Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe fiir die wirksame Umsetzung der Erklarung
und des Aktionsprogramms von Durban ausgearbeiteten Programmentwurfs ein Programm fiir die Durch-
filhrung der Internationalen Dekade zu erstellen, das auf der achtundsechzigsten Tagung der Versammlung
und spétestens am 30. Juni 2014 fertiggestellt und angenommen werden soll;

3. fordert die Zuweisung berechenbarer Finanzmittel aus dem ordentlichen Haushalt und aus au-
Berplanméfigen Mitteln der Vereinten Nationen fiir die wirksame Durchfiihrung des Aktionsprogramms
und der Aktivitdten im Rahmen der Internationalen Dekade.

22 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-seventh Session, Supplement No. 53A (A/67/53/Add.1), Kap. IL.
3 A/HRC/21/60/Add.2.
> A/67/879.
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	17. Im Hinblick auf die ständige Verbesserung des Zusammenwirkens mit seinen Nebenorganen und der Weiterverfolgung ihrer Arbeit soll der Wirtschafts- und Sozialrat handlungsorientierte Überprüfungen der Tätigkeiten, Berichte und Empfehlungen seiner ...
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	22. Dem Wirtschafts- und Sozialrat kommt eine wichtige Rolle als Plattform für die Mitwirkung einer Vielzahl von Interessenträgern und die Einbeziehung aller maßgeblichen Interessenträger in die Arbeit des Rates zu, insbesondere was seine Funktion im...
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	27. Das jährliche Arbeitsprogramm des Wirtschafts- und Sozialrats soll die Verstärkung des regelmäßigen Dialogs mit dem Koordinierungsrat der Leiter der Organisationen des Systems der Vereinten Nationen vorsehen und dabei die einschlägigen Resolutio...
	28. Die Resolutionen und Beschlüsse des Wirtschafts- und Sozialrats sollen von allen in Betracht kommenden Teilen des Systems der Vereinten Nationen vollständig durchgeführt und weiterverfolgt werden. Der Rat und die Generalversammlung sollen diesen P...
	29. Der Wirtschafts- und Sozialrat und die Generalversammlung, insbesondere ihr Zweiter und Dritter Ausschuss, müssen die Rationalisierung ihrer jeweiligen Tagesordnung prüfen und entsprechende Maßnahmen ergreifen, mit dem Ziel, Doppelungen und Übers...
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	34. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll weiter erwägen, wie er sein Profil in der Öffentlichkeit verbessern kann, unter anderem indem er der Öffentlichkeit seine Rolle, seine Arbeit und seine Erfolge auf überzeugende Weise wirksam vermittelt.
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